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Das Sänftenwesen zu Leipzig. 

Bis Ende des 17. Jalirhunderts gab es in Leipzig kein öüent- 
liches Personentransportmittel. Es war dazu bei der geringen Aus- 
dehnung der Stadt im allgemeinen ein Bedürfnis nicht vorliandon. Zur 
Not, wenn bei einer Festlichkeit schlechtes Wetter eintrat oder bei 
Krankheitsfällen, mußte eben ein Nachbar oder wer sonst im Besitze 
eines Wagens') oder einer Sanfte sich beCandf damit, in der Kegei ohne 
Entgelt und aus Gefälligkeit, ausiielfen. 

Da aber die Stadt wuchs, und zu Anfang des 18. Jahrhunderts 
in anderen größeren Handels- und Residenzstädten die Einrichtung 
ötTentlicher Sänftenanstalten als zweckmäßig sich erwies, scluitfte im 
Jahre 1703 auch der Magistrat zu Leipzig 12 Sänften an und nahm 
die dazu nötigen Träger in Dienst und Pflicht. 

Diese Sänften oder, wie sie vornehmer genannt wurden, Porte- 
chaisen, waren einsitzige geschlossene Kasten nach Art eines Kutsch- 
kastens, die an Tragstangen von zwei Männern getragen wurden. 

Nadi ilirer InBtmktiim, auf die de vereidet wurden, hatten die 
TrSger mit ihren Sinftea vor der Börse auf dem Naschmarkt tSj^ieh 
von frOh 6 Uhr bia abends 8 Uhr auf Inanspruchnahme ihrer Dienste 
zu warten, ebenso aueh an Sonn- und Feiertagen, ausgenommen die 
Stunden von 8 Uhr frflh bis nadi Schluß des Gottesdienstes und von 
2 bis 3 Uhr nachmittags, weil zu dieser Zeit ebenfalls Gottesdienst ststt- 
fuid. Auch vor 6 Uhr frfih und nach 8 Uhr abends konnten sie ihrer 
Besdilfiigung nachgehen. Verpflichtet waren jedoch nur jedesmal vier 
THIger, mit ihren SAnften Naditdienst zu tun^. Diese Verpfliditung 

Ij Penoneofuhrwerk, in Gestalt sogenannter KaretheD, kam übrigens erat 
vor oDgefthr 20O Jahreo in Lripsdg auf. vgl. n. 8. 9. 

2) Dem niditlichao Verkehr kam es sehr zu statten, dafi zwei Jahre vor- 
her, im Jahn' 1701, Straßenbeleuchtung eitigefiihrt worden war durch 70(» Givs^en- 
latenien, von donon die nu>i.Ht«.>n auf cichoiieti Pfühlen im Straßenpflastcr, einige 
au eisernen Arnieu lui den Häusern befestigt waren. 
VdknrirtidMM. a. wlrtMhafl^Moliioliil. AMHndliiiiic«o. H. 1. 1 
ttt«rBb«rf , Das V«rkakiigi«tite Laiprip. 
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traf alle der Reihe nach. Überhaupt wurde auf eine ordentliche Ab- 
wechaelung bei ihnen gesehen; jede Sanfte, die in Gebrauch gewesen 
war, mußte warton, bis die fibrigen Bescfaliltigung gefunden hatten. 

Der Bezirk, in welchem die Öffentlichen SSnften benutzt werden 
durften, erstreckte sich nur fiber die innere Stadt und die Vorstfidte. 
In diesem Bereich hatten die vom Bäte angestellten Sfinftentriger die 
ausschliefiliche Bereditigung, den Personentransport mittels Sänften 
gegen Entgelt auszufahren Dafttr waren sie verpflichtet, jeder Be- 
stellung nachzukommen und dem Publikum dienstwillig und artig 
gegenfiberzutreten ^. 

Der Tk^gelohn unterlag freier Vereinbarung, jedoch durften die 
Sänftenträger für einen Cfong innerhalb der Ringmauern nicht fiber 
2 Grosclien und für einen solche von der Stadt in die Vorstädte 
nicht mehr als 4 Groschen verlangen. Für den Rückweg war der 
gleiche Lohn zu bezahlen. Wurde die Sänfte nach Zeit gemietet, so 
hatte man für die erste Stunde 6 Groschen, für jede folgende 4 Groschen, 
für den ganzen Tag 1 Taler zu entrichten. 

MuLlte eine in Dienst genommene Sänfte warten, so war für 
eine Viertelstunde 1 (iroschen, für eine lialhe 2 und für eine Kranze 
Stunde 4 Groschen Wartefj^eld zu zahlen. Je nach den Umständen 
konnte N orausbezahlunj^ des Tragelohns verlangt werden. 

ZuwiderliandhuiLTcn Liegen diese Instruktion der Sänftenträger, 
insbesondere unbillige Ilchandlung des Publikums oder (Tbcrforderung 
wurden mit Gehl- und (lefängni-strafe und Dienstentlassung bedroht. 
Die Beaufsichtigung des Säuftenweseus wurde dem Untermarktvogt 
übertragen. 

Da aus Anlaß der zweimal im Jahre stattfindenden Messen in 
Leipzig zeitweise ein besonders starker Verkehr herrschte, so wurde 
von vornherein bestimmt. <laß nicht alle 12 Sänften das ganze Jahr 
hindurch, sondern für gewtiluilich nur sechs Sänften dem rublikum 
aufwarten, die übrigen jedoch nur zur Zeit der Messen in Dienst ge- 
stellt werden sollten. Während jene die ordinären, wurden diese die 
extraordinären oder Melisänften genannt. Und wälirend bei den Trägern 
jener das Sänftetragen der Hauptberuf war, war dies bei den Mefi- 
sfittftetrflgem nur dne zeitweilige Beschäftigung, die allerdings wahrend 
der Mefiwocben ihre Zeit ganz in Ansprach nahm. Übrigens wurde 

1) Der Rat brbielt »ich aiHilnicklioh das Recht voT, die Z«hl der Sänften- 
träger zu vermt'hrcii («Icr zu vi-nniiicicrn. 

2) Der Völlerei und des Trunks KoUten sie sich enthalten, ebenso de» 
Tkb«kraacheiui während des Tragen«. 
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unter die ordinären Sänftenträger nur aufgenommen, wer schon als 
Meßsänftenträger Dienst getan hatte. 

Iiür die Benutzung der vom Kate angeschafften Sänften und 
der ihnen ebenfalls gelieferten Monturen, welche alle 1'/, Jahre er- 
neuert wurden, mußten die Sänftenträger an die Stadt eine wöchent- 
liche Abgabe zahlen. Diese betrug für jeden ordinären Sänftenträger 
für die Zeit von Michaelis bis Ende der Ostermesse 8 Groschen, für 
die fibrige bessere Jahres zeit, da es weniger für sie zu tun gab, nur 
6 (iroschen. Die extraordinären hatten nur für die Wochen ihrer 
Dienstzeit während der Messen 1 Taler die Person zu zahlen. Auch 
mußten sämtliche Sänftenträger, weil sie vermittelst ihrer Bestellung 
in des Rates Dienste getreten wären, zu allem, wozu sie sonst noch 
benfttigt wtirden, nadi jedeemal^r Anordnung bei Tag wie bei Nacht 
sich wj]]jg und bereit finden lassen ond das Anbefohlene unweigerlich 
ausftkhren. So standen sie insbesondere bd Ausbruch von Feuer zur 
Verfügung. 

Da die Sanften immer mehr in Anspruch genommen wurden, 
machte es sidi seit dem Jahre 1731 nOtig, von Michaelis bis Ostern 
aDe 12, in der Obrigen Zeit dagegen adit SInften dauernd in Dienst 
zu halten. So wurden auch die Hefitrilger in der schlechteren Jahres- 
zeit ununterbrochen beschäftigt, in der Bedienung der beiden von 
Ostern bis Midiaelis jetzt mehr eingestellten SSnften wechselten sie 
in der Weise ab, daß sie der Reihe nach jedesmal eine Woche lang 
Dienst taten und zwei Wochen ihrer sonstigen Arbeit nadigingeo. 
Jedoch mußten sie auch während dieser Zdt stets dienstbereit sein 
für den Fall, daß infolge von Regenwetter oder aus anderen Ursachen 
sich eine stärkere Nachfrage nach Sünften bemerkbar machte. Ge- 
gebenenfalls durften sie aber auch nur dann Passagiere annehmen^ 
wenn die ordinären Sänften bereits Arbeit hatten. Um dem stärker 
werdenden Meßverkehr zu entsprechen, stellte der Rat weitere sechs 
..Extra-Meßtrüger" ein. so daß das Trägerpersonal im ganzen jetzt aus 
'.M) Mann bestand. Trotzdem zeigte sich bei Regenwettor norli Mangel 
an Sänften. Und da überhaupt der Bedarf an diesem Pcrsonentrans- 
I>ortniittel immer gröller wurde, so ließ der Hat vom 1. Januar 175.') 
ab das ganze Jahr hindurch 12 und während der Messen noch weitere 
sechs Sänften Dienst tun. Diese neuen Melisäiiften wurden zunächst 
je zur Hälfte am Ranstädter Tor und am Kornhaus auf dem Brühl 
in einer offenen Bretterijude untergol)racht, später wurde ihnen jedoch, 
da sie an diesen abgelegenen Orten wenig zu tun bekamen, ebenfalls 
der Naschmarkt, und zwar ein besonderer Verschlag dort als Staudort 
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angewiesen. Von demselben Jahre ab befinden sich des Nachts sechs 
statt Insher zwei Sänften in Dienst. 

Bei dieser Einrichtung verbUeb es in der Folgezeit, 
Die Sänftenträger klagten im allgemeinen, besonders aber in der 
guten Jahreszeit, von jeher über geringen \'er(lienst '). Diese Klagen 
wurden lauter, seitdem einige ordonthche Sänftenträger ihre Dienste 
von anderen Personen verrichten ließen gegen eine bestimmte Abgabe, 
die ihnen das Müßiggehen erlaubte, während ihre Stellvertreter nicht 
das zum Leben Notwendige verdienten. Infolgedessen wird den 
SSoftentrigem im Jahre 1753 vartiotai, ohne obrigkdtlicbe ErhabniB 
zu ▼erreiseii und überhaupt andere Personen an ihrer Statt tragen zu 
lassen. Allerdings seheinen trotzdem diese MifietSnde nicht verschwun- 
den zu sein. 

Unter den Wirren des siebeiQfthrigm wie der uapoleonischeD 
Kriege haben mit der ganzen Stadt auch die Sinftentriger zu leiden. 
Es wird ihnen deshalb zeitweilig ein bedeutender Erkß ihrer wOchent- 
liehen Abgabe gewShrt 

Als in den dOer Jahren des 19. Jahrhunderts das Erwerbsleben 
in Leipzig immer reger sich gestaltet, wird die Zahl der den 24 
ordentlichen Sänftentrftgem beigegebenen außerordentlichen, Meß- 
aSnftentrSger oder Beigehilfen, auf cbenMs 24 erhöht und angeord- 
net, daß jede Nacht nunmehr 8 Sänften bereit stehen. Die dazu 
gehörenden Träger sollen außer den vieren, weiche die Reihe des 
Tragens zunächst trifft, bei Feuersgefahr mit der auf dem Naschmarkt 
befindlichen Feuerspritze zu Hilfe eilen, wie bei Tage nach wie vor 
sAmtliche Sänftenträger in Feuersnot zur Stelle sein müssen. 

Auch in dieser Zeit ist das Einkommen der Sänftenträger nodi 
kärglich genug, zumal es unter ihnen an der recliten Zucht fehlt, so 
daß die alten Mißstände noch in Hlüte stehen. Jeder von den ordi- 
nären Trägern hat noch ein besonderes (leschäft. der eine ist Maurer, 
der andere Markthelfer, der dritte gar Lotterickollekteur u. s. f. Zu 
ilirem Dienst kommen diese guten Leute höclist unregelmäßig, lassen 
sich vielmehr durcli die Beigehilfen oder auch andere Personen ver- 
treten, manche haben so ihre bestimmten Substituten. Wenn der iüit 



1) Vergl. Wustiuann, Quellen etc., 8. 279: E» würden ihnen ffir den geriogen 
Tlragttkilui (2 Uroeehen) sn lange Strecken zngeniatet. sie m&flten dafOr oft eine 

IVrrion von einer Uii)<;mauer zur anderen tragen, „tind haben sich ■onderlicb die 

Horrn Studiosi clic wrifefton Ortor allcmnil lit-ilinpot . als zum Exfrtii»'! von der 
Burgütraßc ins 0|vern-IlauÜi Brühl, jel/t Ecke (loethc^traßc, wo die Krudilanstalt 
steht) oder vom Kaiuii«cheu biU zum Griuiiuischen Thore". 
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auch, um dieser Unordnung zu steuern, den Sänftenträgern Entlassung 
androhte fflr den Fall, daß sie nicht regehnäliig zum Dienst kämen, 
so hatte er damit doch wenig Erfolg, weil eben mit dem Sänftetragen 
allein zu wenig zu verdienen war. Merkwürdigerweise war nämlich 
der Tarif zu dieser Zeit noch derselbe wie vor ungefähr 130 Jahren, 
nur daß es nun Groschen kostete, wenn man sich aus einer \or- 
stadt in die andere tragen ließ. Daraus läßt sich ermessen, wie ge- 
ring das Einkoramen der Gehilfen oder „Expektanten" war, die nicht 
nur keine Dienstkleidung gestellt bekamen, sondern noch die Hälfte 
ihrer Ehmalimeii an die ordinäreii Sänftenträger abgeben mußten. 

Verhängnisvoll wurde fär das Sänftenwesen die Einführung der 
Fiaker im Jahre 1840. Dadurch tenninderte sich der Gebrauch der 
Porteehaisen so, dafi es schon im Jahre 1843 angebracht erschien, 
zwei Chaisen einzuziehen und die Zahl der Chaisenträger von 24 auf 
20 herabzusetzen. Diese brauchen fortan nur noch jeder 5 Kgr. 
wöchentliche Abgabe zu entrichten. Dafür erhalten sie jährlich 1 lin- 
nenrock, 1 Paar Schuhe, 1 Paar (I) Socken und alle 2 Jahre 1 Hut 
mit Borte und Schnalle. Als sie späterhin Hut und Socken aus 
eigenen Mitteln ansduffen, wird ihre Abgabe auf 4 Ngr. wOchentlidi 
ermäßigt 

Unter der drückenden Konkurrenz der Fiaker vollzieht sich all- 
mählich eine Wandlung im Sänftenwesen. Die Sänftenträcror werden 
immer mehr zu Krankenträgern und Feuerlöschmannschaften und 
werden auch zu anderen mannigfaltigen Dienstleistungen, die ihrem 
ursprünglichen Berufe fernliegen, herangezogen. Im Jalire 18ö5 werden 
sie besonders verpflicbtet, auf V'erlangen des Polizeiamtes auch den 
Transport von Leichen und Verunglückten zu übernehmen, wobei sie 
sich ihrer Zivilkleidung bedienen müssen. Zugleich wird ihr Tarif 
erhöht. Sie hekommen seit 1. Januar ISöi; für einen Gang mit der 
Sänfte in der inneren Stadt N,L;r.. für einen aus dieser in die Vor- 
städte 10 Xgr. An Wartegeld iiahen sie fortan Ii) l'f. für die Viertel- 
stunde zu beanspruciien. Die /eittaxe setzt für die erste Stunde 
TV j ^AT.. für jede folgende 5 Ngr., für einen ganzen Tag 1 Taler 
10 Ngr. fest. 

Von den zur Zeit vorhanihMien 20 ordentlichen und Ui Ililfsträgern 
haben jede Nacht V2 Mann, also das Personal von »1 Sänften, dienst- 
bereit zu stehen, die übrigen alier sich zu Hause zu halten. Pei einem 
Schadenfeuer müssen sie zur Pedienung einer Spritze 20 Mann stellen. 
Auch sonst sollen die Sänftenträger nach wie vor für den Fall, daß 
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ihnen vom Rat oder mit dessen Genehmigung von Privatpersonen andere 
Verrichtungen aufgetragen werden, sich dazu bereit finden hiss(Mi. 

Als Aufenthaltsort ist den Sänftenträgern nun (18<il) das Souter- 
rain des rolizeigebuu(h^s unter dem Wachlokal der Komniunalgarde 
angewiesen, — so verschwindet das Sänftenwesen aus dem Verkehrs- 
leben Leipzigs. 

Im Jahre 180G wird ein neuer Zeittarif für die Sänftenträger 
aufgestellt: Für den Gebrauch einer Sänfte in und außerhalb des 
Stadtbezirkes ist von jetzt ab zu zahlen: 

bis m 20 Minuten 4 Ngr. 
von 20—35 6 „ 

„ 36—50 „ 8 „ 
„ 50—65 „ 10 „ 
bei Annahme auf mehrere Standen fUr jede Stunde 7Vt Ngr.; das 
Wartegeld betragt für die Viertelstunde 13 Pf. In diesem Jahre 
hatten die SfinftentrSger, ebenso wie ISdO, mit dem Transport von 
Cholerakranken viel zu tun. 

Ihre wichtigste Aufgabe war aber nach und nach die geworden, 
als erste freiwillige Feuerwehr zu dienen. Fttr jede Stunde Feuer- 
dienst bekamen sie im Jahte 1873 pro Person 2 Ngr. 5 Pf. und als 
Abfindung für die ihnen frfiher gelieferten Bekleidmigsstficke ein jeder 
jährlich 5 Taler 3 Ngr. Jedoch waren sie zum Feuerdienst nur ver- 
pflichtet, wenn ilire Dienste nicht anderweit in Anspruch genommen 
waren. Natürlich war infolgedessen auf sie im Notfall kein \'erla6. 
Es war daher kein großer \>rlust, als ihre Verwendung im Feuer- 
dienste noch im Anfang der Tder Jahre bei dw Reorganisation der 
Feuerwehr fortfiel. Somit wurde das Sänftenwesen als solches mit 
jedem Jahre überflüssiger, und es wurde in der Stadtvertretnng immer 
wieder über die Aufliebung des Sänfteninstituts verhandelt. Im Jahre 
IHTf) sali man noch davon ab, weil die Chaisenträger für den Kraiiken- 
trans{)ort iiiietitlu hrlieh wären. £s waren in der Tat nur noch Kranken- 
chaisen im (ich rauch. 

Eüt>i»n'rlitMi(l ihrer immer geringeren Inanspruclmalime wurden 
auch die Lei.stuiit,'oii der Stadt den Chaisenträgern gegenüber immer 
geringer. Sie crlueltcn z. H. 1S7G im Souterrain des rolizeigebäudes 
nur noch Unterkunft und freie Heleuditung. Freie Feuerung cmidingen 
nie nicht mehr, ebensowenig Lagerstätten, seitdem sie nicht mehr im 
Feuerlöschwesen täfig \v:iren. Auch die ihnen für Kleidung zuletzt 
in Höhe von 15 M. jälulich gezahlte Entschädigung war in Fortfall 
gekommen. 
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So dienten die Chaisenträger — es waren ihrer noch ca, 16 Mann 
— zum Transport von Verunglückten. Selbst inordern und Kranken, 
außerdem befaßten sie sich mit Arbeiten aller Art, wobei sie trotz 
der von ihnen beanspruchten hohen Löhne f^esucht waren, weil sie 
hinsichtlich ihrer Solidität im Vergleich zu anderen Handarbeitern eine 
gewisse (larantie boten und auch ziemlich geschickte Leute waren. 
Der Lohn für ihre Dienstleistungen war in Anbetracht ihrer Viel- 
seitigkeit der freien Vereinbarung üi)erlas.sen 

Für den Transport von Kranken bestand eine Taxe. Die Sänften- 
träger erhielten danach für das Verbringen eines Kranken nach dem 
Krankenbause St. .lakob von der inneren Stadt aus ö. aus der Sfld- 
vorstadt 4, aus (h3n übrigen Vorstädten M. Für den Traii>j)ort in 
den Stadtbezirken waren die Preise entsprechend den Entfernungen 
bestimmt Hatten die Träger Treppen zu steigen, so erhielten sie, 
wenn die Chaise mit hinaufgenommen wurde, 0,i)0 M., wenn der Kranke 
auf andere Weise getragen wurde, 0,25 M. fflr jede Treppe extra. 

Bald kamen jedoch Wagen mit Pferdegespann und Handwagen 
für den Krankentransport auf, und nun war für die SSnftentrSger 
neben den Droschken und Dienstmfinnem im Verkehrsleben Leipzigs 
gar kein Raum mehr. So wurde denn das SAnftentrftgerinstitut endlich 
Ende Juni 1886 aushoben und die am besten erhaltene SSnfte dem 
Verein fOr die Geschichte Leipzigs flberwiesen. 

Ii Viel wurden (He Säiiftciilrüger al« Boten, Barbiere iiikI lleilküiirttler in 
Anspruch genmiuuc-ii. liisbeautidere veratandeu sie bich auf diu ilerätellung eines 
heilkziftigen ZugpflaBten. 



Das Drosch kengewerbe 



Kapitel T. 

Entwickeiung bis zur Abschaffung des Privilegiums der Fiaker. 

Zum PersonentFBDsport dienende Wagen, sogenannte Karethen, 
kamen erst vor ungeflhr 250 Jahren in Ldpzig auf; im Jahre 1678 
wird im sfichsischen Landtage geklagt, «in Menschengedenken sei es 
nodif daß in Leipzig keine Karethe gebriUichlich gewesen, jetzt sei 
wegen der vielen Karethen nnd mutigen Pferde beim Gottesdienste 
und Messen auf den Gassen fast nicht fortzukommen**. Deshalb ver- 
bot der Leipziger Rat wiederholt — im August inso und im Juli 1608 — 
alles Karethenfahren in der Stadt herum, zu Hochzeiten, Leichen und 
zur Kirche, aber auch danach hielten noch manchen Sonntag gegen 
50 Kutschen vor der Peterskirche. 

Mehr als durch Verbote wurden diese ,,tlberflOssip:en und zur 
Meßzeit beschwerlichen" Privatwagen durch die am 20. September 1703 
eingeführten öflentliciien Sänften ' i vordränfit. Allerdings jrewährten 
die untor der Uörse auf dem Nasrliinarkt stationierten Sänffon oder 
PortecliaisfMi nur je einer Person Platz und dienten somit nur dem 
Einzolverkebr in der Stadt, l'iir Ljonieinsame Fabrton oder für sobhe 
nach auswärts niulJte es hei den im Privatbesitze lietindliclien Watirn 
bleii)en. Dalx'i hielten einitzo iiürger auch Lohnkutschen. Die waren 
* gewölinlicli nur auf Pestellung zu haben, fanden sich jedoch hei be- 
soncU'rcn ( ieleuenheitcn, wie Theatervorstellungen und Bällen, in Er- 
wartung eines guten Verdienstes auch wohl unl>e>tellt ein. Später, 
vom letzt(>n Viertel des |S. ,jahrlunnhMts an. hielten stet> einige Lohn- 
kut.'^chen auf dem Ptoßmarkt vor dem Peterstore „zur Peförderung 
des Pläsiers auf den Dörfern". Die Kutscher verlangten für das 
Fahren von vier Personen 16 droschen und mehr, je nachdem die 
Tage schön und der Ort entfernt war. Sonntags waren oft keine 

1) Vergl. tuch Genscl. Leipng um das Jahr 1835, ^. 8. 
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Wagen mehr oder nur für übermäliigen Preis zu haben. Es wurde 
aucli über die Zudringlichkeit der Kutscher geklagt, die jeden anfuhren, 
umzingelten, anschrieen, ja zuweilen beim Arme nahmen und in die 
Chaifie hoben. ErUirikh ist es auch,- dafi diese LohnkutBchen, da 
sdcbe zu halten jedem Leipziger Bflrger frei stand, ans den yer> 
schiedenartigsten Vefaikehi bestanden')* 

Doch genügte dieser Zustand noch einige Jahrzehnte. Denn sohuige 
die Stadt mit ihren fest begrenzten Vorstftdten nur ehien geringen 
Flifihenraum einnahm, die öffentlichen Gebäude und Anstalten sämtlich 
in der inneren Stadt sich befanden, konnten die Wege in der Stadt leidit zn 
FuB gemacht werden, es bedurfte keiner schneUen Transportmittel, und 
niemand fand darin eine Unbequemlichkeit oder eine Nachteil bringende 
ZeitrersKumnis. Die Menschen hatten noch mehr Zeit als heutzutage 
und waren andererseits auch sparsamer. „Mm mufi auch bedenken, 
daß es damals noch an einem eigentlichen Verk^ im heutigen Sinne 
innerhalb der Stadt fehlte. Außer den paar Beamten, die zwischen 
Wohnung und Bureau hin- und hergingen und den Bewohnern der 
Strafie, die sie durchschritten, als lebendige Stundenzeiger dienten, 
den paar Laufburschen, Reisenden und sonst einigen Leuten müssen 
wir uns die Bevölkerung selbst einer größeren Stadt noch häuslich 
denken, nicht so in unausgesetzter Bewegung wie heute. Die Arbeiter 
brauchten nicht meilenweit zu ihrer Arbeitsstätte zu laufen, die viei- 
raehr meist mit ihrer Wohiistätte zusammenfiel, die tausend Dinije 
des tätlichen Gebrauchs wurden niclit in einem ewigen Ilerumgelaute 
zusammengeholt, das Shopping war nocli nicht zur süßen (lewohnheit 
der Damen aller Stände geworden, die vielmehr in Haus und (iarten 
und in der PHege der Kinder noch überreichlich Arbeit fanden, und 
von einem Spaziergehen iunerliaib der Stadt war erst gar nicht die 
Rede"«). 

Als aber Sachsens Ansclilul.1 an den Deutschen Zollverein statt- 
fand^ , als die erste Eisenbahn an der Periitherie von Leipzig aus- 
mündete ' , und an dem Bahniiofe Sjjcicher und Niederlagen empor- 
wuchsen, da schob die vermehrte Einwohnerzahl der Stadt eine neue 
Strafie nach der anderen über die niedergelegten Stadtmauern ins 

1) ÜbrigiMi« kt im Jahre 1801 ein Reitender dee Lobes toII fiber den bill^^ 
Fährlohn und das im Gegensatz zu Berlin rasche Fahren. 

2) Sonilart. Dir deutsehe Volkew. im 19. Jahrhundert, 8. 19. 

3) Im Jahrr \h:U. 

4) Am 24. April 1837 wurde der lietrieb auf der .Strecke Leipzig-Althen 
und am 7. April 1839 der Reet der Leipzig Dreadner Eiicobalm erdffnet. 
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Land hinans, es entstanden neue StadtteOe, bald zlhlte Leipzig an die 
•50000 Einwohner. 

So machte sich der Wunsch nach einer Beschleunigung des stets 
j«ger werdenden Personenverkehrs durch em geregeltes, stets bereites, 
billiges Lohnfuhrwerk immer mehr geltend, zumal solches in anderen 
grOfieren Städten Deutschlands, wie Berlin, Hamburg und Breslau, 
bereits eingefohrt war. Als audi in Stidten, wie Potsdam und Frank- 
furt a/M., denen Leipzig in Beziehung auf Ausdehnung, Volkszahl und 
Verkehr wohl an die Seite gestellt werden konnte, im Jahre 1839 mit 
•entschiedenem Erfolge Droschken eingeführt waren, da wandte sich 
im Jahre 1840 eine Anzahl von Lolinkutschem mit dem Gesuche um 
Konzession einer „Fiacre- oder Tioschkenanstalt" an den Rat der 
Stmh Leipzig. Sie dachten da(iur( h dein Lolmkutschergewerbe, dem 
auf seinem ursprünglichen Gebiete, den Fuhren über Land, in den 
Eisenbahnon ein überinäclitiger Konkurrent entstanden war, eine neue 
Erwerl)S(|uolle zu erötl'ncii. 

Dem Rat waren die ( belstäiKb^ l)ei den bisherigen Lolinkutx'born. 
die Ungleichheit iiirer Fuhrwerke, die (hiuiit teilweise zusanimenhiingende 
verschie<lene Hohe der Preise, die für jede einzelne Fuhre eigens ver 
■einbart werden nuiiüeii. und die daraus resulTiereiide willkürliche He- 
handlung des Publikums wohlbekannt. Doch hatte er auch manche 
Bedenken gegen die Einführung von Droschken. Einmal fürchtete 
man. <hiß die Enge der Straften, die an MeB- oder Wochenniarkttagen 
mit Menschen wie vollgcstoi)ft waren, der freien Zirkulation der neuen 
Fuhrwerke hinderlich sein würde. so(hinn besorgte niaii, durch die Ein- 
ffihrung der billigen Fahrgelegenheit dem Sänftenwesen den Todesstoß 
zu versetzen, was um deswillen zu bedauern wäre, weil damit auch 
die sehr geschätzten Nebenfunktionen der Sänftenträger in Fortfall 
kommen würden*). 

Jedenfalls hielt der Rat es für gerecht, nicht anderen Personen, 
•die sich darum bewarben, sondern den Lohnkutschem die Errichtung 
•einer Droschkenanstalt anheimzugeben, da sie voraussichtlich durch 
die neuen Fuhrwerke erhebliche Einbuße an ihren Einnahmen erleiden 
würden. Unter den Lohnkutschem fisnden sieh daraufhin am 15. März 
1841 21 mit 24 Wagen zu ehiem nVerem fOr Droschkennntemehmung 
für Leifizig und dessen nächste Umgebungen** zusammen und wählten 
aus ihrer Mitte zwei Vorsteher, die den Verem nach allen Bichtungen 
vertreten und f&r Ordnung im Innern sorgen soUten. Zur äußeren 

1) Imbesondw sind ihre Diraste sIb Knmkentriger und als Fenerwdir> 
knie gemeint. 
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Regelung stellte der Rat der Stadt ein ..Reglement für die Fiakers 
der Stadt Leipzig" auf, das am März 1S41 in Kraft trat. 

Darin werden den Fiakern neun Halteplätze im Innern der Stadt 
angewiesen, auf denen sie den Tag über Bestellungen zu erwarten 
haben, und zwar von früh 7,6 im Sommer bezw. '/j? Uhr im Winter 
bis abends 10 Uhr, am Theater aber jedenfalls bis nach Schluß der 
Vorstellung. Zn ihrem Fahrbezirk oder, wie der technische Ausdruck 
dafür lautet, Rayon, gehören auch die Ortschfliten Thonberg, Stötteritz, 
Kohlgarten, Eutritzsch, Gohlis und Lindenau. Bei Fahrten dahin 
dürfen sich die Fiaker in diesen Ortschaften nur 5 Minuten nach Be- 
endigung der Fahrt aufhalten, um den Lohnkutschem, die näch wie 
vor ihren Stand auf dem RoBplatz haben und ohne Taxe und behörd- 
liche Aufisicht bleiben, ihren Verdienst nicht alkusehr zu schmSlem. 
Die Droschken haben jede Fuhre anzunehmen und nach einer nach 
der Zeit berechneten Taxe zu fahren, wobei jedoch mindestens eine 
Viertelstunde zn berechnen ist Eine Fahrt bis zu 20 Minuten kostet 
einspftnnig 2 Ngr. und 5 Pf., zweisptnnig 5 Ngr. Die Droschken- 
kutscher tragen als Abzeichen gelbe Rockkragen. Die in der Regel 
mit einem Pferde bespannten Wagen sind mit fortlaufenden Nummern 
verlieben und bestehen zunächst noch aus den alten Lohnkutschen, 
doch wird möglichste Gleichmäßigkeit bei ihnen angestrebt. Das ge- 
schieht auch in den von den Vorstehern des Fiakervereins fOr die 
Droschkenkutscher erlassenen Instruktionen, welchen die Bestimmungen 
des vom Rate aufgestellten Reglements zugrunde gelegt werden. Die 
Befolgung aller dieser Vorschriften wird durch zwei vom \'erein be- 
auftragte und vom Ilate der Stadt eidhch in Pflicht genommene In- 
spektoren fiberwacht. 

In der Tat fanden die Droschken, deren Kentabilität anfangs sehr 
b('/\veifclt worden war, beim Publikum die günstigste Aufnahme, so 
daü innerhalb 4 WocIumi in weitere Fiaker dazu kamen. 

Es war nur natürlich, dali nun jederuuinn die schlechter ausgestat- 
teten Fuhrwerke der Lohnkutscher lediglich noch im Notfalle benutzte, 
zunial mau bei ihnen in Frmaiigeluug einer Taxe und behönllicher 
Aufsicht immerhin Übervorteilungen ausgesetzt war. So Idieben den 
Lohnkutschem nur noch die Fuhren nach entlegeneren Ortschaften 
in Leipzigs rmgei)ung, und ihre Einnahmen wurden immer kümmer- 
licher. Infolgedessen trachteten sie danach, auch als Fiaker fahren 
zu dürfen, jedoch wurde ihren Gesuchen vom Rate der Stadt nicht 
nachgegeben. Denn wenn den Fiakern dem Regulativ zufolge die 
\'(^ri)tiichtung obliege, auf den ihnen angewiesenen Stationsplfttzen zu 
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bestiiiiniten Stunden aufzufaliren und ^egen Taxe nur innerhalb des 
Fiakerbezirks Fuhren zu leisten, so hätten sie, auch in Anbetracht 
ihrer Neuanschaffungen, Oberhaupt des mit dem ganzen Unternehmen 
verbondenen WbOkm An^pmcli darauf, daß aoldie obrigicaididien Ein- 
richtungen gctroffiBn und aufrecht erhalten wfirden, bei denen allein 
das Bestehen des Instituts und die ErfOUung der ihnen gegenüber 
dem Publikum obfiegenden Verpflichtungen mOglicb wfire. Deswegen 
frar es dem Droschkenverein auch gestattet, freiwerdende oder neu 
konzessionierte Droschkennununem fflr seine Mitglieder in Anspruch 
zu nehmen. 

Diesen GrQnden des Rates der Stadt stimmten Kreisdirektion 
und Ministerium des Innern auf Beschwerden der Lohnkntscher hüi 
bei. Aber diese mochten sich dabei in ihrer doch wohl sehr flbeln 
Lage nicht beruhigen, und so hören in den niebsten Jahren ihre 
Versuche nicht auf, gegenüber dem Privilegium des Fiakervereins und 
dessen ..Protektion durch die Behörden" für ihr Gewerbe bessere 
Lebensbedingungen zu erlangen. Zu dem Zwecke schließen sie sich 
zu einem Verein zusammen, der bald in einen Einspftnner- und einen 
Zweispännerverein mit je einem Vorst^er und Inspektor zerfällt 
Ihre Kutscher tragen rote Rockkragen, weshalb sie „Rotkragen" ge- 
nannt werden. Ihre Wagen dürfen allerdings eine Nummer noch nicht 
führen. Wohl a1)er wird ihnen im Jalire 1H47 erlaubt, ihre Wagen 
eltcnso wie die Fiaker an den Bahnhöfen aufzustellen. Dairerion er- 
langen sie erst nach längeren IJeniülmnuen die Bereclitiguiig , Miilier 
vor dem Petorstor auch auf der Dresdner Stralie am Friedhof und auf 
dem Fleisclieriilatz Stand zu halten. Die Aufstellung einer Taxe auch 
für ilue Wagen eireiclien sie aber trotz aller Bemühungen erst im 
Jahre is.')."). Da liescblielit nämlich der Rat der Stadt, die Drosdiken 
des Lohnkutschervereins, die sogenannten Rotkragen oder Wilden, 
sollten innerhalb der Stadt und des Fiakerrayons nach der Fiakertaxe 
fahren, während es (larrd)er hinaus bei dem alten System der freien 
Vereinbarung des Fahrpreises zu bleiben habe. Dabei sind im An- 
fang ihre Wagen zum Unterschied von den numerierten der Fiaker 
mit Buchstaben bezeichnet, jedoch erhalten sie schon im folgenden 
Jalire ebenfalls Nummern. Die Berechtigung zum Auffahren auf die 
ihnen znerteQten Stationsplfttze wird von einer Genehmigung des Rates 
abhfingig gemacht Auch behält dieser sich eine Schliefiung der Zahl 
der „Botkragen** vor. Dies auf die andauernden lÜagen der Lohn- 
kutscher hin, daß es noch immer in Leipzig jedem BQrger erlaubt 
sei, Lohnfuhren zu tun; wfihrend in vielen anderen StSdten Deutsch- 
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lands, z. B. auch in Dresden, die Lohnkutscher innungsniäßige Ver- 
bände bildeten, werde in Leipzig das Gewerbe der Lohnkutscher 
als ein freies im freiestcn Sinne des Wortes betrachtet. Sie bitten 
den Rat, bei der vorf^csetzten liehörde zu befürworten, daß die Lohn- 
kutscher Leijjzigs einen innungsf^emäUcn , zwar nicht der Zalü nach, 
wohl aber sonst durch bestimmte Satzungen, die Einrichtung eines 
Eintrittsgeldes, die Bildung einer besonderen Vereinskasse, die Wahl 
der Vofitinde und andere noch feststistellende statutariadifln Bestim- 
mimgen nach anfien abgmchlossenen nütkoiporationsrediten versehenen 
Verband (Innung) bilden dflrften. Später beantragen de daneben nodi 
die BUdong einea zweiten, dem bestehenden gleiehen Flakerverehia 
und die allmSUiche Verschmelzung beider. Zu dieser Verschmelzung, 
zur Beseitignng der privilegierten Stellung des Fiakenrereina, welche 
flbrigens von der Kreisdirektion schon 1854 fOr wünschenswert erklirt 
wurde, es jedoch erst im Jahre 1868 kommen. 

fin dahin werden nach und nach nodi mancherlei Verbesserungen 
eingrfiBhrt. 

Schon im Jahre 1845 wird den Kutscheni des Fiakemreina bei 
Geld- resp. Gefängnisstrafe zur Pflicht gemacht, durch Aufstellen 

kleiner Fähnchen dem Publikum zu erkennen zu geben, wann ihr 
Wagen frei ist, damit sie nicht ihnen unangenehme Fohren ablehnen 
können mit der beliebten Ausrede, schon bestellt zu sein. 

Im Jahre 1H48 wird auch eine Taxe für Passagiergepäck auf- 
gestellt Danach muß der Fahrgast eines Fiakers für jedes Kollo oder 
Koffer außer dem Fahrpreise für seine Person 2 Groschen bezahlen. 

Nach einem neuen Reglement für die Fiaker der Stadt I^ipzig 
vom Jahre 1x49 wird der Fahrbezirk <ler Fiaker erweitert inid als 
'i'jLxe für ilie Fahrt Iiis zu 20 Minuten statt l»ishor 2') nunmehr 
30 Pf. festgesetzt; für Zweispänner ist im glciclien Falle die Taxe 
40 Pf., und auf diesen Betrag wird bereits im folgenden Jahre auch 
die Ta.\e für Einspänner eihöht. Damit der Kutscher eventuell nach- 
träglich ausfindig zu machen ist, muli er bei Vermeidung von Strafe 
dem Falirgaste eine mit der Nummer des betreffenden Wagens ver- 
sehene Marke einhändigen. Kine schärfere Kontrolle sucht man im 
.lahre 185G durch Einführung einer von einem einbeimi.schen Kisen- 
bahnbilleteur erdachten Kontrolleinrichtung herbeizuführen. Doch lälit 
man wegen zu großer Kompliziertheit des Vcrfaiirens davon wieder ab. 

Ebensowenig erweist sich die Einrichtung einer Fiaker-Hestell- 
anatalt in einem Gasthaus auf der Uainstraße im Jahre 1857 als 
praktiaeh; sie muß noch im selben Jahre wegen zu geringer Benutzung 
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wieder aufgegeben werden. In ihrer Wohnung entgegengenommene 
BesteUungen sind die Fiakerbesitzer nadi wie vor auaznltthren ver- 
pfliclitet Für NaclitfiihreD, die besonders zu bestellen sind, gibt es 
eine erbOhte Taxe. 

Im Jahre 1860 wird vom Bäte der Stadt angeordnet dafi die 
Kntschei des Fiakervereins zur Unterscheidung von anderen einen 
grOnen Rock mit gelbem Kragen, eme grflne Mfltze- mit gelbem Band 
oder einen Hut und einen Mantel mit gelbem Kragen zu tragen hätten. 

Da die Droschken von morgens frflh Vs® i^^p. Vs7 bis abends 
10 Uhr auf ihren StationspUUzen zu halten haben, so ist es natflrlich, 
daß sich die Pferde besonders m den späteren Tagesstunden oft mfide 
und abgetrieben zeigen. Deshalb wird bestimmt, ffir jede einspännige 
Drosdike seien zwei Pferde zu halten, von denen eines am Vormittag, 
das andere am Nadimittag Dienst haben soll. Außerdem muß für je 
drei Wagen ein Ileservepferd bereitstehen. Umgespannt wird mittags, 
und zwar darf das infolge freiwilliger Übereinkunft der Fiaker an- 
fänglich nicht vor 1 Uhr mittags geschehen. Damit aber nicht alle 
Wagen zu diesem Zwecke gleichzMtig abwesend seien, wird im Jahre 
18Ö2 angeordnet, dafi beim Umspannen nie über die Hälfte der Fiaker 
auf einmal vom Plat/e abfahren und die anderen so lange warten 
sollen, bis jene zurückgekehrt sind. 

Auf den Bahnhöfen haben sich die Fiaker hei Ankunft dei- Züge 
in einer vom Rate festzusetzenden Mindestzahl einzufinden, und seit- 
dem im Jahre 1852 der erste Naditzug auf deni Magdeliurwr Bahn- 
hof morgens \!A Uhr ankommt, haben zu die>er Zeit (h)rt jedosiual 
<irei der Reihe nach bestimmte Fiaker zur Aufnahme der Reisenden 
zu halten'). 

Für Fahrten nach 0 Uhr abends aubcrhalb des Stadtbezirkes 
wird die doppehe Fahrtaxe erhoben, und es wird (Hes den Fiakern 
sogar zur l'tiichr gemacht, um unl)inige Konkurrenz hintaiizuhalten. 

Auf Innehaltuiig allei- dieser Vorschriften halten die beiden, 
späterhin um einen vermehrten, Inspektoren des Droschkenvereins zu 
sehen. Im übrigen sorgt auch der \'erein selbst für Ordnung unter 
seinen Mitgliedern, und zwar in erster Linie durch seine Vorsteher, 
die jedesmal fOr dn Jahr von der Generalversammlung gewählt und 
vom Bäte der Stadt öffentlich bekannt gemacht werden, sodann durch 
die Generalversammlung seiner Mitglieder bei wichtigen Angelegen- 

1) l>al'» ilit>o geringe Zahl von Droschken für auKteichend erklärt wird, 
ist bezeichnend dafür, daß zu jener Zeit das Publikum von der Gelegenheit, 
Naehto so reisen, nodi wenig Gebmuch noAchte. 
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heiten. Schon § 3 der Vereinsstatuten vom Jahre 1844 bestimmtr 
daß jede Fiakerniimiiier, die sich erledigt, dem Verein anheim&llen 
und dem Rate der Stadt eine Verfügung darüber lediglich anzuzeigen 
sein soll Auch ist nadi § 26 in Verbindung mit § 80 der Fiaker^ 
vereitt zur Aussddießung von Mitgliedern selbstftndig berechtigt. Jetzt 
behslt sieh, im Jahre 18^ der Bat der Stadt Aber jede vom Verein 
beschlossene Ausschließung eines Mitgliedes wenigstens Kognition vor. 
Unter diesen Umständen konnte es nicht ausbleiben, dafi die Fiaker- 
nummem nach wie vor förmlich Verkaufswert wie andere flbertrag-^ 
bare gewerbliche Berechtigungen hatten und von den Vereinsmiti- 
gliedern bei Vakanzen in der Tat zu hohen Preisen verkauft wurden» 



Kapitel IL 

Weitere Entwickelung bis zum Aufkommen der Taxameter.. 

Ein frischerer Zug kam in das Droschken wesen, als die Aufsicht 
darüber am 1. August 1863 vom Rate der Stadt an das Polizeiamt 
überging, wobei sich der Rat allerdings vorläufig noch die Entschließung 
über die Zahl der Wagen, die Taxe, sowie die Stationsplätze, beziehent- 
lich auch auf Antrag des Polizeiamtes Ober Erteilung und Entziehung 
der Konzession vorl)ehielt. 

Den konzessionierten Einspännern wird nun im .hilire 1^05 das 
Befahren der Balinhöfe in gleicher Weise wie den Fiakern gestattet. 
Und durdi das Droschkenregulativ vom 27. Dezeinlter isiiT, welches 
am 5. April ISilx in Kraft tritt, wird der riiterschied zwischen den 
Droschken des Fiakervereins und den Fuhrwerken der Lohnkutscher 
endlich vollständig beseitigt. Fortan wird die Berechtigung /.um Stand- 
halten mit Dro.Nclikeii auf «irtentliclien riätzen und Stralien der Stadt, 
sowie auf den Bahnh(>feu durcli Konzes.sion. die auf die Person lautet, 
erworben. Darüber, wie auch über die Zahl der Konzessionen hat 
das Polizeiamt nacli den Verkehrsbedürfnissen zu entscheiden. Die 
bisherigen Mitglieder des Fiakervereins und die Besit^ser konzessio- 
nierter Droschkennummern erhalten die Konzession gebührenfrei. Die 
Berechtigung zum Gewerbebetrieb beginnt mit der Einhändigung des 
Konzessionsscheines, in welchem die Zahl der zum Betriebe zugelas- 
senen Droschken und die ihnen zugeteilten Nummem angegeben sind.. 
Es sollen nur solche Wagen öffentlich aui&hren dflrfen, deren Inhaber 
die Konzession und deren FOhrer die vom Polizeiamt vorgeschrieben» 
Dienstkleidung haben, welche vom Konzessionär anzuschaffen und stets- 
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in gutem Zustande zu erhalten ißt Zu Droschkenkutschern dürfen 
nur mindestens 18 .Jahre alte, gesunde, kräftige, zuverlässige, nüchterne, 
reinhche, des Orts und Fahrens kundige Personen gewählt werden. 
Jedenfalls kann das Polizeiamt, wenn diesen Bedingungen nicht cnt- 
Bprochen wird, die sofortige Entlassung des Droschkenkutschers an- 
ordneiL Die Aufsicht flbt unter Fortfall der luspektoren des Droschken- 
▼ereiiis mmmehr das Polizeiamt dnrch fünf besonders angestellte und 
mit besonderon Instruktionen versehene AnMier ans. Deren Besol- 
dung und DienstUeidong haben die Droscfakenbesitzer nach Verhlltnis 
der Zahl ihrer Droschken zu bestreiten, insofern die BahnhdBmarken 
nicht einen dafOr ausreichenden Betrag ergeben. Nach dem neuen 
Regulativ haben nftmlich die DroschkenaufBeher an den BahnhöüBn 
Marken an das Publikum abzugeben, die mit den Nummern der dort 
ausgefahrenen Droschken versehen sind. Es wird dadurdi die Ver- 
teilung der Passagiere auf die Droschken geregelt Dafür hat in jedem 
Falle der DrosehkenfOhrer 10 Pf. im voraus zu zahlen, die nachher 
dem Fahrgast in Anrechnung gebracht werden. Diese Betrtge Üiefien 
so reichlidi, daß es niemals nOtig wird, von den Droschkenbedtzem 
einen Beitrag zur Bestreitung des Aufwandes fflr die Aufseher zu er- 
heben, daß vielmehr aus den „Bahnhofsgroschen** in einer besonderen 
Droschkenkasse Kapital angesammelt werden kann *). — Das Fahrgeld 
wird nach dem neuen Ilegulativ entweder nach der wälirend der Fahrt 
verflossenen Zeit — Zeitfahrt — oder nach der zurflckgelegten Ent- 
fernung — Tourfahrt — berechnet, und zwar gilt mangels einer Ver- 
einbarung eine Fahrt innerhalb des Stadtbezirkes als Zeitfahrt, außer- 
halb des Stadtbezirkes als Tourfahrt. Eine Fahrt nach den Bahnhöfen 
ist immer eine Tourfahrt, weil so der Fahrpreis schon vorher berech- 
net und V»ezahlt werden kann, was in diesem Falle zwecks schnellerer 
Abfertigung w ünschenswort ist. Demgemäß glitt os für die Droschken 
drei verschied(MU' Taxen. Die erste, für Fahrten innerhalb des Stadt- 
gebietes, ist nach der Zeit lierechnct. die zweite für Fuhren nach den 
Bahnhöfen und die dritte für solche nach auäwärts sind nach den 
Entfernungen aufgestellt. 

Die zweispännigen Dro-ciiken sind denseliten Bestimmungen wie 
<lie einspännigen unterworfen, nur haben sie eine in einem be.Mmderen 
Tarife B angegebene höhere Tiüce und außenlem die Befugnis, auch 
über den Fahrbezirk hinaus zu faliren, wälirend die Einspänner diesen 
innehalten müssen. 



1) Ver^. unten 8. 3ö f. 
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Nachtfalirten müssen im Hause des Konzessionars bestellt werden 
und sind innerhalb des Stadtiiebietcs ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Fahrgäste gegen ein Enthielt von lö Xgr. auszufiiliren. 

Alle diese \ or.scliriften werden im Jahre i scs auf die Schlitten, 
die zur Winterszeit teilweise an die Stelle der Droscliken treten, aus- 
gedehnt. Seit ISfV.» ist für Jode Droschke von einbrechender Dunkel- 
heit an eine l)renneiiil(! Laterne ohh^Mturisch. 

Nach Ahschatt'ung der bevorznuten Stellung des Fiakervereins 
bilden nunmehr die Droschkcnkonzessionare — es sind am .'5. April 
18<).s 112 mit 2<)!> Wagen - einen neuen Verein und wählen 19 
Vorsteher, die von der Polizei vor Erlassung neuer Bestimmungen, 
namentlich hinsichtlich der Fahrtaxe, sowie bei Erweiterungen des 
Fahrbezirkes gehört werden sollen. 

Der Fahrbezirk der Droschken wurde allmählich immer weiter 
ausgedehnt, so im Jahre 1868 auf die Ortschaften Raschwitz, Oetzsdi, 
Mockau, Windorf, Lauer, Groß- und Kleinviederitzseb, Knant-Kleeberg, 
Knauthain, Bameck und BOhUtz-Ehrenbcrg. Und zwar hatte, wer da- 
hin &hren, die Droschke aber nidit znr Rfickfahrt in die Stadt be- 
nutzen wollte, aach fttr die Zeit, welche die Rflckfehrt in Ansprodi 
nahm, das Fahrgeld fflr mindestens eine Person zn entrichten. 

Viel Schiderigkeiten machte in der Folge die Regelung des Frtth- 
anfidirens auf die Stationsplfttze. Da nftmlich in den firflhen Vormittags- 
standen nur wenig Verkehr war, also auch wenig Verdienst in Anssiciit 
Staad« fehlte es nm diese Zeit nicht selten an Droschken. Doch war es 
anch nicht notwendig, daß dann bereits, wie bisher Vorschrift war, alle 
Droschken auf den StradplStzen hielten. Deshalb wurde im Jahre 1870 
angeordnet, daß jeder Konzessionär mit mindestens der Hftlfte seiner 
Droschken, nnd wenn er nur eine hatte, mit dieser auf dem seiner 
Wohnung am nächsten gelegenen Stationsplatze aufzufahren habe, und 
zwar im Sommer um im Winter um V/g? Uhr. Schon im näch- 
sten Jahre aber wurde diese Bestimmung dahin abgeändert, daß sämt- 
hche Droschken, welche gerade Nummern führten, früh Vj<> resp. ' /.J Ulir, 
die mit ungeraden Nummern spätestens H resp. 1» Uhr aufzufahren 
hätten. Doch stellte sich auch das als unpraktisch heraus. Zeitweilig 
wurde nun das Frühauffahren dunii ,.\ ereinskonnnandicr]isten" ire- 
regelt. nach denen dius ])üiiktliche Früiiein>|)annen jeden I)r()>( liken- 
führer am driften Tage traf, wobei er sich jedoch im Heliindernngs- 
faUe vertreten lassen konnte. SchlieUlicli erwies sich die noch heute 
geltende Vorschrift als am besten den \'erkehrshedürfnissen entsprechend, 
nach welcher di(? Droschken mit geraden Nummern an den Tagen mit 

VolkswinachftXtl. u. wirtK(.h(dl«),'e»clii('litl. Abhandlungen, il. 1. 2 
St*riib*rg, Dm VwkdinffavwbB Loipzi^n. 
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gerader, die Droscliken mit ungeraden Nummern an den Tagen mit 
ungerader Datumszahl s])ätestens um 7, in den Monaten November 
bis Februar M Ulir früh auffahren müssen 

Die Kontrolle über cia.s Frühauffaliren wurde zunächst vom Vor- 
stande des Droschkenvereins ausgeführt, der dafür aus der Droschken- 
kasse eine Geldentschädigung erhielt, ging aber im Jahre 1884 auf 
die Polizei aber. 

Nidit lange nach der Abschaffbng des Privilegiums der Fiaker 
. maebte sich, wie in ganz I>eat8chland, so auch in Leipzig der würt- 
aebafdiehe An&cbwong zu Anfang der 70er Jahre bemerkbar. Mit 
ihm hängen die Differenzen zusammen, weldie zwischen Polizeiamt 
und Droechkenbesitzem um diese Zeit entstehen, weil es den Droschken- 
besitEern zwecks Erleichterung der polizeilidien Kontrolle nicht ge^ 
stattet sein soll, Wohnung und Stallung auBerhalb der Stadt zu haben. 
Gegen diese Anordnung wenden die Droscfaenbesitzer ein, bei der 
Konzentrierung des GesdiüftsTerkehrs in der inneren Stadt würden 
dort Stallungen immer seltener, weil nach und nach aller verfOgbare 
Baum von den Geschäften in Anspruch genommen würde. Außerdem 
nähmen ihnen die immer mehr aufkommenden Luxusequipagen manche 
Stallung fort. Es sei daher für Lohnkutscher immer schwieriger, 
Stallungen .und Remisen in der inneren Stadt zu bekommen, zumal es 
für sie doch dringend wünschenswert sei, in demselben llausgrundstOck 
Wohnung und Stallung zu haben. Überhaupt erhöhe das Wohnen 
in der Stadt die Gewerbsunkosten für die Konzessionare in ganz er- 
heblicher Weise. Unter diesen rmständen sei für die weit über 
100 Droschkenkutscher, welche auljerhalb Leipzigs wolintcii. das Ver- 
bot, dort zu wohnen. t:leiclil»edeutend mit dem \'erbote. ihr (iewerbe 
auszuüben. Schon jetzt hätreii viele von ihnen unter großen Ko.sten 
zwei Wohnungen mieten niüs.>en, nämlich, wie sie sich drastisch aus- 
tlrückten. „eine in der Stadt für die Polizei, und eine auf dem Lande 
für uns untl unsere l'ferde". Der Schaden, der durch die Aufrecht- 
erhaltung dieses \'erbotes ihnen und auch mittelbar dem Publikum 
erwüchse, stände in gar keinem Verh;ilfni> zu <iem Vorteil, den eine 
bequemere Kontrolle für die Polizei mit ^icli brächte. Dagegen machte 
die Polizei geltend: ,.(iehört zur Krlangung der Konzession der 
hiesige Wohnsitz, so bleibt er auch Erforderni.s zum Rechte der Fort- 
führung derselben." Und sie ließ näcbtlicherweise revidieren, ob die 



1) V«rgl. § 32 der DroflcbkeDordnung f. d. Stadt Leipzig vom 24. Jan. 1903. 
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Konzessionare auch in der von ihnen anfxepebenen. in der Stadt ge- 
legenen Wohnung und StalhinK schliefen, bezw. ihre Pferde stehen 
hatten. Darauf wurde den Konzessionaren bei Strafe der Konzessions- 
entziehung eine Präklusivfrist gesetzt, innerhalb deren sie der polizei- 
lichen Anordnung nachzukommen hätten. 

Jedocli auch hier zeigten die wirtschaftlichen \'erliältnisse sich 
stärker als der Wille der Polizei. Sie entzog zwar einigen liCuten die 
Konzession wegen Nirhtbeaclitung ihres Gebotes, sah sich aber bald 
gezwungen, sie ihnen wieder zu erteilen. Um aber doch einen 
Dnick in der gewünschten Richtung auszutiben, wurde schließlich in 
dem neuen Regulativ Yom Jahre 1874 bestimmt« daß jeder außerhalb 
Leipzigs wohnoide Droeddceiimhaber für jede ihm konzessionierte 
Droedike monsdieh ein Standgeld von 8 M. an die Stadtkasse zu 
entrichten habe. Dieses Standgeld wnrde Obrigens spfiter, einem An- 
trage der Stadtverordneten gemäß, auf monatlich 1 M. 50 Pf. herab- 
gesetzt 

Bewirkte der wirtschaftUdie AaÜBdiwnng zn Anfang der 70er 
Jahre eine Zunahme des Verkehrs in Leipzig, so kam diese doch nicht 
den Droschken, sondern der Pferdebahn zu statten, weldie im Jahre 
1872 hier ihren Betrieb eröflhete. Diese nahm vielmehr den Droschken 
80 viel von ihrem Verdienst fort, daß das Pdizeiamt beschloß, die Zahl 
der nach dem Regulativ von 1874 zu konzessionierenden Droschken 
von 485 auf 300 herabzusetzen. 

Ganz konnte die an ihre Gleise gebundene, nur an bestimmten 
Haltestellen Passagiere aufnehmende und absetzende, dazu den Omni- 
buscharakter tragende Pferdebahn die Droschken natürlich nicht ver- 
drängen. Denn einmal waren noch immer Fuhren nötig nach Orten, 
die von der Pferdebahn nicht berührt wurden; bei schlechtem Wetter 
wie in Krankheitsfällen war es immerhin wünschenswert, sich von dem 
Fuhrwerk bis vor die Haustür bringen zu lassen. Andererseits gab es 
stet.s Leute, die es ihrer Stellung, sowie ihren N'erniögensverliältnissen 
schuldig zu sein vermeinten, auch nicht in der Pferdebalm mit dem 
niederen Volke zuwinimenzusit/.en. Sodann wurden die Droschken nach 
wie vor zu \'ergnügungsfahrten verwandt, wo es auf (ield nicht so genau 
ankam. Auch Ix'ffiliiutc ihre Ortskenntnis die Droschkenkutscher dazu, 
nebenbei als Frenident'ührer zu dienen, weshalb P'remde nach wie vor 
die Droschken bevorzugten. Unentbehrlich sind die Droschken, wenn 
es gilt, mehrere Häuser der Reihe nach aufzusuchen, wie es bei Be- 
suchsfahrten, z. B. im Beruf des Arztes täglich, vorkommt. Feruer 

2* 
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i.^t t;s ein Vorzuf^' (1<t Droscliken. dali man in ihiicMi (icpäck mit sich 
führen kann, für welclies in den Straßenbalinwagen nur ganz be- 
schränkter Kaum zur Verfügung steht. Deshalb kommen auch l)ei 
Umzügen von unverheirateten Leuten, wie von Stnilenten, die scliUeli- 
lieh (loch meistens über mehr .Moliiiiar als den historischen zweiten 
Kragen und eine Tal)aks[)feifc verfügen, die Dro.schken nach wie vor 
als Traiibportmittel iu Frage. Zur Nachtzeit endlich, wann die Straßcu- 
bahnen nicht mehr fahren, bleiben die Droschken die einzigen erreieh- 
buren VehikeL 

Das Bedfirfnis nach Droachkeo, die zur Nachtzeit berdtatebeo* 
machte sich mit der Zunahme des Verkehrs immer starker geltend, 
dämm wurde im Oktober des Jahres 1874 als Station fOr Nacht- 
droschken der Nasdimarkt bestimmt, und um Nachtdroschken zu ge- 
winnen, folgende Anordnung getroffen: „Die FOhrer der zwei Droschken, 
welche daselbst von nachts 12 Uhr an am längsten, mindestens eine 
Stunde, ohne Fahrdienst gehalten haben, bekommen je 10 Ngr. durch 
den Wachtmeister') ausgezahlt Dasselbe wiederholt sich nach jeder 
Stunde bis 6 Uhr frOh, so daß der FOhrer einer sieben Stunden lang 
unbenutzt gebliebenen Droschke 2 Taler 10 Ngr. empfingt** Diese 
Maßregel konnte man jedoch bereits nach drei Monaten fallen lassen, 
denn bis dahin hatte sich schon ein freiwilliger Nachtdroschkendienst 
herausgebildet weil die betr. Konzessionare dabtt ihren Vorteil fanden. 
Jedoch mußte späterhin, im Jahre 181M. angeordnet werden, dati die 
Droscliken, welche ausschließlich zum Nachtdienst verwendet würden, 
vom Frühanfahren nur dann frei sein soUteo, wenn sie bis vormittags 
10 Uhr im Dienste verblieben. 

Überhaupt suchte man das Droschken wesen mit der modernen 
Verkehr>entwicklung in Einklang zu bringen. Als aber zu dem Zwecke 
da.s Regulativ vom Jahre 1H74 zwar eine Erhöiiung der Fahrtajce — 
der Einheitssat/, stieg von 4() auf .'>«) Pf. — aber auch verschärfte 
Strafl)estimmungen einführte, verweigerten die Droschkeninhaber an- 
fange die Annahme des Hegidativs. und es drohte ein Streik auszu- 
brechen. Schlit'hlich unterwarfen .sich aber die beteiligten, und es 
konnten am 1. Nint'nd>er 1S74 4s.') I)ro><ld<en konzessioniert werden. 
Diese Zahl ging zwar infolge der Konkuirenz der Pferdebahn zeit- 
weilig unter 3(K) herai), stieg dann aber allniahlicl» wieder l)is zu der 
früheren Ilöiie. Um jedoch üliermäUigen Andranti zum Droschken- 
gewerbe zu verhindern, wurde durcii Pekanntmacliung von 3. Mai 
1877 bis auf weiteres die Maximalzaid der Dro.-«chkcn auf ÖOO fest- 

1 1 \on der dicht dabt>i betiniliicheii llauwache. 
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gestellt, und dabei blieb es alle die Jahre bis zur Gegenwart, nur 
daß bei Einführung der Taxameter noch "J'J Nunimern dazukamen. 
Zum Droschkenrayon t^ehörten in dieser Zeit außer den nächsten Ort- 
schaften auch noch Al>tnaundorf, Mückern. Leutzsch, Schleußig. 

Seit dem .lalire isso müssen die neu eingestellten Droschken- 
id'erdc zur Untersuchung auf ihre Taugliclikeif dem vVmtstierarzt vor- 
ueführt werden, der auch eine Untersuchung siimthcher Drcschken- 
pferde jährlich einmal bei den (^enernlrevisionen vornimmt. Um das 
Tränken der Tiere zu erleichtern, werden auf den Stationsjtlätzen 
Wasserständer aufgestellt, zu denen die Druschkenbesitzer Schlüssel 
von der Stadt erhalten. 

Über die Droschkenfüluer hatten die Inhaber der Droschken 
sdion nach dem Regulativ von dem Jahre 1867 ein Register zu führen, 
welches genaue Angaben Ober deren Per8(}nlichkeit enthalten mußte, 
auch hatten sie jede Annahme oder Entlassung eines Droschken- 
kutschers binnen 24 Stunden dem Polizeiamt anzuzeigen. Da aber 
diesen Vorschriften nur sehr wenig entsprochen wurde, so erhielten 
im Jahre 1881 die Droschkenkonzessionare aufierdem Anweisungf die 
Personalien jedes angenommenen Kutschers in der vorgeschriebenen 
Zeit bei Vermeidung der im Regulativ vorgesehenen Strafen dem Poli- 
zeiamte anzugeben, wozu Formulare auf dem PoUzeiamte unentgeltlich 
zu haben waren. Nachdem durch Ortsstatut von der Befugnis der 
2 u. 3 des Beichsgesetzes vom 15. Juni 1883 Gebrauch gemacht, 
und hierdurch der Versicherangszwang auf alle Thmsportgewerbe er- 
streckt war, wurde die Kontrolle fiber die Droschkenkutscher noch strenger. 

SSmtliche als Droschken dienende Wagen müssen zwecks Durch- 
fQhmng einer besseren Beaufsichtigung seit dem Jahre 1885 mit 
einem vom PoUzeiamte zu erteilenden Prüfungsstempel versehen 
sein. Dieser Stempel wird bei den zuerst einmal im .lahre. vom 
Jahre ts8x ab im Frühjatir ftlr die geraden und im Herbst für die 
ungeraden Droschkennnmmem stattfindenden Generalrevisionen jedes- 
mal erneuert. Bei diesen Gelegenheiton wird auch eine Anzahl der 
im besten Zu.stande betinillichen Droschken mit Prämien bedacht niid 
damit auf eine immer bessere Ausrüstung der (Jesjuume hingewirkt. 

Durch ein neues Droschkenregulativ vom ;'). Oktober wurden 
die mi Jahre 1874 eingeführten, in den Droschken angebrachten He- 
schwerdezettel als unpraktisch wieder abgeschatft; zugleich wurde lie- 
stimmt, daß zur Nachtzeit eine Droschke auf anderen Halte|ilätzen als 
<len besonders angewiesenen Naclitstationen nur dann auffaiiren dürfe, 
wenn letztere ausreichend besetzt wären. Daß wülirend der Tages- 
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zeit keine unbesetzte Droschke bei einem Stationsplatze, auf welchem 
nicht mindestens zwei Droschken bereits halten, vorüberfahren dürfe, 
vielmehr sich dort aufzustellen habe, war schon im Jahre 1807 an- 
geordnet worden. 

Die weitere Bestiiiiinun^ des neuen Re^ilativs. daß vom 1. Januar 
1884 ab sämtliche Droschkenkutselier einen Erlaubnisschein zum Drosch- 
kenfahrcn im Dienste bei sich führen müßten, wurde auf (iesuch des 
Droschkenvereins si);iter so gefaßt, daß vom s.bezw. \K Juni 188(> an die 
Droschkenführer Fahrscheine, welche auf diePerson lauten, zu führenhätten. 

Der bisher geltende Tarif beruhte, abgesehen von den Fahrten 
nadi den Bahnhöfen und den fiber den Stadtbezirk hinausliegenden 
V<mMteii lediglich auf dem Primdp der Zeittaie. Dieses Prinzip noch 
ferner beizubehalten, war aber nicht mehr möglich, als der Stadtbezirk 
dnrch die Einverieibung yon Vororten betrtchtlich erweitert und die 
Verhiltnisse dadurch yollständig andere wurden. Denn die Vororte 
lagen zum Teil weit entfernt und waren vielfedi durcb weite unbe- 
baute Stredcen von der ehemaligen Stadlgrenze geschieden, so daß es 
Torllnfig nicht wohl angflngig war, sie betreib dee Droschkentarife wie 
die Altstadt zu behandeln, zumal es bei dem bestehenden Tarif schon 
oft zu Diffarenzen zwisdien Kutsdier und Fshrgftsten wegen zu lang- 
samen Fshrens und wegen der Dauer der Fahrt gekommen war. 

Daher wurde nach langen, eingehenden Beratungen mit dem 
Begulativ vom 22. November 1890, das am 1. Januar 1891 in Kraft 
trat, der Zonratarif elngeftthrt, d. h. ein Tarif, der die Stadt in einen 
inneren und äußeren Droschkenbezirk und eine über diesen noch 
hinausliegende Außenzone, welche verschiedene nicht mit zur Stadt 
gehörige Vororte umfeßt, einteilte und hiernach die Fahrpreise ab- 
stufte. Danach war die Fahrt im Zweifel eine Tourfahrt. Allerdings 
konnte der Fahrgast noch immer verlangen, daß nach Zeit gefahren 
werde. Für diesen Fall war noch eine dritte Fahrtaxe aufgestellt. 

Die Konzessionare sind nach dem neuen Rej^ulativ verptlirhtet. 
dafür Soriu;e zu traf?en. daß auf den Haltestellen sowohl als auf den 
Bahnhöfen die den jeweiUgen Bedürfnissen entsprechende Anzahl von 
Droschken anfahre. Außerdem haben sie dafür zu stehen, daü ihre 
Kutsrher die neu vorue.^chrieheuo Dieiistklcidun«?. und zwar genau 
nach dem beim P'olizeiamte vorliegenden i'robeauzug tragen und stets 
in gutem Zustande orhahon. 

Jeder l)n)schkenkut.scher hat sich vor seiner AnstelUmg einer 
von einem Polizeibeamten zu Ijeaufsichtigenden Probefahrt zu unter- 
ziehen. Im Dienste darf er nicht mehr als fünf erwachsene Personen 
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auf einmal fahren. Vorausbestellungen braucht ein Konzessionär nicht 
anzunehmen, es sei denn, daß er mehrere Droschken in Betrieb hat. 
Eine Nachtfuhrt kann nur im Laufe des Taftes bei ihm bestellt werden. 
Hat er eine \'orausbestellun{^ anj^cnommen, so muß er jedenfalls die 
Zeit genau innehalten. Übrigens beginnt der Tagesdienst mit dem An- 
fahren auf den Haiteph'itzen des Morgens 7 Uhr das ganze Jahr hin- 
durch und endigt abends um ' ^ll Uhr. Nach dieser Zeit beginnen die 
Nachtfahrten. Bei allen Fahrten kostet tJepäck bis zu 10 kg nichts, 
Toa 10 — 25 kg 0,25 M., jede weiteren angefangenen 25 kg 0,25 M. 

Die GreniMii des inneren und äufieren Droschkenbezirks, inner- 
halb welcher die Fahrtaxe I Geltung hat, sind auf einer Übersichts- 
karte, wdche in den Droschlcen aufisnhängen oder doch vom DroscUfen- 
Icntscher während des Dienstes mitznlQhren ist, eingezeidinet, anfier- 
dem aber an Ort und Stelle durch Tafehi mit entsprechender Aufschrift 
deutlich gekennzeichnet. 

Zu Fahrten nach Ortschaften, die in der Fahrtsxe U nicht mit 
angefahrt smd, also aber die Aufienorte noch hinausliegen, ist der 
Droschkenkutscher nicht verpfliditet, eventuell hat sich der Fahrgast 
mit ihm wegen des Fahrpreises besonders zu verständigen. Zeitfohrten 
ttber die Grenze des Süßeren Droschkenbezirkes hinaus oder nadi den 
in der Fahrtaxe II angeführten Stadtteilen oder Orten sind nur dann zu- 
lissig, wenn die Droschke auch alsbald zur Rflekfahrt angenommen wird. 

Ffir Nachtfahrten, d. h. Fahrten zwischen 72 H Uhr abends und 
7 Uhr mcffgens, hat der Kutscher die doppelte Taxe zu beanspruchen, 
zudem, wenn die Nachtfahrt während des Tagesdienstes bei ihm vor- 
ausbestellt ist, einen Zuschlag von 50 Pf. 

Bei der Benutzung von zweispännigen Droschken tritt für jeden 
Tarifsatz eine Erhöhung von 0,25 M. ein. 

Aufenthalt wird bei Zeitfalirten in die Zeitdauer der Fahrt ein- 
gerechnet, bei Tourfahrten ist für jeden Aufenthalt unterwegs eine 
Entschädigimg von 10 Pf., und wenn er länger als 5 Minuten dauert, 
für jede weiteren 5 Miauten ebenfalls 10 Pf. zu gewähren. 

Kapitel IIL 

Das Aufkommen der Taxameter und ihre allgemeine Ein- 
führung. 

Der neue Zonentarif sollte jedoch nicht lange allgemeine (lültig- 
keit behalten, zumal man auch an iiim bald allerlei auszusetzen fand. 
Es war eben die Zeit der Taxameter gekommen. Schon im Jahre 1886 



Digitized by Google 



hatte ein Unternehmer ans Hamborg, der dort Bchon seit zwei Jahr«i 
40 Taxameter angeblich mit gutem Erfolge in Betrieb hatte, sich an 
das Polizeiamt zu Leipzig mit dem Gesuch gewendet, ihm die Ein- 
führung einer angemessenen Anzahl von „Taxametern** in Leipzig zu 
gestatten. Man lehnte aber damals ab, weil der Tarif erst vor kurzem 
wieder revidiert worden wSre und überdies die EinfOhrong der Taxa- 
meter durch einen Auswärtigen eine erhebliche Schädigung fOr die 
einheimisclien Droschkenkonzessionare im Gefolge haben werde. Darum 
wollte (las Polizeiamt lieber einen Antrag der einheimischen Droschken- 
konzessionare auf probeweise Einführung der Taxameter abwurton. Eine 
Wiederholung seines Gesuches im folgenden Jahre hatte für den Unter- 
nehmer nicht mehr Erfolg. Ebensowenig wurde auf eine derartige Bewer- 
bung anderer Unternehmer aus Hamburg, im Jahre 1891, eingegangen. 

AiiHi mit einem eigenartigen Droschkenzälilaitparat ,,Columbus", 
den ein Ziviliiigenieur aus Halle 1>!1>2 liier einführen wollte, vermochte 
sich kein Droschkenkutsclier zu liefreunden. 

Als aller vom I. A|»ril isi)4 ab in Dresden Taxanieter fuhren, 
konnte Leipzig nicht mehr lange zurückbleiben, zumal auch die in 
Hamburg und licrlin eingeholten Erkundigungen günstig lauteten. 
Das Gesuch eines hier wohnenden Unternehmers, im Mai is;i4, ihm 
die Einführung von Taxametern zu gestatten, kam dem Bestreben des 
Polizeiamts und der Deputation für das öffentliche Fuhrwesen, dieser 
großstädtischen Neuerung' im hiesigen Droschkeuwe.-en Eingang zu ver- 
schaffen, welche in anderen ;4iül]en Städten seit längerer oder kürzerer 
Zeit bestand und dort überall den ungeteilten Beifall des Publikums 
gefunden hatte, nur entgegen, zumal man mit den Taxametern eine 
Anzahl leichterer, eleganterer, und vor allem schneller fiihrender 
Droschken, Droschken L Klasse, einzuführen gedadite. 

Es fonden nun von selten der genannten Behörden eingehende 
Verhandlungen mit hier ansissigen Droschkenkonzessionaren statt, die 
sidi prinzipiell nicht gegen Taxameter aussprachen, jedoch die hohe 
Leihgebflhr von tSglich 0,60 M. fttr den Zahlapparat M bemSngelten. 
Entschiedener machte der Droschkenverein gegen die geplante Ein- 
fOhrung von Taxametern FYont Sie wären mit dem bis dahin gel- 
tenden Tarif, in den sie sich kaum eingelebt hätten, vollständig zu- 
frieden, auch vereinbare man in Leipzig den Fahrpreis gern, besonders 

1) Dietger wird nämlich vod der Finna, welche sich den Taxaraeterap|>arat 
hai patentieren lassen, leihweise zur YerfQgung gestellt. Doch hat sich neneirdiDga 
nnter dea DroMbkenkonaeMionaieii eine Geooeaemchaft geUldet zu dem Zwecke» 
ihren BfitgUedern aar kitiflichea Erwerbang dea TaxametennppantoB so Teihdfen. 
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zu Fahitea ntdi aoswftrts. Sddiefilicb sei angesicbts der bevorstehen- 
den Vennehmng der Personentransportmittel dnreb die elektrisdiett 
Stnfieabahnen eine Venninderang der Droechkenbenntzung sicher zu 
erwarten und mithin die Ausgabe f&r Einrichtung dieses mechanischen 
Preisbemessungsapparates mindestens fflr die nSchste Zeit sehr gewagt 
Ans diesen Grflnden richtete im folgenden Jahre noch, 1895, der 
DroBchkenverein an den Rat der Stadt die Bitte, er wolle die Ge- 
nehmigung zur EinfOhrung von Taxametern in Ldpzig versagen. Nach- 
dem jedoch ein bis dahin noch nicht konzessionierter hier wohnender Unter- 
nehmer im selben Jahre darum eingekommen war. derartige Droschken 
mitTazametereinrichtnng, mit guten Pferden und 85 Kutschern in Livree 
steUen zu dfiifen, entsclilossen sich auch mehrere einheimische Dro&chken- 
konzessionare, dasselbe zu tun, und es bildete sich ein Konsortium 
zur Einführung von Droschen I. Kiasso. Dieses erhielt nach Schlichtung 
mannigfacher Differenzen schließlich die behördliche Konzession. Und 
so konnten am 1. April \xiH} Droschken I. Klasse dem Pul)likura auf 
besonders bestimmten Halteplätzen sich zur Verfügung stellen')- 

Das neue \ rrkelirsmittel, das neben den beinahe gleichzeitig 
eröffneten elcktrisciien Straßenbahnen sich wohl sehen lassen konnte, 
bestand aus leichten, eleganten, zweisitzigen Droschken mit Taxameter- 
einrichtung und fan«l wegen seines gefälligen Aussehens und seiner 
praktischen Einrichtung allseitigen Beifall. Infolgedessen stieg die 
Zahl dieser Droschken I. Klasse in kürzester Zeit auf lOU, während 
die der Droschken II. Klasse auf 4'J'2 herabsank. 

Ein Versuch der Droschken II. Klasse, den Wettbewerb der neuen 
Taxameterdroschken durch Modernisierung ihrer Betriebsmittel zu 
überwinden, mißlang. Schon vor Kinfiihrung der Taxanieter war es den 
Droschkenkonzessionaren erlaubt worden, im Sommer an Stelle der 
schweren Landauer leichte Halbchaiscn einzustellen; als aber jetzt fOr die 
zweite Droschkenklasse weitere Halbcfaaisen eingefOhrt weiden sollten, 
drohten die Konzessionäre der Tazameterdroschken ihren Betrieb ein- 
zustellen. Denn dagegen könnten sie nicht konkonrenzffthig bleiben, 
nachdem sie ein fflr ihre Verhültnisse bedeutendes Kapital in ihren 
Betrieb bitten stecken mflssen, um den Anforderungen, die an eine 
Droschke I. Klasse gestellt wQrden, zu genfigen. Wenn jetzt die 
Drosdiken n. Klasse fOr einen billigeren Preis dasselbe boten wie sie, 
konnten sie nicht bestehen. Diesen Grfinden mochte die Stadtver- 
tretung ihre Zustimmung nicht versagen, und so blieb es fOr die 



1) VargL Ftotok. d. St. V., Jahfg. 1800» & «1 ff. 
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zweite DrofichkenklasBe bei den Landanern'). Dafi diese in der alten 
Form beibehalten worden, lag auch im Interease dea Pnbliknma, denn 
«0 sind sie besonders geeignet, als Gepieksdroecfaken zn dienen, wie 
sie bei schlechtem Wetter Oberhaupt den Halbchaisen vorzuziehen sind. 
-Gleichwohl nimmt ihre Zahl andauernd ab, in den Jahren 1897 bis 
11H)2 von 422 auf 340, während im gleichen Zeitraum die Droschken 
I. Klasse sich von 100 auf 182 vermehrt haben. 

Die Konstruktion der Taxameter ist die der Wegemesser, d. h. 
•es wird das Fahrgeld nach der Zahl der zurilrkgelegten Kilometer 
vom Apparat i^elbsttätig angezeigt. Außerdem ist dieser so eingerichtet, 
■daß er eine nicht dem Kutscher, sondern nur dem Besitzer der Droschken 
zugängige Vorriclitnng besitzt, aus welcher der Tafi:esverdienst je nach 
•<len ausgeführten Fahrten ersichtlich ist. Dadurcii ennöpHcht sich eine 
genauere Kontrolle der Wagenführer bezüglich ihrer Kinnahnien. 

Für das Publikum besitzt eine Taxameterdroschke folgende Vor- 
züge: Ersatz der vielfach komplizierten Droschkentaxen durch einen 
kurzen bündigen Tarif, uutoniatische Regelung des Falirpreises unter 
Ternünftiger Ausgleichung von Leistiuif^^ und (iegenleistung, billige An- 
fangstaxe und allmähliches Anwachsen um kleine Beträge, Ablesbarkeit in 
-emer Summe mit dem Kutscher, und nicht zuletzt: Ersatz der schweren 
Wagen durch leichte, mit besserer Bes|)annung versehene Fahrzeuge. 

Das Polizeiamt faßte seine Vorschriften betreffs der neuen Taxa- 
meter unter dem 27. Februar 1896 in einen „Nachtrag zum Regulativ 
und Tarif fflr das Droscfakenwesen der Stadt Leipzig vom S2. November 
1890** ZQsammen, wodurch letzterer nur insoweit anfier Kraft gesetzt 
wird, als in diesem Nachtrag abweichende Bestfanmnngen getroflfon sind. 

Danach ist es den Drosehkenbesitzera gestattet, vom 1. April 
1896 an Taxameter ala Droschken I. Klasse nach vorhergegangener 
PrOinng durch das Polizeiamt üi Betrieb zu stellen, wobei es der 
Polizei vorbehalten bleibt, nur eme im YerhlHnis zu den Übrigen be- 
schränkte Anzahl von Droschken I. Klasse za genehmigen. Jedoch 
•darf ein und dieselbe Droschke nicht bald mit bald ohne FshrpreiB- 
Anzeiger gefahren werden. 

Als Droschken L Klasse sollen in der Regel nur leichte, gettUig 
gebaute Halbdiaisen und wihrend der kalten Jahreszeit oder bei un- 
günstiger Witterung Coup^ Verwendung finden. Die bisher ge- 
brauchten Landauer dürfen nur so lange als Taxameter noch gelüireii 
werden, wie ihr Äufieres ddi noch dazu eignet Sonst müssen sich 

i) Alleidfaisi daiftan die bis um 1. April 1896 bot der II. KL ia DieoH 
gmtsUtM Mohtw Wsgtn in Otbi'Midi blcjbon. ^ 
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cUe Taxameter vor den übrigen Droschken durch das Äufiere des 
Wagens wie des Geschirres vorteilhaft auszeichnen, wie auch die Taia^ 
meterkntsefaer eine bosondere, feiBere Uniform erhalten. 

FUr die liditlge Titi^^t des Fidirgeldanzeigers ist der Drosch- 
kenbesitzer ▼erantwortlieh. Beim Beginn einer Fahrt ist von dem 
Drosdikenf&hrer der Fahrpreisanzeiger mittelst eines dann ange- 
brachten Hebels ^ Dienst** und auf die entsprechende Taxe einzu- 
stellen. Und zwar gibt es drei Taxen: Die einfache Taxe I gilt fttr 
1 — 2 Personen, die am Tage innerhalb des inneren und ftußeren 
Drosehkenbezirkes fohren wollen. Die erhöhte Taxe II ist bestimmt 
fOr Fahrten von 3 — 4 Personen am Tage innerhalb derselben Grenzen. 
Die doppelte Taxe III betrifft alle Fahrten während der Nachtzeit 
(von ^/fll Uhr abends bis 7, in den Monaten November bis Februar 
8 Uhr morgens) und die Fahrten am Tage, welche Aber die Grenzen 
des äuBeren Droschkonbezirkes hinausgehen. 

Wartezeit, deren Vergütung aber in der vom Fahrpreisanzeiger 
selbsttfttig bewirkten Preisangabe mit inbegriffen ist, ist bei allen drei 
Taxen nach Minuten zu bezahlen, und zwar für die ersten 8 Minuten 
0,70 M.. für jede weitere 4 Minuten (),10 M. 

Ist die Drosclike auber Dienst, so wird dies durch eine am 
Apparat angebrachte Fahne mit der Aufschrift „frei" angezeigt Diese 
wird verdeckt durch ein darüber geschobenes Schild uüt der Auf- 
schrift ..bestellt", wenn die I)ros(;hke vorausbestellt ist. 

Die (Jepäcktaxe wird auf einem oberhalb der Falirpreisscheibe 
angebrachten halbkreisförmigen Zifferblatt angezeigt, auf welches der 
Droschkenführer einen besonderen Zeiger einzustellen hat. 

Die Vorzüge der Taxanieteroinrirhtung zeigten sich immer deut- 
licher, deshalb gelangte sie mit dem 1. Januar IW-J auch bei den 
Droschken II. Klasse allgemein zur Einführung. Die Ijctrertenden Kon- 
zessionäre wurden verptiichtet, ihre Wagen spätestens bis zu diesem 
Zeitpunkt mit entsprechenden Fahq)reisanzeigem zu versehen, so daß 
damit der Zonentarif gänzlich abgeschafft wurde. 

Die eingehenden Vorsciiriften, welche nadi und nach in Begu* 
lativen und Tarifen, den Nachträgen dazu und in Bekanntmachungen 
fflr das Droschkenwesen ergangen waren, wurden mit ehiigen Ab- 
inderungen in der Droschkenordnung für die Stadt Leipzig vom 
24. Januar 1903, die am 1. Mirz 1908 in Kraft getreten ist, zusammen- 
gestellt Daraus sind besonders folgende Bestimmungen hervorzuheben: 

Das Droflchkengebiet um&ßt das gesamte WeichbÜd der Stadt 
Leipzig nebst dem auf Probstbeidaer Flur gelegenen Sfldfriedhof und 
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die Ortscbaften Abtnaundorf, Mockau: sfldlicher Teil (Nen-Mockau), 
SchOnefeld, Stötteritz, Leutzsch, Bameek und MSckem. Ea ist in einen 
Innen- und in einen Außenbezirk eingeteilt Der Außenbezirk erstreckt 
Bich Qber die jenseits bestimmter Grenzen gelegenen ftuBeren Stadt- 
teile und die obengenannten Ortschaften hinaus. 

Innerhalb des Droschkengebiets hat der Droechkenf ahrer im all- 
gemeinen jede verlangte Fahrt auszuführen, zu einer Fahrt darflber 
hinaus ist er nicht verpflichtet, und die Bezahlung einer solchen unter- 
liegt der freien Vereinbarung zwisclien Fahrgast und DroschkenfiÜirer. 

Die Bezalilunfj der Droschkenkutscher hat nach MaKf^abo V»c- 
sonderer Tarife für die Droschken I. und II. Klasse zu j,'eschchcn. 
Der Tarif für die Dro>cliken I. Kla>se hat ;> Taxen: Die erste kommt 
bei 12 Personen und Falirten hei Taj^e im Innenhe/irk in üctracht, 
die zwtiite Taxe, wenn es sich hierbei um H 4 Personen handelt, 
Taxe III ^nlt für 1 — 4 Personen bei Fahrten am Ta^e im Anlicnbezirk. 
nach und von dem Rennplatze z. Z. der Rennen und Nachts hei allen 
Fahrten. Bezüglich dieser Falirten macht der Tarif für die Droschken 
II. Klasse einen Unterschied, indem <'r eine Taxe III für 1 — 2 Personen 
und eine Taxe IV für — 1 Personen aufstellt. Im übrigen weichen 
die Tarife der l>eiden Droschkenklassen dadurch voneinander ab, daß 
die Grundtaxe — d. h. der Betrag, der bei der Benutzung einer 
Droschke in jedem Falle ohne RQcksicht auf die zurückgelegte Ent- 
fernung zu zahlen ist, — bei den Drosdikan I. Klasse 70, bei denen 
n. Klasse 50 Pf. beträgt, und daß die Entferoungseinheiten, fQr welche 
weiterhin jedesmal 10 Pf. entrichtet werden mflssen, bei den Droschken 
II. Klasse im allgemeinen größere sind. Im einzelnen unterscheiden 
sich bei beiden Tarifen die einzefaien Taxen dadurch Tonemander, daß 
die erwähnten Entfemungseinheiten von der 1. bis zur 3., bezw. 
4. Taxe kleiner werden. 

Ein Aushilfstarif ist festgesetzt für die Fflle, in denen bei Nicht* 
funktionieren des Fahrpreisanzeigers dem Droschkenbesitzer ausnahms- 
weise gestattet ist, die Droschken auch ohne Taxametereinrichtung in 
Betrieb zu halten. Hierbei ist das Prinzip des Zeittarife zugrunde 
gelegt Ebenso bei dem nur durch eine etwas höhere Grundtaxe von 
dem Aushilfstarif abweichenden Tarif für Droechkenschlitten, welche 
bei Schneefall an Stelle der Droschken in Dienst gestellt werden dürfen. 

Zut Falirtaxe sind in gewissen Fällen Zuschlfige zu zahlen^), die 
auf der Fahrzeitscheibe, und zwar besonders, angezeigt werden. 

1) Z, B. bei Mitnahme eines Hundes oder von Gei>:ickRtOckeo im Gewicht von 
mdir ab 10 kg, od«- bei «nsnahmsweiMr Bespannung der Drotchk« mit swei Pferdm. 
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l'ber (lio Wahl dos Weges hat der Falir^ia.st zu Piit>rliei(len, ev. 
liat der l)i()>(hk(:iit'üliier den kürzesten zum Fahrziele führenden Weg 
einzuschlagen. Bei einer Fahrt düifen in eine Droschke I. Khisse 
nicht mehr als 4. in eine der II. Kla>se nicht mehr als ö Personen') 
aufgenommen werden. Auch kann Uctrunkenen oder mit einer an- 
steckenden Krankheit Beluiftetcn, wie auch solchen Personen, die so 
schmutzig gekleidet sind, daß sie den Wagen verunreinigen würden, 
die Fahrt vom Drosclikenführer verweigert werden. 

Im übrigen gibt das Droschkenregulativ außer allgemeinen Be- 
Stimmungen noch ins einzelne gehende Vorscfarilteu betr. Beschaffen» 
heit der Droschken nnd Gespanne, Dienstkleidung derDroschkenfOhrer, 
Pflichten und Bechte der Droschkenbesitzer nnd Droschkenkutscher, 
Dienstzeit der Droschken, Droschkenhalteplätze, Dienst an den Bahn- 
höfen, Drosdikenbestellung, Handhabung des Fahrpreisanzeigers, Fabr^ 
taxe, Gepftck der Fahrgaste und Droschkenscfalitten. 

Zuwiderhandlangen gegen diese Bestimmungen der Droschken- 
ordnnng, insbesondere dur«^ Mehrfordem von Fahi^ld werden, soweit 
nidit etwa nach den bestehenden Gesetzen höhere Strafen verwirkt 
sind, mit Geldstrafe bis zu 60 H. oder mit Haftstrafe bis zu 14 Tagen, 
nach Befinden auch mit Entziehung der Erianbnis zum Betriebe des • 
Droschkengewerbes oder des DroschkenfigJirens bestraft 

Zu erwähnen ist noch, daß seit dem Jahre 1897 eine telepho- 
nische Droschkenbestellung eingeführt ist Seitdem kann man durch 
Vermittelang mehrerer Inhaber von Fernsprechstellen, die meistens 
Restaurateure sind, in allen Stadtteilen per Telephon, teilweise auch 
Nachts, Droschken herbeirufen. 

Statioosplfitze bestehen zur Zeit 81, darunter 31 Nachtstationen. 

Kapitel IV. 

Die wirtschaftliche Lage des Droschkengewerbes. 

Solange die Droschken neben den von ihnen allmfihlich ver- 
drängten Sänften das einzige Personentransportmittel waren, hatten 
sie über Mangel an Benutzung nicht zu klagen. Ihre Zahl stieg des- 
halb mit der Einwohnerzahl andauernd. Daran änderten auch die 
Omnibusse wenig, welche im Jahre IHOO in Leipzig zur Verbindung 
der Vororte mit der inneren Stadt eingeführt wurden und erst 1874 
infolge der Konkurrenz der Pferdebahn wieder eingingen, allerdings 
danach noch einmal, im Anfang der 90er Jahre, zeitweilig auf der 

I ) Die Mitnahme dner fQnften Penon in einer Droschke II. KI. kostet 
ülwigens Zuschlag. 
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Bilüfläche erschienen. Wohl aber wurde die Ausbreitung der Pferde- 
bahn für das Droschkengewerbe verhängnisvoll. Seit Einführung der 
Pferdebahn im Jahre 1872 nahm die Zahl der Droschken, die damals 
435 betrug, nur noch wenig zu, und auch das lediglich auf Kosten 
der Rentabilität der einzelnen, bis sie im Jahre 1877 ihren höchsten 
Stand erreichte mit 500. Da hiermit der Bedarf an Droschken für 
Leipzig vollständig gedeckt erschien, so beschloß das Polizeiamt, auf Grund 
von A des Ausführungsgesetzes vom Ifi, September 1869 zur Gewerbe- 
ordnung vom 2L Juni 1860, bis auf weiteres darüber hinaus keine Kon- 
zessionen zu erteilen. In der Tat verringerte sich die Zahl der Droschken 
allmählich unter diese Maximalziffer, blieb aber dann mit ca. 450 längere 
Jahre bis zur Einführung der Taxameter konstant, um sich mit dieser 
auf die Zahl 522 zu erheben, über welche sie bis jetzt nicht hinaus- 
gegangen ist und voraussichtlich auch sobald nicht hinausgehen wird. 



Diese Entwicklung wird durch folgende Tabelle') veranschauUcht: 



Jahr 


Drodchken 
II. Klasse 


DroHchkcn 
L Klasse 


Für den Jahre«- 
Schluß licrechncte 
Einwohnerzahl 


Auf jede Droschke 
kamen Einwohner 


1844 


fi5 






878 


1854 


Zfi 




68 605 


798 


1864 


L55 




Uli 394 


464 


1874 


485 




123 842 


255 


1884 


495 




165 044 


333 


1890 


450 




357 122 


794 


1895 


460 


1897: im 


399 969 


714 


1900 


364 




456 126 


874 


1902 


340 


183 


473 908 


908 



Während also im Jahre 1844 eine Droschke auf 878 Einwohner 
kommt, entfallen nach 3Ü Jahren nur 255 Einwohner auf eine Droschke, 
dagegen nach weiteren .Üü Jahren etwas über 900. Die Zunahme der 
Droschken hält längst nicht mehr Schritt mit dem Wachsen der Be- 
völkerung. 

Als die Fiaker aufkommen, sind sie zumeist in den Händen von 
wohlhabenden Bürgern, vornehmlich Gastwirten, die damit einen Neben- 
erwerb suchen, und zwar haben die meisten Inhaber nur je einen 
Wagen: 21 Besitzer verfügen über 24 Fiaker. Um damit bessere 
Rentabilität zu erzielen, bitten sie die Stadtvertretung, nicht weiter 
Einzelkonzessioncn zu erteilen. Da ihrem Gesuch nachgegeben wird, 
so haben in der Folge die meisten Droschkenbesitzer zwei oder drei 
Wagen. So haben 

Ii Vcrgl. GroOroaun, Die kommunale Bo<leutung de« fcjtrnßenbahn- 
wc«en« etc., Ö. IL 
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2 


3 


* 






< 


Droiichkpn 


12 


8 


4 


4 


2 




Besitzer im Jahre IS^f) 


3 


0 


7 


4 


2 


2 


Besitzer im Jahre IHM 



Nachdem das Privile^nuin der Fiaker beseitigt ist, wird wieder 
vielen Bewerbern gestattet, sich mit nur einer Droschke zu etablieren, 
so daß im Jahre 1H70 209 Konzessionäre Wa^en besitzen. Dabei 
wird das Halten von Droschken nur noch höchst selten als Keben> 
gewcrbe betrieben. 

Da aber die Besitzer nur einer Droschke oft behindert sind, 
früh rechtzeitifj auf dem Stationsplatze zu sein, .<ü geht man im Jahre 
18.^3 - es liaben zu dieser Zeit 312 Konzessionäre 4!><) Wahren ~ 
wieder dazu über, nur Bewerbern mit mindestens zwei (iesdiirren 
Konzession zu erteilen, kehrt jedoch im Jahre IHIK) schon zu der Be- 
vorzugung der Zwergbetriebe mit nur einem Gespann zurück, weil 
diese nicht den oft wenig zuverlässigen Droschkenkutschern anvertraut 
würden und daher stets in besserem Zustande sich befänden. Infolge- 
dessen finden wir im Jahre 1895 bei 310 Konzessionen je eine Droschke 
und nur bei 56 mehrere. Seitdem haben die Taxameter ein Aufkommen 
grOfierer Betriebe im Gefolge gehabt, hauptsächlich weil der Fahrpreis- 
anzeiger eine genaue Kontrolle der von den Kutschern Terdnnahmten 
Beträge gestattet So haben im Jahre 1901 312 Konzessionen der 
IL Klasse je einen Wagen und nur 21 mehrere, dagegen verfügen 
bei den Droschken L Klasse 59 Inhaber Aber je einen Wagen, während 
22 mehrere und zwar zusammen 96 Wagen besitzen, wobei allerdings- 
ein Orofibetrieb mit 29 Wagen schwer ins Gewidit fallt 

Die Inhaber nur ehier Droschke unterhalten zu dieser meistens 
zwei Pfierde. Sie können dann mit diesen abwechsebi, haben dadurch 
ein leichteres Fahren und schonen so die Pferde mehr, zumal durch, 
das zurOckbleibende Pferd der Stall stets warm erhalten wu^, was- 
für die Gesunderhaltung der Tiere sehr wichtig ist Diesen Vorteilen 
gegenüber kommen die gröfieren Unterhaltungskosten wenig in Betracht. 

Aus denselben Gründen unterhalten die Inhaber mehrerer Droschken 
auf je zwei Wagen drei Pferde. 

Oft wird nur deswegen auf eine Droschke mehr als ein Pferd 
gehalten, weil sie bei Tag und Nacht in Betrieb erhalten wird. In 
solchen Füllen gehören zu jedem Wagen auch zwei Kutscher, von 
denen der eine bei Tag. der andere bei Nacht fährt. Das ist bei 
zirka 6 Proz. der Drosdiken II. Klasse und bei zirka 815 Proz. der 
I. Klasse der Fall. Dadurch wird das im Watzen auf^elef^te l'.etriebs- 
kapital möglichst intensiv ausgenutzt und auch für beide Füluer die 



Digitized by Google 



- 32 — 

Dienstzeit verrinj^iMt. AllerdiniJrs wird durcii dieses ..doppelte Kiitsciier- 
systeni" die effektive Zald der in Hetriel» befindlichen Droschken er- 
heblich vermehrt, woilurdi besonders die K<m7.essionäre der II. Klasse 
sich nicht weni«; geschädigt fühlen. Auf ihr (iesuch ans PoMzeianir, hierin 
Wandel zu schallen, hat sich dieses im .hdire \\HJ2 für nicht befugt 
erachtet, einen derartigen Kingriti m die Privatrechte einzelner zu tun. 

Die \'erm()g(M)s- und Kinkomniensverhältnisse der Droschken- 
besitzer sind im allgemeinen dürftige. 

Das Aidageka])ital beträgt durchschnittlich fQr 

Einen Wagen 1000 M. 

Zwei Pferde ä 375 M 7dO „ 

Pferdegeschirr 50 ^ 

Andere Ausrüstungsgegenstände . . 35 .. 

Ausrastung des Wagenführers . _^ K)-^ .. 

2(X)0 iM.^ 

Das Anlagekapital eines Konzessionärs I. Klasse ist an 1000 M. 
bdher, da er zwei Wagen haben muß, für den Sommer eine Halb- 
Chaise und für den Winter ein Coup6. Laufende Ausgaben gibt es 



im Jahre durchschnittlich an: 

Stallmiete für zwei Pferde 170 M. 

Futter») für zwei Pferde 10(X> 

Amortisation für zwei Pferde 200 „ 

Reparatur and Amortiaatton von Wagen nnd Geschirr 150 ^ 

Almatzung der IMenstnnifomi 40 « 

Taxametenniete 90 



1650 M. 

Diese Ausgaben sind fftr beide Droschkenklassen annähernd gleich. 

Die Einnahmen dagegen smd Yerschieden. liaa kann sie bei 
Droschken II. Klasse anf wOdientlich ca. 50 M., bei solchen L Klasse 
auf 70 M. annehmen, so daß die Jahreseinnabme bei jenen 2600 M., 
bei diesm 3640 M. l)eträgt. Zieht man davon die laufenden Aus- 
gaben ab. so bleibt als jälirlicher Reingewinn im Durchschnitt für eine 
Droschke IL Klasse 950 M., fOr eine I. Klasse HUM) M. Fährt der 
Konzessionär selbst, so kommen dazu noch an Trinkgeld pro Jahr un- 
gefähr 18(^M., so daii das Jahreseinkommen bei einem selb.stfahrenden 
Konzessionär der II. Klasse auf ungefähr 1130 M., bei einem solchen 
der I. Klasse auf ca. 2170 M. sich beläuft. 

1) Die Gr. L. Str. berechnet die Unlieben Unterhaltungskosten für ein Pferd 

auf 1.2'» M.. viTgl. ripschSftüberichl pro 1890. 8. 9. FOr die kleineren I>roHfhk-cn- 
betrielh^ ist •ias Futtf>r iintiirlich teurer, »chon weil sie in kleineren Mengeo und 
deshalb nicht hu vorteilhaft einkaufen. 
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Die Droschkenkutscher bekommen bei der Tl. Klasse D M. 
AVochenlolin und 20 Troz. der Einnahme, also wöchentlich ca. 18 M. 
oder jährlich ca. 930 M.. bei der I. Klasse 7 M. Wochenlohn und 
cboiitalls 20 Proz. der Einnahmen, demnach wöchentlidi 20 M. oder 
jährlich 1040 M. Dazu kommen bei beiden ebenfalls ungefähr 180 M. 
Trinkgeld im Jahr, so daß das Jahreseinkommen eines Droschken- 
kutschers der II. Klasse ca. 11 IG M., das eines solchen der 1. Klasse 
ca. 1220 M. ausmacht 

Es ergibt ach daraus die bemerkenswerte Tatsache, dali gegen- 
wärtig bei der II. Droschkenklasse die Eigentflmer ungefiihr dasselbe 
Einkommen haben wie die Kutscher^). 

AUerdings ist gegenwärtig die Lage des Droscbkengewerbes be- 
sonders schlecht Während es in den 70er Jahren noch einigermaßen 
angemessene Erträgnisse abwarf, hören seit An&ng der 80er Jahre 
die Klagen nidit anf ttber zu schmalen Verdienst, und man findet bei 
den Drosdikenffibrem*) fast allgemein eine dürftige Lebensführung. 
Ein GIfick war es, daß zus^eich mit der Einfährong der elektrischen 
Straßenbahn, die bei ihrer Durchkreuzung der inneren Stadt dem 
Drosefakengewerbe besonders gefShriieh wurde, ein allgemeiner wirt- 
schaftlicher Au&chwung eintrat Infolgedessen sind die Verhältnisse 
der Konzcssionare und Kutscher Entle der 00er Jahre verhältnis- 
mäßig gut. Und zwar sind die Jahre 1H!>7. in welchem die Sachsisch- 
Thflringische Ausstellung den Verkehr in Leipzig besonders lebhaft 
gestaltete, und 1899 als die besten zu bezeichnen. Seit dann im Jahre 
liHX) eine Verscldechterung der wirtschaftlichen Lage eingetreten ist, haben 
sich die Einkünfte des Droschkengewerbes wieder erheblich verringert 

Sind sonach die \'ermögens- und Einkommensverhältnisse, be- 
sonders bei den Droschken Tl. Klasse, an sich schon als dürftig 
zu bezeichnen, so ist dabei noch nicht in Betracht ij;c/.o,ircn, unter 
welchen rmstünden dies kärgliche lirot vcnliciit wird. Der Droschken- 
führer muß mindestens Ki Stunden von Hause fort im Dienst sein. 
Dazu muß vor dem Ausrücken früh morgens und nach der Heimkehr 
das Pferd sor^-fältig versorgt werden, was auch mindestens Stunden 
in Ansi»rucli niiiiiiit. Allerdings wird ilic i'l('rde|»tlege zu Hause nicht 
selten von Familienangehörigen. mei>tt']is von der Frau, besorgt. Aber 
das ist bei weitem nicht immer der Fall. >o dali im allircnieinen sich 
eine übermäßig lange tägliche Diciisf/.eit des Droschkeiiführers ergibt. 

b Uo^^tatigt durch Angaben der Fachzeitechrift „Der Fuhrhalter" vom 
14. Januar 1904. 

2} Bei der II. Klam fahren die allenndtten Inhaber wtbet, vergl. oben S. 31. 
Volktwirtaehaftl. n. wirtaduiftagMdiicliÜ. AUnodlmigoB. U. 1. 3 
St»rnk«rir« !>■• VarMingawierb« Leipiigi. 
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Viele bringen tlglicfa im Durchschnitt nicht mehr als 5—6 Stunden 
in ihrer Familie zu. Allerdings brancben sie diese kurze Zeit nicht 
ganz mit Schlafen m yerbringen, da sie wfthrend des Haltens auf den 
StationspUttzen die Gelegenheit dazu geangMm wahmehmea. Aber 
natOrlich kann dieses Schlafen auf dem Kutscfaerbock in allen mög- 
lichen Stellungen die Bettruhe nicht ersetzen. 

An sich ist die Berufetfttigkeit des Droschkenkutsdiers nidit zu 
beschwerlich. Er bringt nidit die HSlfte der Zeit, die er Ton Hause 
fort ist, mit Fahren zu, sondern. hAH die meiste Zeit auf den 
Stationsplätzen, wo er außer der Versorgung des Gespannes nidits zu tun 
hat. Zur Nachtzeit sind diese Ruhepausen noch länger, was übrigens 
durch die erhöhte Nachttnxe im Verdienst sich wieder ausf^lei( lit. 

Will der Drosclikenkutscher sich wenigstens zeitweilig den Ein- 
flössen der Witterung entziehen, so ist er auf die in der Klhe der 
Stationsplätze gelegenen Wirtshäuser angewiesen. Infolgedessen gibt 
er dort einen großen Teil seines Einkommens aus, zumal er auch sein 
Mittagessen im Gasthausc einnehmen muß. wenn es ihm niclit. was 
auch wohl geschieht, von Familienangehörigen zum Halteplatz gcl)racht 
wird. Es ist erkläriidi, daß unter solchen l'mständen von vielen 
Droschkcnfülircrn, mehr als ilirer (iesundheit und ihrem lUniget gut 
ist, dem Alkoliol zugesprochen wird. Deshall) und wed sie andauei nd 
allem Wetter ausgesetzt sind, tindet man unter ihnen viele, die mit 
Lungenleiden. lUieumatismus und Verdauungsbesdiwerden l)ehaftet sind. 

Es ist auch zu l»edenken. dali der Drosclikeiiführer keinen freien 
Tag in der Woche iiat. vielmehr am Sonntag am meisten in Anhjjruch 
genonunen wird. Setzt der sellistfahrende Inhaber einer Droschke 
einmal aus. .•>() fällt nicht nur seine Kinnahme fort, sondern auch seine 
Geschäft.^unko.sten laufen weiter; gibt er dann an einem freien Tage 
noch etwas aus, so kostet ihm dieser leicht 10 M. und mehr. Infolge- 
dessen leistet sich ein selbstfahrender Droschkenbesitzer im ganzen 
Jahr kaum einen freien Tag. Daß auch die Droschkenkutscher höchst 
selten einen Tag keinen Dienst tun, ist erkläriidi. 

Einigermaßen besser sind die Verhfiltnisse im Großbetriebe. Da 
ist eine Arbeitsteilung möglich. Der Kutscher braucht nur seinen 
Wagen zu fahren und ihn zu Hause zu reinigen. Mit der Pferde- 
pflege hat er außer Dienst nichts zu tun, da sie dann von besonderen 
Stalleuten besorgt wird. So ist die Dienstzeit fQr ihn eine viel kOrzere. 
Und auch mehr Lohn kann er im Großbetrieb erhalten, weil da die 
Unterhaltungskosten eines Gespannes nicht so groß sind. Denn der. 
Emkauf von Futtermitteh in großen Mengen macht diese erheblich 
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billiger, ebenso stellt sieb die StaUmiete fflr jedes Pferd viel niedriger, 
nnd auch die Beparatorerbeiteii maebmi nidit. ao viel Kosleii, 
dafür einige Handwerker gehalten werden können. Die Erspamiase, 
die auf solche Weise im Großbetriebe gemacht werden — die Ana- 
gaben fOr besondere Stalleute werden dadurch mehr als au^ewogen — 
können dem Droschkenffthrer zugute kommen durch Erhöhung des 
Lohnes oder weitere Verkürzung seiner Arbeitszeit 

Der einzige Vorteil, den der Kleinbetrieb im Droschkengewerbe 
noch haben könnte dadurch, daB der selbstfiedirende EigentOmer Pferd, 
GeschiiT und Wagen besser schont, ist nicht zu hoch anzuschlagen, da 
doch auch der angestellte Kutscher an der pfleglichen Behandlung dea 
ihm anvertrauten Gespannes interessiert ist. 

So ist also auch im Droschkengewerbe der Großbetrieb als der 
zweckmäßigste anzusehen. Und es ist erfreulich, daß dies die Inhaber 
der Zwergbetriebe in ihrem intelh'genteren TeUe anwkennen, und daß 
sie demgemäß nichts dagegen haben würden, wenn das ganze Droschken- 
wesen in Leipzig in wenige große Betriebe organisiert würde. Hier 
herrscht also nicht die Abneigung, die man sonst bei Kleingewerbe- 
treibenden gegen den Verlust ihrer Selbständigkeit und das Auf flehen 
im (iroßbetrieb findet. Da« kommt einesteils daher, dali tlie Inliuher 
<ler Zwerpbotriebe sich in ihrer i^anzen Lel)ensiiallun{x kaum von ihren 
Angestellten unterscheiden'), und anderenteils daher, daß sie von dem 
Aufgehen in den rirokllictriel) das P'ortfallcn ihres (Jeschäftsrisikos, 
was insbesondere mit dem (iesundheits/.ustande ihrer Pferde zusammen- 
hängt, und eine Verkürzung ihrer überlangen Arbeitszeit erwarten können. 

In der Erkenntnis, daß sie jeder für sich nur wenig vermr)geu, 
haben die Droschkenbesitzer schon seit jeher zur gemeinsamen Be- 
ratung und Förderung ihrer RerufsanKelegenheiten einen Droschken- 
besitzerverein gebildet, der nunmehr dem über ganz Deutschland ver- 
breiteten \'erban(l derartiger Vereine angehört. Mit dem Aufkommen 
der Taxameter hat sich daneben noch zu gleichen Zwecken ein Verein 
der Taxameterdroschken gebildet. 

Im übrigen ist den Drosdikeninhabem die seit dem Jahre 1870 
beim Polizeiamt bestehende Droschkenkasse gut zustatten gekommen. 
Diese Kasse bezieht ihre Einnahmen lediglich aus den 10 Pfennigen, 
welche bei jeder Fahrt von einem Bahnhofe aus fiber die gewöhnliche 
Taxe zu zahlen sind^O* Durch die dauernde Summierung dieser kleinen 
BetrSge kommen dabei sehliefllieh bedeutende Summen heraus. Des- 

1) Vagi. obM S. 32. 

2) V«rgl. oben &. lA. 

3* 
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halb stellte es sich schon Anfang der -SO er Jahre als unzweckmäßig 
heraus, die Droschken kasse wie bisher nur nach den speziellen Anord- 
nungen des Polizeidirektors zu verwalten. Es wurden infolgedessen am 
4. Januar 1884 vom Polizeiamt im Einverständnis mit dem Rate der 
Stadt besondere Kassenstatuten erlassen. Diese regeln im einzelnen 
die in die Kasse fließenden Einnahmen wie die ans ihr zu bestreiten- 
den Ausgaben, ebenso ancb die Verwaltung der Kasse wie des Stamm- 
Vermögens. 

Das StammvennOgen, welches durch Ansammlung der Ober- 
schösse der Einnahmen Aber die Ausgaben gebildet ist, betrug im 
Jahre 1903 173000 M., die ordentlichen Emnahmen durch die ^Bahn- 
holiBgroechen** belaufen sich in den letzten Jahren auf 18 — 20000 M. 
jährlich. Ifit solchen Summen Iflfit sidi schon einiges ausrichten. So 
werden aus der Droschkenkasse bestritten die Besoldungen der Drosch- 
kenau&eher und der später an ihre Stelle getretenen Schutzleute, nicht 
minder die Pensionen früherer Aufseher, die Herstellung von Stations- 
tafeln, Drosclikenordnungen, Tarife und sonstige Drucksachen, die \'er- 
gfitung für den Tierarzt, die Vorsteher der Vereine und einige Be- 
amte bei den Droschkenrevisionen, Gratihkationra an Droschkenauf- 
seher und -Führer, welche länger als 25 Jahre im Dienst sind, Unter- 
stützungen an Droschkenbesitzer und -Führer, insbesondere bei Ein- 
gehen eines Pferdes, überhaupt alles, was im Interesse des Droschken- 
Wesens von Helang ist. 

Regelmäßige Beiliilfp erhielten die Drosclikenbcsitzer aus der 
Droschkenkasso seit dem Jahre IHSö in der Weise, daß das Tuch für 
neue Ausschläge der l>roscliken, sowie für Dienstanziige der Drosch- 
kenkutscher in fzrölieren Posten auf Kosten der Kasse anfzcschatl't 
und nach Bedarf an die Konzessionare mit bedeutender Proiserniiilii- 
gung abgelassen wnrdc. Stattdessen bekommen seit dem .laiire 11W)3 
die Drosriikenvereine (iehlzuschüs-se zur AnschaÖ'ung dieser Materialien, 
die sie nunmehr selbst besorgen. 

Seit ISSD besteht auch eine ..rnterstützungskasse der Droschken- 
besitzer und Droschkenkutscher zu Leipzig und Umgegend", welche 
gegenseitige Unterstützung der Mitglieder fflr den Fall der Krankheit 
und Gewährung einer Beihilfe fQr die Hinterbliebenen verstorbener 
Mitglieder bezweckt Mitglied werden kann jeder Droschkenbesitzer 
oder Droschkenkutscher, welcher gesund ist und das 16. Lebensjahr 
zurückgelegt, das 45. aber nocfarnicht Überschritten hat. Bei der Auf- 
nahme ist ein Eintrittsgeld von 3 M., femer ein monatlicher Beitrag 
von 1 M. zu zahlen. DafOr wird ein Krankengeld von 10,50 M. 
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wöclientlich auf die Dauer von 26 aufeinanderfolgenden Wochen und 
von je 4,ö0 M. für weitere 2(5 Wochen gezahlt: im Todesfalle wird 
ein Hegnibniskostenbeitrag von HO, 50 oder 80 M, gewährt je nachdem 
<ler Verstorbene weniger als 2 Jahre, bis ö Jahre oder länger als 
5 Jahre Mitglied war. Diese Unterstüt/ungskasso erhiilt aus der beim 
Polizeianit geführten Droschkenkasse jäiiriich einen ZuschuJi von mehre- 
ren hundert Mark. 



Das Transport- und Verkehrsgewerbe übertrifft nach den \'er- 
dff<mtlichungen des Kaiserlichen Statistischen Amtes an ün&llhäufig- 
keit selbst die als die gefährlichsten angesehenen Betriebe, wie Stein- 
brflcbe, Bergbau und Baugewerbe. Das ist bei der riesenhaften Ent- 
fridcelung des Verkehrs in den GroßstSdten und der &hrlässigen Art, 
mit der beute die Gespanne irgend jemand anvertraut werden, wohl 
erklSrÜch. Daß darin Wandel geschaffisn werde, liegt ebenso im 
Interesse der Untemdmier, die stets Sachschaden riskieren, wie der 
GesdiinrfiDhrer, die so mehr als nötig ihre Haut zu Markte tragen. 
Beide TeQe haben das richtig eriiannt und streben an vielen Orten 
deshalb die Errichtung von Fahrschulen an. 

Eine solche Fahrschule hat in Leipzig der Verein Leipziger 
Fuhr- und Pferdebesitzer im Herbst 190B ins Leben gerufen. Es 
werden da Gesdurrf&hrer, die daran teilnehmen wollen, von einem 
Sachverstftndigen theoretisch und praktisch im Fahren und in der 
Pferdepflege unterwiesen. Nach Beendigung des Kursus wird eine 
Prüfung der Teilndimer vorgenommen und denen, welche sie bestehen, 
eine Bescheinigimg erteilt, die sie als geeignete Führer und Pferde» 
pfleger aaswetst. Im letzten Jahre wurden so ungefähr 100 Personen 
unterrichtet, von denen nahezu die Hälfte die Prüfung bestanden, die 
übrigen aber den Kursus nicht beendigten. Der liat der Stadt stellte 
der Fahrschule außer einem jährlichen Zuschuß von 500 M. auch 
unentgeltlich einen Platz zur Verfügung. 

Aber soll solcher Unterricht wirklicli den gcwünsclitcn Erfolg — 
Hebung der Verkehrssicherheit — haben, so muß er unbedingt olili- 
gatorisch sein. Auch würde z\v(H'kniäl;»ig der theoretische Unterricht 
wohl von einem Tierarzt und einem Juristen, der jtraktische von einem 
bewälirten Fachmanne erteilt. Nach einer genügenden tTbergangszeit 
wäre dann als Wagenführer nur noch zuzulassen, wer ein entspre- 
chendes Zeugnis der Fahrschule besitzt. 
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Das Straßenbahngev/erbe. 



Kapitel I. 

Entwickelung der Pferdebahn bis zur Aufstellung der 
allgemeinen Bedingungen im Jahre 1881. 

Die Sftnften, welehe bis zun Jahre 1840 in erster Linie den 
Personentransport in Leipzig vermittelten, waren nnr für je eine Person 
Ungerichtet Deswegen war ihre Benutzung eine ziemlidi kostspielige. 
Dagegen kftnnen die am Anfang der 40er Jahre aufkommenden Drosch- 
ken immer einige Personen zusammen befördern, wodurch sich eine 
Fahrt fOr jede von ihnen biUiger stellt Wenn aber mehrere Personen 
zusammen Ihhren wollen, so inuB Aber die gemeinsame FUirt Ein- 
Terstftndnis zwischen ihnen bestehen. Infolgedessen wird der Raum 
und die tierisdie Zugkraft bei einer Droschke nicht immer nach 
M((glichkeit ausgenutzt Ebensowenig ist das mit der Zeit der Fall, da 
eine Droschke mindestens die halbe Zeit unbenutzt auf dem Stations- 
platze hält; daher muß der Fahrpreis bei einer Droschke, wenn sie 
rentieren soll, immerhin ein so hoher sein, daß nur wohlhabende Leute 
sie als gewöhnliches Transportmittel benutzen können. 

Für den gemeinen Mann kann eine Fahrgelegenheit fflr den 
täglichen Gebrauch nur dann in Frage kommen, wenn der Fahrpreis 
in keinem Mißverhältnis zu der durch die Benutzung des Vehikels 
ersjtarten Zeit steht, also ein ziemlich billiji;er ist. Ein Bedürfnis kann 
aber auch im Personentransportgewerbe ilann am billigsten befriedigt 
werden, wenn es eine massenweise Befriedigung und eine Vereinheit- 
lichung des Bedarfs zuläljt. Diesen Anforderungen an ein |)0]tiiläres 
Personenbef()r(lcrung>niittel entsprechen zuerst die ()ninil)usse, die 
regehnäliige Fahrten auf bestimmten Linien ausführen. Sie können 
ihrem \Vesen na<li freilich erst dann existieren, wenn der Verkehr 
lebhaft genug gewurden ist und sich in bestimmten Richtungen be- 
wegt, in den Städten erst dann, weim die Bevölkerung eine gewisse 
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Größe erreicht hat und die Beziehunfien der äußeren Stadtteile wie 
der benachbarten Gemeinden zum Stadtzentrum regelmäßige und inten- 
sive geworden sind. 

In Leipzig bewarb sicli schon im Jaiire 1S40 und wiederliolt im 
Jahre 1H42 ein Unternehmer um die Konzessionierung eines Omnibus- 
linternehmens. Da er aber ein ausschließliches Privilegium verlangte, 
so mochte der liat der Stadt nicht darauf eingehen. Es ist auch 
zweifelhaft, ob sich das Unternehmen bei dem damals noch geringen 
Verkehr rentiert haben würde. Als aber im Jahre 1860 die Stadt 
mehr als 75000 Einwohner *zählte, wurde einem Leipziger Konsortium 
das Projekt zur Errichtung regelmäßiger Onmibasialirteii zwischen 
Gohlis—Leipzig— Connewitz (Nord-SOdlinie) und Reudnitz— Leipzig— 
lindenan (Ost-Westlinie) genehmigt, und der Betrieb wurde im Jahre 
1860 erSffiiet Da er sidi als rentabel erwies, entstand nodi im 
selben Jahre ein zweites, aus Mitgliedem des Fiakervereins gebildetes 
Unternehmen, der Fiaker-Omnibusverein, der im wesentlichen die- 
Sdben Linien befuhr, nur daß er auf der Nord-Sfidlinie von Eutritzsch 
aus statt von Gohlis seme Wagen gehen Kofi. Dieser Verein nahm 
Im April 1861 noch die Lmien Leipzig— NeusdiOnefeld und Leipzig- 
Thonberg in Betrieb. 

Audi gingen in der Folge von jeder Gesellschaft Wagen zu 
jedem auf dem BerHner Bahnhof ankommenden und abgehenden Zuge 
snd femer nach Bedarf an Sonntagen nach Wahren and Schleuflig. 

Da die beiden Gesellschaften sich scharfe Konkurrenz machten 
— setzte man infolgedessen doch die Fahrpreise von O.In auf 0.10 M. 
herab — so war man bestrebt, sie miteinander zu verschmelzen. Das 
griang zwar nicht, d<><'li kam eine Einigung insofern zustande, als auf 
den gemeinsamen Linien die eine (lesellschaft die Abfahrtszeiten ihrer 
Wagen in die Intervalle der anderen legte. 

T'nter solchen Verhältnissen konnte die erste ()ninii)usi;esells(;haft 
auf keinen grünen Zweig kommen, obgleich sie im Durchschnitt jähr- 
lich etwas Ober IKHHKK) Personen beförderte. Sie löste sich daher im 
Jahre 1>!ÜH auf. Der Fiaker-Onuiibusverein, der eine noch größere 
PYe<]uenz aufwies, erzielte nun für einige Jahre gute Erträgnisse, 
niutite aber dann deni Wettbewerb der Pferdebahn weichen und stellte 
im Jahre 1^74 seinen Betrieb ein 

Die Pferdebahn hatte von vornherein vor dem Omnibnsbetrieb 
den grofien Vorzug, daß ihre Wagen auf Schienen fuhren und so einen 

1) Vergl. hierüber Uasae, Die Stadl Leipzig u. 8. w., B. 430 ff. 
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gleichmftßigea ruhigen Gang hatten, wShrend eine Omnibasfiihrt über 
das noch zu Anfang der 70er Jahre nidit immer in bestem Zustande 
befindliche Strafienpflaster nicht zu den grOfiten Annehmlichkelten 
dieser Welt gehörte. 

Die erste Pfeidebahn in Deutschland war im Jahre 1865 gebaut 
worden. Sie verband in dner LAnge von 8 km Berlra und Ghailotten> 
bürg und rentierte sich gut, so dafi ihr Beispiel wohl zur Nacfaeiferung 
reizte. Noch fehlte es aber in Deutschland, wenn nicht an dem nötigen 
Kapital, so doch an Unternehmungsgeist, und so bedurfte es englischer 
Unternehmungslust und englischen GeldeB, für Leipzig eine Pferde^ 
bahn zu beschaffen. 

Am 17. Februar 1869 richtete ein Genfer Konsortium an den 
Bat der Stadt Leipzig das Gesuch, technische Studien zwecks An- 
legung von Pferdeeisenbahnen, sog. Tramways, in der Stadt Leipzig 
und deren Umgebung machen zu dürfen und bat um die „Präroga- 
tive" bei Verleihung der definitiven Konzession. Da es dabei auf die 
guten Erfolge solcher Bahnen in Paris. Kopenhagen. Genf. Stuttgart 
und Wien liinweisen konnte, so lieli der Rat sicli in Untorhundlungen 
ein, und man einigte sich daliiii. daß wegen der Enge der Stratlen 
in der inneren Stadt diese von den Bahnen nicht durchschnitten, die 
Gleise sie vielmehr mit einem Ringe umsciilielien und in drei Strahlen- 
linien West hell nach Lindenau, südlich nach Connewitz uud östlich 
nach Remhiit/ auslaufen sollten. 

Es wurde vom Rate der Stadt anerkannt, dafi damit ein Trans- 
portmittel geschaften würde, das an Be(iuenili( likeit und Sclmelligkeit 
alle Iiis (laliiii voriiandenen ähnliriien Einrichtungen weit ül)ertrert"en 
würde. Allerdings fehlte es in der Stadt audi nicht an Leuten, 
welche dem neuen Unternehmen in Leipzig wenig Erfolg prophezeiten. 

Dem Konsortium wurde die Konzession erteilt unter der Be- 
dingung, daß es eine Kaution von 15000 Talern stelle und die er- 
wähnten Lmien bis zum 30. Oktober 1870 in Betrieb setze. Doch 
mufite diese Frist immer wieder verlängert werden, ohne daß der 
Bau begonnen wflre, weil die Gesellschaft wegen Mangels an ge- 
nflgenden Geldmitteln immer neue Ausflflchte machte. Deshalb wurden 
die Verhandlungen von der Stadtvertretung schließlich vollstSndig ab- 
gebrochen und mit zwei Unternehmern aus Dresden und Berlin wegen 
der Anhige der Pferdeeisenbahn verhandelt Da teilte, am 28. Mirz 
1871, das Genfer Konsortium dem Rate der Stadt mit, daß es sich 
zwecks Beschaffung der nötigen Mittel mit einer engliscfaen Gesell- 
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BCliaft, Vignolcs und Konsorten, in \'crl)in(lung gesetzt hätte, und hiit 
darum, ihm die bereits gewährte Konzession von neuem zu erteilen. 

Der Rat liielt es für zweckmäßig, hieriiuf einzugehen, zumal die 
Genfer die Kaution sofort erlegen und den Bau ohne Verzögerung in 
Angriff nehmen wollten. So wurde ihnen denn am 20. April 1871 
die Konzession zur Anlegung und zum Betriebe der Pferde- 
eisenbahn, soweit die Bahntrakte in das Weichbild der Stadt fielen 
oder auf stftdtischen Strafien und Chausseen henmstellen seien, erteilt 
Unter den Bedingungen sind die haaptsSchlichsten folgende: Die 
Konzession soll 50 Jahre, vom 20. April 1871 an, danem. Die Untere 
nebmer haben sich allen wohlfshrts- nnd strafienpolizeiliehen Bestimm 
mongen der Stadt zu unterwerfen und alle aus diesen Rfieksichten 
etwa nötig werdenden AbSnderungen ihrer Anlagen auf Verlangen 
des Bates unweigerlieh vorzunehmen. Dafttr sollen die Unternehmer 
wihrend der Daner der Konzession auf den von ihnen erbauten und 
in Betrieb erhaltenen Lmien ein Monopol haben. Nach Ablauf der 
Konzession geht das gesamte bewegliche und unbewegliche Inventar, 
mit Ausnahme der Pferde und des fflr Stallungen und Wohnungen 
benutzten Grundbesitzes, unentgeltlich in das Eigentum der Stadt über. 
Dasselbe ist der Fall, wenn die Unternehmer inzwischen das Unter- 
nehmen freiwillig aufgeben oder der Konzession verlustig gehen. So 
lange haben sie die ganzen Anlagen und Betriebsmittel ohn& Aus- 
nahme in gutem betriebsfähigen Zustande zu erhalten, widrigenfalls 
der Rat auf ihre Kosten etwaige Mängel selbst abstellen darf. Der 
Rat hat aber mit Ablauf der Konzessionszeit nicht nur die VcrpfHch- 
tung. die Anlagen eventuell zu übernehmen, sondern kann luicli von 
den rnternehmern verlangen, daß sie alle Anlagen in gegebener Frist 
auf eigene Kosten wieder beseitigen und alles wieder in den vorigen 
Stand setzen, widrigenfalls der Puit dies auf Kosten der Unternehmer 
vornehmen läüt. Über die Kon^tniktion des Bahnkörpers, vor allem 
der (ieleise und Answeichvorrichtungcn. hat das Stadtbauamt zu be- 
finden, insbesondere soll für das P'uhrwerk. das im übrigen den Pferde- 
bahnwagen ausweichen muü, geniigender Kaum gelassen werden. Der 
Balinkörper ist von den Unterneliniern auf gei)fiasterten Stralien und 
Plätzen ebenso zu pfiastern, auf makatlamisierten Stralien und Plätzen 
aber ebenfalls nur in Makadam, jedoch unter Verwendung von Rand- 
steinen an den Schienen, herzustellen. Wenn jedoch eine makadami- 
sierte Strafie oder ein makadaniisierter Platz, über welche die Balm fährt, 
im Laufe der Zeit gepflastert wird, so ist auch der Bahnkörper von 
den Unternehmern mit Pflaster nach Vorschrift des Stadtbauamtes zu 
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vorsehen. Für die Verpflichtungen der Unternehmer ist von ihnen 
'eine Kaution in Höhe von 15000 Talern zu hinterlegen. 

Von der Erhebung einer Abgabe fttr die Benutzung der öffent- 
Hohen Straßen und PIfitze, mit Ausnahme des jährlichen Pachtzinses 
fOr das Areal, welches zu den nWartesalonB** und Stationshftusem zur 
VerwenduDg kommt, wird abgeeehen, „da das UntemehmeD nur m 
Befördenmg des Verkehrs, nicht aber als Einnahmequelle lOr die Ge- 
meinde konzetsiomert wird**. Die Kantion YerftUt als Konventiooal- 
strafe, wenn die konzessionierten Linien nicht bjß zum Id. November 
1871 in Betrieb gesetzt sind; im flbrigen ist sie eventuell zu ergSnzen 
•oder zu emenem. Endlich wird den Unternehmen auch ausdrileklich 
-erlaubt, die Konzession, jedoch ohne irgendwelche Neuerung oder Ab- 
indernng. an eine oder mehrere Personen entweder zur eigenen Aus- 
itthrung oder zur Ansflihrung durch eine inlandische oder eme ans- 
ISndische Aktiengesellschaft abzutreten, und der Rat genehmigt eine 
.solche Abtretung im voraus unter der Bedmgnng, daß der Konzessionir 
•das Leipziger Bezirksgericht als Prozeßbehörde anerkennt und ge- 
gebenenfalls, d. h. als Erwerbsgesellschaft, die Rechte einer juristischen 
Person im Königreich Sachsen erwirbt 

Schon am 8. Mai 1871 meldete das Konsortium, daß es die 
Konzession an den in London wohnenden ZivUingenieur Hut ton 
Yignoles abgetreten habe zur Begründung einer Aktiengesellschaft 
in Enghuul. I»ei welcher es selbst mit einem namhaften Kapitel l)e- 
teiligt wäre. Der Rat der Stadt gab dazu seine Genehmigung und 
verlängerte aurh Vignoles die Frist zur Ferfitrstellung <ler Bahnan- 
lagen bis zum I. Juli ls72, weil er die nötigen Bahnschienen nicht 
rechtzeitig geliefert bekam. 

Mit dem Bau wurde .schließlich im Fchruar 1X72 liegonnen. 

.\ni ->'>. Mai d. J. zeifxte Vignoles dem Kate an. dali er die Kon- 
zession . welche er notori>rh für eine in Bildung begritt'ene englische 
(iesellschaft erworijen, die sich unter dem Namen Leipzig Tramwaja 
•Compagnv limited in London nunmehr gebÜdet hätte, dieser abge- 
treten habe. Da diese (iesellschaft. welche über ein (i rund kapital von 
70000 £ verfügte, allen Bedingungen entsprach, gab der Kat seine 
Zustimmung. Eben.so genehmigte er im Juni l.s7i\ daß die Gesell- 
■schaft von der Ringbahn Linien nach (iohlis und Eutritzsch baue>). 

Ii f> ist hezfiihiieml für <lie daniniH lurrscliiMulfii Aiisrhamiiijx<'ii. »lall die 
<jublifler Linie durch die Blüchers tralie gelegt wurde, weil auf dt-r l'faffi-udürfer 
■Straie .,n Tid Sehnlkhider wiran nnd m nd Vidi getridMU wflrd«'*. 
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Der Betrieb wurde endlich am 18. Mai 1872 auf den Linien 
Reudnitz — 1880 m, Promenade — IVMH m und Connewitz — 4480 m 
eröflFnet, am 4. Juni auch auf der Strecke Lindenau-Plagwitz - 41H7 m 
und am 20. Januar 1873 nach Gohlis — 3447 ra. Doch wird die 
Promenadenlinie schon im November 1872 als unzweckmäßig und un- 
rentabel ivieder aufgegeben und eine Zentiatetalien nnf dem Auguatus- 
platz eniditet Dort igt fortan die Abfahrta- nnd Anknnftsatatioo 
fOr aamtliclie Wagen, wobei nach Mög^idikeit dafflr gesorgt ist, daft 
das PobHknm daaelbat sofort Anaddufi an eine andere linie be- 
kommen kann. 

Diese Zentralisation dee Betriebes Urwies sich fOr die ersten 
Jahre als ganz zwedonäßig, denn noch immer bildete die innere 
Stadt den haoptsScUicfaen Anziefanngspnnkt fttr den Verkehr, der in 
ihr strahlenförmig von den Vororten her sich vereinigte, während von 
dem dorchgefaenden Verkehr von einem Vorort zom anderen sieh erst 
die Anfinge zdgten. Und anch fttr die Gesellschaft bot diese Zentrali- 
sation ffir die Zwecke der Beaufsichtigung und Regelung des Betriebes 
grofie \'orteile. 

Zur Aufnahme der Wagen wie der zahlreichen Pferde war in 

Reudnitz ein Depot erbaut. An Wagen besaß die (iesellschaft ur- 
sprünglich 20, an Pferden III. Mit diesem im Verhältnis zur Länge 
recht geringen Betriebsmaterial ließ sirli nur eine lialbstündliche 
Wagenfolge erreichen. Doch machten sicli l)ald geringere Abstände 
zwischen den einzelnen Wagen und somit immer mehr Betriebsmittel 
nötig. Denn die ZweekniäBigkeit des Pferdebahnbetriebes wurde bald 
allgemein eingesehen, und der \ erkehr richtete sich danach ein, zumal 
<lie Hefr)r(lerung durch das neue Transportmittel billig genug war. Die 
Fahrpreise nämlicli, die anfänglich je nach Länge der Strecke zwischen 
l'/a und 4 Sgr. schwankten, stellten sich liald auf lö Pf. für die halbe 
Tour: ungefähr 2 km, und 25 Pf. für (he ganze Tour: ungefähr 4 km; 
im Abonnement 12 resp. 20 Pf. Umsteigekarten gab es nicht, da die 
einzelnen Linien nur an ihrem Ausgangspunkt auf dem Augustusplatz 
.sich berührten. Freie Fahrt genossen sämtliclie Ratsdiener, Schutzleute 
und (iensdarnien, ebenso die Gemeindediener der Vorstadtdörfer. Doch 
wurde dies in der Folge im Jahre lH7ö, weil sich Mißbräuclie heraus- 
gestellt hatten, dahin geregelt, daß nur die Beamten in Uniform und 
nur jedesmal 3 auf einem Wagen und zwar auf dem Vorderperron 
mitfahren durften. Die tfiglkihe Fahrzeit der Wagen war hn Sommer 
vcm früh 5** Ins abends um II Uhr, im Winter von früh 6'*^ bis 
nachts 10**. Die emzelnen Fahrten wurden von vornherein durdi 
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einen Fahrplan geregelt, auf dem die Abfalirtszeiten aiigcgelten waren. 
Für (las \'er}ialten der Kutscher und Kondukteure gab es besondere 
Dienstvorschriften. 

Es fehlte aber auch nicht an Klagen über den Pferdebahnbetrieb. 
Vor allem gab dazu die schlechte Beschaffenheit des Schienenweges 
Veranlassung. Als Gleise dienten nämlich auf Langschwellen von 
Holz seitlich angebrachte eiserne Laufschienen, welche die Spur der 
Wagenräder abgaben. Diese Schienen waren dazu noch ziemlich pri- 
miti? blofi mittelst Nlgebi befestigt, und da nun die Schwellen im 
Strafieoadimntz leicht fiuilten und andi das Straßenpflaster nachdrftngte, 
so waren die Gleise bald genug in Obelster Verfossung. Es kam un- 
zähügemal vor, dafi Pferde von anderen Fuhrwerken mit den Hufeisen 
im Pferdebahngleise hangen blieben und so zu Schaden kamen. Zudem 
bediente sich die Pferdebahngesellschaft zur Beseitigung des Schnees 
mit SchwefelsSnre denaturierten Salzes, welches, wie von vielen Seiten 
geklagt wurde, fttr die Pfefdehufe wie fOr die Stiefel der Fofigänger 
gleich schildlich war. 

Die meisten Beschwerden hatten die Droschkenkutscher, die ihren 
YenUenst durch das ebenso schnelle wie billige neue Transportmittel 
erheblich geschmfilert sshen. Doch auch mit der Stadtgememde geriet 
die Pferdebahngesellschaft bald in ernstliche Konflikte. Es handelt sich 
dabei um ihre Verpflichtung zur Mitunterhaltung des Strafienpflasters 
wie der Brücken. 

Von der Instandhaltung des Strafientraktes innerhalb der Bahn- 
greise war in den Konzessionsbedingungen vom 20. April 1871 nir- 
gends die Rede, sondern nur von der Herstellung des Bahnkörpers'). 
Dessenungeachtet hatte die Pferdebahngesellschaft die Straßen inner- 
halb der (ileise immer in stajid gehalten, nacli ihrer Behau|)tung 
nicht, weil sie sich dazu verptiiditct gehalten hätte, sondern im Inter- 
esse ihres rnternehmens und namentlich ihrer Pferde, um diesen 
eine gute Laufhalin zu schaffen. Weil es aber besser erschien, den 
StraUciikörper zwischen den (Jleisen stets gleichzeitig mit der ültrigen 
Stnil.ie zu rejiurieren, kam die Pferdebahngesellschaft mit der Stadt- 
vertretung am 20. Januar ls74 dahin überein, daß die Stadt die 
Rei)aratur des Bahntraktes fortan auf Rechnung der ( iesellschaft aus- 
führte. Diesen Vertrag kündigte aber die ( lesellschalt, weil sie sich 
dabei übervorteilt glaubte, am 11. April 1.^70, um nachher die Repa- 
ratur der Straßen, soweit sie ihr oblag, wieder selbst auszuführen. 



1) Vgl. obeu S. 41. 
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Bei alledem l)estritt sie nacli wie vor, dazu irgenwelche vertragbiuäliige 
Verpflichtung zu hal)en. 

Die Streitigkeiten darüber hören jahrelang nicht auf, weil beide 
Parteien immer wieder dem zwischen ihnen abgeschlossenen Vertrage 
eine verschiedene Auslegung geben. Dabei stellt sich immer deat- 
licher heraofl^ daß man bd Einftthrnng der Strafienbalm ISngst nkfat alle 
Konsequenzen bei dem Vertrage mit ihr ins Auge ge&Bt hatte, so 
daß sidi die im Konzessionsdekret enthaltenen Bedingungen ganz und 
gar nicht bewSbrten. 



Kapitel IL 

Weitere Entwickelung unter der Geltung der allgemeinen 

Bedingungen. 

Man suchte nun von Seiten der Stadt auf die Pferdeltahngesell- 
schaft mittelbar einen Druck auszuflben. (ielegenheit dazu bot sich, 
als eine Krweiterung des Pferdebalmnetzes nötig wunlo. Da hielt es 
der Hat im IIinl»lirk auf die bi^-licr gemachton Erfahrungen für ge- 
boten, im Interesse der Krliultung guter Straßen und zur Erlangung 
einer dauernd tüchtigen und guten 8traßenl)ahn bestimmte allgemeine 
Normen aufzustellen, welche als Bedingungen für die Anlage von 
Straüencisenbahnen im allgemeinen dienen sollten. 

Als nun die (iesellschaft sich um Konzession neuer Linien be- 
warb 'i, bedeutete man ihr. sie könnte die nur bekommen, wenn sie 
sich liinsiclitlicli ihrer wie auch der alten Linien den neuaufgestellten 
Bedingungen unterwürfe. Nach langem Sträuben zum Schaden der 
Vororte, die durcli die neuen Linien die .sehnlichst erwartete Verbin- 
dung mit der Stadt bekommen sollten, gab die (iesellschaft schlielilich 
nach, zumal sich bd der Bewerbung um die neuen Linien Konkurrenz 
eingestellt hatte, lilan einigte sich nach langen Verhandlungen dahin, 
dafi die Gesellschaft sich den Bedingungen ffir die Anlage von 
Straßenbahnen in Leipzig vom I.April 1881 hinsichtlich sfimtlicher 
Linien unterwarf, die Zentralstation anf dem Augustusplatz aufhob und 
ein neues, von der Stadt genehmigtes Oberbausystem, das doppelschienige 
System Haarmann, einfOhrte, bei dessen Konstruktion die bisherigen 
Übelstflnde und MSngel fOr den Obrigen Verkehr möglichst beseitigt 

i) Es bandelte rtich um die IJuieii direkt nach Liiidcimu — liurch liiii 
BftDitidter Steioireg — , nach Kouaehfinefold und iMch Ilionberg. 
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und eine mOgUdist gate Erlialtung der Btnfien and Bahnkörper erzielt 
werden sollte. 

Die neuen Bedingungen waren in der Hauptsache folgende: 
Jeder Unternehmer von Strafieneiaenbahnen in der Stadt Leipzig 
ist verpflichtet, innerhalb 2 Jahre von Ertdlnng der Konzession an 
die Ann genehmigte Bahn auf eigene Bechnnng und Gefdir zn er- 
bauen und in Betrieb zu setzen. 

Was die bei dem Bahnbau in Frage kommenden Einrichtungen, 
namentUdi in Beziehnng auf Banprofilierung, Beschafifenheit des zn 
verwendenden Ifaterials etc. anhmgt, so unterwirft sich der Unter- 
nehmer im voraus den hierfiber vom Rate noch speziell zu erteilenden 
Anordniin^'en. Alle Pläne über die (lleisimla^re, wie alle Angaben 
lind Zeichnungen des Betriebstnaterials bedürfen der Genehmigung 
des liates und sind behufs deren Erwirkung binnen 2 Monaten nach 
Erteilung der Konzession in vorgeschriebener Art der Ausführung vor- 
zuleben. Alle infolge der Anlage der Bahnlinie erforderlich wordenden 
Verliroitcrungen oder Veränderungen der an, auf, ül)er oder innerhalb 
der Stni^ien und Brücken befindlichen Anhi^en sind nach Vorschrift 
des Rats auf Kosten des rnternehmens zu bewirken. Der Bahn- 
körper, zu welclicin anfier dem Raum zwischen den Sriiienen auch 
ein zu beiden Seiten der Cileisanlagen liegender Streifen von je <',)>U m 
Breite gerechnet wird, ist in gleichem Zustande wie die übrige Straße 
zu erlialten. Jedoch soll der Unternehmer da. wo er den von den 
Bahngleisen berührten StraÜentrakt auf seine Kosten bereits einnial in 
Pflaster in der vom Rat vorgeschrieben gewesenen Art hergestellt hat. 
zu den Kosten einer anderweiten Neuherstellung nicht herangezogen 
werden, wenn sie sich nicht dun li den regelmäüigen Gebrauch nötig 
macht. Der Betrieb der Bahn im ganzen oder auf einzelnen Strecken 
darf erst dann begonnen werden, wenn der Rat die ordnungsmäßige 
AusfOhrung der betreffenden Bahnstrecken ausdrücklich anerkannt und 
die Genehmigung zur Eröffnung erteilt hat Wfihrend der Dauer der 
Erlaubnis mufi das gesamte Unternehmen in „gutem betriebsfiUiigen 
Zustande*' erhalten und mit den nach dem Ermessen des Rates ge- 
nOgenden Betriebsmittebi versehen sein^), insbesondere sind diese stete 
auch iufieriich in reinlichem und anstftndigem Zustande zu erhalten, 
wie auch das Betriebspersonal fortwihrend mit reinlicher und anstftn- 
diger Kleidung zu veredlien ist 



1) Schon seit dem Jahre 1877 findet jedesmal in der enten Woehe jeden 
Monats eine Betrision der Rahntrakte durah etidtische Beamte statt. 
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Die zur Instandhaltung der Straßen auf der Bahnstrecke erforder- 
lichen Arbeiten werden auf Kosten des Unternehmens durch das Stadt- 
bauamt ausgeffihrt. 

Die Reinhaltung des Bahnkörpers ist nach den Anordnungen der 
zuständigen Behftrde aoszufOhren. Und zwar mnfi der Schnee achlen- 
nigst ohne Anwendung scWUcher Mittet entfernt werden. Fflr den 
FaU, daß während der Konzesaicmsdaaer das zur Zeit in Leipzig be- 
zQi^ der Strafienreinigung geltende Ac^azentenprinzip verlassen werden 
und die Stadtgemeinde die regelmäßige Reinigung der Straßen und 
Plätze selbst in die Hand nehmen sollte^ veipflichtet sieb der Unter- 
nehmer, die vom Rate Üsstzusetzenden Kostenbeträge anteilig an die 
Stadt zu entrichten. 

In betreff des Betriebes erkennt der Unternehmer im voraus 
aUe diejenigen Bestimmungen als ihn bindend an, welche hierfiber auf 
sehen des Rates etwa besonders festgesetzt werden. Er hat Angestellte 
auf Erfordern des Rates sofort zu entlassen, wenn sie wiederholt gegen 
die Vorschriften des Rates gefehlt haben. 

Der Unternehmer hat in jedem Wagen nur eine gewisse Anzahl 
von Personen zu befördern. Überhaui)t verpflichtet er sich zur Be- 
folgung aller der Anordnungen, welche der Rat oder das Poli/eiamt 
der Stadt Leipzig betreflfs der konzessionierten Linien in Beziehung 
auf die Verkehrsordnung etwa für nötig halten sollte. Insbesondere 
unterliegen die Fahrpläne und Fahrpreistarife der Genehmigung des Rates. 

Den vom Rate wegtun einer etwa einzuführenden Erhebung 
städtisclier indirekter Ali^^'aben ^) angeordneten Maßnahmen hat sich 
der Unternehmer zu fü«^cn. 

Der T'nternehmor ist. falls dies vom Rat verlangt wird, gehalten, 
Wiiliiend der Nacht gegen eine ang(Mnessene, ev. diiicli Scliiedsriciiter 
festy.ustellende Kiitschädigung auf seiner liahn Wagen, welche zur Al)- 
fuhr von StraÜcnkehricht, Haus- und Kiichenabgängen, Kloakeninliait 
u. s. w. dienen, zu befordern. Dasselbe gilt hinsichtlich eines etwa 
einziiriclitenden Transjjortcs von Leichen. 

liei „Anbindung** mehrerer Stralienbaliiilinien liat der Unter- 
nehmer eine Kreuzung oder Mitbenutzung seiner (ieleise, die rund 
400 m nicht übersteigt, ohne Ansprüche an die Stadtgemeinde zu ge- 
statten, auch die etwa notwendigen Abänderungen der Bahnanlage ge- 
schehen zu lassen, jedoch nur gegen Erlegung der Hälfte des Anhuo^ 
kapitale der betreffenden Strecke. 

1) El kAnnte z. B. eine stidtiidie Billefertener in Frage kommen. 
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Die Konzession wird, sofern in den speziellen Bedingungen ein 
anderer Termin nicht festgesetzt wird, anf 30 Jalire, vom Tage der 
Genehmigung ab gerechnet, erteilt So lange darf bei ordnnngs- 
mftfiigem Betrieb lieinem anderen Unternehmer Konzesaion bezflglich 
derselben Linie gegeben werden 0. 

„Däfern jedoch das Bedflrfhis entsteht, nach einem Orte, bis zu 
welchem sich bereits eine Strafieneisenbahn in Betrieb befindet, eine 
weitere Strafieneisenbahnverbindnng herzustellen, so Ist der Bat be- 
rechtigt, einem Dritten hierzu Konzession zu erteilen, dafem der erste 
Konzessionär die Herstellung der weiteren Verbindung unter den ihn 
vom Bäte zu stellenden Bedingungen ablehnt, oder innerhalb einer be- 
stimmten Frist nicht annimmt oder sonst dieser Rechte verlustig geht" 

Für pflnktliche Erfüllung der aus Bau und Betrieb der Bahnen 
ihm erwachsenden Verpflichtungen haftet der Unternehmer mit seinem 
Vermögen und einer Kaution von ÖOOO M. für jeden Kilometer 
Bahnlinie. 

Seine Rechte darf der Unternehmer nur mit Genehmigung des 

Rates abtreten. 

Der Rat ist berechtigt, die (lenehmigung zur Erbauung und zum 
Betriebe der StralJeneisenbahncn zurückzuziehen: 

a) wenn nicht innerhalb der für die einzelnen Linien fratgesetzten 
Frist mit ihrer Ausführung begonnen, und sie 

b) binnen einer weiteren Frist nicht in Betrieb gesetzt sind, es 
sei denn, daß die N'crzögerung durch aulkM ^re wohnliche Witte- 
run^^sverliältnisse oder höhere Gewalt veranlagt wäre. 

c) wenn der oidminffsmüßige Betrieb infolge einer vom Unter- 
nehmer zu vertretenden Verschuldung länger als -S Tage und 
aus andenni (Iründen länger als vier Wochen ohne behörd- 
liche (ioncliniigung ausgesetzt ist. 

d) die Kaution nicht reciif/.eitii: wieder erneuert ist. oder 

e) der rnternehnier beiue Rechte ohne Zustimmung des Rates 
abgetreten hat. 

Nach Altlauf der Konzessionsfri>t kann der Hat die Bahn etc. 
übernehmen oder dem rnternehnier Wiederherstellung in den vorigen 
Stand auferlegen Cbcruahmc seitens der Stadt hat mangels güt- 

1) l)irs«> und dir fi'lgciMloii IW-ititnmuogeD des § VA sollten tür die Stadt- 
geuieiiulr lux-h rwht unbequem werder». 

2) ücinc KntAcheidung darüber bat er dem Unternehmer 6 Monate vor Ab- 
lauf der KonzeMion bekanntsug^ien. 
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lieber Einigung nach einer durch Schiedsgerichtssprucb festzusetzenden 

Taxe zu geschehen'). 

Die Beteiligung der Stadtgemeinde an der RentabiHtiit der Pferde- 
bahn wurde l>ei diesen \'erhandlungen in Erwägung gezogen, doch 
nicht in die Bedingungen aufgenomuieu >). 

Weil durcli die nenkonzessionierten Linien ihr (Jewerbe nocll 
mehr geschädigt wünie, Nvenden sich (be Droschkenkutscher, über die 
Stadtgemeinde Beschwerde führend, an tbe Kreishauptmannschaft. Doch 
entscheidet diese, daß das besondere Interesse der Droschkenkutscher 
Mlb8t?er8tSndlich vor dem allgemeinen Verkehrsinteresse znrftdctreten 
sillfise, welehes olme Zwetfel die möglichste Vennehrnng tmd Ver- 
biUigung der Verkehrsmittel, die Steigerung ihrer Brandibarkeit auch 
iOr <fie firmeren VolksUassen fordere nnd in Grofietädten mit Tolk^ 
rekber Umgebeng ebenso nnzweifelhaft durch die größtm5§^che Ent- 
wicUoBg des Systems der Straßenbahnen am wirksamsten gefordert 
verde. 

So wurd nieht nnr das Pferdebahnnetz immer weiter Aber die 
Vonorte aosgespaant, es macht sich anch notwendig, anf den einzehien 
LinieD ein zweites Gleis einzulegen, um dem stets sich mehrenden 
Verkehr gewachsen zu sein. Infolgedessen finden wir vom Jahre 1881 
an immer mehr Strecken doppdgleisig, und schon 1868 sind die doppel- 
gleisigen länger als die eingleisigen Strecken. 

Auch die Aufeinanderfolge der Wagen wird notwendig einei 
schnellere. Der 10-Minutenbetrieb muß Anfang der 80er Jahre dem 
7\',- resp. 5-Minutenbetrieb weichen. So steigert sich der Verkehr. 
Da ist es kein Wunder, wenn die Pferde oft mehr als wünschenswert 
angestrengt werden und infolgedessen seitens der Stadtverordneten 



1) So wurde in diesen Bedingnnji^en auf das in den Ki iiizc-^^ioiishcdiiiETungen 
vom Jahre 1871 «tipulicrU' Ilcimfallfirecht — s. o\^cn S. 41 — . nach wolcheii im 
Jaiire 1921 die ätraAenbahn in der Hauptsache unentgeltlich in das Kigentum 
dar Stadt fibaigahan aollta. abgeindart. DfeM» «o^ficUldie Ibtoagd anchta nuui 
apäter, im Jahre 1895, damit zu verteidigen, dafi man aagte, die Strafleobahoge- 
sollK'haft habe vollwichtige (iegenlei^itungen dafür peboten; zudem sei sonnt von dem 
Konzessionär nichts zu ern ichon gewesen, dem nuin nmlorenfalls ciiR' /.eitgemüßc 
Ausgestaltung «eines ik>tricL>e»i nicht wohl hätte zuniulen dürfen. Es wurde aber 
anch in Stadtveroidnatenkreiaen taeswaifdt. ob die Stadtvertretung berechtigt geweaeo 
aai, ohne Oendunignng dar AufsicbtBbdidrde anf daa Heirofallarecht an verziditen 
(vwgl. Protok. d. St.V., Jahn:. ls'':>, 8. 143 f.). 

2) Man hielt angeblich die Gesellschaft duidi die allgemeineD Bedingungen 
ohnehin für genug belastet. 

VoUfwirUcbafU. u. wirUcbiUfugoschichtl. Abhandlangion. H. 1. 4 
8t«rnb«rc, Dh Ysrksli w iswt b o Laiprigs. 
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eine neue Bestimmung üijer die llücll^tzuiäsäige Besetzung der Wagen 
und eine Mininialfahrzeit für die Wagen verlangt wird, damit Unglücks- 
fälle und Tierquälereien vermieden würden. Auch wird es Abel ver- 
merkt diLß fflr TeUstreekea Sonntags liöhere Preise als in der Wodie 
verlangt werden. Auf den diesbezaglichen Wunsch des Rates der 
Stadt verzichtet die Gesellschaft allerdings vom 1. April 1887 ab auf 
die inzwischen ffir die Sonn- und Feiertage eingefOhrte Fahrpreiser^ 
höhung der 10 Pi-Teilstrecken auf 15 PI i). 

Auf andere Wflnsche des Rates einzugehen, weigert sich dagegen 
die Gesellschaft beharrlich, und es hören auch unter der Geltung der 
neuen Bedingungen die Streitiglieiten zwischen Stadtgemeinde und 
Pferdebahngesellschaft nicht auf. So bestreitet diese dem Rate der 
Stadt das Recht, ihr die Legung eines zweiten Gleises vorzuschreiben, 
zumal m nach den Konzessionsdekreten nur auf eingleisige Herstellung 
der Strecken auch finanziell sich eingerichtet habe'-). Doch wird dem 
Rate von selten seiner vorgesetzten Behörde dieses Recht bestätigt, 
denn die Aufstellung der Konzessionsbedingungen sei als eine orts- 
polizeiliche Regelung der in § 37 der Reich sgewerbeordnung gedachten 
Art zu erachten, und in Wesen und Zweckbestimmung einer solchen 
hege es, daß durch sie keineswegs eine für alle Zeiten gleichmäßige 
und unabänderlich maßgebende Ordnung des Verkehrs geschaffen 
werden könne und solle. 

Erheblichere Differenzen entstehen zwischen der Pferdel)alin- 
gesellschaft und der Stadtgemeindc, als diese eine Beteiligung an der 
Rentabilität des Pferdebahnbetriehes verlangt in (iestult einer .lahres- 
abgabe pro Kilometer Streckenlänge. Zwar war in den Konzes>ions- 
bedingungen vom .lahre 1^71 von der Erhebung einer Abgabe für 
die Kenutzung der öffentlichen Straßen und Plätze ausdrücklich abge- 
sehen worden, ..da das Unternehmen nur zur Hefördening des Ver- 
kehrs, nicht zur Einnahmequelle für die (lenieinde konzessioniert wird" '^). 
Doch kam man von diesem stolzen Siand|iunkt immer mehr ab, als 
einerseits die Jahresdividende der Gesellschaft vom Durchschnittssatz 
der ersten Jahre von 4'/, Proz. dauernd auf G Proz.*) und dai über 

1) Sie flchilzt den dadoreh enUtehenden EinnalmiMiMMl «if jihrlidi 

90000 M 

2' Nicht lange (l.-iiinch , im Jahn* ]ks<.), »treitet man ucb dann nm dlA 
Frage, ob im pcpebeneii Fiillc ein Düppelgleia uöUg sei. 

3) Siehe üben 42. 

4) 1882/83 und folgende Jahre, vgl. unten 8. 09. 
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ach erhob, und andererseits den steigenden Ausgaben der Stadtgemeinde 
gegenüber dieser eine neue Einnahmequelle nur zu sehr erwOnscht war. 

Um die PferdebahngeseUschaft diesen Wflnsefaen geneigt zu 
machen, griff man wiederum zu dem alten Mittel, ihr, solange sie 
sich nidit gef&gig zeigte, die Konzession zu neuen linien zu ver- 
sagen. Dieses Mittel zeigte sich allerdings wieder als ein zweischnei- 
diges insofern, als die Gesellschaft nun ihre neuen Konzessionsgesuche 
zuradczog, worunter der Verkehr natOrlicli nicht wenig zu leiden 
hatte. Hatte man es dodi auch versäumt, in die neuen Bedingungen 
vom Jahre 1881 eine Bestimmung aufzunehmen, mittelst deren man 
die Gesellschaft zur Herstellung einer neuen Linie unmittelbar hfltte 
anhalten können'). 

Die Gesellschaft behauptete, die Einführung einer Gewinnbetei- 
iigung für die Stadtgemeinde werde ihre Lebensfähigkeit in Frage 
stellen. Man befinde sich überhaupt im Irrtum über ihre Lage. Zu- 
nächst sei nnriclitig die Ansicht des Rates, daß der (iesellschaft bis 
zu eincüi gewissen Grade ein ausschließliches bezw. bevorzugtes Recht 
auf lienutzung der ötientiichen Straßen eingeräumt, die (iesellschaft 
also vor der übrigen Industrie uad der gesamten Einwohnerschaft 
bev(ir/ii£jt sei. Denn die Pferdebahngesellschaft benutze Straßen- 
^t^ecken genau so wie jeder andere Industrielle, und wenn die 
übrigen den Fferdebahnwagcn auszuweichen hütten. da diese der Natur 
der Sache nach dies nicht könnten, so sei darin eher ein Nachteil als 
ein Vorteil zu erblicken. Denn so stehe die Gesellschaft den Be- 
schädigungen durch andere Geschirrführer schütz- und machtlos gegen- 
über, zumal nach dem bürgerlichen Recht diese selbst, obgleich 
durchweg unj>fändhar. nicht al)er die Eigentümer der Geschirre für 
den Schaden aufzukommen hätten. Dazu komme noch, daß sie, dem 
Haftpflichtgesetz vom Jahre 1H71 unterliegend, nicht nur fOr das Ver- 
schulden ihrer Beamten, sondern selbst für den ZuM einzustehen 
habe, obgleich sie gar nidit in der Lage sei, wie die Eisenbahnen 
Schutzmafiregehi zu treffen, z. B. durch Absperren der Gleise, Unter- 
sagen ihres Befahrens oder Betretens. Obgleich sonach ihre Bahntrakte 
nicht nur von ihr allein, sondern mindestens im selben Hafie auch von 
anderen Fuhrwerken benutzt würden, wodurch sich für sie gerade oft 
genug Betriebsstörungen ergäben, habe die Gesellschaft nicht nur bei 
Anlegung der Strecke die Bahntrakte zu pflastern, sondern auch f&r 
ihre Unterhaltung ausschliefilich und allein aufzukommen. Und zwar 



1) VeigL oben a 4a 

4* 
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habe die Leipasiger PferdebehngeseUsdiaft hierfOr Terfailtnisiii&ßig mehr 
Ausgaben als irgend eine andere im ganzen Deatsdien Rei^e; sie habe 
daffir jlhrUch 60 bis 62000 M. anfenbringen, d. h. beispielsweiBe drei- 
mal soTid wie im Veriiflltnis die PferdebahngesellsehaN; in Dresden. 
Abgesehen davon, gewähre sie dSS2 stUtiscfaen Rats- und Polizei- 
beamten freie Fahrt nnd anderen stfldtisefaen Beamten sowie denen 
einiger gemeinnOlzigen Anstalten freie Fahrt oder doch wenigstens 
große Ermäfiignng des Fahrpreises. Dagegen bezahle die Stadt Berfin 
fBr solche Leistungen jährlich eine angemessene Fansdialsnmme, wie 
das auch die Oberpostdfrektion zn Leipzig ihr selbst gegenflber hin- 
siditlich ihrer Unterbeamten tue. 

Um zu zeigen, daß es ihr Emst mit ihren Behauptungen ist, kfin- 
digt die Gesellschaft dem Ilate an, daß sie vom 1. Jannar 1<^H4 ab 
keine Freikarten etc. mehr für seine Beamten ausstellen werde. Dar- 
auf verziditen Rat und Polizeiamt umgehend auf solche Vergünsti- 
gungen für sofort, (locli empfinden sie bald die Unannehmlichkeiten 
dieses Zustande«, berechnet doch das Polizeiamt den jährlichen Diensl- 
aufwand für dienstlirlie Fahrton mit 14(K) M., wahrend der Rat für 
Benutzung der Pferdebahn für das Jahr 188^ !")(¥) M. einstellen 
zu müssen glaubt. So ist man froh, als nach wenigen Tagen die 
Pferdebahngesellschaft den Rats- und Polizeibeamten wieder freie 
Fahrt gew:1hrf, nunmehr allerdincjs f^egen eine jährliche Pauschal- 
summe, die auf selten des Rates üOO M., auf seilen des Polizeiamtes 
500 M. beträgt 



Kapitel III. 

Der Nachtrag zu den Konzessionsdekreten und die Einführung 

der KUometergebuhr. 

Da die Stadtvertretong» zuerst im Jahre 1884, eine Beteiligung 
an der BentabiliUlt der Straßenbahn wflnschte, widrigenfalls sie nene 
Linien nicht konzessionieren werde, so unterblieb voriftnfig, weil die 
Pfierdebahngesellscfaaft nicht nachgeben mochte, die Erbauung neuer 
Linien in der Stsdt Die Gesellschaft brach späterhin, hn Jahre 1887, 
auch die Unterhandlungen mit den Gemeinden Kleinzschocher und 
MAckem ab, da die Stadt schließlich noch verlangte, daß die von ihr 
beanspruchte Jahresabgabe auch für die Küometerzahl der Bahnstredren 
mit in Rechnung komme, welche zwar außerhalb der Stadt Leipzig, 
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jettocb auf solchen Straßen lägen, für welche in der betreffenden Ge- 
meinde eine Gemeindeabgabe nicht zu entrichten wäre. 

Doch zwangen die Bedürfnisse des Verkehrs die Parteien end- 
lich zum Frieden, und so kam unter dem 10. April IS.^O zwischen 
Pferdebahngesellschaft und Stadtgonieinde eine Einigung in einem 
Nachtrag zu den Konzeesionsdekreten vom Jahre 1871 und 
1881 zustande. 

Dadurch wird im wesentliclien Folgendes bestimmt: Die Pferde- 
eisenhahn verpflichtet sich, für die lienut/ung der Strafen und Plätze der 
Stadt zum Betriebe von Pferdeeisenbahnen, und zwar für die von ihr 
bisher gebauten und die noch zu konzessionierenden Linien eine Jahres- 
abgabe an die Stadt Leipzig zu zahlen, und zwar auf Straßen inner- 
halb des jety.igen Stadtbezirks, sowie auf solchen Straßen außerhalb 
dieses Bezirks, welche von der Stadt Leipzig unterhalten werden, pro 
Kilometer, das Doppelgleis einfach gerechnet: 350 M. bei einer in 
demselben Jahres auf die Stammaktien der Gesellschaft verteilten Divi- 
dende von 5 Proz. oder weniger, 400 M. bei einer solchen von 5 bis 
6 Fm, 460 H. bei 6 Ms 7 Pnn^ 500 H. bei über 7 Plroz. Dhridouiei). 
Bei AnseUaß von Vororten werden für diejenigen Strecken, welche 
in den Vororten liefen, dieselben Abgaben eiiioben. 

Dagegen wird die Konzessionsdaoer für alle jetzt bestehenden >) 
Linien auf die Zeit bis znm 31. Dezember 1921 festgesetzt Und 
alle bb znm 31. Dezember 1891 konzessionierten oder dodi betriebs- 
fihig hergosteDttti linien unterliegen derselben Bestimmung. 

Der Gesellschaft wird die Logung weiterer Doppelgleise auf be- 
stimmten Linien hn selben Jahre 1889 genehmigt resp. vorgesduieben. 
Femer whrd ihr zur Erbauung einer neuen Linie nadi M(kskem und 
zur Veriflngerung deijenigen in Thonberg Konzession erteilt und sie 
zu deren AusfOhrong verpflichtet; ebenso zur Erbauung der Linien 
Plagwitzer Straße— Kleinzschocher und Neustadt— Altschönefeld für den 
Fall, daß die dortigen Grundstücksbesitzer und Industriellen einen 
einmaligen Beitrag ä fond perdu zahlen und die Gemeinden Areal zur 
Anlegung von Depots überlassen. 

Sobald die Straßenreinigung von der Stadt übernommen ist, soll 
von ihr auch die Reinigimg des Pferdebahngleises unter folgenden 
Bedingungen ausgeführt werden: 

1) Dia Abgaben der Qasdlsehalt betragen denm&ch s. B. im Jahre 1894 
14206 M. 

2| Deren Konaenion nadi den Bedingungen vom Jahre 1881 eonet 1911 
olöachai würde. 
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Die Stadt reinigt das Pferdebahngleis — auch die Schienen- 
rillen — in den regulativmÄßigen Zwischenräumen von Schmutz und 
Schnee, und fährt diese auch ab. Dafür zahlt die Gesellschaft der 
Stadt eine Entschädigung von jährlich 25 Pf. per Quadratmeter der zu 
reinipendon Flächen. Außerdem liegt der Gesellschaft, solange die 
Stralienrcinigung von der Stadt nicht übernommen ist, die Reinigung 
der (ileisstrecken insoweit ob, als sie nicht von den Adjazenten zu 
bewirken ist. Dieso Ueinigimg übernimmt die Stadt wie bisher für 
Rechnung der (iesi llschaft zum Selbstkostenpreise. 

Zur Entfernung des Schnees darf die (lesellbchatt auf asiiluiltierte 
Straßen Salz streuen nur unter der Bedingung, daß sie sieh ver- 
pflichtet, den Durchsclinittssatz der Unterhaltungskosten, und zwar für 
eine Breite von 5,ü m bei Doppelgleisen, nebst 50 Proz. Zuschlag zu 
zahlen. 

Die Reparaturen des Ptiasters innerhalb der Pferdebalingleise 
bezw. der durch die bestehenden Konzessionsbediugungen bestimmten 
Stretfen, und zwar auch der gepflasterten Strecken der Vororte, wenn 
and sobald die Einverleibung der letzteren stattgefunden, werden aus- 
scfaliedlich von der Stadt ausgefOhrt, und es zahlt die Gesellschaft 
hierfOr jährlich 6 Pf. für den Quadratmeter der von ihr zu untere 
haltenden FUche. Dieser Satz soll jedoeh nur auf ö Jahre versuchs- 
weise für die Stadt verbindlich sein, so daß dann eventuell das alte 
Konzessionsveihflltnis ehitritt 

Die durch diesen Nachtrag nicht berflhrlen Bestimmungen bleiboi 
auch fernerhin in Kraft 

Wegen der Ober das Stadtgebiet hinausMenden Strecken schloß 
die Pferdebahngesellschaft noch am 24 April 1890 emeo Vertrag mit 
der Amtshauptmannadiaft und im Juni desselben Jahres auch mit dem 
preußischen Eisenbahnfiskus ab. 

Auf den neuen linien wurde der Oberbau mit Phönix-Schienen 
beigestellt, welche weit tragfähiger als die bisher benutzten sind, und 
in deren breiten Kopf die Rille für die Flanschen der Räder einge- 
schnitten bezw. eingewalzt ist Damit wurde der Übelstand vermieden, 
der sich bei dem Haarmannschen System herausstellte, daß nämlich 
die Rillen zwischen äen beiden Schienen durch deren Auseinandergehen 
zu breit wurden. Trotzdem kamen noch im .lahre unaufliörliclie 
Klagen über Hängenbleiben der Pferde in den Schienen vor. ein 
Zeichen, daß mit dem Auswechseln der Schienen auf den alten Linien 
doch wohl zu langsam vorgegangen wurde. 
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Hauptsächlich rührten diese Klaizeii selbstverständlich vnn den alten 
Freunden der Pferdel)ahngesell.scliaft, den Droschkenkutschcrii, her. 

Natürlich kam os auch bald wieder zu Differenzen zwischen der 
Stadt und der Ptenlehaiingesellschaft. Diesmal wegen der Kosten der 
Straßen rciiiigung. Darüber einigte man sich unter dem 12. A])ril 1S94 
dahin, dali die Stadtgemeinde fortan die StialJenreinigung für 9 Pf. 
pro Quadratmeter der zu unterhaltenden Fläche ausführt und die Ge- 
sellschaft an Beiträgen für Aufseberlöhne und Ger&teaufwand bei der 
StFafienreiiiigaiig vom 1. Januar 1894 ab pro M<mat 200 11 pansdial 
zahlt Auch wird der Vertrag mit der Stadt betr. Freikarten ver- 
engert, mit dessen Nichtverlftngemng die Gesellschaft gedroht hatte. 

Inzwischen war der Verkehr fortgesetzt gestiegen, so daß die 
Pferdebahn ihn oft nur anter den größten Anstrengungen von An- 
giestellten nnd Tieren zu bewältigen vermochte. Bezüglich der Pferde 
wendet sich deshalb der Tierschatzverein mit dem Gesacfa an den 
Bat, diese der Stadt Leipzig onwOrdigen Zustftnde zu beseitigen und 
der zur Tierquälerei werdenden Ausnutzung der Pferde') Einhalt zu 
tQ9» da der weitaus grOfite Teil der Tiere in geradezu kttgiiehem Zu- 
stande sich befinde. . . . Der Angestellten nimmt sich kein Verein an. 



Kapitel IV. 

Die Einföhrung der elektrischen Straßenbahnen. 

Man hatte in Leipzig schon früh den (iedanken in Erwägung 
gezogen, bei der Pferdebahn die tierische Triebkraft durch eine ele- 
mentare Maschinenkraft zu ersetzen und damit mancherlei Ül)elständen 
abzuhelfen. Schon im Jahre 1^7*1 erbot sich ein auswärtiger I'nter- 
nehmer, die Pferdeeisenbahn mit Dampfkraft zu betreiben. Doch schien 
dem Rate das nicht angebracht, weil der Betrieb einer DampfstraBen- 
bahn inneihalb der nicht sehr hielten Strafien mit vielen Unzuträglich- 
keiten und Gefahren verknflpft sein würde. Erkundigungen m Berlin, 
Hamburg, Cassel und CtSmar% die der Rat Aber die dort mit der 



1) Die Pferde wnideo im Durehadinittnlter von 9 Jahren . abo im besten 
Alter, zum Zuge verwendet. Trotcdem waren aie hflehstens 4 Jahre hmg im 
Tkamwaydienste brauchbar. 

2) Die erste Dampfst nifk-nhahti wunle 1877 in B*^rlin fröffnet. andere Stiidte 
folgten bald nach. Doch kam luan raei^t auch cbeiiao Hchucll wieder davon ab,-zuin 



Digitized by Goüg|e 



— 66 - 



Damp&traßenbahn gemachten Erfahrungen einzog, komiteii ihn in 
seinem ablehnenden Standpunkt nicht wankend machoi. Denn aa 
Klagen über Belästigung durch Rauch, Aschesprühen. ausströmenden 
Dampf, lännendes Geräusch und andere mit dem Dampfbetrieb ver- 
bundene Mängel fehlte es keineswegs. 

Auch die mit Gas betriebenen Straßenbahnen in anderen Städten 
konnten zur Nachfolge nicht verlocken. Denn auch damit waren zu 
viel Ül»elstiin(h^ verknüpft, wie unsanftes, stoßweises Bewegen, übler 
Gasgeruch und lästi^^es Geräusch, das während des Stillstehens des 
Wagens durch die weiter in Bewegung bleibenden Schwungräder her- 
vorgerufen wurde*). 

Dem Ideal städtischer Straßenbahnen schienen erst die mit Elek- 
trizität betriebenen nahezukommen. Bei diesen findet das Prinzip der 
Kraftübertragung durch die Elektrizität Anwendung. Die Elektrizität 
wird auf der Kraftstation durch eine sogen. Dynamomaschine erzeugt 
und wird der Kiclitung des Bahngleises entsi)recliend auf die Wagen 
übertragen in der Weise, dali eine zum Waizen gehörige Trieb ma.schine, 
d. i. eme sekundäre D}iiamoniaschine, in Bewegung gesetzt wird, 
welche die mitgeteilte Bewegung auf mechanischem W^ege auf die 
Räder des Wagens flbermittelt. Doch auch diesen Straßenbahnen 
brachte man, obwohl sie nach den kleineren Versnehen auf der Ber- 
liner GeirerbeanssteUang Ton 1879 nnd anf den Aosstellungen zu 
Dflsseldorf nnd Frankfurt a. 11 in Idemerem MaBetabe in Grofi- 
lichterfdde nnd 1884 in größerem anf der Linie Frankfurt— Offenbadi 
die Vorzflge des eleictrisehen Betriebes bewihrt hatten, bis in die 
90er Jahre*) ein großes Mißtrauen entgegen. Man stellte ihren Vor- 
sfigen mit Nachdruck die Naditefle entgegen: Verunstaltung des Straßen- 
bildes durch das Drahtnetz der Oberleitung, Gefkhr bei Beißen der 
Leitungsdrähte, störende Einflfisse yerirrter Ströme auf Telephon- und 
Telegraphenleitnngen, auf wissenschaftliche (physikalische und physio- 
logische) Institute, elektrolytische Wirkungen auf Gas^ und Wasser- 
leitungen. 

Tdl wi>gcu der hohen Betriebtbwten, Tor aUem aber wegen des eiegniclieo Wctt> 
bewerbe! der Elektrisität Wihrend 1089 in 10 deutschen Stidten Dampfstimfien- 
bahncn bestanden, gab es deren 1890: 9, 1892: 12, 1894: 15. 1897: 8. 1898: 6, 

1889: 5. 

1) Dil' welligen ^^lraß<.'l)bahnen , die in Deutschland mit Gas betrieben 
wurden, wie in Dei»«au und Uirschberg i. Schi., haben längst dem dektrischea 
Betrieb weichen rafissai. 

2i In den Jahren 1884—1893 wurden in DeutsoUaiid nur ooch xwei elek- 
triacfae Bahnen, die in Bremen und Halle erbaut. 
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Doch überwog schließlich die Schätzung der grolien Vorteile des 
eiektribchen Betriebes. Als solche zeigten sich immer mehr folgende: 
Bequemes Anfalircn und sicheres schnelles Anhalten der Wagen; 
Sicherheit bei Regulierung der Geschwindigkeit; geringere Raumbean- 
spruchung gegenüber der Pferdebahn, da die Bespannung wegfällt; 
Schonung des Pflasters und Beinbaltung der Straßen; gröBere LeistangB» 
fiUiigkeit in Bewältigung te MeosdMDverkelirB» zumal im BedaifB&Ue 
ein MotonngBD eineii oder mebrere Anhängewagen mitziehon icaim; 
Mfigüdikeil:, mit größerer Geschwindigkeit zu fehren ala bei Anweodcng 
tieriaclier Zugkraft; Überwindung starker Steigungen (bis zu 10 Pros.), 
wekhe schon bei Dampfadhfisioosbahnea nicht mehr zulAssig sind. 
Die wirtschafilichen Vorteile liegen in den weit geringeren Betriebs- 
anagaben, als solche bei Anwendung tierischer oder anderer Zugkraft 
an&uwenden sind. Denn da die fortschreitende Technik l^irte, immer 
sparsamer und vorteilhafter mit der dektriscfaen Kraft umzugehen, 
gestaltete sidi der Betrieb immer billiger. Die grfifiere Bentabilittt 
gab wiederum die Möglichkeit zur Herabsetzung der Tarife, was große 
sozialpolittsche Bedeutung namentlicfa für die ärmere Stadtbevölkerung 
gewann: Die billigere^ dabei leistungsfähigere Kraft der Elektrizität 
gestattet eine Verlän^rung der Straßenbahnen selbst in die entfernt 
gelegenen Vorstädte, so daß auch diesen der bis dahin fehlende Vorteil 
einer bequemen, schnellen und billigen Verbindung mit dem Zentrum 
der Stadt zuteil wird. 

Die Verbindung einzelner Vororte mit der inneren Stadt wie 
auch verschiedener Stadtteile untereinander hatten in Leipzig schon 
lange sich als einer Verbesserung dringend bedürftig erwiesen. Man 
hatte deshall) auch schon im Jahre IsOi) verschiedene Projekto einer 
Beratung unterzogen, die schHeUhcli im folgen(h'n .lahre zur Krteilung 
einer Konzession für den Botrieb von Onmibusliiiien führte. Doch 
gelang es den Konzessionaren nicht, die Mittel dazu flüssig zu machen. 
Und zwar war die Hauptursache dieses Mißerti)lgcs die, (hili am An- 
fang der neunziger .lalire das Interesse der kapitalkräftigen Bevölke- 
rungskreise sich endlich den elektrisclien Straßenbahnen zuwandte. 

So wurde in Leipzig am Ifi. September 1S1I2 der Rat der Stadt 
ersucht, einem Projekte zur Verl)indung der Orte Klein-Zschodier uml 
Schleußig mit der Stadt durch ein«' elektrische Straßenbahn statt durch 
Omnibusverkehr zuzustimmen und die Erlaubnis zur Vornahme der 
erforderlichen Vorarbeiten zu erteilen. Als der Rat diesem Gesuche 
nachgab, durch das Beispiel anderer Städte, wie Hannover, Breslau» 
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Clieiunitz und Dresden') ermutigt, wurde auf weitere Gesuche der- 
selben Unternehnu?r zu einer zweiten Linie und scidieljlicii für dus 
ganze von der nachmaligen Leipziger Elektrischen StraÜenbalm aus- 
geftihrtd und betriebene Netz die Erlaubnis zur Herstellung einer 
«lektriachen Bahnanlage erteilt 

Wie aber Aber die Regelung der PferdebahnTerhiltoisse allge- 
meine landes- oder ortspolizeilicfae Bestimmungen in Sachsen nicht 
bestanden, so war dies nodi weniger bezOgiicfa der neuen Materie der 
«lektriscben Strafienbahnen der Fall>). Deshalb wurde am 29. De- 
zember 1892 eine MinisterialTerordnung erlassen, nach welcher die 
Erteilung der Konzession zu Anlagie und Betrieb einer dem öffent- 
lichen Verkehr dienenden Eisenbahn unter Anwendung elementarer 
Kraft Ausfluß der Staatshoheit ist und nach Maßgabe der König^chen 
Verordnung aber die Bessortverhiltnisse in Eisenbahn etc. -Angelegen- 
heiten vom 26. Juni 1851 den obersten Staatsbehörden zusteht Und 
zwar hat die Konzessionserteilung nach der Verordnung, die technischen 
Vorarbeiten ffir den Bau von FriTateisenbahnen betreffend, vom 30. 
September 1872, auf Grund eines von den Ministerien des Innern 
und der Finanzen zu prOfenden und festzustellenden, alle Einzelheiten 
der Anlage, insbesondere auch der Btchtungslinien der Bahn um- 
fassenden Projektes zu erfolgen. 

Hiernach war der Antrag auf Konzessioniening von dem Rate 
der Stadt zunftchst dem Ministerium zur Kenntnis zu bringen. 

Um aber von Anfang an sich schon bei den bevorstehenden 
Verhandlungen über die Einfahrung elektrischer Straßenbalinen auf 
bestimmte allgemeine Normen stützen zu können, stellten Rat und 
Stadtverordnete, wie sie es im Jahre l-SHl hinsichtlidi der Pferdebahn 
getan hatten, nunmehr im Jahre 1H'J;3 allgemeine Bedingungen 
für den Hau und Betrieb elektrischer Straiien bahnen in 
Leipzig auf. die im wesentlichen Folgendes bestimmten: 

Die (Genehmigung wird dem Nachsuchenden, dessen Sitz und 
Cierichtsstand in Leipzig sein muß und dessen rnternehmen in keiner 

1) In diestMi SUidten treten «ehoo im folgendeo Jahre 1893 elektriache 

'Straßenbahnen in Betrieb. 

2) In IVciiikn Hirul die Verhältnito^c der Bahneo uulmto' Ordnung durdl 
d«» Oewts Aber die Kleinbelmeii und Privataosehlofibehnen vom 28. Juli 1892 
mit Qeeetceekraft vom 1. Oktober 1892 geregelt worden. Dadurch sind die 

preußiwhen Straßenbahnen ohne Untersehied, ob sie mit Pfenlf- «xlor einer an- 
deren Zii^'kralt belri«'ben werden, zu Kliiiihahtien und danul zu einer Abart der 
Eisenbahnen geworden, ho daß »ie autgeliurt haben, öffentliche Fuhrbetriebc im 
Sinne des § 37 der BeicLsgcwerbeotduuug zu eein. 
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Weise mit anderen, insbesondere auswärtigen Unternehmungen') ver- 
bunclen werden darf, nur für bestimmte Straßen und Plätze erteilt. 
Ihm ist verboten, Elektrizität zu Zwecken der Beleuchtung oder des 
Alotorbetriebes an Dritte abzugeben. 

Die Konzession wird auf 40 Jahre von Beginn des Betriebes 
auf der ersten Linie an auch für die später genehmigten Linien erteilt. 
Nacli dieser Zeit geht die gesamte Anlage mit allem Zubehör-) ins- 
besondere mit den außerhalb des Stadtbezirkes liegenden Teilen der elek- 
trisebeo Bahn ohne Entgelt in das Eigentum der Stadtgemeinde über 3). 
Ausgenommen sind hiervon jedoeh die in den letzten 5 Jahren ange- 
schafften Motorwagen und die för die Zwecke der elektrischen Strafien- 
bahn dienenden Grondstflcke des Unternehmers nebst den auf diesen 
Orundstficken errichteten Gebäuden und den m ihnen befindliehen 
maschinellen Einrichtungen und sonstigem ZubehGr. Diese Vermögens- 
stficke sind dem Bäte der Stadt, wenn er darauf Anspruch macht, 
gegen Erstattung des Taxwertes zu flberlassen. 

Die Genehmigung erlischt Tor Abfauif der Konzessionsdaner, 
wenn der Unternehmer seine Zahlungen einstellt, oder wenn Aber sein 
Vermögen das Konkursverfehren erGflbet wird. 

Audi kann die Stadt vor Ablauf der Konzessioiiszeit, jedoch 
nur nach vorangegangener 12-monatiger Kündigung nach Ablauf des 
20n 30. und 35. Jahres die Gcsamtanlage einschließlich aller Er- 
weiterungen nach Taxe käuflich flbemehmen«). 



1) Betreffs Unteriumdlmigeo mit «nswirtigvD Unteniehmeni hatte nan 
Ohle Erfahrungen gemacht. 

2) BekaoDtlich ein juristi»cber Begriff, desfien Unafang und Inhalt sich 
nacb dnn maigdModen bürgerlidieii Bedii richtet. 

3) 8o wurde das bcreitB 1871 atipalierte, jedodi 1881 an^g^gebene Heim- 
lallarecht wieder beigestellt. Damit die Stadt nach Beendigung der Mjihrigen 
Kon7f^**ionwlauor mich ein wertvolle« und betriehsfälii^^o« Unternehmen erhalte, 
wurde in § 18 dieser iitnlingungen bestimmt, daß der Rat alle zeitgemäUeu Neue- 
rungen cur Einffihrung vornchreiben kann. 

4) Der Kau^ireb wiid aoleheuislls in der Weise ennittdt, da8 Ober die 
QcaaiDtanlage eine Taxe aufgenommen wird, für die der Zeitpunkt der Übernahme 
mafigebend zu sein hat. Und zwar ist zu bezahlen: Wenn dif Ühernaluue der 
Anlage nach 2»> Jahren .stattfindet, der volle Taxpreis nebst dem 13fachen Be- 
trag des jährlichen Reingewinns, der nach dem Durchschnittsergebnis der letzten 
5 Jahre tu ermittehi ist. Naeh 25 Jaiireii drei Viertel dieses Taiwertee und 
der 10%fache Betrag des wie erwähnt berechneten Reingewinnes. Nach 30 Jahren 
die Hälfte de« Taxwerte« nebst dem Sfachcn Reinertrag. Nach 37^ .Tuhn-n ein 
Viertel i\c^ Taxwertes nelwt dem 4' ^fachen Reinertrag. Uber die Bertxihnung 
des Reingewinnes, insbesondere die Höhe der AUschreibungen sind besondere Vor- 
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Im übrigen erlösclien die Rerlite des ünteniehmers, wenn er 
den Betrieb einstellt, ohne durch iKihert^ Gewalt oder behördliche An- 
ordnung dazu gezwungen zu sein, wenn er den behördlich auferlegten 
oder vertragsmäßig übernommenen Verptiichtnngeii nicht naciikommt, 
wenn ihm die zur Durchfülirung des Betriebes erforderlichen Mittel durch 
Beschlagnahme oder ZwaugsvoUstreckung ihrer Bestimmung entzogen 
werden oder endlich, wenn seiteDS des Königlichen Ministeriums dem 
Bale der 81adt die Zurfleiaialiine der Konzession aufgegeben wird. 

Kaeh AUanf der ersten 3 Betrieb^ahre, von der tatelciilidien 
ErOffinmg der ersten Strecke an gerechnet, hat der Unternehmer ohne 
BftdGBidit auf seine sonstigen Stenern nnd Abgaben an die Stadt- 
gemeinde eine besondere jähriiefae Abgabe zn entrichten, die znniehst 
2 Pros, des gesamten, anf allen Teilen der Anlagen in und anfierhalb 
des Stadtgebietes eriiobenen Fahr- oder lYaditgeldes betrSgt und nach 
je 5 Jahren nm 1 Proz. Ms znr Höhe von 5 Proz. wichst^). 

Außerdem ist der Unternehmer verpflichtet, den Bahnkörper zn- 
xA^^ des ganzen Mittelstreifens zwischen Doiq[»elg)eisen nnd von je 
50 cm auf den Außenseiten der Gleise unter Befolgung der hierflber 
jeweilig bestehenden allgemeinen Vorschriften der Strafienpolizd rem . 
zu erhalten. BezOglicfa der Strecken, welche er einer anderen Straßen- 
bahn zur Mitbenutzung überlassen muß, kann er von dieser Bahn die 
Hälfte der ihm durch die Straßen remigong erwachsenden Kosten znrQek- 
verlangen. Wird die Straßenreinigung von der Stadt übernommoi, so 
muß trotzdem der Unternehmer der ihm bis dahin ob1ie<j:cnden Reinigungs» 
pflicht auf Verlangen des Rates der Stadt auch fernerhin genügen. 

Der T^'nternehmer ist femer vcrptiichtet, den Bahnkörper und 
die ihm sonst zur Reinigung überlassenen Straßenteile nach Vorschrift 
des Rates der Stadt herzustellen und in gutem Zustand zu erhalten, 
widrigenfalls der Rat die nötigen Arbeiten auf seine Rechnung auszu- 
führen beredlügt ist^). Für Jeden Un£eül und Schaden, der daraus 

•dirifken gemtcht. Die auch nach Ablauf der KöDteitfoiMseit m becahlflodcii 
VormaiceiiMtA^ d«r Unfesrndimer lind aneh bd Miunr Übemahine der An> 

kge 8«iten8 der Stallt nach Taxe zu fibernohmen. 

1) Das wiinif itn 1 )iirc!i<< hiiitt . auf A" .Tahrr Ucrcfhnct, eine Abjral»«^ von 
3% Prozent p. a. der Uehanitcinnahmc aus fahr- und Frachtgeldern ergt-bon, 
d. h., wie man berechnete, eine lOmal höhere Abgabe als bisher (vergl. Prutok. 
d. St-V., Jahrg. 18B5, 8. 218 f.). 

2) Durch dieee Bestimmung -olh n Htrcitiffkeiten über Zdt, Art, Umfang 
dieser IJefestigung etc., wie >-u- in dtn Ittztori Jahren zwischen der Strnßpnbahn- 
gescllschaft und der Stadtgeiiuinde bt•^taIl(i^■n , für die Zukunft au^;;i'>chlossfn 
werden. Ea wurde Iterechuet, daü so etwa der siebente Teil der Fahrbahnllächeu 
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entstellt, daß eine Schiene über die angrenzende Straßenoberfläche 
hervoiraf^, hat der Unternehmer auf/.ukoinnien; überhaupt haftet er 
iüi alle Schäden, die infolge der Herstellung oder des Betriebes der 
Straßenbalin entstehen, allein. 

Fflr Nachteile, die dem Betriebe dadurch enraehaeD, dafi anf 
Anordnung von Behörden auf filEnitiidien ^VcrfceknrSimeii'* Arbeitan 
vorgenommen oder daß solche Räume gesperrt werden^ kann der Unter- 
nebmer SdiadloabaHmg nicht fordern. 

FaUs bei Erbannng neuer Strafienbabnlinien dnrefa die Stadt- 
gemeinde oder dritte Personen diese Linien die daa Unternebnara 
kränzen, so bat er flmen anf die Linge Ton bOcbstma 400 m die Ifit' 
benntzung seiner Glaiae zu gestatten gegen Erstattung der Hälfte der 
Unterba l tnn g skoaten dieser Länge. 

Dem Rate ist im dienstliehen Interesse eine ▼<Ni ibm mA pflidrtp 
mäßigam Enneaaen zn beatimniende Anzahl von fVeilEartra zn Ober- 
laaaen. 

Der Untamalnner sowie seine Leute und Angestelken unterstehen 
in jeder Beziehung der allgemeinen polizeilichen Aufsicht und sind 
verpflichtet, den innerhalb der Zuständi^eit von Rat, Polizeiamt oder 
deren Beamten erlassenen Anordnungen unbedingt Folge zu leisten. 
Auch unterwirft sich der Unternehmer allen jeweilig geltenden poli- 
zeilichen Vorschriften, ebne hieraus fiegrefiansprOche gegen die- Sftadt 
herleiten zu können. 

Solange der 10 Pf.-Tarif nicht eingeführt ist, erfolgt die Fest- 
stellung des Fahrgeldes nach billigem Ermessen unter Erwägung aller 
Umstände durch den JUit der Stadt als Wohlfahrtspolizci. auf deren 
Verlangen auch neue Sicherheitsvorkehrungen jederzeit getrotfen. Halte- 
stellen errichtet oder geändert und Wartehallen gebaut werden müssen. 

Auch die Feststellung des Fahrplanes unterliegt der Genehmi- 
gunj? des Rates der Stadt. Nicht niinfh^r bleiben der polizeilichen 
Geneliuiigung vorbehalten die Fahrgeschwindigkeit, wie Umfang und 
Bau der Wagen, ebenso die Bestimmung darüber — wenn auch nach 
Möglichkeit oberirdische Leitung genehmigt werden soll — für welche 
Strecken ober- und für welche unterinlische Fülirung der Leitungs- 
drälite gefordert werden soll. In dieser Hinsicht kr»nnen Stadtgemeinde 
und Rat späterhin ÄncU^rungen sowie auch die Einführung aller be- 
währten Verbesserungen auf dem Gebiete elektrischer Straßenbahnen 

von der Straßen bahugCHcllHchaft zu unterhalten sein würde (vergl. Protok. d. 
8t.-V., Jahrg. 189.5, S. 219). 
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yerlangen, obne dafi deshalb dem Unternehmer ein Becht auf Ent- 
sehädigong zostflnde. Ob eine Keaenmg als „bevfihrte Verbesserung** 
anzusehen ist, bestimmt der Rat der Stadt nach bfliigem Ermessen. 

Mit anderen Behörden sowie mit Privaiberechtigten bat der Unter- 
nehmer nOtigenfaDs sdbet eine Einigung herbeizufUhren und eventuell 
die Kosten des Enteigungsveriahrens und der Enteignung selbst zu 
tragen. 

Dem Bat oder dessoi Beauftragten muß der Unternehmer jeder- 
zeit vollständige Einsicht in die ordnungsmäßig geführten BQcher in 
seinen GeschSftsräumen gestatten, auch zugeben, daß zur Überwachung 
der städtischen Abgaben eine besondere Kontrolle eingerichtet wird. 

Fflr Erfüllung aller behördlich auferlegten und vertragsmäßig 
übernommenen ^'erpflichtungen ist von dem Unternehmer eine Kaution 
von lOOCKX) M. beim Bäte der Stadt zu hinterlegen. 

Wenn nachgewiesen wird, daß zum Bau und Betriebe einer pro- 
jektierten elektrischen Straßenbahn genügende Mittel bereit gestellt 
sind, — worüber das alleinige Ermessen des Rates ontsclieidot, — wird 
mit dem riitornehmer, vorbehaltlich derZu&tuumung der Ötadtverord- 
neten, weiter verhandelt werden. 

Es bleibt vorbehalten, diese Bedingungen weiter auszufüliren 
bezw. zu ändern, vorbehalten bleiben insbeson«lere noch alle polizei- 
lichen, auf dm Betrieb bezüglichen Bestiniinim^en. 

Alle aus diesen Bedingungen, aus weiteren \ ertrügen, sowie alle 
aus Bau und Betrieb elektrischer Straßenbahnen entspringenden Streiticr- 
keiten werden unter Ausschluß des Rechtsweges durch ein aus drei 
unbeteiligten Personen, von denen je eine vom Rat der Stadt und dein 
betreflfenden Unternehmer zu ernennen ist, für jeden einzehieu Fall 
ZU bildendes Schiedsgericht eotgültig entschieden. 

Zu diesen von der Stadtvertretung aufgestellten Bedingungen 
erging dann eine Ministerialverordnung vom 12. Oktober 1894, 
die Folgendes bestimmte: 

Sowohl Aber den Bau als über den Betrieb der elektrischen 
Straßenbahnen steht der Staatsregierung die Oberaufsicht zu. Infolge- 
dessen bezeichnen die Ministerien der Finanzen und des Innern den 
Unternehmern einer solchen StiaOenbahn einen Vertreter, dessen An- 
ordnungen die Unternehmer nachzukommen haben, während sie ihrer- 
seits einen in Leipzig wohnenden sachverständigen Beamten als ihren 
Vertreter gegenüber der Staatsregierung dieser zur Bestätigung vor- 
zuschlagen haben. 
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Die genannten beiden Ministerien bezeichnen den Unternehmern- 
auf (irund ihrer gemeinschaftlichen Verordnungen: die technischen 
Vorarbeiten für den Bau von Privatbahnen betreffend vom 30. Sep- 
tember 1872, diejenigen Unterlagen, welche vor Inangriffnahme des 
Baues der Bahn oder einzelner Objekte beim Ministerium des Innern 
zur Prttfong und Feststellung einzureichen smd. 

Die Konzession wird lediglich zum Zwecke der Personalbeförde»^ 
rung einschüefiUch des Passagiergepäcks erteilt Die Beförderung von 
Gfltem bedarf ebenso wie die Bildung von Zflgen, welche ans mehr 
als 2 Wagen bestehen, besonderer Genehmigung. 

Ffir alle Ansprache, welche aus Anlaß des Baues und des Be- 
triebes der Bahn, wegen etwaiger Beschädigung von Personen und 
Sachen, namentlich auch infolge eines durch die Bahn verursaditeB 
Brandes erhoben werden, haben die Unternehmer aufeukommen. Diese 
ericennen insbesondere an, daß bei etwaigen Betriebsunlinen gegenüber 
dem Bahnpersonal sowie gegenOber dem Publikum die Bestimmungen, 
des Beichshaftpflichtgesetzes vom 7. Juli 1871 zur Anwendung zu 
kommen haben. 

Alle auch künftig zu erlassenden einschlägigen Reichs- und 
Landesgesetze und Verordnungen werden ohne weiteres für die Unter^ 
nehmer verbindlich. Auch haben die Unternehmer sich allen Be- 
dingungen zu unterwerfen, welche von der Reichspost- und Telej^ra- 
jtlienverwaltung bezüglich des Baues und Betriebes der Bahn gestellt 
werden. Ferner haben sie dif (ienchnii^'iing der betreffenden fiska- 
lischen oder npmeindeverwalnin^' oder der beteiligten Privaten, deren 
Areal sie niitiiemitzcn oder berühren, besonders einzuholen. 

Der Ortsnolizcihohörde bleiltt Yorl>elialten, im Interesse der Ord- 
nung und der Sicherheit des X'erkehrs polizeiliche Bestimmungen zu 
erlassen. Insbesondere unterliegen die Fahrpläne und Tarife der üe- 
nehmigung der Ortspolizeibehörde. 

Die Konzession wird auf 40 Jahre, von der Betriebserört'nung 
an gerechnet, ert<?ilt, doch bleibt die frühere an keinen Termin gebun- 
dene Zurückziehung derscll»en für den Fall v(»rbehalten. <lali sich aus 
der Art des Betriebes erhel)liche Gefahren für den öffentUchen Ver- 
kehr herausstellen sollten, die sich nicht durch anderweitige Einrich- 
tungen im Betriebe beseitigen lassen. 

Zur Übertragung der Rechte und Pflichten aus der Konzession 
an einen anderen Unternehmer ist ebenso wie zur Erweiterung des- 
Betriebes durch Anlage neuer Strecken die Genehmigung der Ministerien, 
des Innern und der Finanzen erforderlich. 
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Zar Siclienmg des Stiatsfiskas wogon der von den Eonzessio- 
nuren zo flbemebmeiideii Verpflicbtnogeii Ist bei der Finanzhaapticasae 
eine Kaution von 10000 M. zu Mnterlegen. 



Kapitel V. 

Die Konzessionsverträge der beiden Straßenbahngesell- 

schalten. 

Nachdem aueh die Staatsregiening die nötige Erlaubnis erteilt 
hatte, konnte daranfliin und auf Grund der von der Stadt anfjgestdlten 
Bedingungen nach umttni^cfaen Erörterungen und zahMchen Ver- 
handlungen am 28. Februar 1895 der Konzessionsvertrag 
zwischen den Beteiligten vollzogen werden. 

Dabei waren auf Seiten der Unternehmer die Allgemeine Elektri- 
zttfttsgeseUschaft zu Berlin und ein Privatmann beteiligt. Sie flbw- 
tmgen aber alsbald, wie das schon in den Konzessionsbedingongen 
vorgesehen war, alle ihre Rechte und Pflichten auf die Aktiengesell- 
schaft ..Leipziger Elektrische Straßenbahn^ welche sich am 
H. A])ril 1H93 konstituierte. Diese begann am 11. Juni 1895 mit dem 
Bau ihrer Linien, welchen ffir sie die Allgemeine Elektrizitätsgesell- 
Schaft zu Berlin ausführte. 

War es ;uif solche Weise gelungen, der Leipziger Pferdebahn 
eine für die Stadtgemeinde wohltuende Konkurrenz zu schaffen, so 
konnte diese ältere Gesellseliaft natürlich nicht müßig zusehen . wie 
ihr allmählich eine mit modernen und überlegenen Betrielisniitteln 
ausgerüstete Rivalin gegenültertrat. Daher übertrug die Leipziger 
Pferdebahnge^ellschafl geniäli der in den allgemeinen Bedingtmgen 
für den Bau und Betrieb elektrischer Straßcnbalmen in Leipzig ge- 
gebenen Bestimmung, daß der rnternehmer einer elektrisclien Straßen- 
bahn in Leipzig dort seinen Sitz und (lerichtsstand haben müsse und 
mit anderen Unternehmungen in keiner Weise verbunden sein dürfe, 
ihr gesamtes Unternehmen auf die Bankhrma Becker & Co. in Leipzig 
und die Gesellschaft für elektrische Unternehmungen in Berlin. Diese 
beabsichligten nimlich, die simtlichen Linien der Leipziger Pferdebahn 
in Zukunft mit elektrischer Kraft zu betreiben und zu dem Zwecke 
eine Aktiengesesellschaft mit dem Sitz in Leipzig zu grOnden, weldie 
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die alten Pfer(lol)aliiiliiiien sowie eine neu zu erl»auen(le Linie Plajj- 
witz-KIeinzschocher mit elektrischem Betrieb einrichten sollte. Zu 
<Iem allem j;al) die Stadtvertretun^ im Vertrage vom (). .luli IHl);') ihre 
Zustimmung, wobei sie sich die (ienehmigung des Statuts der neu 
zu gründenden Gesellschaft ausdrücklich v(»rbeliielt. 

Hei den N'erhandlungen über diese Angelegeidieiten ' i war eine 
Minorität in den betreffenden Ausschüssen der Stadtvertretung und ebenso 
im Stadtverordneten-Kollegium für Übernahme des ganzen Straßenbahn« 
betriebes in städtische Regie, so daß die f^lektrische** eine Einnahme- 
quelle fOr die Stadt würde wie die Gasanstalten. Man mOsse jetzt 
den Fehler vermeiden, der die elektrische Beleuchtung der privaten 
Unternehmung flberließ. Es wurde auch die Ansicht laut, daß, wenn 
man den vorliegenden Vertrag ablehne, die Pferdebahn — zumal bei 
strenger Anwendung der Bedingungen — bald nicht mehr konkurrenat- 
llhig sein wflrde, und so von der Stadt zu einem billigen Preise er- 
worben werden könne. Jedenfalls sei eine so wichtige Angelegenheit 
reiflich nach allen Seiten zu prflfen. 

Die Higoritftt war gegen die Verstadtlichung der Straßenbahnen. 
Es wurde von ihrer Seite als einer Stadtgemeinde nicht angemessen 
bezeichnet, den Konzessionaren die Konzession zu entwinden, indem 
man dazu beitrage, daß sie die ihnen geschaffene Konkurrenz nidit 
aushalten könnten. Auch seien die aus dem vorliegenden \'ertrage 
für die Stadt erwachsenden Vorteile zu groß, als daß sie durch einen 
Aufschub nochmals in Frage gestellt werden dürften, zumal die Vor- 
lage in der Ausschußberatung hinreichend ^klärt seL Man dürfe 
auch nicht glauben, die (ienehmigung zu einer so großen, zur Kom- 
numalisierung der Straßenbahnen nötigen Anleihe zu erhalten. V^or 
allem al)er habe iiiaii unter den bis dahin bestehenden Verhältnissen 
gewis.se gute Kiiiiiaiimen von den Straßenbahnen bezogen, während 
der lietricb in eigener Itetjie doch . zumal bei den neu zu kon- 
zessionierenden Linien, auch Verluste l)ringen könne. Denn man habe 
dann nicht nur ein Kapital von mehr als 'jo Millionen aut'zul»rini^en. 
zu verzinsen und zu amortisieren, sondern auch noch die I{etiieh>- 
kosten zu decken und auljerdem die nach dorn voriieirenden Vertrage 
von der Gesellschaft zu entrichtende Abgai)e in Hohe von ca. 4<m)(HM) M. 
für da.> Hiidizet zu erübrigen, l'britjens könne man ül)erzeugt sein, 
daß die Konkurrenz der beiden Sti ;tl.ieiil»almgesellschaften für die Stadt 
von Vorteil sein werde, und brauche sich nicht große Sorgen darum 



1) Vergl. Trotok. d. St.-V., Jahrg. iiinbesoiidere Ö. 142 ff. 

VolkswirtMtefll. u. irtrUchaftiBeMhiehtl. Abb«i4lui)gen. H. 1. 5 
StArnbtrg, On Tarkah ngB w m be Loipdgt. 
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zu machen, daß die l)ei(len < resellschaften Bich zu einer Interessen- 
gemeinschaft vereinigen könnten. 

So konnte man in diesem dafür günstigsten Zeitpunkte sich zur 
Kommunalisierung der Straßenbahnen in I^ipzig niclit ontsrhiießen. 
* Damit dokumentierte die Majorität der Stadtvertretung einen Mangel 
an Voraussicht, den die Siadtgemeiude späterbin lange und oft zu be- 
klagen (Iclcgenheit hal)en sollte. 

l^nter diesen Umständen konnte sich die Nachfolgerin der Leip- 
ziger Pfer(leV)ahngesellschaft ungestört bilden und sich nach Erhöhung 
des Aktienka])itals von 4r)(JULKA) auf (iUMXKX) M. als ..(iroße Leip- 
ziger Straßenbahn" am 15. November 1895 ins Handelsregister 
eintragen lassen. 

Nun kamen auch hier die Verhandlungen auf (Inindlage der 
Bedingungen ül)er den Bau und Betrieb elektrischer Straßenbtüinen in 
Leipzig und der obenerwähnten Ministerialverordnung zum Abschluß, 
und es wurde am 3L Dezember 1H9.'> der Konzessionsvertrag 
geschlossen. Danach überträgt die Leipziger Pferdebahn-Aktiengesell- 
schaft mit Genehmigung des Rates der Stadt Leipzig eineiseits, der 
Banltfimia Becker & Co. und der GeseUschaft fOr elektrische Unter- 
nehmungen andererseits alle ihr aus den VertrSgen der Jahre 1871, 
1881 und 1889 zustehenden Bachtel und Pflichten, soweit sie nicht 
durch die von der Stadt auf^cesteUten Bedingungen fttr den Bau und 
Betrieb elektrischer Straßenbahnen in Leipzig erltechen, von und mit 
dem 1. Januar 1896 auf die „Große Leipziger Straßenbahn** unter der 
Bedingung, daß diese den Pferdebahnbetrieb, soweit er bis dahin be- 
standen hat, bis zum Beginne des elektrischen Betriebes auf jeder 
einzelnen Lmie in dem bisherigen Umfange und nach Maßgabe be- 
sonderer Übergangsbestimmungen fortsetzt 

Zugleich erkennt die Leipziger Pferdebahngesellscbaft aus- 
drücklich an, daß die Bestimmungen in Abs. 2 von § 13 der allge- 
meinen Bedingungen vom 1. April 1881*) als aufgehoben zu gelten 
haben. 

Im übrigen sind die Konzessionsbedingungen fOr die Große 
Leipziger Straßenbahn in der Hauptsache folgende*): 

1) Vcrgl. oben S. 48. 

2) Wir führen hier nur die KonzessiunsbcUingungen der Grotten Leipziger 
Stnfinibftha auf, weil lie von Tonihenin volktBndigcr rind ab die der Leipziger 
ElektriadieD Straflenbuhn, die ent durch dnen NadilngaTertng — vwgf. 8. 71 
— später crgftjizt werden. Die auch daoach beetehen Udbeoden Abwetebungen 
•ind hier lofort angegeben. 
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In erster Linie sind ftr den Bau nnd Betrieb der konzessionierten 
Linien die dafflr von der Königl. Staatsregiening erlassenen Vor- 
schriften maßgebend, weiterhin die von der Stadtvertretnng aufge- 
stellten Bedingungen fOr den Ban nnd Betrieb elektrischer Straßen- 
bahnen in Leipzig. 

Was die Abgaben anlangt, so muß die Große Leipziger Straßen- 
bahn sdion für die Jahre 1896, 1897 und 1898 allemal bis zum 
1. Januar des folgenden Jahres den Betrag an die Stadtgemeinde 
Leipzig zahlen, der nach dem (nur halbjährigen) Rechnungsabschluß 
der Leipziger Pferdebahngesellschaft per 31. Dezember 1895 gemäß 
dem Nachtragsvertrag vom 10. April 1889 auf das Jalir 1895 entfallen 
wflrde'), auf keinen Fall aber weniger als 18 (MX) M. betragen darf. 

Der Hat der Stadt behält sich vor, jederzeit anzuordnen, daß 
versuchsweise einige und danach eventuell alle Motorwagen auf der 
Linie Lindenau— Südfriedhof für die innere Stadt Akkumulatorenbetrieb 
anwenden 

Die Konzessionärin ist veritHiolitet, innerhall) der ersten 10 Jahre 
nach Beginn des elektrischen Betriebes zu den gegenwärtig kon- 
zessionierten Linien in einer für jeden einzelnen Fall vom Rate nach 
billigem Ermessen zu bestimmenden Frist weitere 12 Kilometer neue 
Bahnh'nien — zweigleisig für eingleisig gerechnet — für elektrischen 
Betrieb in gleicher Weise wie die übrigen zu bauen und zu betreiben '). 

Die ganze elektrische Straßenanlage ist nach dem System der 
Elektri/itätsgesellschaft „Union" zu Berlin (Thomson-Hutton) zu bauen 
und einzurichten^). 

1) D. h. die Orofie Lrifnigcr Stiafienbdin muß in den Jahran 1699—96 

die bishorige Abgab« der Leipziger Pfefdebahn, nach dem halbjährigen AfaflcUoß 
vom 31. Di-/nuhvr herfvhnpt, weiterzahlen. Eäne enteprecbende BefttimmiiDg 
fehlt bei der Iveipziger Elektrischen Straßeobahi). 

2) Eine solche Bestimmung ist in dem KonzeMion»Tertrag der Leipziger 
Elektriedien StraBenbdui nicht getroffen. 

3) Der Uipsiger Elektrischen StraflenUhn aind ataftt dieaer 12 Kilometer 

baetimnito Linien vorgeschrij-hcn. 

•4) Bei der leipziger EiektriMchen Straßcnbaiui nach dem System der All- 
gemeinen Elektrizitätsgeftellschaft zu Berlin. Bei ihr ist aufierdem noch bestimmt, 
dnß die elektrieefae Stnflenbelui inneriudb des 8tadtfi;ebieteB Bwri^dirig nnsol^gen 
nnd mit genflgenden Ausweichungen und Umfahrungen zu vergehen ist. Wo ce 
aber notwendig und praktisch erscheint, soll die Anlage ringloiBigpr Strorkm an- 
geordnet bezw. genohmipt werden. Die Straßenbahnetrecken auUerhalb dea Stadt- 
gebietes können auHSchlieälich eingleisig mit den erforderlichen AuBweichungen 
angel«^ weiden. Jedenfüls dtrf dnidi den Bnu nnd die Unterhaltnog der 
StnSenlMhn der StraOenveckchr nidit gestört oder gefiludet werden. 

5* 
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Die Bauausführung und Einrichtung erfolgt auf Grund der von 
der König). Staatsregierung genelunigten Pläne, Zeichnungen und Er- 
läuterungen luicli den Anordnungen der /ustäntligen Behöiden. 

Die Zufüliiiuig (U'.> elektrischen Stromes von der Kraftstation 
zu den in den Straßen verkehrenden Motorwagen geschieht tlurch eine 
oberirdische Arbeitsleitung, während die Speiscleitungcn unterirdisch 
zu legen sind. An Stellen, wo die Rücksicht auf wissenscfaafUiche 
Institute an den Bahnstrecken es erfordert, mflssen nach Anordnung 
der Oberbehörde bezw. des Rates der Stadt besondere Vorkehrungen 
getroffen werden, um Störungen in der Benutzung dieser Institute 
nach Möglichkeit zu vermeiden. Auch ist die Konzessionflrin ver- 
pflichtet, aUes zu tun, um die Einwirkungen des elektrischen Stromes 
auf die im Strafienkörper befindlichen Beleuchtungs- und Wasser- 
leitungsanlagen zu verhindern bezw. abzuschwächen. 

Die Wagen mflssen gefiUlig gebaut und nach den vom Rate der 
Stadt zu genehmigenden Zeichnungen und Mustern eingerichtet sein. 
Auch behftlt sidi der Rat vor, die Einstellung von sog. Sonunerwageni) 
als Anhftngewagen zu forden. Das elektrische Triebwerk jedes Motor- 
wagens muß so stark sein, daß es bei voller Besetzung des Wagens 
noch einen gleichfalls besetzten Anhängewagen in den größten Steigungen 
der ganzen ßahnanla^ ohne erhebliche N'erlangsamung der Fahrge- 
schwindigkeit fortbewegen kann. Jeder Motorwagen ist mit den not- 
wendigen Schaltvorrichtungen zu versehen, so daß seine Falirge- 
schwindigkeit sacligemäß reguliert werden kann. Forner muß jeder 
Motorwagen zwei voneinander unabhängige Bremsen haben, und zwar 
eine mechanische Handbremse als Gebrauclisbreinse für <len regel- 
mäßigen Bedarf und eine durch Elektrizität oder Luftdruck tätig 
werdende (iefahrenbremse; die letztere muß l»ei Benutzung eines An- 
hängewagens durchgehend sein. d. h. nicht Idoß auf den Motorwagen, 
soiulern zugleich auch auf den Anliängewagen wirken. Aul;!enleni ist 
auch jeder Anliängewagen mit einer mechaiiix'lien Handl)reni>e zu 
versehen. Am Motorwagen muß jede Breni.>vurriclitung für sich im- 
stande sein, den vollbesetzten Wagen auf eine Entfernung von hocli- 
stens 10 m zum Halten zu bringen. 

Ob und wie weit der Konzessionäriu im Winter zur schnellen 
Beseitigung von Schnee oder Eis vom Straßenkörper das Salzstreuen 
gestattet wird, bleibt der Entschließung des Ilates der Stadt vorbe- 
halten, eventuell hat die Gesellschaft in Asphaltstraßen für jeden 



1) D. Ii. an den Längweiten offenen Wagen. 
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Quadratmeter Bahnkörper eine Mark jährliche Entschadifiiinf^ an den 
Hat der Stadt zu zahlen')- Auf ßriicken mit Eisenkonstruktion sowie 
auf eine Entfernung von .')() m zu beiden Seiten solcher Brücken 
bleibt das Salzstreuen ein für allemal ausgeschlossen 2). 

Auf Asphaltstraßen erfüllt der Rat der Stadt die Reiiiigungs- 
und Unterhaltungspflicht für die Konzessionarm gegen eine EntsehA- 
digung von jährlich 36 PL fOr die Reinigung und von 75 Pf. fflr die 
Unterhaltung des Quadratmeters Strafienkdrper. Jedoch kann der Bat 
auch jederzeit fordern, daß die KonzessionSrin die Straßen, soweit ihr 
das obliegt, selbst reinigt und unterhiüt wie er auch die Entschädigungs- 
sätze von 5 za 5 Jahren an^messen erhöhen bezw. ermäßigen darf. 

Fflr die Anlage der Kraftstation gilt vor allem, daß ihre ma- 
schinelle Einrichtang zur Erzeugung der für die Durchfflhnuig des 
HOcfastbetriebes auf allen konzessionierten Linien notwendigen elek- 
trischen Energie reichlich genflgen muß. 

Ausnahmsweise darf die Große Leipziger Straßenbahn an die 
Gemeinde Uddcem Elektrizität abgeben*). 

Die außeibalb des Stadtgebietes liegenden Bahnstrecken sind 
ein integrierender Bestandteil der Großen Leipziger Straßenbalin. 

Die Konzessionärin hat ihre ganze elektrische Straßenbahnanlage 
immer in bestem Zustand zu erhalten, so daß alle dazu gehörigen 
G^uistände jederzeit den höchsten Anforderungen der Technik ent- 
sprechen; ebenso hat die Konzessionärin für gutes und den Bedürf- 
nissen entsprechendes Wagenmaterial zu sorgen. 

Über die Aufstellung der Fahrpläne, die Fahrgesrh windigkeit, 
die Numerierung der Wagen, die llölie und Erhebung des Fahrgeldes, 
die Bezeichnung der Ijnien an den Wagen, die riiiformierung, die 
Abzeichen und Bezeiciuiuii^'cii ilor Beamten, iilter die Anforderungen, 
die in Bezug auf Unbescholtcnheit und Bcfäiiigung der Beamten zu 
stellen sind usw.. behält sich der Rat der Stadt vor. teils in Form 
einer l)esonderen Beirichsurdnung, teils in Einzelerlassen oder Be- 
kanntmachungen die jeweilig notwendigen Bestimmungen zu treffen, 
denen sich die Konzessionärin im voraus unterwirft. 

1) Weil der Stuff, mit welohem dos Öalz deuatunert, d. i. ujigenicül>ar ge- 
macht wird, den Asphalt angreift. 

2) Wdl das Sali in Verbiodang mit Waner daa Eäsen Mratöran würde. 

3) Diese Aaenahme von dem § 1 der Bedingungen fflr den Bau und Be- 
trieb elektrischer Straßenbahnen in der Siadt Lcipzi<^ - vorgl. oben 59 — ist 
bei der Iyei])zig(T Eloktri)*ch»>n Stmßpiibahn auf alle auncrhall) des ritadtf^ebietes 
belegenen (iemcinden ausgedehnt, sulangc die betreffende Geiueiude selbständig 
bleibt nnd nicht in den Stadtbeeirk einTerieibt wird. 
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Hinsichtlicli der Höhe des Fahrgeldes wird schon hier Folgendes 
festgesetzt: 

a) bis zu 6000 ni Fahrtlänge, gleichviel auf einer oder zwei 
Linien, darf nicht mehr als 10 Pf. Fahrgeld erhoben werden; 

b) für diesen Preis sind deshalb auch Umsteige- oder Über- 
gangskarten auszugeben, die den Faiirgast berechtigen, mindestens 
einmal an einer von ihm zu wählenden Stelle, wo sich Linien der 
Konzessionärin kreuzen oder abzweigen, auf eine andere Linie Ober- 
zugehen, um auf dieser die auf der ersten Linie begonnene Fahrt 
nach Befinden bis zur Gesamtlänge von 5(HK) ni fortzusetzen. 

Die Aus^'ahe von Abonnenientskarten darf durch die unter a) 
und b) getrotienen Bestimmungen nicht beeinträchtigt werden. 

Die Konzessionäre sind veri)tiichtet, alle in ihren elektrischen 
Straiienbahiibetrieben beschäftijrtcn Beamten oder Lohnarl^eiter täglich 
nicht länf^er Dienst tnn zu lassen, als (he> aus den diesem Vertrage 
als Beilage angeschlosseiieii I)ienst(»r(lnungen hervorgeht; letztere 
haben als Teile des \ ertrages Geltung und dürfen nur mit Genehmi- 
gung des Uates der Stadt zu Ungunsten der Bediensteten geändert 
werden. Und zwar ist für jede neue Strecke von der Konzessionärin 
eine entsprechende Dienstordnung aufzustellen, die der Genehmigung 
des Biites der Stadt unterliegt. Die Konzessionärin verptlichtet sich 
ferner, Personen, die nach Ansicht des Rates der Stadt für die ihnen 
im Betriebe der Konzessionärin übertragenen Dienstleistungen unge- 
eignet sind, auf Verlangen des Rates aus ihrem Dienste zu entlassen. 

Die von der Konzessionärin fQr die von ihr fibemommenen Ver- 
pflichtungen und Leistungen bei dem Bäte der Stadt zu hinterlegende 
Sicherheit wurd auf 200000 M. festgesetzt 

FOr die Zeit, in der die Umwandlung der Leipziger Pferdebahn 
in eine elektrische Strafienbahn sich vollzog, galten besondere mit dem 
Konzessionsvertrag zugleich festgesetzte „Übergangsbestimmungen**. 

Danach darf die Grofie Leipziger Straßenbahn den Straßenbahn- 
verkehr auf den von der Leipziger Pferdebahngesellschaft auf sie aber- 
gegangenen Linien nur bis zu dem durch den Hauptvertrag fflr die 
Einrichtung des elektrischen Betriebes auf allen ihr bis jetzt kon- 
zessionierten 'Linien festgesetzten äußersten Zeitpunkte durch Pferde 
betreiben. Inzwischen bleiben die Vorschriften bestehen, die bisher 
für den Betrieb der Pferdebahn galten; das trifft auch bezüglich des 
bis dahin geltenden Tarifes zu. Jedoch tritt auf jeder einzehien Linie 
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mit der Erdffiiimg des elektiisdien Betriebes der im Hauptvertrage 
bestimmte 10 Pf.-Fahrprei8 in Kraft. 

Die mudi den Bedingungen für den Bau und Betrieb elektrischer 
Strafienbahnen in Leipzig obne.Entgelt zu gewährende Anzahl von Frei- 
Ishrtfcarten wird vorerst auf 200 Voll- und 200 Streckenkarten tUae den 
Bat und das Polizeiamt zu Leipzig festgesetzt, jedoch mit der Haß- 
gabe, daß die nicht auf Namen lautenden Freifahrtkarten an Sonn- 
imd Feiertagen nur in dlenstlidien Angelegenheiten benutzt werden 
kAnnen. Die spftt^ Erhöhung dieser Zahl bleibt dem pflichtmäßigen 
Ermessen des Rates vorbehalten. Außerdem ist die Große Leipziger 
Straßenbahn verpflichtet, den uniformierten Beamten des Rates und 
des Polizeiamtes zu Leipzig freie Fahrt auf allen Linien in der Weise 
zu gewähren, daß auf dem Vorderperron jedes in Betrieb befindlichen 
Wullens Iiis zu zwei Beiimten der vorbezeichneten Gattung zu gleicher 
Zeit Platz nehmen können. Diese sind in die zulässige Anzahl von 
Fahrgästen für «'inen Wagen einzurechnen. 

Die Konzessionsbedingungen der Leipziger elektrischen vStraben- 
bahn wurden, soweit sie von denen der (i rußen Lei])ziger StralJenbahn 
außer den bereits hervorgehobenen Besonderheiten abwidien, durch 
den Nachtragsvertrag mit der Leipziger elektrischen Straßen- 
bahn vom ö. Oktober 1890 so ergänzt bezw. abgeändert, dali nun- 
mehr die Konzessionsbedingungen für beide Gesellschaften im wesent- 
lichen übereinstimmen. 



Kapitel VL 

Die Entwickelung der elektrischen Straßenbahnen. 

Nachdem so die RechtsverhiUtnisBe zwischen der Stadtgemeinde 
und den beiden Strafienbahngesellsdiaften kontraktlich festgelegt waren, 
setzten diese mit o-höhtem Eifer die im Jahre 1895 begonnenen 
Arbeiten zur AusfDhrung der AnUgen fort Damit war, wie oben er- 
wfihnt, seitens der Großen Leipziger Straßenbahn die nUnion^ Elektri- 
zitätsgesellschaft zu Berlin beauftragt worden, während fflr die Leipziger 
elektrische Straßenbahn die Allgemeine Elektrizitätsgeaellschaft zu 
Besün den Bau ausfOhrte. Die Arbeiten wurden so gefordert daß 
die Große Leipziger Straßenbahn am 17. April 1896 auf der Linie 
Gohlis — CSonnewitz und die Leipziger elektrische Straßenbahn am 20. Mai 
auf ihrer ersten Linie Berliner Bahnhof— Großzschocher den elektri- 
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sehen Betrieb aufhehmen und beide Geaellechaften bald auch die lang- 
ersehnten Anhängewagen in Dienst stellen konnten. 

So bekam also Leipzig im Jahre 1896 elektrische Straßenbahnen. 
Dabei wurde von der Leipziger elektrischen Straßenbahn zum ersten- 
mal auch das Zentrum der Stadt befehren. Da dies bei der Enge 
der Straßen nicht gefahrios zu sein schien, so hatte man von sdten 
der Stadtvertretung fflr mö^ichste Sicherung des Verkehrs Fürsorge 
getroffen. Man hatte die för die Begelung des Bahnbetriebes er- 
forderlichen polizeilidien Vorschriften in einer besonderen, vom Bäte 
der Stadt und Polizeiamt gemeinschaftlich erlassenen „Betriebsord- 
nung fflr die elektrischen Straßenbahnen der Stadt Leipzig"* 
zusammengefaßt und unter dem 28. März 181)() veröffentlicht 
Danach haben die in Lci])zi^ konzessionierten elektrischen Straßen- 
bahnen einen genflgend gebildeten Oberbeamten als Betriebsleiter an- 
zustellen, der für den ganzen Bahnbetrieb und insbesondere die Inne- 
haltung aller polizeilichen Vorschriften verantwortlich ist. Über das 
ihm unterstehende Betriebspersonal hat der Betriebsleiter Listen zu 
führen, aus denen der vollstfindige Vor- und Zuname, das Alter, der 
Gel)nrtsort, die Wohnuntr. der Tag der Annahme und Entlassung, 
etwa im Dienste erlittene Bestrafungen, sowie die Dienstnummer des 
einzelnen Beamten oder Bediensteten zu ersehen sind. 

Als Koiitrollouro. SchatTner und Wagenführer dürfen nur soldie 
Personen verweiuiel wer»l(Mi. welche volljährig, uiibesrholten, kör{)orlich 
in jeder Beziehung zum Dienste tauglich und mit den den Fahnlienst 
b«!tr('ti'('n(len Einrichtnngen genau vertraut sind. Kontrolleure und 
Wagenfülirer müssen die erforderliche technische Ausbildung besitzen. 
Das Betriebspersonal hat während des Dienstes die vorgeschrieliene 
Dienstkleidung und Dienstausrüstuiig. zu welcher bei Kontrolleuren, 
Schat^nern und Wagenführern auch eine richtig gehende Taschenuhr 
gehört, zu tragen. Die einzelnen Dienstoldiegeidieiten des Betriebsper- 
sonales sind durch eine besondere, von den Unternehmern oder dem 
Betriebsleiter auizustidlende, Dienstordnung zu regeln. Diese darf nichts 
enthalten, was mit den Bestimmungen der Betriebsordnung in Wider- 
spruch stände, in der übrigens schon die hauptsächlichen Dienstobliegen- 
heiten der Wagenführer, Schaffner und Kontrolleure aufgezählt sind. 

Der Betrieb regelt sich nach dem Fahrplan, welcher der Ge- 
nehmigung des Rates der Stadt unterliegt Abweichungen vom Fahr- 
phm sind nur insoweit gestattet, als zwischen den fahrplanmäßigen 
Fahrten ohne deren Abänderung noch andere Fahrten je nach dem 
Verkehrsbedfifhis eingelegt werden. Bei Aufstellung der Fahrpläne 
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ist den verschiedenen für die einzelnen Sti'aBen festzasetzenden Fahr- 
geschwindigkeiten Rechnung zu tragen. Und zwar darf die Fahrge- 
schwindigkeit eine gewisse Grenze nicht übersteigen, sondern höchsten- 
ftik inneilialb des Promeiiadenringes 12 km, auf dem Promeoademing 
und in den Süßeren bebauten Stadtteilen 18 km und auf unbebauten 
Aufienstrecken 25 km in der Stunde betragen. Für den Fall jedoch« 
daß ein mit Handbremse versehener Anhingewagen dem Motorwagen 
beigegeben wird, auf dem Promenadenring und in den äuJBeren be- 
bauten Stadteüen 15 km und auf den unbebauten Außenstrecken 
20 km in der Stunde^). 

Die vom Wagenftthrer zu handhabende Signalglocke ist auf dem 
Vorderperron so anzubringen, daß sie entweder durch einen am Fahrer- 
stand befindlichen Tritthebel oder durch einen mit der Bremskurbel 
verbundenen Handgriff zum Ertönen gebracht werden kann. 

Im übrigen enthalt die Betriebsordnung allerlei Vorsduiften, die 
schon in den Bedingungen für den Betrieb elektrischer Straßenbahnen 
in Leipzig enthalten sind. 

War durcli diese Betriebsordnung ein mögliclist zuverlässiger 
Betrieb der Balinen gesichert, so soruno man andororseits dafür, daß 
der Verkehr nei)en den Straßenbuinien in der inneren Stadt inö.uHchst 
erleichtert wurde. Deshalb wurde der N'orkchr des scliwercn Fuhr- 
werks in der inneren Stadt auf das nötigste beschränkt und die ganze 
innere Stadt wie die verkehrbreichsten Vorortstraüen für den Straüeu- 
bandel gesperrt. 

Vor allem trug die Gewöhnung des ruldikunis an die veriiältnis- 
niäiiig große Schnelligkeit der elektrischen Fahrzeuge zur Sicherheit 
des Verkehrs viel bei. Allerdings kanuMi im Anfang einige rnglücks- 
frdle vor. deren Wiederholung man al)er durcli geeignete Vorkehrungen, 
unter anderem auch durch Be.seitigung einiger Mängel an der neuen 
Anlage vorzubeugen suchte. Im allgemeinen nahm man die Unbe- 
quemlichheiten, welche die Einführung dieses schnellen Transportmittels 
in die Innere Stadt mit sich brachte, gegenüber den mit ihnen ver- 
Imilpften Vorteilen willig in den Kauf. Man konnte sich ja von den 
Vmflgen des elektrischen Betriebes angesichts des anfänglich noch 
auf mehreren Lünen bestehenden Pferdebahnbetriebes jederzeit durch 
Vergleich fiberzeugen. Für die alte sorglose Art des Verkehrs war 

Ii Bei den zunächBt in Ik'triel) kominen<leti Waffen mit elektrischer Breniso 
ist oftmlich das Anhüiigeu von Wagen, welche auHachließlicü luit iiaodbremi^^ 
aiehl «ich mit dmchgehender BremBe veneiien sind, nadigdaasen. 
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-allerdings in der inneren Stadt nun kein Raum mehr, mid mandie 

Einzelinteressen mufiten den allgemeinen weichen. Mit diesem Ge- 
danken wollte sich am wenigsten der Droschken verein befreunden. Ei 
hatte schon im Jahre 1894 in einer Eingabe an den Rat der Stadt 
behauptet, das Droschkengewerbe würde durch die Einführung der 
elektrischen Straßonbahn zum Ruin gebracht werden; es würden dann 
wohl 20(J Droschken überflüssig werden. Infolgedessen müßten die 
Besitzer dieser Droschken entschädigt werden, und zwar hätten nach 
seinem Dafürlialten die Bahngesellschaften sie schadlos zu halten. 
Doch -/.e'i'^te es sich in der Folge, daß diese schlimmen Befürchtungen 
der Drosclikcnbcsitzcr zum größten Teile unl)erecbfigt waren, denn die 
Anzahl der Droschken verminderte sich infolge Einführung der elek- 
trischen Straßenbahnen nicht sonderlich. 

Auch mit Hausbesitzern und (icschäftsinhabern hatten die (icsell- 
«chaften Streit, weil die StraHeiibalinen diesen Leuten angeblich ent- 
weder ihr (irundstück entwertete oder sie an seiner Benutzung durch 
Inanspruchnahme des vorliegenden Straßenstreifens behinderte. Im 
allgemeinen konnte jedoch von einer Entwertung der Grundstücke in 
der inneren Stadt durch die Straßenbahnen nicht die Rede sein, denn 
wenn z. B. ein Mieter wegen des durch die Straßenbahn verursachten 
Lärmes auszog, so zog ein anderer desto lieber ein, weil er die An- 
nehmlichkeit, ein 80 bequemes Verkehrsmittel in der NIhe zu haben, 
höher bewertete. Und gar fOr die GeschäftsgrundstOcke war der An- 
■schluB an die eldctriscfaen Strafienbabnen insoleni sehr nfltzlicfa, als 
der Kundenkreis durch das schnelle, bequeme und billige Personen- 
beförderungsmittel viel&ch sehr erweitert wurde. 

Am meisten geriet natflirlich die Leipziger Elektrische StraAen- 
bahn In solche Differenzen, weil sie Sei der Durchkreuzung der inneren 
Stadt mit ihren Linien mehr als die Grofie Leipziger Strafienbahn 
ziemlich schmale Strafien passleren mufite. Sie sah sich deshalb auch 
.gezwungen, durch einige Strafien einfache ParsUelstrecken zu legen, 
weil Doppeigleise bei der geringen Breite der betreffenden Strafien 
den übrigen Verkehr zu sehr behindert hätten. An einigen Stellen 
half sie durch Umfahrungsweichen berechtigten Beschwerden ab. 
Trotzdem fühlten sich Spediteure und andere Fnhrwcrksbcsitzer, von 
den T Droschkenkutschern ganz zu schweigen, durch die Straßenbahn 
noch immer zu stark in ihrem (iewerbe beeinträchtigt und verlangten 
Einrichtung von noch mehr Parallelstrcckcn. Auch die Falirrad- 
industrie erblickte in der Erweiterung des Straßenbahnnetzes und der 
Einführung des elektrischen Betriebes eine Schädigung ihrer Interessen; 
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angeblich veraidafite besonders das zu schnelle Fahren der ^Elek- 
trischen", das auch an den Strafienkrenznngen selten gemindert werde, 
wegen der damit verbundenen Gefahr viele, von der Anschaffung 
eines Fahrrades abzusehen. 

Zur Sicherung des Verkehrs an einigen besonders verkehrs- 
reichen Kreuzungspunkten sah sich die Leipziger Elektrische Straßen- 
bahn fibrigens bald gezwungen, einige Bahnwfichter au&ustellen. 

Daß der Verkehr sofort mit Einführung der elektrischen Straßen- 
bahnen ein so reger war, dazu trug nicht wenig der Umstand bei, 
daß die Leipziger Elektrische Straßenbahn von Anfang an den 10 Tf.- 
Jjnheitstaiif anwendete und Umsteigekarten aiisizab, die zur Weiterfahrt 
auf einer anderen, die Anfangsstrecke kreuzenden Linie ihrer (iesell- 
schaft ohne Zuzaldung berechtigten, ein Beisi)iel, dem die Große Leipziger 
Straßenbahn am L Juli lH9(j für ihre sämtliche Linien nachfolgte. 

So konnte man für 10 Pf. nicht nur auf Jerier Strecke der beiden 
Gesellschaften von Anfang bis zu Ende fuhren, sondern an Kreuzungs- 
punkten mit einer Linie derselben Gesellschaft auf dieser Linie die 
P'ahrt l)is an ihren Endpunkt fortsetzen, ohne daß man weiter hätte 
Fahrgeld zu zahlen brauchen. Natürlich tauchte im Publikum bald 
der Wunsch auf, daß die Fahrkarten der einen Gesellschaft auch zum 
Umsteigen auf eine Linie der anderen Gesellschaft berechtigen sollten. 
Als dieser Wunsch in einer Forderung der Stadtverordneten zum 
Ausdrudc kam, wurde darflber mit den beiden Straßeobabngeseilschaflen 
verbandelt Dodi baten diese, unter Hinweis auf die vielen Schwierig- 
keiten dieser Frage, vorläufig noch von dieser Forderung abzugehen, 
zumal die Strecken der bdden Gesellschaften in ihrer Lfinge zu un- 
gleich wSren. Zudem glaubte die Große Leipziger Straßenbahn Grund 
zu der BeHDrchtung zu haben, daß dann die einstweilen noch mit 
Pferdekrafit betriebenen Linien den Ansprüchen des Verkehrs nidit 
gewachsen sem wflrden. Wie die Dinge jetzt lagen, machte sich 
llbrigens eine Verminderung der Einnahmen auf den noch mit tierischer 
Kraft betriebenen Linien geltend, da das Publikum nach Möglichkeit 
dem neuen schn^eren Verkehrsmittel den Vorzug gab. 

Verkehrsfördemd erwies sich auch die Herstellung von Durch- 
gangslinien, welche bei der Großen Leipziger Straßenbahn schon be- 
standen, auch bei der Leipziger elektrischen Straßenbahn, die es sich 
besonders angelegen sein ließ, diametral zueinander gelegene Vororte 
mit der inneren Stadt und miteinander zu verbinden. Auf den Durch- 
gangslinien Gohlis— Volkmarsdorf und Gohlis— Stötteritz mußte schon 
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kurz nach ihrer Herstellung eine schnellere Wagenfolge eintreten. 
Ebenso mußte die Große Leipziger Straßenbahn auf der zuerst mit 
elektrischem Betriebe ausgestatteten Linie Gohlis— Connewitz schon nach 
wenigen Tagen wegen der flbergroßen Frequenz statt des 5 Minuten- 
den 4 Hinutenverkehr beginnen. 

Naturgemäß stellte die Bewältigung des mSchtig gestiegenen 
Verkehrs an die Angestellten der Straßenbahnen immer höhere An- 
forderungen, besonders bei der schnellen Fahrt der Wagen an die Auf- 
merksamkeit der WagenfOhrer. Es ging also nicht an, die Dienst- 
verhältnisse des Pferdebahnbetriebes unverändert im elektrischen Betrieb 
weiterbestehen zu lassen. Infolgedessen beschlossen die Stadtverord- 
neten am 16. Mai 1896 einstimmig, den Rat der Stadt zu ersuchen, 
im Interesse der Sicherheit des \'erkelirs von seinem Einfluß auf die 
Gestaltunf^ der Dienstvorschriften des Personals der Großen Leipziger 
Straßenbahn Gebrauch zu machen in der Richtung, daß die jetzige 
Überanstrengung des Personals verliindert werde. Es wurde behauptet 
daß bis dalun Beamte der Straßenbahn teilweise bis zu 18 Stunden 
an einem Tage beschäftiiit würden, was bei einem öffentlichen Ver- 
kehrsinstitute im Interesse der Sicherheit des Publikums um so weniger 
zulässig erscheine, als die neuen Petriebsniittel gröiJere Anforderungen 
an die Kräfte jedes einzelnen Angt'>t('llt('n stellten. In den Verkelirs- 
auss('liüs>en der StadtN crtrctung war angereiht worden, niclit nur eine 
Maxinialarbeitszeit , sondern auch einen Mindcstiohn für die Aiige- 
.stellten der Straßenlialmen festzusetzen. Doeli wurde ileni nur hin- 
sichtlich der M:i.\inialarlM'it>zeit stattgcir^'l'tni. Die anderweit angeregte 
Beschaffung von Sitzgelegenheit für den Wagcntührer wurde als voll- 
ständig unausführbar Itezeiclinet. 

Inzwisdien arbeiteten beide (Jesellschaften an der Fertigstellung 
des elektrischen Betriebes auf >änitliclien ihnen konzessionierten Linien 
fleiliig weiter. Bei der Grotlen Leipziger StraBenbahn wurde die Ein- 
führung der Elektrisierung des Betriebes am 17. April 1S07, genau 
ein Jahr nach ihrem Beginn, vollendet Der gute Erfolg zeigte sich 
auch hier darin, daß am 7. Mflrz resp. 17. April auf den Linien 
Anger-Crottendorf— Augustusphtz und Plagwitz— Volkmarsdorf statt 
des ö-Minuten- der 4-Minutenbetrieb eingefOhrt werden mußte. Auf 
den Linien mit 10-Mmutenbetrieb: Eutritzsch— Bayerischer Bahnhof, 
Möckern— Blflcherplatz, Gohlis— Kaiser VVilhehnstraße, Wiesenstraße — 
Schlachthof wurden beim Übergang zum elektrischen Betriebe die Inter- 

1) Verg^ Protok. d. St-V.. Jabig. 18d5. 8. 143. 
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valle /.wischen den finzelnoii Wasfu auf 7' Minuten und spiiter. als 
das auf den beiden ci st^'enannteii Linien nicht mehr genügte, bei »liesen 
auf k) Minuten verkür/.t. 

Besonders staike Anfordemn^MMi an die Leistungsfähiplceit der 
beiden StratJenbalingesellscliaftrii wurden während der Säehsi>(h-Thü- 
riugischen (iewerlieausstelbniir im Jahre 1S1>7 jü^estellt. In dieser Zeit 
zeigten insbesondere die Linien, wch-lie das Ausstellungsterrain be- 
rührten, einen aulierordentiich lebhaften Verkehr, der sich teilweise 
nur durch eine bedeutende Verdichtung des Betriebes und damit zu- 
sammenhängende Vermehrung des Personals und der Betriebsmittel 
erreichen ließ. Die Große Leipziger Straßenbahn hatte eigens durch 
die Carl Tauchnitzstraße ein besonderes Ausstdlungsgleis legen lassen, 
das nach Beendigung der Ausstellung wieder entfernt wurde. Übrigens 
machte sidi der Einfluß der Ausstellung auch in der Richtung geltend, 
daß während ihrer Dauer sich eine erhebliche Verminderung des im 
allgemeinen ziemlich bedeutenden Sonntagsverkehrs nach den Vororten 
konstatieren ließ. 

Nach Schluß der Aussteliung nahm der Verkehr auf den Straßen- 
bahnen nicht etwa ab, sondern eher noch zu, so daß die Behörde sich 
zu erneuten Vorschriften zum Schutze des Publikums veranlaßt sah. 
So mußten an besonders verkehrsreichen Punkten der Stadt neue 
Signalposten aufgestellt an den Motorvagen statt der Blendlaternen 
mit Petroleumbelcuchtung elektrische Scheinwerfer, an den Anhänge- 
wagen Schutzvorri{'litun<;en, zwischen Motor- und Anhängewagen Schutz- 
schranken und zwischen beiden Wagen durch.L'eliende Bremsen ange- 
bracht werden, wodurch die bisher für die Anhängewagen erforder- 
lichen Bremser übertiüssig wunlen. 

Außenlem wurde auch der Leipziger Elektrischen Straßen- 
bahn aufgegeben, die Dienststunden ihres Personals zu beschränken. 
Zur Erleichterung des Verkehrs trugen bei dieser (Jesellschaft auch 
die im Jahre is<ts neben dmi I!auj)tdei)ot am Berliner Bahnhof in 
Benutzung genommenen Xebenbahnhöfe Kleinzschocher und Stötteritz 
we^entlich bei, wie denn auch die (iroße Leipziger Stral.enbahn nach 
und nach mehrere Dei»ots auf den Vororten angeU'u't hatte. 

Es stellte sich jedi>ch bei beiden ( ic>«'ll>chaften immer dentli< )ier 
heraus, daß mit den erhöhten Betrieb>lei>tungen und den Aufwen- 
dungen dafür die Bahnbenutzung nicht gleiclieu Schritt hielt; es zeigte 

Ii Ni-uerdinps wird an solchen Kreiizung^punktfii das Herannahen ein« 
Straßeiibahiina^cns durch einen an der Oberleitung angebrachten Signalapparat 
aellKittütig angezeigt. 
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sich vielmehr eine mit der Erweiterung des Bahnnetze^ oinhergehende 
Verringerung der auf das Wagenkilometer entfallenden EinnahmeOf 
die nur hei der Leipziger Elektrischen Straßenbahn einmal, in dem 
wirtschaftlich besonders günstigen Jahre 1899, eine wenn mch nur 
geringe Steigerung erfuhren. Diese ungünstige Entwickelang in finan- 
zieller Hinsicht trat noch molir zu Tage infolge der wirtschaftlichen 
Krise, die auch in Leipziir mit aller Madit sich geltend machte. Die 
Ungunst der wirtschaftlichen Verhältnisse verminderte die Arlieits- 
gelegenheit und den Verdienste, zwei Momente, die auf die IJeimtzimg 
der Straßenbahn von grölitem EintiuU sind. So verursachte die Krise 
sogar einen Stillstjind der maliigen, aber stetigen Aufwärtshewegnng 
der \ erkehrsentwickelung, auf welche unter normalen \ erh;iltnissen im 
Leben einer (JroBstailt mit Sicherheit zu rechnen ist. Der L€i])ziger 
Elektrischen Stralienbahn braclite das .Jahr 1901 .sogar einen absoluten 
Rückgang in der Zald der beforderten Personen von V.\\ auf ls.9 
Millionen. Allerdings war dies unerfreuliche Ergebnis zum Teil auch 
durch ungünstige Witterungsverhidtnisse in den ersten Monaten <les 
Jahres, in denen andauernd eine starke Kälte herrschte, veranlaßt -). 
In den ErtrSgnissen kam der Umschwung in der wirtschaftlichen Lage 
bd dttr Leipziger Elektrischen Straßenbahn darin zum Ausdruck, daß 
de im Gegensatz zn der dnrdisdimtdlchen Dividende der Jahre 1896 
bis 1899 im Jahre 1900 nur 3 Proz. and 1901 gar nmr 2 Proz. auf 
ihr Aktienkapital von 6250000 M. zur VerteUnng bringen konnte. 

Trolz dieses relativen Minderergebnisses setzten die beiden Ge- 
sellschaften die Erweiterung und den Ausbau ihrer Gesamtanlage fort 
Im Jahre 1899 ging die Große Leipziger Straßenbahn dazu Ober, 
Motorwagen in eigener Werkstatt zu bauen, um sich von den flbermftßig 
beschäftigten und daher bezflglich rechtzeitiger Lieferung nicht ganz 
verlaßlichen Waggon&briken unabhängig zu machen und eigene Kon- 
struktionen einfahren zu können. Audi erwies es dcfa ihr als nötig, 
in Probsthdda, bis wohin man die Stredce Lindenau— Thonberg ver- 
längert hatte, und in Dölitz Betriebsbahnhöfe einzuriditen, bestehend 



1) Et trat {ubeMondera doe Stocktug im Bangairarbe und eine Vericünnuig 

der Arbeitszeit in den Fabriken ein. 

2) Im allg»'tiH'incn gleichen sich >^omt die lioeinträchtigunpen dureli schlechte 
WitteningsverhäitiiisM' in den einzelnen Jahren ziemlich aup. Für kleinere Zeit- 
räume kann nalürlicli ungünstiges Wetter die BetriebflerträgniBW sehr erheblich 
beeiDfluNen. So vertineeht« die total vetregnete PfiqgBtwodie dee Jduee 19Q2 
der (^Iroßen L(^i[>/.iger Straßeiilinlin allein dnen Ausfall von mod 9000 M. gegen« 
über der gleichen Woche des Jahres 1901. 
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aus je einem kleinen Beamtenwohnbans, WagenhalIeD für 48 resp* 
66 Wagen und den nötigen Nebenbauten. 

Im Jahre 1898 wurde Lößnig -Dölitz, 1899 Leutzsch von der 
Leipziger Großen Straßenbahn in ihr Betriebsnetz einbezogen. 

Die Leipziger Elektrische Straßenbahn konnte in den Jahren 1897 
und 1898 zu Baa und Betrieb ihres Erweitemngsnetzes nur eine vor- 
läufige (ienehmigung erhalten. Bezüglich der außerhalb der Stadt- 
grenze belc^^'oiien Strecken der Bahn l»eansprucbte nämlich die Staats- 
regierung Anheimfall und Erwerb nach beendeter Konzessionszeit. Die 
langwierigen \'erhandlungen hierüber, die den Bau einiger Strecken 
zum Schaden der davon berührten ^'ororte erhebüch verzögerten, 
kamen erst im Jahre \H\^9 zum Abschluß, indem die Staatsregierung 
das Recht der Stadtgemeindc auch auf die aiiLierhalh ihrer Frenzen 
hegenden Teile der Straüenbahn als einen integrierenden Bestandteil 
der Bahn anerkannte, so daß nunmehr der Leipziger Elektrischen 
Straßenl)ahn die endgültige Konzession für ihr Erweiterungsnetz er- 
teilt werden konnte. 

Nach dem Aushau der hierzu gehörenden Linien hat die Leipziger 
Elektrische Straßenbalm wie auch die CiroUc Leipziger Straßenbahn 
neuerdings keine Linien mehr gebaut^ weil eben beide Gesellschaften 
oimelän mit relativ abnehmenden Erträgnissen zu rechnen habend). 

Kapitel VIL 

Die Tariffrage. 

Wie wir schon gesehen, haben «lie Einnahmen beider Straßen- 
bahngesellschaften mit den vermehrten Betiicbsleistungen nicht gleichen 
Schritt gehalten, was in den von Jahr zu .Jahr gesunkenen Einnahmen 
pro Wagenkilometer zum Ausdrucke kam-j und sich auch den Aktio- 
nären in dem Sinken der Erträgnisse unangenehm genug dokumentierte. 

Die beiden Gesellschaften geben als Ursache dieser unerfreulichen 
Erscheinung an. die einzelnen Linien beider (iesellschaften hätten durch 
fortgesetzten Ausbau des Netzes eine derartige Ausdehnung erfahren, 
daß auf den so geschalTeneQ langen Durchgangslinien bei Beibehaltung 

1) Über die in/wischen Ton einer beaondefeo GeieUachafC gebMiten Außen- 
baboen vergi. unten 8- 105. 

2) Sie waren bei der Leipziger Clektrisdien Straßenbahn von 29.S Pf. im 
Jahre 1807 anf 253 Pf. im Jahn 1900 garanken. wihraid bei der Orofien Leip- 
siger Straflenbahn die entepracheDden Zahlen eicfa anf 38,6 und SQil Pf. atellten. 
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der- 10 rf.-Einhcit.starifes kaum noch die orliöhton netncliskosteii f,'e- 
deckt würden ' i. Denn aucli die Löhne der AuLrestelltcn und die Preise 
der in ilirein Betriebe f^ehrauchten Ilohniateriahen x'ien ganz erlieblich 
gestiegen, und aucii in l)ezug auf die Reinigung und Unterhaltung des 
liahnköriiers würden von Jahr zu Jahr höhere Anforderungen an die 
Gesellscliaftcn gestellt. 

Aus diesen Ursachen beschlossen die Gesellschaften im .lahie 
liK)l den 10 Pf.-Einheitstarif wieder fallen zu lassen und für eine 
Fabrtlänge von mehr als 5000 m den Fahrpreis auf 15 Pf. oder mehr 
zu erböhen, und richteten unter dem 17. Juni und wiederholt am 
28. September 1901 an den Bat der Stadt entsprechende Gesuche um 
Genehmigung. Sie gaben dabei der Ansicht Ausdruck, daß hierbei 
eine Änderung der Konzessionsvertrilge nicht in Frage stehe, weil der 
Bat der Stadt die nachgesuchte Eilaubnis entweder auf Grund der 
mit den Gesellschaften abgeschlossenen VertrSge oder auf dem Ver- 
ordnungswege als Wohlfabrtspolizei, d. h. als Verwaltungsbehörde, er- 
teilen müsse. Dies, zumal die finanziellen Ergebnisse der Gesell- 
schaften, in denen &8t ausschliefilich Leipziger Kapital investiert sei, 
durchaus und zwar bedeutend unter deijenigen Grenze blieben, die fflr 
die Anlage von Ki^ital in industriellen Unternehmungen erwartet 
werden dfirfe. 

Der Rat lehnte jedoch das Gesuch der Straßenbahnen ab. Denn 

nach 4} 17 der allgemeinen Bedingungen für den Bau und Betrieb 
elektrischer Straßenbahnen in Leipzii: vom Jahre 1893 erfolge die 
Feststellung des Fahrgeldes nach billigem Ernu'ssen unter Erwägung 
aller in Betracht kommenden T^nistände durch den Itat al> Wohlfahrts- 
polizei — solange nicht der 10 Pf.-Tanf eingeführt sei^). Die Ein- 
führung dieses 10 Pf.-Tarifes sollte, wie aus den betreffenden Verhand- 
lungen beim Rate und dem Stadtverordnetenkollegium zweifellos her- 
vorgehe, der N'ormalzu>land. das von vornliercin zu erstrebende Ziel 
sein. Dieses Zi<'l sei nun nicht allein durch ciiiNciti^'e Maßnahmen 
<ler beiden (ie>t'lUchafteii. xoidern dincli Eintuliruiii; des !<• I'f. lüii- 
heif-!arifes mit (ienelimigung de?, Rates. al>o auf dem We^e des 
Vertrages, erreicht, und damit habe die Taritfrage ihre Lösung ge- 

1) Allerding» können bei dem g^nwirtigen Tirif •!• lingste Slredren rer- 
mittelst Umsteigen fflr 10 Pf. bei der Leipiiger Eldctriachen Straßenbahn die 

Tour Großzschochor— Noumarkt" Hulilis :Kjwrnrij): 14 km. \m dor C;n»(5<>n 
Leipziger Straltenbahii die SStrecke Probstheida— Altes Theater — Düliu: 13,2 km 
zurückgelegt werden. 

2) Vergl. oben S. 70. 



j i. 
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funden. Sonach könne eine anderweitc Feststellung des Tarifes ledig- 
lich durch eine N'ertragsänderung, nicht aher im Wege der einseitigen 
Rechtsveiordnung erfolgen, und eine solche Vertragsänderung könne 
der Riit der Stadt aus eigener Machtvollkommenheit nicht vornehmen, 
dazu sei vielmehr die Zustimmung des Stadtverordnetenkollegiums nötig. 

Lehne hiernach der Hat es ah, als Vertragsgegner die erbetene 
Erlaubnis zur Tarifänderung zu geben, so sei er dagegen zu weiteren 
Verhandlungen nach der Richtung hin bereit, daB man etwa ans 
BUligkeitsracksichteii den Strafienbahngesellschaften irgendwie ent- 
gegenkommen konnte. 

Ifit diesem Bescheide gaben sich die Strafienbahngesellsdiaften 
nicht zufrieden, sie bezweifelten es nadi wie vor, daß es eine Yer- 
tragspiticht der Gesellschaften sei, den 10 Pf. -Einheitstarif beizube- 
halten, da eine solche Pflicht sich aus dem WortUnte der VertrSge 
zweif^os nidit ergebe.') 

Weil ihm aber die Straßenbahngesellschaften in finanzieller Kot- 
lage zu sem schienen, ließ sich der Rat der Stadt in umfibigliche Ver- 
handlungen mit ihnen ein Aber die Fkage, ob den Gesellschaften auf 
anderem Wege als durch Tariferhöhung geholfen werden könnte. 
Doch kam man auch hier zu keinem Resultate, zumal es sehr fraglich 
erschien, ob bei der nicht gerade glflnzenden Finanzlage der Stadt die 
Stadtverordneten zu größeren Zugeständnissen, etwa Minderung der 
Abgaben oder sonstigen Lasten, ihre Zustimmung geben würden. 

Die Straßenbahngesellschaften erklärten nun, nach alledem be- 
ständen zwingende Gründe zur Erhöhung des Tarifes. Der Rat der 
Stadt habe also wie das unverzichtbare Recht, so auch die unablehn- 
bare Verpflichtung, als Wohlfahrtspolizeibehörde die Erhöhung des 
Tarifes festzustellen. 

Demgegenüber stellte sich der Rat der Stadt betretVs dieser 
PYagen auf den Standpunkt. <lali er eine gesetzlich begründete Be- 
fugnis zur Feststellung obrigkeitlicher Taxen im voilie^'cndeii Falle 
nicht ohne weiteres für gegeben erachte. Er ,.kani jedoch in Be- 
tracht des Umstandes, daß polizeiliche Rechte nicht (iegenstand von 
Verträgen sein können, und dalJ auf solche Rechte vcrtragsniäliig 
nicht verzichtet werden könne, weiter, daß es allerdings auch im In- 

l) Ei handelt lidi atoo bei dieaem Streit nm die Amlegung der Vertiige 
hanptniehlicb um die Entscheidung der Frage, ob in der Genehmigung des Rate* 

zu der aus freien Stücken durch dir Stralicnhalingcsellschaften erfolgten Ein- 
führung des 10 Pf.-Tarifes eioe Abänderung den Vertragaverhältniaseo zu erblicken 
iek oder nicht. 

TdkmriilMhafll. n. wli1iohallig«KMolitt. Abkndlvaffan. H. 1. 6 
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teresse eines bleibenden, ungestörten Verkehrs liege, eventuell wohl- 
falirtspolizeilich einzuschreiten, dazu, seine Verpflichtung, die nachge- 
suchte neue Festsetzung des Tarifes in seiner Eigenschaft als Wohl- 
fahrtspoliseihdiftrde zu bewirken, aDzuerkeiinen.** Von dieser seiner 
prinzipiellen Entscheidung als Wohl&hrtspolizeibehörde setzte er die 
Strafienbahnges^sdiaften in Kenntnis und unterbreitete ihnen, zonftchst 
ohne vorläufige Entscheidung Ober das Gesuch der Straßenbahnen, als 
Behörde einen anderen Vorschlag. Dieser ging dahin: 

,4>aß der Tarif, vie er bis dahin bestanden habe, also der 
10 Pf.-£inheit8tarif für alle Strecken ohne Rflcksicfatnalune 
auf ihre Länge und einschließlich emmaliger Umsteigeberedi- 
tigung an allen Werk- und Wochentagen weiter fortbestehen, 
daß aber für Sonn- und Feiertage dieser Tarif auf 15 Pf. 
fftr jede Strecke ohne Rücksichtnahme auf die Länge und 
einsdiließlich einnuliger Umsteigeberechtigung festgestellt wer- 
den solle. 

Diese Vergünstigung solle den Straßenbahnen zunäclist nur 
auf eine bestimmte Zeitdauer, und zwar für die Zeit von 
5 Jaliren, gewälirleistet und nach dieser Zeit eine weitere Be- 
schlulifassung über die Tariffrage vorbehalten werden." 
Die Strabenbahngesellschaften erklärten sich unter ausdrücklicher 
Wahrung ihrer \ ertraL'>-rechte mit diesen Vorschlägen einverstanden, 
obgleich mit dieser Tarifändern rm' ihren Finanzen nicht ganz wie wün- 
schenswert geholfen wäre, ziunal der .Su^Illag^ve^kt'llr hei erhöhtem 
Talir|)ieis geringer als bis daliin >ein würde. Die k>tadtverordneten 
aber lehnten die enL-^iiretliencUi Kat.svorlage ab. 

Nun kam es zu neuen Verhandlungen, in die auch mehrere Male 
die Entscheidung der Kreishaui>tmannsciiaft auf das Rechtsmittel des 
Rekurses hin einzugreifen hatte. Im Verlaufe der Erörterungen nahmen 
jetzt die Stralienbalingesellschaftcn für sich das Recht in Anspruch, über 
die Notwendigkeit von Stralienherstellungen mit zu befinden. Sie be- 
riefen sich daiiei auf Ii der allgemeinen Bedingungen, in welchen 
festgesetzt war, daß die Gesellschaften den Bahnkörper nui' herstellen 
müßten, wenn das durch den regelmäßigen (Gebrauch „sich notwendig 
machte^. Demgegenüber betonte der Rat der Stadt nunmehr, daß er 
zwar seine Verpflichtung, als Wohlfohrlspolizeibehörde entsdieiden zu 
mUssen, anerkenne, daß aber vor einer endgültigen Entscheidung in 
der Tariffnge nochmals genau zu prüfen sei, ob eine die erbetene 
Tariferhöhung rechtfertigende Notlage der GeseUschaften als vorhanden 
anzunehmen sei Diese Notlage vermöge er aber nun nicht ohne 
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weiteres mehr anzuerkennen. Denn wenn es bei Austraf^unf? dieser 
Angelegenheit den Gesellschaften gelinge, feststellen zu lassen, daß 
die Herstellung einer Straße in einem bestimmten Jahre nicht not- 
wendig sei, eine BOldie vielmehr noch auf ein späteres Jahr ver- 
adioben werden könne, so wttrden sie Ausgaben ersparen, deren Weg- 
fül möglicherweise — schon ohne Tariferhöhung — ihre finanzielle 
Lage beasem könne. 

Gegen diesen Bescheid legtm die Strafienbahngesellsdiaften bei 
der Kreishauptmannschaft Beknrs ein, und als dieser durdi Vorord- 
nnng vom 8. Mai 1908 znrflekgewiesen wurde, erhoben sie auf Grund 
▼on § 26 der Verbssungsurkunde Beschwerde beim Königi. Ministe- 
rinm des Innern und zugleich Anfechtangddage beim Königi. Ober- 
verwaltnngsgericht iu Dresden. 

Das Oberverwaltnngsgericht entschied, daß, wenn auch die iVage 
des MitbestimmungBrechtes bei Strafienneubauten zu Gunsten der 
Straßenbahngesellschaften entschieden werden solHe, dadurch doch an 
ihrer Notlage nicht das Geringste geändert wtirde, weil dadurch even- 
tuell höchstens ein mehr oder weniger kurzer Aufschub, aber weder 
eine Befreiung noch eine Ermäßigung der Beitragspflicht erreicht 
werde. Der Streit über diese Frage dürfe also das pflichtmäßige Er- 
messen des Stadtrates, von dem nach dem Wortlaut der Konzessions- 
urkunden die Erteilung oder Versagung der Genehmigung zur Tarif- 
erhöhung abhänge, nicht beeinflussen. 

Die angcfoolitone Kntscheidunfj; wurde dahor aufgehoben und der 
Rorhtsstreit zur anderweititren Entscheidung auf den eingewandten 
Üekurs an die Kreishauptiuannschaft zurückverwiesen. 

Da diese Klntscheidun^' ebenso wie die des Könif^j. Ministeriums 
des Innern noch aussteht, so ist gegenwärtig') die Angelegenheit noch 
in der Schwebe. 

Was die Tariffrage im allgemeinen anlangt, so hängt ihre Be- 
urteilung davon al), ob mit der Strarxinbahn ein möglichst großer Ge- 
winn erzielt werden, oder ob die Stralj<Mibahn in erster Linie zur 
Lösung sozialer Aufhalten dienen soll. In der Hand von Privat- 
gesellschaften ist natürlich der erstere Standpunkt maßgebend. Ein 
größerer (ieschäftsgewinn kann aber dadurdi erzielt werden, daß der 
Preis der Einzelleistung gemindert und dadurdi eme gröfiere Abeate- 
menge hervorgerufen wird. Von dieser Erwftgung aus führten viele 

1) Januar 1904. 

6* 
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Straßenbahnen mit dem elektrischen Betrieb auch den 10 Pf.'Einheits- 
tarif ein. Man hatte dabei wdd die Steigerung des Btiefverkehrs im 
Auge, welche die EinfiUinmg des Einheitsportos im Gefolge hatte. 
Doch zeigte es sich, daß man, zumal genOgende Erfthrungen betreib 
des elektrischen Betriebes nicht vorlagen, die Betriebsausgaben viel- 
fach unter- und die Verkefarsfreqnenz fiberscfafttzt hatte. Denn es 
stellte sich meistens ein Rückgang des auf den Wagenkilometer ent- 
fallenden Nutzertrages heraus, wofiftr man hauptsächlich die große 
Lftnge einzelner Bahnstrecken verantwortlich machte, so z. B. in Leipzig, 
München, Dflsaddorf, Berlm. Infolgedessen ist man vom Einheits- 
tarif, für dessen Durchfflhnmg, außer der durch ihn bewirkten besseren 
Wagenausnatzang auch seine Einfachheit und die dadurch herbei- 
geführte Erleichterung der Kontrolle sprach, abgekommen bezw. sucht 
ihn abzuschaiTen >). 

Da sich dies Prinzip, ffir alle Leistungen der Straßenbahn das 
gleiche Entgelt zu veriangen, als ])ekuniär ungünstig erwiesen hatte, 
80 kam man gern zu dem wirtscliaftlichen Grundsatze zurück, mit der 
wachsenden Leistung auch das dafür zu entrichtende Entgelt steigen 
zu lassen, wie er im Sektions- oder Teilstreckentarif sich ausprägt. 
Dabei werden die einzelnen Linien in Teilstrecken annähernd gleicher 
Länge zerlegt, und es wird für jede Teilstrecke ein bestimmter Preis 
bezahlt und zwar meistens in der Weise, daß für die erste Teilstrecke 
als Grundpreis 10 Pf. berechnet, während für jede weitere Teilstrecke 
ein Zuschlag von ö Pf. erhoben wird. So z. 15. neuerdings in Düssel- 
dorf. Daraus kann ein Zonentarif entstehen, wie er z. B. in Frank- 
furt a. M. seit dem 1. April 1901 in Kraft ist, indem für eine be- 
stimmte Strecke 10 Pf., darüber hinaus ohne Rücksicht auf die Ent- 
fernung ein höherer Betrag erhoben wird. 

Der Sektioii.^tanf und der Zonentjuif haben den Nachteil, daß 
verschiedenartige I'alirkai ten auszugeben und die Fahrgäste stets genau 
zu kontrollieren sind, damit sie nicht aus Absicht oder Falirlfissigkeit 
Unger als nur fflr die bezahlte Strecke den Wagen benutzen. 

Kommt bei diesen Tarifm das weitere Gesehiftsprinzip zur An- 
wendung, daß den Abnehmern eines größeren Postens oitweder Preia- 
ermäßigung oder Zugabe gewflhrt wird, so kommt dies auch in den 
Fillen zum Ausdruck, in denen der Preis ffir mehrere Fahrten im 
voraus entrichtet wird. Dies kann entweder in der Weise geschehen, 
daß Dutzend- und Halbdutzendkarten, bei denen also die Zahl der 



1) So hier in Lmpa'g. 
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Fahrten, die allerdings in bestimmter Frist zu machen sind, genau 
bestimmt ist. oder daß Zeitkarten ausgegebon werden. V)ei denen die 
Zahl der Fahrten ganz oder teilweise ins Beheben der Berechtigten 
gestellt ist. Man geht hierbei anch von der Erwägung aus, daß jede 
Erleichterung, welche dem Abnehmer geboten wird, ihn zur Benutzung 
der Falirgclegenheit geneigter macht. Demgegenüber ist der Nutzen, 
welcher der Straßenbahn durch Verwertung der Vorauszahlung entsteht, 
nur gering anzuschlagen. 

Bei diesen Zeitkarten tritt vielfach noch eine besondere Er- 
mäßigung mit Rücksicht auf die Person des Berechtigten ein: so sind 
an manchen Orten die Schülerkarten und Arbeiterkarten besonders 
billig. Sehr oft wird aucli demjenigen Passagier eine Vergünstigung 
gewährt, der bei der Kreuzung einer anderen Linie auf dieser seine 
Fahrt fortsetzt, durch Ausgabe von sog. Umsteigekarten. 

AndererseitB kamen früher audi Erhöhungen des Fahrpreises 
fBr gewisse Zeiten vor, z. B. fOr Somi- und Feiertage. Dadurch 
wurde jedoch der Ärmere Teil der Bevölkerung^ dem nur diese Tage 
zu AusflQgen in der Natur zur YerfOgung stehoi, und der deshalb zu 
diesen Zeiten verhältnismäßig viel mehr die Bahn benutzt, im Ver- 
gleiefa zur Übrigen Bevölkerung benachteiligt, so daB die erhöhten 
Sonntagsfahipreise auf Betreiben der Behörden abgeschafft wurden 

Eher lieBe sich ein Zuschlag für die Nachtzeit an den Werk- 
tagen rechtfertigen, da fttr die Leute, welche in der Woche spät 
Abends noch die Strafienbahn benutzen, eine Fahrpreiseihöhung bei 
der Strafienbahn ebenso am Platze ist wie bei den Droschken. 

Von Toinhereuk mufi jedoch hinter dem allen ErwerbsgeseUschaften 
wesentlichen Streben nach möglichst hohem Reingewinn naturgemäß 
die Rücksichtnahme auf die Wünsche und Bedürfnisse des Publikums 
zurücktreten. Dagegen können, bezw. müssen sozialpolitische Kück- 
sicliten in erster Linie maßgebend sein für eine Institution, die nicht 
lediglich des Gelderwerbes wegen da ist, sondern dem Wohle der 
ganzen Bevölkerung dienen soU, für die Stadtgemeinde. 

1) So hier in Leipzig im Jahre 1887. Dagegen ist neaerding« s. B. in 
HflndMO für die Sonn- nnd Feiertage wieder ein erbahter. 15-Pf.*TBrif , dng»> 
fuhrt worden. 
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Kapitel VIIL 

Die Frage der Kommunalisierung der Straßenbahnen. 

Die vielen Nachteile, welche der privatwirtschafth'che Betrieb der 
Straßenhahnen mit sich brachte, nicht zum wenigsten auch die damit 
zusammcnhänj^eiide Schwierigkeit der \ erhandhmgen zwischen ihnen 
und den Siadtvertretungen haben überall und immer dringender 
den (iedanken der \'erstadtlichung der Stralieiibalinen zur Erwägung 
gestellt und an manchen Orten auch zur Wirklichkeit werden lassen. 
Sah man doch, daß andere, ffir das allgemeine Woiil bestimmten 
Anstalten, wie Wasserleitungen. Gasanstalten und Schlachthäuser auch 
im städtischer Verwaltung allgemein befriedigende Resultate zeitigten*), 
Während die Straßenbalmen aus der nionopolartigcn Benutzung öffent- 
licher Verkehrswege und ans der bloßen Tatsache der Vermehrung der 
Einwohnerzahl noeh immer ffir den besc^&nkten Kreis ihrer Aktionire 
oft reichlichen Gewinn zogen«). 

Die Gegner der VerstadÜicfaong der Strafienbahnen, deren Urteil 
man abrigens teilweise als befangen ablehnen mnfi^), fahren fOr ihren 
Standpnnkt zum Teil die GrOnde ins Feld« mit denen man froher den 
wurtsehafUichen Betrieben des Staates, wie Post-, Telegraphen-, Eisen- 
bahn- und Tdephonwesen einen guten Erfolg abgesprochen hat*). Sie 
bestrsiten zonlcfast die Befthigung der Stadt zmn Betriebe von Strafien- 
bahnen. 

Weil der Bau und Betrieb von Strafienbahnen großes Kapital 

erfordert, das zudem auf hinge Dauer festgelegt werden muß, so fielen 
die Straßenbahnen von vornherein in den Wirkungskreis von Aktien- 
gesellschaften, zumal es sich bei ihnen um eine nach festen Regeln 
vor sich gehende, Änderungen nicht oder doch nur in geringem Maße 
unterworfene Art des Betriebes handelt, und ein Wechsel der Kon- 
junktur, der ein rasches personliches Eingreifen des Unternehmers 
erfordert, bei ihnen selten zu befiiniiten ist. 

Liegt solcheriresfalt die Leitung von StralJenl)aimen natuiLremäß 
in den Händen dritter Personen, warum sollte dann eine (iemeinde 
weniger geeignet sein, gute Beamte für die Straßenbahn zu tindeu als 

1) Wofür man ui Leipzig wie in fierlin klassische Reispicle hat. 
'-*) Erwartet man sf>lche doch sogar von (;a.<twirt>chaft< n, BAtSwdn- oder 
BierkeUeru in stüdiibcher liegie trotz aller Antialkoholbcweguiig. 

3) Vcrgl. Damaachke. Angaben d«r GemModepolitik, 5. Aufl., 8. 265 I. 

4) s. B. Hllse, T«rgL Deichen, Die Kommiinalwiening etc.. &. 463. 

5) Vefgl. Ad. Wagner, Dae AktieogMelleehafleweflen, betooden S. 305fr. 
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eine Aktiengesellschaft';. Bezahlen kann sie die ja ebensogut, es 
liegt auch an sich kein Grund vor, sie nicht auch im Dienste der 
Stadt an der Rentabilität des Unternehmens zu interessieren. Abge- 
sehen davon haben die Städte, deren Straßenbahnen in den Händen 
von Aktiengesellschaften sich befinden, in ihrem Verwaltungskörper 
ohnehin fOr sie besondere Glieder, wie Verkehrsansschfisse, Strafien- 
bahndepntationen, Hoch* und Tiefbanämter und mancheriei Kommis- 
sionen, die ohne allzugrofie Vermehrung des Personals auch nocb die 
Verwaltung der Strafienbahn. mit der sie ohnehin viel zu tun haben, 
tlbemehmen konnten*). 

Kompetenzkonflftte*) wären hOchsteiis da zu befftrehten, wo die 
Verwaltung und Polizeiaufsicht nicht beide der Stadtbehörde zustehen, 
und werden auch da nicht so Schümm sein, da doch stets eine höhere 
Behörde um Entscheidung angerufen werden kann. Jedenfalls wflrden 
diese Konflikte kaum so unangenehm sein, wie die Ditterenzen, die 
zwischen Privatunternehmern und Stadtgemeinde sonst an der Tages- 
ordnung sind. 

Wenn man ferner zur Verteidigung des Privatuntomehmens an- 
führt, daß das eigenste pekuniäre Interesse an seinen Einnahmen es 
veranlassen mässe, berechtigten \\ ünsiiicn des Publikums sich will- 
fährig zu zeigen, so läßt man ganz aulier acht, daß dem Publikum 
den Straßenbahnen gegenüber ein Zwangsmittel fehlt, weil diese fast 
immer ein Monopol des Personentransportes haben, und das Publikum 
ihre Dienste um jeden Preis in Anspruch nehmen muß. Man hat ja 
auch stets gesehen, daß bei den Straßenbalmen in den Händen von 
Aktiengesellschaften das öffentliche Interesse erst weit hinter dem des 
Kapitals in Betracht kommt. Dagegen befindet sieh das Publikum 
dem städtisdien Betriebe gegenflber einigermafien in der Rolle des 
Aktionärs, weil es wenigsten mittelbar durch die Gemeindevertretung 
auf den Betrieb der städtischen Unternehmung Einfluß hat Dazu 
hat die öffentliche Memnng gegenflber der Gemeinde eme weit größere 
Macht«) als den gehdligten Interessen des Privatkapitals gegenflber, 
zumal in. ihren „Sprachrohren**, den Zeitungen, — falls diese nicht 
Amtsblätter sich nennen dfirfen, oder fette Annoncen oder beschränkte 
Parteiinteressen auf dem Spiele stehen. 

1) Roscher-ätieda, Nalioiialükuiiuiuik deü HaudcU und (jewerbileiüea, 
1899. S. 493 fr. 

2) Deichen «. «. O., S. 469. 

3) VeiKl- HiUe a. a. O.. S. 493 ff. 

4) Veifl. Deichen a. e. 0., Bd. U. S. 487. 
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Falsdi ist es, einen Beweis gegen den Nntzen ihrer Verstadt- 
lichimg darans herleiten zn wollen, daß die in stSdtischer Regie befind- 
liehen Straßenbahnen vielfiudi weniger hohe Gewinne abwerfen als solche 
in den Binden von AktiengeseUschaften. Denn einesteils rOhren diese 
Minderertriignisse daher, dafi eine Stadt ihre Anstalten in erster Linie 
im Interesse der Allgemeinheit zu verwalten hat, sodann haben manche 
Stftdte nnr neugebaute, unentwickehe Lmien in eigene Regie über- 
nommen, während die älteren, rentableren sich noch im Privatbesitze 
befinden Städte, welche das ganze Straßenbahnnetz in ihrem Betrieb 
haben, wie KöniRsVierf^. Frankfurt a. M. und Köln, können meistens 
auch über die tinanziellen Resultate nicht klagen. 

Die Gründe politischer Art, welche gegen die Verstadtlichung 
der Strabenbahnen angeführt werden ^j, sind wohl nicht so tragisch zu 
neiiiiien. z. B. dali „Bedienstete in den gewerblichen Unternehmungen 
der Cienieindeverwaltungen hei Wahlen und sonstigen Gelegenheiten 
sich (horribile dictu) auf Seiten der Gemeinde gegen die Re^'ierungs- 
gewalt stellen und so eine ^'erschiebllng der Volksstimniung herbei- 
fOhren", oder dali sich bei der Anstellung der Beamten Dilferenzen 
zwischen Stadt- und Staatsbehörden entwickeln könnten. 

Nach allem erscheint eine Gemeinde zum Betriebe einer Straßen- 
bahn nicht mhider geeignet, als eüie Aktiengesellsehaft Ob auch eben- 
so zum Bau einer Straßenbahn? Audi das ist zu bi^en. Denn darin 
sind nun genugsam Eifshrungen gesammelt, so daß auch die Ge- 
meinde nicht teurer zu bauen braucht als PriTatnnternehmer. Aller- 
dings wird sie der heimischen Industrie bei ihrer Bedarfdeckung den 
Vorzug geben"), wihrend eme EHrarbsgeseDschaft dabei lediglich nach 
dem Grundsätze der Berflcksichtigung niedrigster Preise verfllhrt 

Die Gemeinde ist nicht nur ebenso befähigt zu Bau und Betrieb 
von StraßenbaJmen wie die AktiengoaeUscbalten, sondern sie hat darin 

vor diesen noch manche Vorzüge. 

Vor allem läßt es sich schwer rechtfertigen, daü die Benutzung 
der ötfentlichen Straßen, soweit sie für die Schienenanlage und den 
Transport gebraucht worden, für das j)rivate Fuhrwesen zu Gunsten einer 
privaten Erwerbsgesell>chaft beschränkt wird. ..Es liegt liier vielmehr 
alle Veranlassung vor, das Recht der Straße, das ehemals in den deutschen 
Städten ein kaiserliches Recht war, wieder zu Einen zu bringen, und 

1) 80 in Berlin und Breslau. 

2) Hil«e a. a. O., M. II. S. 22. 

d) Vergl. Grußiuann a. a. U., S. 265, Anm. J. 
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den Gewinn, der ans dem Betriebe solcher Verkehrsanstalten gezogen 
werden kann, der Gemeinde voll und ganz zuzuführen. Denn das 
ist ein Gewinn, den die Gesamtheit schafft, nnd der daher wanAk der 
Gesamtheit zo gute komim muß"*). 

Für die Stnfien, dui^ welche sie filhrt, hat jede Strafienbahn 
ein Monopol Konkonrenz kann ihr höchstens in der Weise entstehen, 
dafi einer anderen Gesellschaft erlaubt wird, dieselben Ortlichkeiten 
durch ihre Linien miteinander zu verbinden. Meistens hat ehi solcher 
Wettbewerb aber den Nachteil, daß das gesamte Straßenbahnnetz einer 
Stadt dann nicht einhehUdi verwaltet wird, so daß z. B. die Umateige- 
karten der einen Gesellschaft nkht aach für die Linien der anderen 
Galtigkeit haben >). Zudem können mehrere Gesellschaften in einer 
Stadt die Nachteile der Konkurrenz dadurch anssdiließen, daß sie 
eine Interessengemeinschaft bilden, wie das nenerdings immer mehr 
geschieht 

Eine private Erwerbsgesellschaft wird auch möglichst nur die 
Linien hauen, die voraussichtlich in nicht zu langer Zeit eine gute 
Rente abwerfen werden. Dagegen wird von der Stadtgemeinde ein ein- 
heitlicher Ausbau des Stralienbahnnetzes eher gewährleistet. Die Stadt 
als Unternehmerin kann auch wenifjer dicht bevölkerte Ortschaften in 
ihrer Umgebung an das Stralienitahnnetz anscldießen, auch dadurch 
eine Ansiedlung erst ins Leiten rufen, wo vieHeirht die gesundlicitlidien 
Verliältnisse das wünschenswert ersclieinen lassen. Sie kann so zur 
Lötuiij^ der Wohnungsfrage viel beitragen^), die ja lieutzutagc im 
Grunde eine Bodenfrage ist Natürlich müKte die Stadt dabei doch 
woid anders verfahren, als das in der Gegenwart meistens der Fall 
ist; anstatt die stadtisdien GnmdstOcke zu hohen Preisen ab Ban- 
plitze ZD verftoßem, müßte sie vielmehr besonders die Lflndereien 
in ihrer Umgebung dazu erwerben, denen sie durch Hinfflhren einer 
Strafienbahn höheren Wert verleihen wQrde. Das wäre ein erfreu- 
Uches Handhihandgehen, als man jetzt vieifiudi beobachten kann, wo 
nicht selten die Straßenbahngesellschaften in innigem Konnex mit Gesell- 
schaften von Gmndstticksspekulanden stehen, so daß die nicht flber- 
xnflßig hohen Dividenden der Straßenbahn durch die fetten Gewinne 
bei der Grundstfickspekulation eine jedes Aktionftrfaerz erfreuende 
Ergänzung erfidireo*). Allerdings wäre zu solch einer gesunden Boden- 

1) Bücher, Die wirt«ch. Aufg. d. inod. SuUlgem., S. 20. 

2) Wm s. B. io Leipzig der Fdl iat 

3) Vetgl. Deichen a. a. O., S. 489. 

4) Ve^gL Bfleher a. a. O., S. 22. 
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Politik Mch in Leipzig dringend nOtig die Beviaion der hier mafigebenden 
revidierten Stidteordnung vom 24 April 1879, die im $ 40 verlangt 
dafi von den Stadtverordneten mindestens die Hfilfte ^^nit Wohnhäneem 
im Gemeindebezirk ansässig" ist I>enn es liegt doch wohl auf der Hand, 
dafi in den Gedanken eines hansbesitzenden Stadtverordneten manchmal 
die schmerzlichsten Konflikte entstehen, wenn es sidi darum Iiandelt« 
eine Straßenbahnlinie zn bauen, durch welche sein (irundstack eine, 
wenn auch noch so geringe Wertverfinderung erfahren könnte. Dagegen 
bietet § 70 desselhen (je8et/.('s nur wenig Schutz: „Werden durch einen 
Beratungsgegenstand die besonderen Privatinteressen einzelner Stadt- 
verordneten berührt, so haben sie sich der Teilnahme an der Heschhili- 
fassung, und wenn nicht im ^'egel)enen Falle tlas (iegenteil beschlossen 
wird, auch an der Beratung' zu enthalten"; zumal weuu eine solche 
Vorschrift nicht gerade streng interpretiert wird 

1) Um bei Mltgliedem der Stadtrertraliaog eittliche Konflikte swiedwo dem 

öffentlichen \im\ Privatinteresse, zwbchen dem GcmeiDsinn und dem Egi>ißmu9 
von vornherein auszuschließen, wurde im Jahre IKfM) mit rnterstiitznn^ von 
15 Mitgliedern in der StadtverorUnetenversammluug zu Leipzig der Antrag ge- 
•teUt, In da« Ortaetatnt folgend Be^mmungen «lixundinMo: 

„1. Kein lfit]died dei Ratee oder dee Stadtveroidnetenlrollegiains darf einer 

mit der Stadt im Vertrag«- oder KonzeAsionsverhältniä xtehenden Erverbe- 
gesfllschaft als Aufoirhts- «ler Verwaltungsrat.onutglietl angehören. 

2. Mitglieder des Itatc« und des Sta<itverf)rdnotenkoIlegiani», welche an Ge- 
sellschaften der gedachten Art als Aktionäre beteiligt sind , haben sich in 
Angdflgenheiten , weldie dae geidiXftlidie InterMie dicMr Oe e cU e ehaf t en 
bertthnn, der Teilnahme an der Beschluß fasMung, und wenn nicht im ge- 
gebenen Falle auHdrflcklich das Gegenteil beechloeaen wird» auch der Be> 
ratuui^ 7.U enthalten. 

3. Kein Mitglied des Hatcs und StadtverordnetcukoUegiumfi darf ohne atti* 
drfleklidie Genehmigang beider Kollegien als Gewerbetreibender Lieferungen 
und Arbeiten für die Stadl übernehmen oder bei Submissionen auf solcho 
den Ziisehlujr erhalten. Die Verhandlungen des .StadtverordnetenkoUegilinie 
haben in einem solchen Falle in öffentlicher Sitzung stattzufinden. 

4. Vom liate ist den Stadtverordneten bis zum 1. Juni jeden Jahres ein 
Nameneveneiehnia der AuMchts- und Verwaltongarite der mit der Stadt 
in Vertrage» oder Konaesdonamliiltnie etehendMi Erwerbegesellsdiaik«n 
vorxulcgen." 

Üieao Antrage wurden in der Sitzung vom 10. .luni 18i>0 mit erheblicher 
Mehrheit abgelehnt (vcrgl. rruu>k. d. St.-V., Jahrg. IbiH). S. 209—213). In der 
Disknasion wurde übrigens hervorgehoben, dafi man an vieien Orten die Not- 
wendigkeit dessen, was hier in Rede stehe, anerkenne. So hitten in Mflnchen 

die .Mitglieder der Stadtvertretung freiwülijj sich verpflichtet, von der Übernahme 
stüilti'icli.r Arbeiten abzusehen: in LülH-'-k ]»flcgten sie sich nicht zu beteUigeo; in 
Dresden werde von einem morali.'H:hen üebuudenseio gesprochen. 
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Gegenüber der günstigen Einwirkung auf eine gesunde Woh- 
nungspolitik muß die Bedeutung der Straßenbahnverstadtlicliung für 
die Ftnanzwirtschaft der Stftdte in den Hinlergnind treten, obgleich 
sehr oft diese Kommunalisierung gerade wegen ibres günstigen Ein- 
flnsses auf die finanzielle Lage der Stftdte gefordert wird, weil sie 
der Gemeinde Einnahmen verschafft, die sie sonst auf dem immerhin 
schmerzlichen Wege der Besteuerung aufbringen mflfite. Aber die Stadt 
wfirde ja geradezu ihrem Berufe entgegenhandeln, wenn sie in ihren 
Unternehmungen den sozialpolitischen gegenüber dem Erwerbestand- 
punkte vemachlissigen wollte. Infolgedessen sind die günstigen finan- 
ziellen Resultate, welche einige Städte durch die Kommunalisierung 
ihrer Stiafienhahnen erzielt haben, indem sie danach eine Ermäßigung 
der Kommunalabgaben eintreten lassen honnten, nicht allzu hoch ein- 
zuschätzen 

Uns erscheinen vielmehr die sozialpolitischen Wirkungen einer 
guten Straßenbahnj)f)litik so wichtifi. dali wir es für erstrebenswert 
halten, bei ilir vor allem bezü'^lich der Außenstrecken niögliclist das 
Prinzip der Kostendeckung' zur Anwendung zu l)ringen unri daher für 
die Benutzung der Straßenbalin nur eine Abgabe zu crlielM'ii. (ioitm 
Betrag ungefähr zu einer Deckung der Betriebskosten hinreidien 
würde. Die Verwirkb( liung der noch weitergehenden Forderung der 
Unentgeltlichkeit der lokalen Personenbeförderung') wird einer ferneren 
Zukunft vorbehalten werden müssen, in der die Finanzen der Städte 
gläuzeiulere sein mögen, als sie jetzt sind. 

So wie die Verhältnisse jetzt liegen, muß die Stadt, die sich oft 
nur mit grofiem Kapitalaufwand üi den Besitz der Strafienbahnen zu 
setzen vermag, auf eine entsprechende Verzinsung des darin ange- 
legten Kapitals bedacht sein. Doch ist nicht zu vergessen, daß damit 
die Befolgung sozialpolitischer Grundsätze sich sehr wohl vertragen kann. 

Nicht zum wenigsten liegt die Kimimunalisierung der Strafien- 
bahnen im berechtigten Interesse ihrer Angestellten. Erwägt man, 
dafi es allehi bei der Grofien Leipziger Strafienbahn am Jahresschlufi 
1902 1337 Angestellte gab, von denen drei Viertel auf das Fahr- 
personal entfielen, so sieht man, dafi es sich hierbei, wenn man die 
Angehörigen der Angestellten mit m Betracht zieht, um das Wohl 
und Wehe von Tausenden allein in emer Großstadt handelt. 



1) Vcf^. dai^cn Deichen a. a. O., 8. t7fV 

2) Vccgi. Fr. Naumaan, Neudeutoche Wirtaduhapoliük, 8. 72. 
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Daß die Lage der Straüenbalmangestellten eine durchaus prekäre 
ist» h»beii die Untersuchungen des Vereins fflr Sozialpolitilc ^) wohl 
zur Genüge ergeben. Erstrecken sich zwar diese Untersuchiingen nur 
auf einige wenige Grofistftdte, so louin man sidi dodi ans Zeitungs- 
berichten besonders bei Gelegenheit von AusstSnden des Strafienbahn- 
personais und auch durch eigenen Augenschein genflgend fiberzeugen, 
dafi hier noch flberall viel zu bessern Qbrig bleibt 

Überlange Arbeitszeit, niedrige LOhne, zu geringe Zahl von 
dienstfreien Tagen findet man bei den StrafienbahngesellBchalten eigent- 
lich allerorten. Auf diese Mißstände werfen die ab und zu ausbrechen- 
den Streiks oft ein grelles Licht. So war das peinliche Aufsehen all- 
gemein, als es bei (Gelegenheit des letzten Strafienbahnerstreiks in 
Berlin in weiteren Kreisen bekannt wurde, daß die Arbeiter der 
Großen Stralionbahn, die im Durchschnitt der Jahre liR>l 
jährlich ca. 13 Proz. Dividende verteilt iiat, täglich bis 14 Stunden 
Dienst zu leisten hatten bei einem monatlichen Lohn von ca. ^0 M. 
und l)ei nur 'J Iiis H freien Tagen im Monat. Da war es denn kein 
Wunder, wenn in der litfentlichen Meinung doch so etwas wie ein 
„Kampf gegen den Kapitalgewinn"'-) sich bemerkbar machte und die 
allgemeine Symiiathie sich den Streikenden zuwandte. Dadurch sah 
sich die Direktion zur Nacligiebigkeit bewogen; sie bewiUigte IK) M. 
Monatslohn. zehnstündige Arbeitszeit für die Wagenführer, jeden 
achten Tag als Kulietag und Einrichtung einer Pensionskasse. 

Auch in anderen Städten, wie in Aachen, Braunschweig, Erfurt, 
Danzig, Halle, Hannover, Königsberg, Leipzig, Stettin Inmnten die 
AngesteUtan die schUmmsten MifistSnde erst auf dem gewaltsamen 
Wege des Ansstandes beseitigen. Wie wenig sie von dem sozial- 
politischen Versttndnis der Strafienbahnverwaltungen in dieser Hin- 
sicht zu erwarten haben, kann man aus dem Bericht Aber die sechste 
Hauptversammlung des Vereins Deutscher Straßenbahn- und Klein- 
bahnverwaltuugen zu Wiesbaden ersehen'), wo die Aufforderung er- 
ging, bei drohenden AusstSnden Mut zu zeigen und den Grundsatz 
zur Geltung zu bringen: „Macht gegen Macht!** 

Aber abgesehen von allen anderen sozialpolitischen Rücksichten, 
liegt ein öffentiiclies Interesse an der Verhütung ttberlanger Arbeits- 
zeiten im Straßenbahnverk^ schon deshalb vor, weil dadurch die 

1) Vergl. Schriften des Vereins Ifir Sotialpoiitik 1902, Bd XCIX. S. 281 ff. 
nnd panini. 

2) Vergl. HiUe a. a. O . M. II, B. 19. 

3) Im September 1900, s. ZeiUchiift für lüeinbahneo, Jahrg. 1900 n. 1901. 
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Sicherheit des Verkehrs leidet'). Aus diesem (irunde hal)on sich viele 
Stadtvertretungen vertraf^sniäßif? ein Eingreifen in den Betrieb der 
Straßenbahngesellscliaften zwecks Siclierung des Verkehrs vorbehalten. 
Außerdem sind sie ja auch ans wohlfahrtspolizeilichen Grflnden im- 
stande, bessernd einziigreifen. Mein das natiirgeniftfie Gewinnstreben 
einer privaten ErwerbsgeseUscbaft Ußt diese solchen Eingriffen meistens 
einen zSben Widerstand entgegensetzen. 

Anders, wenn die StraAenbabn sich in stidtischem Besitze be- 
findet Da können nicht nur Arbeiteransschflsse die Wünsche der 
Angestellten an den leitenden Stdlen anbringen, sondern die Arbeiter 
werden ancb wohl überall Vertreter ihrer Wflnsche in dem Stadtver- 
ordnetNikonegiQm besitzen, nnd das nidit nur in den Angehörigen 
der Arbeiterpartei Oberhaupt wird sich der ganze Betrieb in seinem 
inneren GefOge mehr im Lichte der Öffentlichkeit abwickeln*). Die 
Stadt wird nicht allein der gesetzlichen Pflicht der Versicherung gegen 
Invalidität, Alter, Krankheit, Unfälle nachkonmien, sondern die Straßen- 
bahnangestellten durch Gewährung von Pensionsberechtigung, Ilinter- 
bliebenenversorgung, durch Unterstützung mancherlei Art. durch Be- 
willigung längeren Urlaubes in ihrer sozialen Lage so viel wie mög- 
lich bessern, wie es jetzt schon die Städte Breslau, Charlottenlmrg, 
Darnistadt, Dresden, PYankfurt a. M.. Hamburg, Magdeburg. Stuttgart 
u. a, m. mit ihren städtischen Aritcitern tun-^). In allen Fällen be- 
deutete der Übergang der Straßenbahnen in städtischen Besitz zu- 
gleich eine Verbesserung der Lage der Angestellten; allentlialben 
wurde die Dientzeit gekürzt, der Lohn und die Anzald der freien Tage 
im Monat erhöht. 

Was ein Gemeindebetrieb seinen Angestellten an Annehmlich- 
keiten gewfihren kann, dsfOr bieten die städtischen Strafienbahnen m 
Frankfurt a. 11 wohl das beste Beispiel. Die tägliche Arbeitszeit 
beträgt dort 8 Stunden und 40 Mmuten, jede Hehrleistang wird be- 
sonders vergQtet Die Löhne steigen in' sechs Dienststufen bis auf 
135 M. den Monat, und laufen bei Urlaub bis zu sechs Tagen, bei 
militärischen Übungen bis zu 14 Tagen und in. KrankheitsfUlen sogar 
bis zu drei Monaten ungekflizt weiter. 75 Proz. des Jahreseinkommens 
wird als Pension gewährt Beim Tode des Angestellten ist fttr seine 
Hinterbliebenen durch Witwen- und Waisengelder gesorgt Es ist 

1) Dieser Gesichtspunkt kam auch in Leipzig zur Geltung, vergl. i'rotok. 
d. St-V^ Jahig. 1895, 8. 142. 

2) VetgL Deichen a. a. O., a 487. 

^ Vergl. derttber Dameechlce a. a. O. peMim. 
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aber aucli dafür Fürsi^orge getroffen, dali ilen Arl)eitern nicht zu viel 
von ihrem Lohn für Wohnungsniiete verloren geht. Deshalb sind 
ihnen teilweise Dienst- und Mietswohnuni^en gegen iniilJiue Berech- 
nung zur Verfügung gestellt; auUerdeni ist ihnen das Wohnen in den 
billigen Vororten erleichtert, indem den Arbeitern selbst freie Fahrt, 
Ihren Angehörigen ein sehr billiges Abonnement gewährt wwdai ist 
Damit die mit den weiteren Entfemangen verbundenen UnzutrSglicfa- 
keiten möglichst beeeitigt werden, ist noch gesorgt für unentgdtliches 
Mitfahren des Mittagessens anf jedem betiebigen zur Arbeitsstätte 
Mrenden Straßenbahnwagen in besonderen den Arbeitern leihweise 
flberiassenen Speisekörben mit eingepaßtem Geschirr. Es ist sogar 
auf die Nachtruhe der Familienmitglieder Rficksieht genommen, indem 
an solche Arbeiter, die vor 5 Uhr frOh den Dienst antreten müssen, 
unentgeltlich Frflhstflck verteilt wird. Bei einer Außentemperatur von 
5* Külte wird an die Angestellten unentgeltlich warmer Kaffee abgegeben. 
Kohlen werden den Arbeitern zum Selbstkostonpreise überla.ssen usw. *). 

Das sind alles Annehmlichkeiten, die man oft mit geringen 
Kosten den Angestellten bieten kann, die aber von ihnen oft dankbarer 
anerlcannt werden als selbst eine Lohnerhöhung. Wo aber fSnde sich 
die Verwaltung einer Straßenbahn;iktiengesellscliaft. die solche Maß- 
nahmen vor den auf ihre Dividende wartenden Akttonären zu ver- 
treten sich erkühnte. 

Früh schon, vor ca. 1.') Jahren, dachte man in Frankfurt a. M. 
und in München ernstlich an <lie Übernahme der Straljciibalmen in 
stiidtischen Hesitz. Ganz wenige (iemeinden. wie lirit/.. l'vrniont und 
Wiesloch ließen sogar schon in den ersten Jahren des Aufkommens 
von Straßenhahnen solche auf (iemeindekosten anlegen und betreiben. 
Andere (iemeinden bauten sie zwar auf eigene Rechnung, verpachtetMi 
sie aber dann wieder, wie Düsseldorf, Halle, Köpenick oder verkauften 
sie, wie Mariendoif, Niederschönhausen, Rixdorf 

Recht in Fluß gekommen ist die Kommunaluuemng erst hi den 
letzten Jahren, nachdem die Elektrizität als Zugkraft eingeführt ist 
und in mancher Hinsicht eine Vereinfachung der Technik stattge- 
gefunden hat 

Übrigens führte die Entwicklung der mit den betreffisuden Ge- 
sellschaften im Laufe der Jahre abgeschlossenen Verträge an sich 

1) VergL Zdtocbr. f. Klanbahnen. Jahig. 1902. 8. 131 ff. 

2) V«rf!\. hienu be». Hiloe ft. «. O. pMiiin. 
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schon auf die Verstadtlichun^' der Straßenbahnen liin. Hatte man die 
ersten Verträpe mit <ien Stralienl)ahnunternehmern meist mit äutierBter 
Kurzsicliti^'keit ab^ieschlossen, die allerdings l>ei der Neuheit der Sache 
einjfi;ermalien zu entschuldigen war, so sah man sich durch die mannig- 
faltigen Differenzen, die sich aus der verschiedenen Auslegung der 
Vertrüge ergaben, gewitzigt, in der Folge nach Möglichkeit vor und 
strebte danach, der (iemeinde immer mehr Einfluß auf den Betrieb 
der Straßenbahn und auch Teilnahme an ihrer Rentabilität zu sichern. 

So brauchte die Pferdebahngesellschaft in Leipzig nach dem 
ersten Vertrage vom Jahre 1871 fOr die BamtzuDg stldtieciieii Areale 
nur insoweit etwas za zahlen, als dieses für WartehSnschen und Stations- 
bftnser in Anspruch genommen wurde» und auch dafOr nur tanea. Betrag 
in Hohe der Gewerbesteuer. Eine Beteiligung an der Rentabilität 
der Bahn erlangte die Stadtgemeinde erat im Jahre 18B9 durch den 
Naditng zu den Konzessionsdekreten der Jahre 1871 und 1881, in 
der sogenannten KUometergebOhr. An deren Stelle trat bei EinfCOirung 
der elektrischen Strafienbahnen die in den allgemeinen Bedingungen 
Toan Jahre 1893 stipulierte. für die Stadt vorteilhaftere BeteiUgnng 
am Bruttogewinn der Straßenbahnen 

Für die Art und Weise, in der diese Vorteile fOr die botreffende 
Sudt den Straßenbahnen meistens abgerungen werden mußten, bieten 
die Leipziger Verhältnisse das beste Beispiel. 

Während der letzten 6 Jaliren wurde in Deutschland eine ganze 
Anzahl von Straßenbahnen in städtische Verwaltung übernommen. 
In einigen Orten mittlerer (iWiße schritt man um so lieber dazu, als 
man so die Anlage eines städtisclicn Elektrizitätswerkes sichern konnte, 
indem man ihm in der Stralienbahn eine wichtige Abnehmerin stellte. 
So in Kottbu.s, Münster und Worms. Unter den giößeren Städten 
machte mit der Kommunalisierung den Anfang Frankfurt a. M., das 
mit dem 1. Januar IHJW das gesamte im Stadtgebiete liegende Straßcn- 
bahnnetz in eigene Regie übeniahm. Ganz oder teilweise kommunali- 
sierten dann Barmen, Königsberg i. Oberhausen, Friedrichshagen. 
Dllsseldoii^ das seine Stnfienbahn anfänglich verpachtet hatte, betreibt 
sie von 1900 an selbst Heidelberg; Köln, Naumburg, N Arnberg 
liefien sich den Ankauf der Straßenbahnen eine Menge Geld kosten. 
Weiterhin finden wir städtische Straßenbahnen noch in Altona, Barmen« 
Bonn, Breslau, Darmstadt, Elberfeld, Essen, Graudenz, HaUe, Karls- 
ruhe, Mflhlheun a. d. R., Hfinchen, Gladbach, Rheydt, Solingen, Stdp, 

1) Ob«r die Sfantiebe Entwidchuig in Draid«ii Teqd. Oroßmann a. 

a 861. 
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Torgau, Witten'). An vielen Orten sind noch Verbandlungen über 
die V'erstadtlichung der Straßenbahnen im Gange. 

Die größte und verhältnismäßig auch ertragreichst« Straßenbahn, 
die ,.Gro6e Berliner**, befindet sich noch in den Händen einer Aktien- 
gesellsdiaft als warnendes Beispiel^). Ihre Konzession wShrte „nur" 
bis ldl9, doch wurde sie aus absonderlichen Gründen durch das 
Berliner König]. Polizeipriteidiuni bis 1949 verlSngert. Die Entrttstung 
darfiber war angesichts des rflcksichtslosen Gewinnstrebens dieser Ge- 
sellschaft allgemein derart, dafi die Stadtvertretnng nahezu einstimmig 
beschlofi, in Zukunft neue Straßenbahnlinien nur auf Kosten der Stadt 
zu bauen und selbst zu betreiben. Ein Anfang zum stfidtischen 
Strafienbahnbetriebe wurde dadurch gemadit, dafi man für 5V| Mil- 
lionen Mark Aktien der „Berliner elektrischen Straßenbahngesellschaft** 
ankaufte und sich so deren zwei r>inien sicherte. Einen ähnUchen 
praktischen Kursus über die Aniiolimlichkeiten des Privatbetriebes 
von Straßenbahnen erhielt auch Hrcslau mit ähnlichem Erfolg. So 
sehen wir denn gegenwärtig' die (iegner der Strafienbahnverstadtlichung 
immer mehr in die Minderzahl geraten. 

Der Umstand, daß eine Straßenbahn durch mehrere Gemeinden 
hindurchfälirt^ bildet kein Hindernis für ihre Kommunalisierung. Ent- 
weder nimmt die Hauptgemeinde die betreffende Straßenbahn in ihre 
Hand und schließt mit den Nachbargemeinden, die sie diirchfährt. ent- 
sprechende \'erfrä<:e al», oder die mehreren (lemoindeii srlilioUen 
eip:ens zum Zwecke der Kommunalierung der Straiicnl)iiiiiieu einen (ie- 
meindeverband, wie die XOrorte Dresdens: Horsberg, Rockau, Hoster- 
witz, Nieder-Pagwitz. Wachwitz und Loschwitz, die sich dazu durch 
das Fallissement der Kummer-Werke gezwungen sahen und so den 
weiteren Ausbau und den Betrieb der Straßenbahnen bis nach Pillnitz 
übernahmen. 

Alles in allem ist der Prozentsatz der städtischen Straßenbahnen 
in Deutschland doch nur ein geringer, im Jahre 1902: 713 von 
4549 km. Es ist aber zu erwarten, dafi die Verstadtlichung der 
Strafienbahnen ein schnelleres Tempo anschlagen wird, je m^ man 
in weiteren Kreisen zur Erkenntnis der wirtschaftlichen Aufgaben der 
modernen Stadtgemeinde kommt*). 

1) Vcrgl. hierzu Deichen a. n. O. 

2) Ncueniinga sucht aie ja den Ausbau der üochbaiin zu verhindern. 

3) Vergl. die «uf dem enten deutflchen Stidtetag m DicMlen im Jahre 
1903 gdudtenen Vortrige der Oberbürgenneistar Dr. Adiekee und Beatler in 
„die •osialcD Ao^abeo der deutschen Stiidte", 8. 29 f. und 123 f. 
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Kapitel IX. 

Statistisches zur Entwickelung der Leipziger Straßenbahnen. 

Es betrug die ( lleislänjje sarntlirlier in Betrieb behniihclieii 
Strecken der Strulienl>aliiien «1er Stadt Leipzig: 

a) bei d«f Grofien Lei|Ndger Strafieabahn 



Jahr 



187:'. 

I8S<) 

1885 

1890 

1895 

189I5>) 

1900 

1902 



Streckenlänge 



eingleisig 


doppel- 
gleisig 


zusamnioit 


tn 


ni 


m 


15 550 


2 000 


17 550 


15 550 


2(KN» 


17 550 


0039 


22 96Ü 


29005 


1346 


35 345 


311091 


(145 


38 8."«> 


•A9 504 


607 


39 ÖüO 


40 2ü7 


3905 


M 713 


M706 


4033 


S2Ö22 


5n555 



Proz. 

dopjK'l- 
gleisig 



11,3!) 
1 1 ,31) 
79.20 
9633 

ns.3H 

98,50 
92.84 
9238 



b) bei der Leipziger elektrischen Straßenbahn: 



1806 


14 204 


13 704 


27 {m 


49.20 




i!ias,s 


33 5« 1 


, 52()15) 


(i3.7«) 


1902 


18238 


1 34411 


i 52 049 


65,36 



Die Betriebsmittel der Straßenbahnen waren 
a) bei der Pferdebahn: 



Jahr 


Wagen 


Pfade 


1B75 


40 


158 


IKSO 


48 


151 

542 


mS5 
181)0 


102 
142 


805 


1895 


172 


1013 



b) bei der Großen Leipziger Straßenbahn: 



Jahr 


Wagen 


Pferde 


Motor- 
wagen 


An- 

hä II ge- 
Wagen 


1896 
1902 


131 


473 


135 
275 


142 



c) bei der Leipziger elektrischen Straßenbahn: 



1896 
1902 



70 
130 



I 



50 
50 



VoltawiitKhaflt. wlrtMlnfhiiewMekÜ. Abhaadlnnipm. H. t. 
ltt*ritb«rK, Om V«kalUagoirafte Lai|iiigt. 
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Die Benutzung der StraJien bahnen in Leipzig zeigt folgende Tabelle: 



Jahr 


Kin- 
wohDer- 
nhl 


Fahi^iste 


• 

Bamme 
der Fahr- 
lEciuer 1 II 
Mark 


Fahrten 
auf den 
Kopf der 

völkcrung 


dafflr auf 

den Kopf 

f\f*r Ftp- 

völkeruDg 
iD Mark 


Kin- 
oahmeu 
auf )«den 

Fnlir;:a-t 
in Mark 


1885 
1900 


127 3S7 
149 U8l 
170 340 

3:.7 i'i'j 
am 909 
456 126 


2(>f»0 2fl4 
2 133 136 
8472529 

IC. fMH):.(;f; 

i2l 242 891 
63568406 


405 WÖ 
391 972 
1 127 376 

1 s_':> 147 

2 302 877 
4197 606 


1«).4 
14,3 
49,1 
1(5.5 
53,1 
140,8 


3, IM 
1 2,(i3 
t),62 
5.11 
5,76 
13,02 


19,45 
ia37 
13,30 
10.19 
10.84 
6.60 



Man sieht aus die.^er Zu.sininienstellung, wie sich die Hevüike- 
rung Leipzigs in steigendem Maße der Straßenbahnen bedient, und 
me dementsprechend die Ausgaben der Einzelnen für diese Art der 
PeraoneDbefOrderung wachsen, wShreod die Kosten der einzelnen 
«Fahrt fortgesetzt sich vermindern. Ebenso geben aacfa die auf jeden 
zurttdcgelegten Kilometer entfallenden Einnahmen stetig zurQck, vie 
sich aus der folgenden Tabelle ergibt: 



a) bei der Großen Leipziger Straßenbahn: 









Einnahmen 


Jahr 


Zunkkjie- 
Icgte Kilo- 


Einnahmen 
in Mark 


auf joden 
zuriickpe- 




meter 


legten Kilo- 
nieter 


1875 


518 821 


405 MS,— 


78,18 


1880 


.•)9S914 


391 972,— 


65.44 


1S8:> 


2 2!»:. 221 


1 127 37C..- 


49.12 


IHIK» 


3S»;i 729 


I 825 147.— 


47,27 




4 SSC. 353 


2 3(12 877,— 


47,C.l 


m*i 


5 412 378 


2 527 791.35 


4(»,7 


1897 


9 IST) 980 


3 539 tj2S.(i5 


38,() 


1S«»S 


1 1 171 


3til3;'.ül,35 


31.1 


1899 


12 972 711 


3 989 510,05 
4197606.75 


30.8 


1900 


13 957 412 


30,1 



1) Hier i^t die Einverleibung mehrerer Vororte vollcndcl: , wodnn h -ich 
mich <lno /nrückpeheii der Kciativ/iihlen der Fahrten und der Ausgaben Uatür 
für den Zeitraum 1NS,5 — 1890 erklärt. 

2) Die im folgenden Jahre atattfindende Einführung der elektriM^hen 
Straßenbahnen bewirkt innerhdb dnea Jahrfünftes die Verdrdfachung der Zahl 
d«*r Fsilirt'ä-to , (].agar«'n nur eine Verdoppelung? der Einnahmen, weil sogkich 
auch der lU rf.-Einhcit«tarif mit Umatcigcbcrccbtigung eingeführt ist. 
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b) bei der Leipziger Elektrisclien Straßenbahn: 



1886 
1897 

1808 
1899 
1900 



1668039 
8587533 

r):^ir)383 

6 205 913 
6666583 



521 490.81 
1031131,84 

1 32 1 mxiO 

1503 518,01 
1679225.90 



31.85 
29.81 

25,01 
25,82 
2^85 



Nach dem Sinken der Einnahmen auf die Wagenkilometer Ter« 
ringern sich auch die Dividenden. Sie betrugen: 

a) bei der Pferdebahn im Jahre: 



1872/73 


0 


Vnm. 


1884/85 


6 Pn». 


74 


±11 


■» 


86 


6 ., 


75 


i" 




87 


;v. 


76 


5 


♦ 


88 


7 


77 


4 


•« 


80 


7 


78 


4 


"» 


90 


7 


79 


3 


»> 


Ol 


6 „ 


80 


OT' 
- '8 


»• 


02 


4 u 


81 






03 


5 M 


82 


.) 




04 


6 


83 


6 




05 




84 


6 






b) bei der Gr. L. Str. 


c) bei der L. E. Str. 


lS9f) 


(i 


Pros. 


4 Ftos. 




18»7 


8 




4 




isas 


8 


,< 


4 .. 




1890 


8 


t» 


4 




1900 


7 


»• 


3 M 




1901 




»• 


2 .. 




1902 


5V, 


>• 


2 





Dabei betrug das Aktienkapital der Pferdebahn 4500000 M., das der 
Großen Leipziger Straßenbahn im Jahre 1896 6000000 M.; es vurde 
aber im Jahre 1899 auf 8000000 und 1900 auf 10000000 M. er- 
höht, wahrend das Aktienkapital der Leipziger Elektrischen Straßenbahn 
nach wie vor sich auf 6250000 M. stellt. Hierzu kommen noch an 
Obligationen bei der Großen Leipziger Straßenbahn im Jahre 1896 
7Ö00000 M., die sich im Jahre 1897 auf 10000000 M. erhöhen; bei 
der Leipziger Elektrischen Straßenbahn im Jahre 1897 3000000 M., 
von 1899 an 4000000 M. Außerdem sind bei beiden GeseUschaften 
noch weitere Kapitalien investiert. 

Der Börsenkurs der Großen Leipziger Straßenbahn hatte als 
höchsten Stand 2iM>. Anfang 1902 stellte er sich auf \'M. Anfang 
1904 auf 1 '>(>,;")(). Der höchste Stand l>ei den Aivtien der Leipziger 
F.lektrisclKMi Straßenbahn war 189, An&ng 1902 standen sie auf 67, 
Anfang 1904 auf 78. 

7« 
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Kapitel X. 

Zur Lage der Angestellten bei den Leipziger Straßenbahnen. 

Die Lage des bei den Straßenbehneii besehäftigten Personals 
ist durch die UntersttchiiogeD des Vereins fOr Sozialpolitik^) für einige 
Grofistftdte Idargestellt worden* Wir können uns bezOglicfa der be- 
treffenden VerbSltnisse in Leipzig im allgemeinen mit einem Hinweis 
auf diese zum Teil sehr ausflibrüchen Sdiilderungen begnügen, weil 
sie im wesentlichen anch hier zutreffen. Nur was die Hauptkategorien 
des Strafienbahnpersonals, die Schaffner und Wagenführer, anlangt, 
wollen wir noch einiges von den Leipziger Straßenbahnen liinziifügen. 

Im allgemeinen hat sich die Lage der Angestellten der Strafien> 
bahnen in Leipzig, seitdem diese mit Elektrizität betrieben werden, ge- 
bei^sert-). Als man über die Konzos^ionsl»o(linj,Mmgen der elektrischen 
Stral>enl)ahnen beriet, wurde im Stadtverordnetenkollcgium auch die 
Frage berührt, inwieweit der Rat bczw. die Stadttzeinoinde Eintlulj 
habe auf die Lohn- und Arbeitsverhältnisse der Angestellten der .Stnil-i ii- 
bahueii-'). Damals wurde wioderliolt betont. daU die beiden Straiicii- 
bahnen lediglich PrivatgesclLchaften seien, und daii die Verhältnisse 
ihrer Arbeiter lediglich ein Internum der (iesellschaften sei. \'on 
diesem Stamli»unkt au-i^oheml, Iteschloli man. sich um die Lohnver- 
hältnisse überhaupt nicht zu kümmern. Nur betreffs der Arbeitszeit 
wurde eine Bestimmung in die Konzessions vertrüge aufgenommen, die 
dahin kotete, dafi die Arbeitszeit in der Dienstordnung festzulegen 
sei. und daß diese der Genehmigung des Rates zu unterliegen habe. 
Dazu wurde in der Betriebsordnung bezflglich der Angestellten nur 
festgesetzt, dafi der Rat unter gewissen Umstünden von den Strafien- 
bahngesellschaften die Entlassung von Angestellten verlangen kann. 

Jedenfalls war es aber ein Felder, der Stadtgemeinde nicht das 
Recht vorzubehalten, auf die Arbeits- und Lohnverhültnisse bei den 
Straßenbahnen unmittelbar einzuwirken. Sonst wSre wahrseheinlieh 
auch der Ausstand bei der Leipziger Elektrischen Straßenbahn ver- 
hütet worden, in welchen deren Angestellte am 21. Oktober 18d9 
eintraten, weil die fJesellschaft sich ihren Forderungen gegenüber voll- 
ständig ablehnend verhielt. Diese Forderungen gingen in der Hauptsache 
auf Lohnerliöhnng, Bezahlung der Überstunden, Gewährung von 4 freien 

1) Scfarifken d. Voran« fOr Socialpolitik XCIX, 1002. S. 2S1 ff. 

2) Veigl. oben 6. 7Ü. 

3) Vergl. Protok. d. 8t.-V., Jahrg. 1895, S. 142 f. 
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Tagen im Monat und Herabsetzung der fiigliclion Dienststundenzahl. Die 
Direktion würdige das Schreiben der Lohnkommision ihrer Angestellten 
keiner Antwort. Sie mochte sich auch nicht dazu verstehen, vor dem 
Gewerbegericht zu erscheinen, wie sie auch die Vermittelung des Ober- 
bflrgenneisters abtolmte. Der AussUDd, in den die Angestellten in- 
folgedessen eintraten, maßte jedodi schon nadi dreitägiger Dauer für 
beendet erkUirt werden, weil die größere HSlfte der Streilienden die 
Arbeit wieder aufiiahm. Jedodi worden trotz des Mißlingens der 
Bewegung die Löhne etwas aufbessert and aach sonst kleinere Zo- 
gestSndnisse gemacht Eine weitere Aofbesserang der Lohne fand an- 
läßlich der Berliner Straßenbahnbewegnng im Jahre 1900 statt 

Jetzt bekommen bei der Leipziger Elektrischen Straßenbahn die 
Schafiher einen An&ngslohn von 70 M. monatlich, der in ca. 15 Jahren 
auf 105 M. steigt; die Wagenführer erhalten als An&ngslohn 80 M., 
und Steigal in denselben Zeiträumen wie die Schaffner bis zu 120 M* 
Dazu kcnmien als Trinkgelder im Durch^^chnitt V)ei den Wagenführern, 
besonders für Mitnehmen von rie])äck8tflcken auf den Vorderperron, 
noch jährlich ca. 60, bei den Schaffnern ungefähr 4(K) M.. so daß im 
Anfang das jährliche Einkommen eines Wagenführers ca. 1020 M. 
bezw. 114f). das eines Schafllners ca. 1240 M. betrügt'). 

Ahnlich, und zwar etwas besser, steht es mit den Löbnen bei 
der (irolien Leipziger Straßenbahn - i. 

Danach können die Lohnverhältnisse der Wagenführer und 
SchatVner der elektrischen Straßenbahnen Leipzigs nicht gerade als 
schlecht bezeichnet wenlen^). 

Mililicher steht es jedoch mit den übrigen Arbeitsbedingungen, 
insbesondere mit der Arbeitszeit, 

In dieser Beziehung sind die von dem KÖnigl. Kommissar für 
die elektrisdie Straßenbahnen erlassenen Bestimmungen maßgebend. 
Danach darf die Gesamtdienstzeit der Wagenfflhier und Signalwärter 
während eines Zeitraumes von 3 Wochen 200 Stunden nicht über- 
steigen. Die Dienstzeit darf an einem Tage, ohne Einschiebung einer 
größeren Ruhepause von mindestens 2 Stunden Dauer nicht mehr als 
12 Stunden betragen, bei Einschiebung einer solchen Ruhepause aber 

1) übrigens aihen e» auch die besten Elemente unter rlm Strnßonbahnnn- 
ge*te!hen lieber, wenn sip statt der TrinkgcMer eine Lohnerböhnriir t rhiclteti (de 
facto werden diese Trinkgelder ja indirekt den StraUcnbahngesellt>cbalten gegeben). 

2) Die Lohne weiden bei der Qroflen Leipziger Straflenbehn jede Woche, 
bei der Leipnger Etektriaelien Straßenbahn jeden Monat amgeialilt 

3) ZuimI es eich doch eigentlich um angelernte Arbeit lianddt. 



Digitized by Google 



- 102 - 



auch nicht mehr aU 14 Stunden. Nach liecndigunp der Tagesarlieit 
ist eine ge.schlos.sene Ruliezeit von 8 Stunden zu iiewidiren. Auch 
ist festgesetzt worden, daß die tägliche Dienstzeit in nicht mehr als. 
zw€i Perioden abzuleisten ist. 

Daß diesen Bestinnnungen. die dodi gewili in sozialiiolirischer 
Hinsicht nicht zu weit gehen, nicht iinnur genfigt worden ist, geht 
schon aus folgenden Dienstplänen der Stralienbahngesellsckaften hervor: 

Sommerftthrplan 1896 fOr die Linie Eutritzsch— Bayrischer Bahnhof 
der Grofien Leipziger Straßenbahn: 



Dauer der tä);liehen 

Gcsaintdicnsrzfit 



1. Tag V. 


biet 


N. 


7»« 
















13 StundcD 


16 Minuten 


2. „ 


6" 


»t 


V. 


10« 


a. 


N. 


1" b» N. lO*» 




13 


t» 


2 


t» 


3. it 


10" 




X. 


10" 
















11 


t» 


46 


t« 


4. „ 


.. 6" 


*t 




J4:. 


.1 


»• 




tt 




II« 




11 


tt 


14 


t« 


fi. „ 


« 6" 


n 




()" 
















Ii 


t» 


46 


». 


^ «t 


.. 6" 


«• 


V. 


II" 


tt 




2" 


tt 


«. 


IT' 




13 


t» 


2 


t» 


7, 


11'^ 


•« 


N. 


11» 
















11 


t« 


46 


M 


8. ti 
































9. „ 


V. 6" 


•t 


ffl 


21S 


•» 


t» 


6" 


tt 


*« 


lO»« 




II 


t« 


32 




10. ., 


7" 


M 




0" 
















II 


I» 


46 




11. .. 


• 


tt 


V. 






It 


2>r 


*i 


1» 


11" 




12 


t» 


34 


t» 


12. 




M 


N. 


IP» 
















11 


M 


28 


t» 


13. „ 


„ 7»» 


1» 


M 


2«» 


w 


tl 


7»! 


n 


n 


U" 




11 


t« 


32 


I« 


14. 


Reserve 






















6 


>• 






15. ,. 


frei. 































U. 8. Vf. 



Sommerfabrplan 1902 für die Linie Gohlis— Connewitz— Dölitz der 

Großen Leipziger Strafienbahn. 

Dauer d<>r täglichen 
ne-*uintdieiihtzeit 



1. Tag V. V " 


bii* 


N 




u. 


N. 






N. 


1 — 


IJ 




»; 


Miiiut«>n 


2. » 


„ .T- 


>i 


»• 




tt 






«t 


!• 




12 




ü 


M 


3. tt 


t. ö»* 


M 


ft 


6 














12 


tt 


6 


tl 


4. „ 


t. 


N 


V. 


II" 


tt 


f* 


5»» 


tt 


t« 


11«« - 


11 


II 


46 


tl 


6. „ 




tl 


tt 


7« 


tt 


V. 
N. 


II« 
3« 


n 
tf 


•> 


11'"/ 


11 


t» 


48 


1» 


6. „ 




tt 


X. 


II« 














12 


tl 


11 


tt 


m 

<> .« 


frei. 




























8. ,t 


V. 5" 


tl 




3" 


u. 


»« 


6« 


f» 


•• 


8'" = 


12 


II 


6 


«. 


9« tt 


M 6 


>> 




,<« 














\2 


»t 


0 


». 


10. „ 


6«» 


t» 


V. 


12"* 


It 


ti 


5« 


II 


tt 


II-" ^- 


11 


n 


47 


*• 


11- » 


6« 


tt 


»■ 


8» 


II 


«. 


12'» 


II 


1» 


2«! 


11 




47 












tt 


ti 


4~ 


tt 


•f 


1211/- 


H 


«« 
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Winterfahrplan 1S9G/97 für die Linie Hoiiiiier Bahnhof — (irolizschocher 

der Lcipzifrer Elektrisclien StraUenhahn. 

(Fahrzeit 49 Minuten, Haltezcit in Groü/^ciiMcbcr 15 Minuten, am Berlim r Buhnhof 

77, Minuten^ 

Dauer der t:iy.Iiohen 
(Tosamtdicn^lzei t 

1. Tag V. 5" bis V. 11*' u. S. 5** bis N. H« » 11 Stunden 47 Minuten 



2. 


n 


„ 11" 


»» 


N. IT" 












12 


n 


2 


t« 


3. 


tt 




«« 
















12 


» 




n 


4. 


•t 


,. 5« 


la 


V. 


11" 




5« 


M 


II- 




II 


>• 


44 


«• 


5. 


»» 




>' 


N. 


11" 












12 






»» 


6. 


t» 




M 


•« 


6" 












12 


•« 




n 


1 ■ 


*• 


r>=" 


*• 


V. 


11" 


<» <• 


->•» 


» 






11 


!• 


53 


tt 


8. 




. 11" 


M 


X. 


U" 












12 


*• 


1 


♦» 


9. 


f» 


trci. 


























10. 


f. 


V. 5*» 


»T 


tl 


5" 












12 


»• 




» 


II. 


»• 


. 5" 


n 


V. 


11" 




5" 


f» 


11" 




11 


f» 


23 


»» 


12. 


»» 


„ 11« 


1» 




II»- 












12 


»» 


1 


II 


13. 


»» 


r 6 


n 




G 












12 






n 


14. 


»» 


Ö" 




V. 


12" 


f »» 


6*» 


»♦ 


„ 10 




9 


»« 


53 


tt 



Sommerbhrplan 1003 auf einer anderen Linie der Leipziger 
Elektrischen Straßenbahn. 

DaiKT (Ifir tä<rlichen 
Ge»arotdienfltzeit 



1. Tag Keservc von V. 5 bis N. 8 

2. V. 5«* bis V. 9«« u. V. 12 bis N. 6"^ 10 Stunden 42*/, Minuten 



a 


T' 




tt 


N. 12» 


»» 


N. 


2?r5 






10 


H 


46 


t» 


4. 


N 




tt 




II 


♦» 


4*7.6 


»» 




10 


»♦ 


43% 


II 


5. 


f* 


•I 'f 


»> 


V, 9'' 


91 


fi 


1 


1» 


„ 9 = 


11 


f1 


44 


n 


6. 


t« 


.-.» 

•t 


II 


X. 3" 


tt 




50T.» 


II 


.. 7'» - 


11 


II 


r»r/. 


»• 


7. 


11 


v* 

ft ■# 


tt 


1** 
»• * 


t* 




8 


«» 


,. II» - 


11 


II 


&5 


M 



8. tt ffci* 

In Wirklichkeit werden nicht einmal diese Dienstpläne streng 
innegehalten, so dafi das Personal noch unbezahlte Überstanden zn 
leisten hat. Manchmal bleiben so nur 4—5 Stunden Nachtruhe flbrig. 
Ohnehin ist die gewöhnliche t&gUche Dienstzeit in Anbetracht des 
Körper und Geist gleichmfifiig anstrengenden Dienstes als fibermftBig 
lang zu bezeichnen. Allgemein wird auch von dem Personal eine 
bessere Dienstemteünng gewünscht Denn was soll ein Angestellter 
Tiel mit einer zweistündigen Ruhepause anfangen, wenn er von und 
zur Dienstantrittsstelle eine viertel bis eine halbe Stunde zu gehen 
h;it. Nocil schHmmer ist das, wenn die täuHclie Dienstzeit fiar in drei 
Teilen zu leisten ist Ein großer Übelstand ist ferner, daß die Pausen 
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an den Endstationen nicht immer lang genng sind, denn es ist zu 
berflcksichtigen, daß innerhalb dieser Pansen der Wagen gereinigt 
und ein eventuell mitgenommener AnbSngewagen auch rangiert werden 
mufi. Zur Verrichtung der Notdurft bleibt dann oft kaum Zeit übrig; 
dazu fehlt es sogar an einigen Endpunkten an BedOrbiisanstalten. Auch 
mufi das Essen wShrend der kurzen Haltepausen eiligst verBchlungen 
werden. Daß dabei Hagenbeschwerden und Nervenleiden auftreten, 
ist kein Wunder. Die dauernden Einflösse der Witterung verursachen 
daneben Rheumatismus, das unausgesetzte Stehen bei den Wagen- 
führern Beinkranklieiten und Zugluft iu V'erbindung mit Witterungs- 
einwirkungen Augenleiden >). Die Leute sind wirldicb zu bedauern. 

Kapitel XI. 

Schlußbetrachtungen. 

Zu einer Beförderung von Leichen, Gatem, Strafienkehricht, 
Kloakeninbalt usw^ wie eine solche von Gemeinde und Staat seit den 
allgemeinen Bedingungen vom Jahre 1881 immer wieder ins Auge 
gefoßt wurde, ist die Straßenbahn in Leipzig nodi nicht in Anspruch 
genommen worden. Dieser Frachtverkehr wflrde sich vorzflglich für 
die Nachtzeit eignen. Dabei wSre eine Störung der nSchtUdien Ruhe 
um so weniger zu befürchten, als man anf den einzelnen Linien nur 
wenige Wagen und zwar in Iftngeren Zflgen und langsamem Tempo 
verkehren zu lassen brauchte. Aber auch bei Tage könnte auf den 
Hauptlinien in bestinunten längeren Intorvalleii ein Gepackwairen, viel- 
leicht als Anhängewagen, laufen. Dadurch wflrde die Belästigung der 
Fahrgäste durch die jetzt auf den Vorderperrons mitgeschleppten, oft 
sehr umfan^cichen (lepäckstncke vermieden worden und aller Wahr- 
scheinlichkeit nach auf der ötraßenbabn sich ein reger Gepftckverkehr 
entwickeln 

Hat man auch den (iülerx erkehr auf der StraLleiibalm in Leipzig 
nocii nicht eingeführt, so hat sich iiier das Straßenbjüiinvesen doch 
extensiv weiter entwickelt. Es ist iiäiiilicli in den letzten Jahren zu 
den beiden Leipziger Straßenbahngesellschaiten noch eine Aulienbuhn- 



1) Die Gruiie Leipziger Slriißenbabu hat eiuu mgeue Betriel>skraiikt'iika>He, 
während die Angeatellten der Leipziger BlektrisdieD Straflaibahn bd der Leipziger 
Ortahrnnken ka w e versidiert eind. 

3) Gütorvorkohr findet statt z. R. auf der DampfstmAenbalui sa Nonm« 
bürg und der elektriflchen ötraAcutMÜiD zu Meiflen. 
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gesellschaft hinzugekommen'), welche die Orte Wahren und (iautzscl» 
mit der Stadt verbunden hat. Sie ist von der Bankfinna Becker u. Co. 
zu Leipzig und der Gesellschaft für elektrische Unternehmungen zu 
BerÜD gegründet, denselbeo Finneo, welche die Leipziger Pferdebahn 
in die Große Leipziger Straßenbahn umgewandelt haben. So ist es 
erklSrlidi, daß die neue GesellBcfaaft mit der Großen Leipziger Straßen- 
bahn in innigem Konnex steht Sie bekommt von dieser die elektrische 
Energie geliefert und benutzt auch teilweise die Gleise dieser Gesell- 
schaft Die beiden Aufienlinien selbst auszufahren, hatte die Große 
Leipziger Straßenbahn abgelehnt mit der Begründung, daß das unter 
den bisherigen Konzessionsbedingungen ein zu großes Bisiko zu sein 
sdiiene. 

Überblicken wir die Entwickelung des Personentransportgewerbes 
in Leipzig, so bemerken wir, wie anch darin eine Vereinheitlichung 
des Bedarfs ^) eingetreten ist Ende der 30er Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts gibt es da Sänften und alle die an Aussehen und an Lei- 
stungsfrdiigkeif ganz vf'rs<'hif'(lfMi('n (iespajiiio der Li)hnkuts('her. Jetzt 
hahen wir nur noch zwei iv lassen von Tiixameterdroschken, woljei die 
zu jetler Klasse geliorenden (icspannc einander ähnlicli sehen wie ein 
Ei dem andern, sodann die ganz nindfriien elektrischen Straßenbahnen, 
in deren Wagen der Arbeiter neben dem Geheimrat für 10 Pf. 
stundenweit fahren kann. 

Bei den Sänften diente noch die menschliche Kraft als Motor, 
jetzt leitet der Mensch lediglich die Triebkraft, welche bei den Droschken 
noch immer eine tierische, bei den StraUenbahnen dagegen schon eine 
elementare ist 

Daß auch bei den Droschken die Pferde durch eine elementare 
Triebkraft ersetzt werden, ist nur noch eine Frage der Zeit Denn 
immer mehr erweitert sich der Wirkungskreis des Automobils, das 
aus einem rein sportlichen mehr und mehr zu einem praktischen 
Kulturzwecken dienenden Fahrzeug sich entwickelt Schon sind in 
einigen deutschen Städten, wie Berlin, Köln und Stuttgart, Automobil- 
droschken ^gefOhrt*)' Allerdings haften diesen noch mancherlei Unan- 

1) Vcrgl. hierüber Schanz, Leipziger Aul^onbahncn. Leipzifr 15)00. 

2) Vt-rpl. Sombart, 1)it iiiodcnif KiiiiitaliHnnii». B<1. II, S. ff. 

3) Vielleicht i^t dan Autuiuubil uuch berufen, auch den elektriüchon .Siralk*u- 
bahnen sdiarfm Wettbeimb wa aMehen. Sind doch flchon Antomobikflge sa- 
•amouDgMteUt — vor allem von dem fnmzdsiiwben Obersten Renard — , bei 
denen eine Lokomotive von 50 bis 60 Pferdekiiften mdirere Waggon* auf 
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nehinlichkeiten an. die ihre allgemeiiio Kintülnuni; einif^crmaljcn er- 
schweren. So niciit sowohl ihre K()>tsiiieli^'keif als ihr vielfach noch 
zu geräuschvoller Gang und die Kompliziertheit ihres Meclianisnius. 
Doch wird von der hochentwickelten Automobilindustrie unausgesetzt 
und mit Erfolg') an Verbesserungen gearbeitet. Auch soll Zeitungs- 
nachrichten zufolge der berOhmte amerikanische Erfinder Edison in 
der Lage sein, die Menschheit in nächster Zeit mit einem in jeder 
Hinsicht vorzfiglichen Automobil zu beglQdcen. 

FOr unser Automobilzeitalter war es fibrigens in mehr als einer 
Beziehung eharakteristisch, dafi im Demzember 1903 bei der Beerdigung 
des Barons Arthur v. Rothschild zu Paris hinter dessen Leichenwagen 
sein umflortes Lieblingsautomobil gefahren wurde, so wie man wohl 
hinter dem Sarge eines Fürsten oder Feldherm das herrenlos gewor- 
dene Lielilinf^sjjfenl einher zu führen i)fle.ijte. 

Die Einfühning des Automobils in das Droschkengewerbe würde 
aller Wahrscheinlichkeit nach bei diesem den Zwergbetrielien den 
Garaus maclien und das Aufkommen von (irollbetriebon begünstigen. 
Denn einmal würde die Anschaffung uinl Benutzung eines Automobils 
dem sell)stfahrenden l)rosclikenl>e>itzcr. wie die Verhältnisse einmal 
liegen, wegen der Ilöiie <les Kaufpreises uml der Kmptiiidliclikeit des 
Mechanismus in den meisten Fällen uninTtglich >ein. andeitM'-tMi- würde 
mit der Aliscliaffung der Pfenle auch der einzige \"()rteil. den der Klem- 
betrielt angel)licli nocli liat. die liessere Pferdeptiege, in Fortfall kommen. 
Daß aber das Aufkommen des (irolibetriebes auch für das Droschken- 
gewerbe einen sozialen Fortschritt bedeuten wurde, haben wir oben-) 
nachgewiesen, und es ist nicht mehr zweifelhaft, daß auch für die 
Allgemeinheit die Einfflhrung der Automobildroschke nützlich sein 
würde. Ein Automobilgesetz, in dessen Beratung man bei den gesetz- 
gebenden Faktoren schon eingetreten ist, wird dazu wesentlich bei- 
tragen, indem es insbesondere das zu schnelle Fahren verhindert Die 
griifiere Inanspruchnahme des Straßenpflasters durch die Eisen der 
Pferde wflrde fortfallen und damit auch der Großstadtlilrm etwas ver- 

ganstigem Terrain mit einer Geiichwindigkdt bi» so 25 km in der Stunde fort- 

/.iilx-wfgrii verniRg, u-ol>ci (li<* Wa^r^ons der Ijolconiotive in den Kurven ho genau 
fulgcn nl?* lirft'M «ic in misichtbari'ii SchioiuMi. 

Jj Auf den letzten Aulomubilaunstellungin zu Pariä und Leipzig waren 
schon Vehikel zn mben, die nn GeriUuchloHigkcU bei »icheratem Gang und 
genauester Lcnlcfahigkeit nichts su wQnnchon übrig ließen. 

2) 6. 35. 
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rindert worden. „Es ist denkbar, daü das Pferd gänzlich auf den 
Auästerbeetat gesetzt wird"'). 

Wir erleben also einen I'l)ergang vom Oi t^anischcn ziiiii AnorLrn- 
ttischen auch bei den Personenbeförderungsmittcln. Ein (ilück ist es 
da, daß es dadurch zugleich ermöglicht wird, den Großstadtbewohner 
in anderer BeKiehnng dem Qrganisdien, der Natur wieder nahe zu 
bringen. Denn die elektrischen Straßenbahnen setzen auch weniger 
wohlhabende Leute in den Stand, weit vom Zentrum der Stadt in 
gesunderen VerhSltnissen zu wohnen. Sie b^nstigen damit zugleich 
die CitjrbUdung in den Großstädten*). 

Wie die Entwicklung weitergehen wird, ist nicht abzusehen. 
Man hat erkannt daß die ungeheuere Menschenanhäufung in den Groß- 
städten viele Schattenseiten hat Andererseits wird behauptet z* B. 
von dem Skandinavier Steifen, daß Städte von 100000 Einwohnern 
vollkonimen ausreichen wQrden, alle KulturbedOrfhisse des modernen 
Menschen zu befriedigen. 

Es macht sich ja auch schon ein Zug aufs Land bemerkbar-'). 
So ist neuerdings 50 km nordwärts von London auf einem H)(M) ha 
groBen (ielände eine dartenstadt begründet worden. Die Hesiedlung 
soll auf der Grundlage des Erbbaurecbtes erfolgen. Von den i\ Mill. 
Mark ( iruiiderwerbskoston sind bisher '2 Millionen Mark in Anteilen 
von 1<KM.» M. ausgegeben. Man rocliiier auf eine Ansiedlung von etwa 
i>UO0 Personen innerhalb zweier .lalire '). 

Auch in Perlin machen sich ähnliche Pcstrebungen geltend. An- 
finge zu einer ( iartenstadt bestehen schon in der Nähe von Oranien- 
burg. Diesen Pe.Ntiebungen komnioii die WtsucIic entgegen, welche 
man neuerdings mit elektrischen Schnellbahiieii gemacht hat. (ilaubt 
man auch, von der Erreichung einer Schnelligkeit von 200 km in der 
Stunde fiSr den gewöhnlichen Bahnbetrieb absehen zu mflssen, weil 

1) 8o Sombart a. a. O., Bd. I. S. 582. Schlecht ■timmt dasa allerdings 
die Tatsache, daß der preul'>isoho Staat noch 1900 für ein Pferd xn Zucbl- 
Kwccken 4r»0<J<x) y\. an^L'f'gclK'ii hat. 

2) Die C'iiybildung auch in Leipzig zu bcubnchten. wohnten hier 
in der inneren Stadt in den Jahren 1871, 187», 1880. 1885, 1890. 1895. 1900 
bexiehentlich 2»210, 24401. 24ia'>, 23016. 22551, 196S0, 16958 Meniichen, alM> 
mit jedem Jahrfünft prh<'l)Ii( Ii wenif^pr. 

'A) So auch Ijci der iiidiiHtri«», i!>nn <\o wird ihirch dit- ^tädtischo (triind- 
rentc lK>M>nderB («tark belastet, und zwar sowohl unniitielbur durch die hohen Grund- 
und Bodenpreiie de» Fabrikterrains ab aooh mittdbar durch die Belaatang de« 
ArbciterbndgeC» durch hohe Wcdinungtimieten u. s. w. 

4) Sociale l*nixi« vom 10. Dezember 1903. 
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dazu ein voUstäudig neuer stärkerer Unterbau nötig ist, so haben doch 
in letzter Zeit Versuche mit gewaltigen Dampflokomotiven auf gewöhn- 
liehen Bahnen Deutschlinib m der Hoffnung Anlafi gegeben, schon in 
naher Zukunft mit der Einrichtung solcher besonders schneller Zttge auf 
einzebien dazu geeigneten Strecken vorgehen zu ktanen. Diese ZOge 
sollen 130 km in der Stunde znrficklegen. Sie wQrden es ermöglichen^ 
m ca. 25 Minuten eine 50 km weit entlegene Gartenstadt zu erreichen 
Es ist denkbar, daß es so zur Bildung von GeschflftsstSdten, umgeben 
von einem Kranze von kleineren Wohnstädten, kommt. Von einer 
Entvölkerung des flachen Landes würde bei einer richtigen Eisenbahn- 
potitik dann sicherlich weniger die Rede sein können. Jetzt gibt man 
vor allem dem Industrialismus die Schuld an dem ungesunden Zuge 
nach der Stadt den man in Deutsehland wie in England, Frankreich 
und anderen Ländern beobachtet Daß dieser aber nicht die notwen- 
dige Folge des Industrialismus ist, zeigt das Beispiel Belgiens. In 
diesem hochentwickelten Lande merkt man nichts von einer Entvölke- 
rung der ländlichen Bezirke. Wohl aber kann man Tag fiir Tag zehn- 
tausende von Arbeitern im ganzen Lande sich aus meilenweiter Ent- 
fernung her in (h'e Städte ergießen sehen. wiUirend sie abends wieder 
auf das L-uid zurückkommen, wo sie ihr (iärtchen. auch wolil ein Stück 
Land haben. Aber Belgien hat auch die billigsten Eisenliahntarife in 
Europa, und auMertkMu gewährt es seinen Arbeitern darin noch Er- 
mäUigungen, die in I'reulien und Sachsen an maßgebenden Stellen ein 
Schütteln des Kopfes erregen würden. Der Arl>eiter kann da auf seine 
Wochenkarte sechsmal hin und zurück unter dem Preise für eine ge- 
wöhnliche Rflckfahrtkarte Jahren! Fflr 50 km z. B. kostet die Wochen- 
karte eines Arbeiters 2,25 Frs., wflhrend andere Passagiere für eme 
einzige Rflckfahrtkarte III. Klasse 8,05 Frs. zahlen. 

Diese vemflnflige Eisenbahnpolitik hat zur Folge gehabt, dafi 
trotz des „Industrialismus"* in Belgien die Städte nicht zu Riesen- 
ungdieuem anschwellen, welche das ganze Land aussaugen; sie schafft 
eine seßhafte ArbeiterbevOlkerung in weitem Bogen um die großen 
Stftdte, gibt den Landbewohnern direkte Abnehmer und, wenn Not an 
den Mann kommt, auch Arbdtskrfifte. 

1) So kAnnte man in weniger «b» einer halben Stande von Ldpdg bw 

Naumburg: 53 km, Zeitz: 45 km, Gößnitz hinter Altenburg: 54 km, Leisnig: 
n.'i km, OschatE: 53 km, Toigan: 51 km, Grifenhaindien hialer Bitterfeld: 47 km 
fahren. 

2) Der doeh in Wirklichkeit nicht zum wenigsten anch durch die fort- 
dauernde AnüBangong der kleineren landwlrteehnften Betriebe in die Orofibetriebe 
und die achleehte Lage der Arbeiter bei diesen Tcnmacht ist. 
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Wie mancher Arbeitslose wflrde nicht im Sommer aus der Groß- 
stadt tlc^ich in die Provinz hinansfidiren, oder aodi zu Anfang der 
Woche, um draafien zn arbeiten, wenn nur die Eisenbahnfahrt nicht 
80 teuer wSre. Denn nicht Monate hindurch will ein solcher Arbeiter 
auf dem Lande bleiben, er will Sonntags wenigstens bei den Seinen 
in der Stadt verweilen, womOglidi auch einmal in der Woche, damit 
er sich nach seiner gewohnten T&tigkeit umsehen kann. 

Wie viele Arbeiter, kleine Beamte usw. würden nicht ganz auf 
dem Lande wohnen wollen, meilenweit von den Großstädten entfernt? 
Aber dann muß es eben zweierlei in Deutschland j^clxii: liillitr<' 
KiHenbahntarife und schnellere Fahrt für die Vorortzüge, die für 
ÖO km keine Stunden brauchen dürfen V). 

Viel zu prophezeien ist hier besonders mißlich-'). Aber wie 
sich aus der kleinen Probebahn der Berliner (lewerbeausstclliinj^ von 

der elektrische Straßenl)ahnbetrieb. aus doii Vorführunf^cn Kdisoiis 
in Paris iss] die elektrische (llühlirhtl)eleuchtung. aus der Kratt- 
betriel)>aiilai;e der Frankfurter Ausstellung von ISül die Elektrr)- 
technik in einem ihrer wichtigsten Zweige entwickelt hat, so wird mau 
in gleicher Weise den zukünftigeu elektrischen Schnellbetriel) der Voll- 
bahnen von den Berliner Schnellfahrten von UK)3 licileiten. 

Jedenfalls würde eine Eisenbahnpolitik in der angegebenen Rich- 
tung in Verbindung mit einer guten Entwicklung der Straßenbahnen 
für die Stidte und damit für das ganze Land dne gesunde Zukunft 
zeitigen helfen. 



1) TefgL Sombart a. a. O., Bd. I, 8. ttl8. 

2) VeifL Clemens H«iA, Wohnungurefonn und Lokalverkehr, pawiro. 
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Das Dienstmannsgewerbe. 



Kapitel I. 

Die Entwicketung des Diensimannsgewerbes. 

Zu den Gewerben, welche sich in Leipzig wie in anderen Städten 
erst in neuerer Zeit differenziert haben, fjehört das der Dienstninnner. 
Zwar fjab es hier schon seit Jahren Leute, die irefzen Entfielt (;e<.;en- 
stände nilci- Niichrichtcii für jedermann besoi LTti'n. aber als selbständiizen 
Beruf Huden wir das erst seit dem Jahre 1>^<11. \ orher wurden die 
Tritijj;keiten. die jetzt den Dienstnumnsberuf ausmachen, von anderen 
Leuten neben ihrer eigentlichen Beschäftigung besorgt. So waren in 
früherer Zeit, als nocii nidit die Kohlen so allgemein als Heizmaterial 
(beuten, die damals so wichtigen Ilol/.kleiiuiuicher, welche besonders 
auf dem Fleischerplatze ihren Stand hatten, gegen ein (ierhiges gern 
bereit, eine Bestellung auszurichten, ein Paket fortzuschaffen, oder 
lieim Umzug, wenn solcher mal vorkam, zu helf^ Als die Droschken 
immer mehr aufkamen und ihnen Konkurrenz machten, &nden die 
am Naschmarkt stationierten Sänftenträger, die ohnehin deraitigen 
Kebenbeschftftigungen nachgingen, immer mehr Zeit zu Boten- und 
anderen vorQbergeAienden Diensten. 

Überhaupt gab es auch in Leipzig schon immer Individuen, die 
keine regelmäfiige Arbeit finden konnten oder zu solcher wenig Neigung 
hatten, sog. Eckensteher, die gern die Geschäfte emes Dienstmannes 
besorgten und daraus ihren Lebensunterhalt zogen. 

Da aber die Stadt andauernd wuchs, zeigte sich immer iii<!i!- 
das Bedürfnis nach einer Organisation von Leuten, die jederzeit inul 
an mehreren Orten sich bereit fanden, Nachrichten oder Gegenstände 
für das Publikum zu transportieren und so das Dienstmannsgewerbe als 
llauptgewerbe zu betreiben. Als in anderen Städten, wie z. B. m 
Dresden, ein Dieustmannsinstitut sich bildete, schlössen sich die ver- 



4 
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schiedenartigcn Elemente, die bis dahin dem Publikum solche Dienste 
nur gelegentlich geleistet hatten, im Jahre 1861 auch in unserer Stadt 
zu dem ,^acktrllger-In8titnt^* zusammen, und es dauerte nur wenige 
Wochen, so gab es daneben schon einen „Paektriger- Verein**. 

Sofort b^ ihrem Entstehen wurden diese Institute unter behördliche 
Aufeicht genommen, zur Aufstellung eines Reglements fttr ihre Mit- 
glieder und eines Tarifs veranlaßt und diese bestätigt 

Wollte jemand in ein Dienstmannsinstitut aufgenommen worden, 
so mußte er darum an den Rat der Stadt ein Gesucli richten. Wurde 
dem entsprochen, so hatte er auf N'orladung mit dem Institutsvor- 
steher an Riitsstellc zu erscheinen, dort sich zur Übernahme der 
Funktion als Mitglied des Instituts bereit zu erklären und nach einer 
gesetzlichen \'erwarnung mittelst Handschlags an Eidesstatt dem 
Magistrats(lei)utierlen zu geloben, dali er sich unter genauer Be- 
achtung der Landesgeset/.e und Landesverfassung dem In^-titut^reiiic- 
ment und sonstigen Anordnungen seiner X'orgesetzfen allenthalben ge- 
mäU verbalfen und seine Funktion als Mitglied des In.-tituts nach 
bestem Wissen und llewi.-^sen verwalten wolle. Es wurde ihm ilaltci 
auch ej^ilhiet, dalj eine solche Vei pilichtung an Eidesstatt einer förm- 
lichen, eidlichen Verptiiditung gleiciikänie. 

Trotz dieser mächtigen (iewissensschärfung schien es doch schon 
bald, 1863, geraten, Zuwiderhandlungen gegen diese Verpflichtungen 
mit einer Geldstrafe von 1 bis 10 Talern oder entsprechender Gefängnis* 
strafe zu bedrohen. 

Mit dem Jahre 1863 ging die obrigkeitliche Aufsicht Ober das 
Packtrilgerwesen, zugleich mit der Ober das Droschken wesen, vom 
Rate der Stadt an das Polizeiamt Ober. Der Rat behielt sich aber 
die Bestimmung der Stationsplätze vor, d. h. der Plätze, an denen be- 
stimmte Packtriger die Aufträge des Publikums zu erwarten hatten. 
Auch blieben die Aufsichtsbeamten des Rates angewiesen, den durch 
die Packträger vermittelten Verkehr mit zu überwache 

Das pMÜ/eiamt hielt von vornherein an dem Grundsätze fest, 
nur solide, unbescholtene, und namentlich wegen Eigentumsvergehens 
nicht vorbestrafte Personen als Packträirer und Dienstmänner zuzu- 
lassen. Vor allem war dieser Grundsatz natürlich anzuwenden bei 
der Bestätigung der Institut.>vorsteher. Man gint( von der sehr rich- 
tigen Erwägung aus, dem Publikum niü>sc eine gewisse (iarantie für 
die Zuverlässigkeit der Dienstniänner gelioten wenlen. wenn das Poli- 
/.cianit die Kontrolle über sie ansüitte. Denn sonst wäre es lie»er, 
es stellte die Kontrolle ganz ein, da dann das Pubhkum wenigstens 
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wüßte, (laü es sich im einzelnen Falle selbst von der Solidität des 
Beauftragten überzeugen müsse. Damit würde aber der Hauptzweck 
der gauzen Packträgerinstitute illuborisch werden. 

SdiOD 1863 waren anfier den bereits erwähnten Instituten noch 
3 weitere vorhanden: das Dienstmannsinstitut «^Expreß*', der „Arbeiter- 
verein** und der Hl^ieMtmannsverein**. Zwedcs Erleichterung der 
Kontrolle, wurde, da allerlei Klagen Ober die Dienstmfinner laut 
wurden, auf Anregung der Kreisdirektion eine Verschmebeung der 
5 Institute in 2 versucht, aber ohne Erfolg, denn die Mehrzahl be- 
hanptete, unter den bestehenden VerhSltnisaen ihr gutes Auskommen 
zu haben, und man meinte erwarten zu kOnnen, daß man sie im Be- 
sitze der einmal gewährten Rechte lasse. 

Uni Übervorteilungen des Publikums vorzubeugra, wurde im 
Jahre 1H()4 jedem Dienstmann zur Pflicht gemacht, stets eine Taxe 
bei sich zu führen und auf Verlangen vorzuzeigen, anrh dem Auf- 
traggeber unaufgefordert eine mit seiner Nummer und Angabe des 
bezahlten lietrages versehene Marke auszuhandigen. 

Für die von den Packtriigern verursachten Schäden haftete der 
Institutsinhaber ziiiiächst unbeschränkt. Später wurde eine bestimmte 
( inrantiesumnie fcstgcsclzt; so im .lahro lsr>S für den Inhaber des 
Leipziger rackträgcrin^titiits der Betrag von 'M) Talern. Die Instituts- 
vorstehcr konnten ^ich natürlich ihrerseits an dem betretTenden Dienst- 
mann .scliadhis halten. — wenn bei diesem etwas zu holen war. 

Tnter (h n Dienstmann.sinstituten wurde von der Hehördc als das 
zweckniälligste der „Expreii" anerkannt, weil er allein seinen Leuten, 
welche die Einnahmen an die Institutskasse abzuliefern liatten, festen 
Lohn zahlte und sie gehörig beaufsichtigte, während die fibrigen Ver- 
eine ihre Mitglieder mehr sich selbst flberließen. Da behielten nftmlich 
die Packträger ihre Einnahmen fflr sich und bezahlten nur einen be- 
stimmten Betrag f&r Benutzung der Gerftte und einen wöchentlichen 
Beitrag an die Institutsinhaber resp. Vereinsvorstände. Diese waren 
dabei meist zufrieden, wenn sie die so eingehenden Beträge ein- 
heimsen konnten, während der „Expreß** ein Interesse an der Hohe 
des Verdienstes und folglich auch an dem Verhalten seiner Instituts- 
mitglieder hatte. 

Der größte Übelsrand war der, daß Leute, welche aus begrfindctcn 
Ursachen aus einem Institut entlassen worden waren, oft anstandslos 
von einem anderen aufgenommen wurden, nicht im Interesse der Zucht 
innerhalb der Institute und des Wohles des riiblikums. Vor allem 
wurde auch darüber geklagt, daß nicht für jedes Institut eme dem 



Digitized by Google 



— 113 — 



ütieiitlidien Bedürfnis entsprechende Mitgliederzald bestimmt worden 
wai-. Um den daraus hervorgehenden Unzuträglichkeiten abzuhelfen, 
setzte das Polizdamt im Jahre 1869 als Haximalziffer fest: fflr das 
Packtrfigerinstitat, das IBü, den PacktrSgerverein, der 160, nnd das 
Dienstmannsinstitut das 80 Mitglieder hatte, je 100; fflr den Arbeiter- 
verein, zu dem 20, nnd den Dienstmannsverein, zu dem ebenfalls 
20 DienstmAnner gehörten, je 50 Mitglieder. Über diese Zahl hinaus 
durften die einzelnen Institute keine Leute aufiiehmen. Im ganzen 
wurden so für die damalige Einwohnerzahl von ca. 95000, 400 Dienst- 
mSnner fflr ausreichend erklärt, während in Wirklichkeit 460 vor- 
handen waren. 

Einzelne Packtrflger, sog. „Wildem die nicht einem Institut oder 
Vereine angehörten, wurden der besseren Aufsicht wegen grundsätz- 
lieh nicht zum Gewerbebetriebe zugelassen. Schlössen sich mehrere 
zu einem Institut zusammen, so konnte das nach dem sächsischen 
Gewcrltesosefz vom l.'>. Oktober l^Ol von einer behördlichen Autori- 
sation nicht abhilnjjig geniucht werden. Dagegen bestimmte eine spätere 
Verordnung vom l')?. Juni IMOH: „Die Urtspolizeiljchörde ist berechtigt, 
dem von ihr verptbclitctcn Personal oder den Angehörigen gewisser 
von ihr autorisierter Institute der vorstehenden Art (d. h. Lohndiener, 
Fremdenführer, Ausläder, Packer usw.), das ausscldieliliche Recht zur 
Fidirung l)esonderer Namen und Abzeichen, sowie zum Tragen be- 
somlerer Kleidung beizulegen." 

Noch weiter ging die iJewerbeordnung für den Norddeutschen 
Bund vom 21. Juni 1.SG9. Nach dieses Gesetzes unterliegt der 
Regelung dnich die Ortspolizeibehörde das Gewerbe derjenigen Personen, 
welche auf OfliB&tiidie& Straßen oder FUttzea ihren Dienst anbieten. 
Danach ist die Art der polizeilichen Anordnungen nicht beschränkt, 
sie können sich nicht nur auf die Ausflbung dieser Gewerbe, sondern 
auch auf die Zuhissung dazu durch Prflfung und Konzession er^ 
strecken. 

Femer ist, nach § 76 der Gewerbeordnung, die Ortspolizei in 
Cberemstimmung mit der Gememdebehörde befugt, fflr Personen, 
welche auf öffentlichen Straßen oder Plätzen oder in Wirtshäusern 
ihre Dienste anbieten, Taxen festzusetzen. Und nach § 148 No. 8 
desselben Gesetzes wird zu Geldstrafe bis zu 150 M. und im Unver- 
mögensfalle mit Haft bis zu 4 Wochen be>traft, . , . wer bei dem Be- 
triebe seines Gewerbes die von der Obrigkeit vorgeschriebenen oder 
genehmigten Taxen überschreitet. 

Volkswirtschaftl. u. »in». hnft-^'fs< hichtl. AbhiiiidllUtKeil. U. 1. 8 
.Sternborg, Dm Vurkehng«worbu Loifu^. 
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Eine Verjitliclitung der einzelnen Mitf^lieder der Institute findet 
seit dem Inkrafttreten der Gewerbeordnung nicht mehr statt: die Vor- 
stände liahen lediglidi noch die Pfiieht, jeden von ihnen angenommenen 
Packträger dem PoHzeianit anzuinehlen, worauf die Eintragung seines 
Namens in das daselbst geführte Register erfolgt. Im übrigen haben 
die Vorstfinde für Ordnung in ihren Instituten zu sorgen. Das Ver- 
hfiltnis zwischen den Vorstehern resp. Inhabern des Institutes zu den 
Mitgliedern ist dabei ein rein privatrechtlidies. Eine Kflndigungsfrist 
bei eventueller Entlassung oder sonstigem Ausscheiden ist in den 
Statuten der einzelnen Institute verschieden vorgesehen, zum Teil kann 
von beiden Seiten das VerhlÜtnis nach . Belieben geltet werden. Die 
Statuten, welche dieses nbeihaupt regeln, sind ebenso wie die In- 
struktionen, nach denen die Mitglieder zu handeln haben, und die 
Taxe von den Vorstehern resp. von den Mit^edem aufgestellt und 
beschlossen und von dem Polizeiamt ger^lt und bestätigt worden. 

Einheitliche Vorschriften in dieser Richtung, insbesondere gleich- 
mftßige Taxen, bestehen nicht unter sfimtlicben Instituten. 

So bleibt es zunächst auch in den Jahren nach Inkrafttreten der 
Gewerbeordnung. Inzwischen war 1869 noch ein sechstes Institut, 
die «.Handarbeiter-Genossenschaft" unter Mitwirkung des bekannten 
Sozialistenführers Liebknecht ins Leben tietreten. 

Daß diese Vielgestaltigkeit des Dienstmannswesens aber auf die 
Dauer nicht befriedigen konnte, stellte sich je länger je deutlicher 
heraus. Es mehrten sich auch die Klagen der Institutsvorsteher darüber, 
daß die Dienstmäniier immer mehr unbotm«1ßig würden und ilaß sie 
selbst in der Aufrechterlialtung der Disziplin von der Pdlizcilieliorde 
nicht genügend unterstützt würden. Darauf wurde allerdings vom 
Polizeiamt entgegnet, die lustitutsvorstände seien selbst schuld an der 
Unordnung in ihren Instituten. Sie gingen nicht energisch genug 
gegen Übergriffe der Dienstmänner vor, damit sie mit ihnen, von 
denen sie ja eine Abgabe bezögen, nicht in Differenzen gerieten und 
so etwa ihr Einkommen geschmälert sähen. Sie kflmmerten sieh zu 
wenig selbst um ihre Packträger und suchten das ganze onus des 
Einschreitens möglichst der Polizei zuzuschieben. Das Polizeiamt 
roufite aber doch schließlich einsehen, daß bei diesen Zuständen, da 
die Reglements und Instruktionen der einzelnen Institute zum Teil 
von ganz verschiedenen Gesichtspunkten ausgingen, und sogar die 
Taxen nicht bei allen i^eich waren, es unmöglich war, Aber die ein- 
zelnen Institute und deren Mitglieder eine wirksame Kontrolle auszu- 
üben, das Publikum vor Obervorteilungen zu schützen und ungeeignete 
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Elemente von der Ausübung der Dienstmannsfunktion, die in jedem 
Falle doch eine gewisse Vertrauensstellung involviert, auszuschließen. 
Es erschien vielmehr dringend notwendig, durch ein Regulativ das 
Dienstmannswesen auf Grund der Bestimmungen in s;i; 37 und 7^5 
der Gewerbeordnung zu organisieren und der direkten Aufsicht der 
Behörde zu onterstellen, wie das bereits in fast allen größeren Städten 
geschehen war. 

Bei der Ansirbdtung eines BegnlatiTS ging die Polizeibehörde 
davon aus, dafi dieses keineswegs die Beglements der dnzelnen In- 
stitate überflfisaig machen, sondern dafi es in erster Linie nur dazu 
bestimmt sein soUe, diejenigen Normen festzusetzen, aof Gnmd deren 
die obri^eitliehe AufÜeht und Kontrolle zu gesdiehen habe. Die 
Begehmg der priyatrechtlicfaen Verhlltnisse zwischen InstitntSTor- 
steher und Mitgliedern usw. mfisse nach wie vor derartigen Regle- 
ments vorbehalten bleiben, so daß diese gewissennaßen das Beguhtiv 
ergänzten. 

Gleichzeitig hielt man es für angemessen, nach dem Vorgange 
anderer großer Städte dem Regulativ einen Normaltarif anzufügen, 
dessen Ansätze dann einzutreten haben, wenn für einzelne Institute 
ein besonderer Tarif nicht aufgestellt werden sollte, oder aber, wenn 
einzelne Individuen, ohne einem einzelnen Institute anzugehüren, das 
Dienstmaiinsgewerbe ausüben wollten. Man benutzte dazu in der Haupt- 
sache den im Jahre IMSO vom „Leipziger Packträgerverein" und dem 
„Dienstmannverein" mit j)olizeilicher Genehmigung aufgestellten Tarif, 
welcher bis dahin als am meisten zweckentsprechend sich erwie>en 
hatte und vor kurzem auch von den übrigen Dienstmannsinstituteu 
angenommen worden war. 

Der so hergestellte Entwurf eines Regulativs wurde von Rat 
und Stadtverordneten mit geringen Ändernngen angenommen, und 
das Regulativ konnte am 1. Juni 1884 in Kraft treten. Im selben 
Jahre wurden auch die Standorte der einzelnen Dienstmänner genau 
geregelt Zu dem Zwecke ließ das Polizeiamt nach Prflfung der von 
den Institutsvorstehem eingereichten Verzeichnisse der PadctrSger- 
stationspUltze eme Zusammenstellung sämtlicher Stationen mit Angabe 
der auf einer jeden antretenden Packträger anfertigen und in einigen 
Exemplaren an die institutsvorsteher verteilen. 

Zu c^eicher Zeit wurde auch der Bahnhofodienst neu geordnet* 
Bisher waren oft Streitigkeiten zwischen den einzelnen Instituten in 
Beziehung der Bahnhöfe vorgekommen. Selbst eingreifen konnte hier 
die Polizei nicht, da ihr die Zuständigkeit Aber den Rayon der ver- 

8* 
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schiedeneii Bahnhöfe mangelte. Sie fiberliefi daher die Regelung dieser 
nidit onwichtigai Angelegenheit den einzelnen Instituten nnd Befi 
sidi danach eine Übersidit der Vereinbarung einreichen. Diese war 
dahin getroffen, daß die einzelnen Institute nach einer bestimmten 
Ordnung die verschiedenen Bahnhöfe abwechselnd zu beziehen hfttten. 
Späterhin erliefi auf Ersuchen des Polizeiamts die Köni^ Bahnhofe- 
inspektion eine Bekanntmachung, nach welcher den Dienstmflnnem 
das Bexten des Bahnhoferayons nur m AusObung ihres Gewerbes, 
im Auftrage des Publikums gestattet ist und sie ihn sofort nach Aus- 
Inhrung des Auftrages wieder verlassen müssen. Audi das Tabak> 
rauchen ist ihnen dort bei Strafe verboten. 

Im Regulativ vom 30. April 1884 war unter anderem vorge- 
schrieben, daß auf der Garantiemarke, welche die Dienstmänner dem 
Publikum auf Erfordern zu überreichen hatten, die einzelnen Wert- 
sätze, welche den tarifmäßigen Forderungen für die erhaltenen Auf- 
träge eiits|)r('chen. aufgedruckt sein sollten. Diese Bestimmung \vur(i(^ 
durch Bekaniitmacliuiig vom !!•. Januar ixsx dahin abgeändert. daU 
künftighin diese Marken nur mit dem \'ermerk M. — Pf. — versehen 
und in jedem einzelnen Falle durch den Dienstmann mit dem für die 
übernommene Leistung taxmäßig bestimmten Preise ausgefüllt werden 
sollten, wie es früher gewesen war. 

Als die Einverleibung der Vororte begann, wurde bestimmt, daß das 
Regulativ von 1884 auch für sie ohne weiteres Geltung haben sollte. 

Im Übrigen hat sich in den Vorschriften für das Dienstmanns- 
wesen bis heute nidits Wesentliehes geändert 

Kapitel II. 

Die Organisation der gegenwärtig bestehenden 
Dienstman nsinsti tute. 

Es bestehen in Leipzig zur Zeit drei Vereinigungen von Dienst- 

männem. Sie werden repräsentiert durch je einen Vorstand oder 
Inhaber, welcher der Polizei ITiCHj M. Kaution zu stellen hat. 

1. Das ..Dienstmannsinstitut" hat den früheren Dienstmann- * 
verein und den Packträgerverein in sich aufgenommen. Es darf deshali) 
bis zu .300 Mitglieder haben, zählt deren gegenwärtig aber nur 149. 

Das Institut gehört einem rntcrnchmer, der auch Eigentümer 
alier Utensilien und Gerätschaften ist Die einzelnen Dienstmänner i 

I 



Digitized by Google 



— 117 — 



werden von ihm angestellt. Sie müssen l)ei ihrer Aufnahme 3 M. 
Kaution stellen und haben an den Inhaber des Instituts jede Woche 
25 Pf., sowie o Pf. jedesmal bei Entnahme von 25 Stück (larantie- 
marken zu zahlen. Wenn die Mitglieder nicht eigene Wagen haben, 
so können sie gegen eine vom Inhaber bestimmte Leihgebühr Wagen 
von ihm zeitweilig erhalten. 

Die Gegenleistung des Institutsinhabers besteht in der Ver- 
waltung und Beprfisentation des Infititiits, in der Bereitluiltang der 
Wagen und eventoell Sdmdenersatzleistnng dem geschädigten Auftrag- 
geber gegenttber, jedodi nur bis in Höhe von 100 IL Auch die 
Kontrolle Qbt der Institatsinhaber aus. Zu dem Zwecke tat ihm eine 
Strafgewalt gegenflber seinen Angestellten vorbehalten. So hat jeder 
von diesen, der im Dienst auf der Station nicht ein angemessenes 
Äufiere oder Betragen an den Tag legt, im Institutskontor 1 M., im 
Wiederholungsfälle 3 M. Strafe zu zahlen. AuBerdem kann in be- 
sonderen Fällen Bahnhofeverweis von 1 bis 6 Wochen erteilt werden, 
so daß während dieser Zeit der betreffende Dienstmann keinen Bahn- 
hof, um sich Arbeit zu suchen, betreten darf. 

2. Die „Dienstmanngenossenschaft'' ist eine Genossenschaft 
mit beschränkter Haftung und hat nach dem (Jesetze vom 15. Juni 
18()8 die Rechte einer juristischen Person. Sie darf 100 Genossen 
haben, hat aber zur Zeit nur Gö. 

Sie will ihren Mitgliedern die Möglichkeit zu Arbeit und \ er- 
dienst verschaffen. Zu dem Zwecke setzt sie die ihr angehörenden 
Diensfniünner durch (iewährung von (Terätschaften u?^w. in den Stand, 
ihnen erteilte Aufträge aus/ufidiren, und vermittelt den Verkehr 
zwischen ihnen und dem Publikum, indem sie diesem Garantie für 
etwaige Schäden leistet. 

Jeder in die Genossenschaft Aufgenommene hat einen (iarantie- 
anteil in Höhe von 15 M. zu übernehmen, die er eventuell in Katen 
bezahlen kann, imd außerdem wöchentlich eine Steuer von 20 Pf. 
zu entrichten. 

Die Genossenschaft leistet für Sdiäden, wenn solche bei den 
von ihren Mitgliedem flbemommenen Arbeiten vorkommen, eventuell 
bis 150 M. Garantie. Jedes Mitglied haftet fOr die Verbindlichkeiten 
der Gesellsdiaft mit dem von ihm einzuzahlenden Garantieanteü von 
15 M. Diese Haftung bleibt auch noch 14 Tage nach dem Austritte 
aus der Genossenschaft bestehen, der flbrigens freiwillig nur nach 
14tägiger Kflndignng geschehen kann. 
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Die Organe der (ienossenschaft sind: 

a) die General Versammlung, 

b) der Aufsichtsrat, 

c) der Vorstand. 

Von diesen hat die Generalversannnlung der Mitglieder die 
grOfite Machtbefugnis; insbesondere werden in ihr die Wahlen des 
AufeichtBrates und des Vorstandm vorgenommen. Aofierdem hat sie 
▼or allem Entscbeidimgra Ober die Jahresrecfanungen, Statuten mid 
eventnell Auflösung der Gesellscfaaft zu trefibn. 

Eine ordentUcbe Generalversammlung findet jedes Jahr einmal 
statt, außerdem kOnnen unter Umständen audi aufierordentlidie Ge- 
neralversammlungen auf Veranlassung des' Aufeicfatsrates, des Vor- 
standes oder auf Antrag von 20 Proz. simtlicber Mitglieder unter 
Angabe der Tagesordnung einberufen werden. 

Der Aufeichtsrat ist aus sechs Personen zusammengesetzt und 
hat vor allem die GeschäftsfQhrung des Vorstandes zu kontrollieren. 

Der Vf>rstand besteht aus einer Perscm. Er hat die Genossen- 
schaft den Behörden und dem Publikum gegenüber zu vertreten und 
leitet oder besorgt die laufenden Geschäfte der Genossenschaft nacli 
einer mit dem Aufsichtsrate vereinbarten Geschäftsordnung. Dafür 
bekommt er einen festen von der Generalversammlung bestinnnten 
jährlichen (iehalt. JMir besondere Arbeiten bestimmt der AufsicUtsrat 
die etwa zu gewährende \ ergütung. 

Jeden Monat findet eine Versammlung der Mitglieder statt, in 
der ihnen der Monatsabschluß und sonst wichti^'c Angelegenheiten 
mitgeteilt werden. Alljälirlich wird ein Geschäftsbericht und eine 
Jahresrechnung aufgestellt. 

Aufsichtsrat. N orstand wie (ieneralversammlung haben jedes das 
Recht, ein Mitglied unter gewissen im Statut bezeichneten Umständen 
aus der Genossenschaft auszuschließen. Jedoch bleibt es dem Auf- 
siditsrat fQr gewisse Ffille QbeilasseD, eine mehrmalige Vermahnung 
vorhergehen zu lassen. 

Der Beingewinn der Genossenschaft wird al^jflhrlich ermittelt 
und unter die Mitglieder, welche sich fOnf Jahre bei der Genossen- 
schaft befinden, als Dividende verteilt 

3. Der „Dienstmannverein"* hat im allgemeinen dieselben 
Zwecke und Einrichtungen wie die Dienstmannsgenossensdiaft Er 
hat ein Kontingent von 150 Mann, von denen aber gegenwärtig nur 
48 vorhanden sind. 
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Mitglied kann hier nur ein einwandfreier Mann, der fiber 25 Jahre 
alt ist, werden. Bei der Anfoahme änd 1 H. Eintrittsgeld und 5 M. per 
sOnliche KantioOf als Monatsbeitrag 60 PI zu zahlen. Aufierdem kosten 
die beim Vorsteher zu entnehmenden Garantiemarken per 100 Stflck 20Pf. 

Von diesen Beltrigen werden die VorstehergebOhr, die Vereins- 
ausgaben and die etwaigen Schadenersatzansprilehe gedeckt Und 
zwar leistet der Verein für Schaden, der durch Veruntreung, Unter- 
schlagung oder Ungeschicklichkeit eines Dienstmannes angerichtet ist, 
Ersatz in Höhe bis zu 100 M. Diesen bezahlt die Vereinskasse. 
Der Verein behält sich dabei einen Rflckgriffsanspruch gegen den Ur- 
heber des Schadens vor. Für außergewöhnliche Schadenersatzftile 
hält der Verein einen Reservefonds von 500 M. 

Sind etwaige Schadenersatzansprüche durch die Vereinskasse, 
den Reservefonds und durch die Kaution nicht mehr gedeckt, so treten 
die Mitglieder mit solidarischer Huftptiicht ein. Neben dem Vereins- 
verniögen haftet dtMii Auftra^'geher die vom Vorstande bestellte Kaution 
von ir»<K) M. dergestalt, dali der Auftraggeber bei gerichtlicher Fest- 
stellung seines Anspruches seine Befriedigung nach freier Wahl aus 
dem Vereinsverniögen oder der Kaution fonlerii kann. 

Die Organe des V'ereins sind der Vorstund, aus einer Person 
bestehend, der übrigens die dem Polizeiamt zu stellende Kaution aus 
eigenen Mitteln zu leisten hat, wogegen er eine monatliche (Jebühr 
von 25 M. vom Verein bezieht; der Ausschuß von drei Mitgliedern 
und die Generalversammlung. Deren Funktionen sind im allgemeinen 
dieselben wie M der Dienstmannsgenossenschaft 

Das Miteigentumsrecht, sowie alle Ansprflche bei Kassenteilung, 
Austeilung von Dividenden u. s. w. erlangt ein Mitglied erst dann, 
wenn es ein volles Jahr seine Beitrilge geleistet hat 

Bemerkenswert ist noch, daß wenn ein Mitglied stirbt, nachdem 
es 5 Jahre zum Verein gehört hat, seine Hinterbliebenen 10 Bl, beim 
Tode nach lOjfihriger Mitgliedschalt 15 M. als Beitrag zur Beerdigung 
ausgezahlt erhalten. Zur Schmflckung des Sarges wird außerdem ein 
Kranz vom Verein besorgt. 

Als Strafen gibt es auch beim Dienstmannsverein Bahnhofsver* 
weis; im übrigen kann der Vorstand im Bcisit/e eines oder mehrerer 
Ausschußmitglieder die ^'ereinsmitglieder, welche sich gegen die Be- 
stimmungen des Reglements vergehen, mit einer Cleldstrafe bis höch- 
stens '6 M. oder mit dauerndem Balwhofsverweis oder mit Strafstation 
auf bestimmte Zeit lu'strafen. 

Die eingenommeueo Strafgelder fließen in die V ereinskasse. 
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Kapitel III. 

Die wirtschaftliche Lage der Dienstmänner. 

Das Dieostiiiannsgewerbe hat wie so mancher andere Beruf durch 
die neueste wirtsdiaftttche Entwicklung an Bestand und Lebensfidiig- 
kdt gelitten. So viele Au^ben, welche früher in der Hauptsache 
von Dienstmflnnem besorgt wurden, sind jetzt teils fortgefidlen, teils 
werden sie von anderen Leuten ansgefflhrt Als die Ausbildung des 
Geld- und Kreditwesens noch nicht die jetzige HAhe erreicht hatte, 
brachte der Geldtransport von einer Bank zur anderen oder von emer 
Fabrik zur Bank und umgekehrt den Dienstmünnem manchen Ver- 
dienst, der ihnen durch den modernen Check- und Girovcrkelir genom- 
men ist. Wie oft nahm man ferner, als es noch keine Telephons gab, 
die Hilfe eines Dienstmannes in Anspruch, um einem Geschäftsfreund 
eine dringende Nachricht zukommen zu lassen. 

Früher verdiente ein Dienstmann oft dadurch etwas, daß er der 
Hausfrau die in einem Geschäft ijemaditen Einkäufe, Pakete mit 
Kleidcrstott'cn u. s. \v. nach Hause tru«?. .letzt schicken die (iescliäfts- 
häuscr die eingekauften Sachen, seihst wenn sie nur weniire Pfennige 
Wert hahen. durch eigene Wsitren, oft Antoniohile, wenigstens durch 
eigene I^aufburschen ins Haus. Auch die eiektrisclie Stralienhahn liat 
dem Dienstmannsgewerhe Al)l)ruclj getan. Nicht nur. dali mancher 
dieses he(inenie. sdinelle, und vor allen Dingen hillige \ erkehr>niittel 
benutzt, um Nachrichten und (iepäck.^tücke seihst zu hefürdern. ilie 
früher einem Dienstmann (iclcgenheit zu Verdienst gaben; es werden 
jetzt auch vielfach größere Gepäckstücke auf der ^Elektrischen" von 
dem Wagenführer gegen ganz geringes Entgelt zur Beförderung auf 
dem Vorderperron mitgenommen. 

Großen Abbruch hat auch die EinfOhrung der Höbelwagen dem 
Dienstmannsgewerbe getan. Früher waren DienstmSnner bei emem 
Umzüge fast unentbehrlich; sie setzten auch ehie Ehre darein, schöne 
Möbelstacke recht vorsichtig zu behandehi und ihre Pracht auf der 
StraBe recht zur Schau zu tragen. Jetzt gehört ein Möbelwagen beim 
Umzüge zum guten Ton, er konmit ja auch dem Bedürfnis entgegen, 
die geringere Dauerhaftigkeit modernen Hausrates von den lieben 
Nftdisten nicht zu sehr bekritteln zu lassen. Zudem soll es sogar 
vorkommen, daß die wie Pilze aus der Erde gewachsenen Möbel- 
geschäfte einen Umzug auf ratenweise Abzahlung besorgen, ein ganz 
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modernes Entgegenkommen, wozn sich die nichts weniger als kapital- 
knifti^en Dienstmänner allerdings nicht verstehen können. An den 
liaiiptiimzugsterminen werden anßerdem alle möglichen Fahrzeuge, 
z. B. Kohlen- und Bierwagen, zum Möbeltransport aufgeboten, und daß 
es an Händen nicht fehlt, dafür sorgen die jetzt immer so zahlreichen 
Arbeitslosen. 

So ist es kein Wunder, wenn das Leben eines Dienstmannes 
heutsntage Iteineswegs unter glänzenden Daseinsbedingongen Terlftoft. 
Es ist aneh natflrlicb, daß unter diesen Umstflnden die Zahl der 
Dienstmänner sidi allmähUcli verringert hat 

Während im Jahre 1868 in den damals bestehenden fOnf In- 
stituten zusammen 460 Dienstmänner vorhanden waren, gehörten den 
1884 noch bestehenden vier Instituten 364 Hann an. Zur Zeit, Ende 
1903, sind nur noch 262 Dienstmänner in drei Instituten vorhanden. 
Es Icommen demnach auf einen Dienstmann im Jahre 1868 ca. 200, 
1884 ca. 453, 1903 ca. 1107 Einwohner. 

Das Dienstmannsgewerbe unterliegt der freien Konicuirmiz, inso- 
fern vom Gewerbebetrieb als Dienstmänner nur ausgeschlossen sind 
fibelbeleumdete, insbesondere solche Personen, welche wegen eines 
Verbrechens oder in den letzten 10 Jahren wegen eines Eigentums- 
vergehens, ferner solche, welche wiederholt wegen Widerstandes gegen 
die Staatsgewalt oder wegen Exzesses bestruft worden sind, ingleichen 
Personen, welche dem Tninko ergehen, sowie eiuilich Personen, welche 
mit einer abschreckenden, ekelerregemlen Krunkheit behaftet sind'). 

Die Dienstmänner rekrutieren sich zumeist aus Leuten, die aus 
irgend welchem Grunde ihren eigentlichen Beruf aufgeben müssen. 
Denn es ergreift nicht leicht jemand, der son.st noch irgend Aussicht 
hat, sich durchzuschlagen, einen so unsicheren, iirekären Peruf. Be- 
hauptet doch ein Institutsvorsteher — gewiß mit Übertreibung — 
es werde selten jemand Dienstmann, wenn er noch 100 M. im Ver- 
mögen habe. 

Wer sonach Dienstmann werden kann und dazu geneigt — soll 
heifien gezwungen — ist wendet sich an eins der drei Dienstmanns* 
Institute und wird ohne viele Umstände dort aufgenommen. 

Sollte dies ausnahmsweise nicht der Fall sein, so kann er, auch 
ohne Mitglied eines Instituts zu sein, das Dienstmannsgewerbe ansahen, 
wenn ihm vom Polizeiamt ein seinen Kamen und seine Nummer ent> 



1) Vasl. 12 de« g^enwiitig geltenden Begulative, du Dienatmsnntwesen 
in der Btadl Leipdg betroffend. 
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haltender DienstBchein ausgestellt mrd. Allerdings findet sieh das 
Polizeiamt im Interesse einer besseren Kontrolle nur ausnahmsweise 

hierzu bereit^). 

Viel Kapital braucht der Dienstmann in sein Geschäft nidit zu 
stecken : beim Dienstmannsinstitut hat er 3 M., bei der Genossenschaft 
15 M., die er noch dazu ratenweise einzahlen kann, als Kaution zu 
hintcrlcf^cn. Seine Bekleidung und Dienstmütze hat er selbst zu be- 
sorgen. Das an der Mütze l)efindliche Blecliscbild mit seiner Nummer 
oder dem Namen seines Instituts muß er nur bei der (ienossenscliaft 
selbst beschaffen, bei den beiden anderen Instituten werden sie ihm 
leihweise überlassen. Die kleineren Transportgeräte wie Stricke und 
Traggurt hat er selbst zu stellen. Einen Wagen kann er sich sellist 
halten, andernfalls bekommt er ihn vom Institut gegen eine gewisse 
nach Zeit berechnete Abgabe auch geliehen -). Im übrigen kommen 
als Geschäftsausgaben nur noch die wöcheiitiichen geringen Abgaben 
an das Institut in Betracht. 

Seine Aufträge nimmt der Dienstmann gewöhnlich an dem ihm 
vom Institut oder von der Polizei bestimmten Stationsplatze entgegen, 
doch kann er auch unterw^ und in seiner Wohnung Bestellung 
annehmen. An eine bestimmte Zeit, die er sich dem Publikum zur 
Verf&gung zu stellen hfltte, ist er nicht gebunden. Das wflrde auch 
schwer zu kontrollieren sein. Seuie spSrlichen Einkünfte veranlassen ihn 
ohnehin, nicht allzulange zu Hause stillzuliegen. Denn sehr gewinn- 
bringend ist daa Dienstmannsgewerbe keineswegs. Zwar gibt es sogar 
einige Hausbesitzer unter den Dienstmfinnenif aber das ist doch eine 
rara avis. Die meisten schlagen sich kOmmerlich genug durch, nicht 
wenige werden sogar durchs Armenamt unterstützt. Ein Jahresein- 
kommen von 600—700 M. ist die Regel. Und dafür stehen die Leute 
den ganzen Tag, die ganze Woche, auch Sonntags, auf den Straßen, 
aller Witterung ausgesetzt. 

Den besten Verdienst haben sie noch in der Reisesaison und 
während der Messe, aber auch bei der Messe werden die Dienstmänner 
nicht mehr so benötigt wie früher, weil jetzt die Meßbesucher im Ver- 



1) Es gibt hier cur Zeit nur 4 Dienatminner, die Iceioein INenatmanninstitut 
angebören. 

2) Da» Hfthpii oinea eigenen Wagens ist Ixji weitem vorteilhafter. D» ist 
nKer bezeichnend, d»li (roudem die weuignten DienAtmänuer einen eigenen Wegen 

haben. 
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hAltiiis niclit mehr viel WareUf sondem hauptsächlich nur Muster zur 
Messe mübringen. 

Viele Dieiistiiiflimer haben NebeoeinkommeD. Einige sind nach 
and vor ihrer T^igeaarbeit als Latemenwflrter beachsftigt, andere be- 
kleiden nebenbei fiaosinannspOBten, einige wenige betreiben ein Hand- 
werk, wie Flickschusterei, nebenbei. Femer liegt das Kfdportagewesra 
zum größten Teile in den Händen der Dienstmänner. So besorgen 
sie fast ausschließlich das Verteilen von Extrablättern der Tageszeitungen. 
Dabei springen bei besonderen Gelegenheiten^ wie z. B. der Transvaal- 
krieg eine war, ganz ansehnliche Verdienste heraus. Jedoch sah sich 
der Rat der Stadt vor kurzem veranlaüt. weizcn des ruhestörenden 
Lanns das laute Ausrufen von Extrablättern zu untersagen. Dadurch 
ist aurh dieser Verdienst zurückgegangen'), (hiten Nebenverdienst 
halten ferner die Dienstmänner. welche Sonntags oder sonst bei beson- 
deren (lelegenheiten als Lohnkellner fungieren. Ebenso solche, die 
studentischen Korporationen als .,Couleur<liener' eine Stütze .sind. In 
dieser Weise sind ungefähr 20 ständig, etwa 25 bei besonders fest- 
lichen Angelegenheiten in Anspruch genommen. 

Ungefähr zwei Drittel der Dienstmänner sind verheiratet. Bei 
dein geringen Einkommen, das sie haben, müssen ihre Frauen meistens 
auf Nebenerwerb bedacht sein, und daß auch die Kinder sobald als 
mOs^ zum Ifiterwerb, z. B. durch Frtihbrot- und Zeitungsaustragen, 
angehalten werden, ist erklärlich. 

Das geringe Einkommen der meisten Dienstmänner zwingt sie 
natOrlich, ihr Ausgabenbudget sehr einzuschränken. Manche wohnen 
in den Vororten; die in der Stadt ihr Domizil haben, hausen in weniger 
guten Lagen oder vielleicht in Hinterhäusern oder Mansarden. Trotz- 
dem hab^ sie doch an Miete jährUcfa 160 bis 300 M. auszugeben. Einen 
Beitrag dazu suchen sie durch Weitervermietung einzelner Gelasse 
oder durch Aufnahme von Schlafburschen sich zu verscliatfen. Einen 
nicht unerheblichen Posten nehmen unter ihren Ausgaben ferner die 
fCir Alkohol ein, einen so großen, daß man geneigt sein könnte, das 
Dienstraannsgewerbe als ein Alkoholgewerbe zu bezeichnen, nicht weil 
es von der Produktion und Distribution des Alkohols lebt, sondern 
weil es ohne seine massenweise Konsumtion nicht bestehen zu können 
solieint. Daß dem so ist, kann ancli der Nichturzt unschwer von den 
( i('.->iclitern so vieler Dien>tniänner ablesen. Ks ist gewiß nicht zu 
hoch gegriftea, wenn mau die jährlichen Ausgaben eines Durchschnitts- 

1) NeuerdingH Ut dieses \' erbot wieder aufgehoben. 
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dienstmannes ifir Alkohol auf mindestens 180 M. veranschlagt, eine 
erachroddidie Hdhe nieht nor in Anbetracht des geringen Einkommens, 
sondern auch der besonderen Schädlichkeit des bei dieser VolksUasse 
bevorzugten Destfllengetrftnks. 



Überlegt man, wie den unerquicklichen Verhältnissen im Dienst- 
mannsgewerbe abzuhelfen sei, so wird man vor allem daran denken 
mflssenf den Krebsschaden des abermäßigen Alkobolkonsums auszu- 
rotten. Wie die Verhlltnisse jeut liegen, ist der Dienstmann in Aus- 
flbnng seines Gewerbes geradezu genötigt, ab und zu Alkohol zu sich 
zu nehmen. Die Vorsteher des Dienstmannsvereins wie der Genossen- 
Schaft sind Bestanrateure; eine teilweise Entschftdignng fOr ihre Mflhe- 
waltnng als Vorsteher wird stillschweigend darin gefunden, dafi die 
DienstoUinner jedesmal, wenn sie mit ihnen zu tun haben, in ihrem 
Restaurant etwas genießen. Ferner stehen die Wagen sämtlicher In- 
stitute auf den verschiedenen Aufbewahrungsstellen unter Obhut von 
Kneipwirten oder Zigarrenhändlern, die die Schlfissel zu den Wagen 
aufbewahren und die Zeit des Entleihens notieren. Auch bei ihnen 
ist der Dienstmann „moralisch" gezwungen, jedesmal wenn er einen 
Wagen gebraucht, d. h. täglich mehrere Male, ein Schnäpschen, ein 
(ilas Bier oder eine Zigarre zu kaufen. Was Wunder, wenn sich die 
armen Leute schließlich an übermäßigen Alkoholkonsum gewöhnen 
uiul sich auch freiwillig noch öfter eine Ilerzensstärkung genehmigen. 
Denn auch unter den Dienstmännern besteht noch der Aberglaube, 
daß der Alkohol zur Stärkung und besonders zur Erwärmung des 
menscliliclien Krupers sehr dienlich sei, we>halb sie denn l»e>onders 
bei sciiiechtem Wetter und im Winter sich an solchen Auffrischungen 
nicht genug tun zu können glauben. 

Obgleich nun in dieser Beziehung für Aufklärung von selten 
gemeinnütziger Vereine viel getan wird, lassen sich bemerkenswerte 
Änderungen nicht erkennen '). Es müßte gewiß dafür gesorgt werden, 
daß die DienstmSnner niemals aich „moralisch'^ gezwungen sehen, bei 
Ausübung ihres Gewerbes Geld für Alkohol und Tabak auszugeben. 

Welchen Segen das haben könnte, zeigt am besten das Beispid 
eines uns bekannten Dienstmannes, der als Ifit^ed des Guttempler- 

1) Um der Getechti|^eit willoi ist jedodi aosuerkennen, dafi nidit nur 
rrnvi>^cnbeit, sondern ihre ganze trmUoee Lage die Dienstminner vidhM^ nun 
Alkohol greifen liOt. 
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Ordens absolut den Alkohol meidet Wälirend die meiBten seiner 
„Kollegen'* sich kümmerlich durchschlagen, und um das zum Leben 
Notwendigste za erbalteo, auch Sonntags ihre Dienste anbieten müssen, 
hat der Enfhaltsame vom Sonnabend Abend bis Montag früh voll- 
kommene Ruhe und kann auch fOr sehkichtere Zeiten manche Mark 
beiseite legen. Außerdem erfreut er sich nunmehr des besten Gesund- 
heitszustandes, wShrend er früher den Rheumatismus nicht los wurde. 

Damit die Dienstmltamer an Sonntagen nicht ganz und gar fehlen, 
konnten sie nach bestimmtem Turnus je zur HSlfte oder zu einem 
Drittel ihrem Gewerbe nachgehen. 

In Anbetracht der prekären Lage der DienstmSnner ist es be- 
sonders bedauerlich, daß es auch mit ihrer Versicherung gegen Krank- 
heit, Alter und Invalidität schlecht bestellt ist Kur im Dienstmanns- 
institut sind sie als Angestellte zur Versicherung gezwungen, und in 
der Tat bekommen dort etwa H Mann Alters- und etwa 40 Mann 
Invalidenrente, Jedoch im Dienstinannsvercin und in der (!eno-sen- 
schaft. wo ein solcher Zwang niclit vorliegt, sind nur die allerwenii;->reii 
so weit, daß sie freiwillig sich die Wohltaten der Versicherung gesichert 
haben. 
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Die Verordnung, mit welcher der Rat der Stadt die Sänften 

anno 1703 einführte'). 

Nachdem ein E. E. Hochw. Kat der Stadt Leipzig dem über- 
flüßigen und ötfters, sonderlich zu Meß-Zeiten. beschwerlichen und 
hinderlichen Braach der Carreten einigermaßen zu steuern, zugleich 
aber andi denen Einwohnern und Fremden, bevorab des Winters 
oder bey unfreundlichem Wetter nnd andern bedürfftenden FSHen zum • 
Nutz und Bcqvemlichkeit, nicht aber zur Hoffiurt und Üppigkeit, nach 
dem Exempel vieler Handels- und andern vornehmen Städte, gewisse 
Öffentliche Senfften-Trftger, welche einen jeden, der es begehret, um 
leidlichen Lohn in der Stadt und Vorstftdten von einem Ort zum andern 
in Trag-Sefieln oder Senfflten tragen kOnnen, anzustellen diensam er- 
achtet, ihnen gewisse Ordnung vorgesdirieben, und sie darauf vereydet, 
als hat derselbe zu männiglicfaes Nachricht solches hiermit öffentlich 
kund machen wollen, nemlich: 

1. Es sollen diese Träger mit ihren Senfften täglich innerhalb 
denen Schrancken vor der Börse von früh Morgens 6. Uhr an, biß 
Abends 8. Uhr auffwarten, und einen ieden Einheimischen und 
Fremden aiiff Erfordern mit der Senffte gegen billige Bezahlung be- 
(lionon. jedoch besclipidcntlifli. und also, daß sie weiter nicht als in 
der Stadt und denen Vorstädten, keineswegs :il)er ausser dieselben zu 
gehen verbunden seyn; ingleiclien des Sonn- und Fest-Tages Vor- 
mittags von 8. Uhr biß nach L'cetuliL'tiMi (lottes-Dienstc. und des 
Nach-Mittags von 2. biß 3. Uhr niemand tragen, sondern dein (iottes- 
Dienst beywohnen. Würde sie auch ieniand früher oder später be- 
stellen, o<ler sie wolten selbst zur Meß-Zeit oder sonsten länger auff- 
warten, solciien Fallb sind sie an obbeuiemte Zeit nicht gebunden, 

1) Vogel, Ldpciger Aonalen, siehe dM Jahr 1703. 
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sondern dieselbe soll ihnen nur darzu vorgeschrieben seyn, daß sie sich 
mit dem ordentlichen An- und Abtreten darnach zu achten haben. 

2. Die SenflFten sollen sie wohl und reinlich halten, im Traden 
einen gleichen, hurtigen und steten Schritt, ohne Schuttern und An- 
stossen. wie auch ohne Stillestehen und Schwatzen, fortgehen, so wohl 
unter sich richtige Abwechselung dergestalt beobachten, daß sie des 
Morgens die Senfften in Ordnung stellen, bey vorfallender Arbeit die 
voranstebende zuerst gehen, dieselbe hernadk im Wiederkommen zu- 
letzt treten, und also stets abgewechselt, auch des folgenden Morgens 
von dem, an welchen es Abends vorhero anffgehdret, wieder ange- 
fangen werden. 

S. Um das Tragelohn haben sie sich mit dem, so gelngai scjyn 
will, zu vergleichen, damit aber dißfaUs niemand flbersetzet werde, als 
soll vor emen Gang von einem Ort znm andern binnen der Bing- 
Maner nicht über zween Grossen, und in die Vorstädte nicht Ober 
vier Groschen, auch von dem Heimtragen so viel als vor das Aus- 
tragen gegeben werden. Da aber iemand eine, zwo oder mehr 
Stunden an einander sich der SenfFte gebrauchen wolte, soll vor die 
erste Stande 6. Groschen, vor iegliche derer folgenden vier (t röschen, 
und vor einen guitzen Tsg ein Thaler gezahlet werden. Würde sie 
einer zum Tragen an einen Ort fordern lassen, und sie mfisten auf 
ihn warten, so ist vor eine viertel Stunde Wartens ein Groschen, vor 
eine halbe Stunde zwcy Groschen und vor eine gantze Stunde vier 
Groschen zu entrichten. 

4. Und weil sich offtmahls begeben kan, daß iemand bey Nacht, 
wegen Patienten und andern liedürffnüsses dergleichen Becjvenilichkeit 
benftthiget wäre, so sollen alle Nacht zwey paar Se'iift'tcii-Thiger mit 
ihren Senttten an dem vor die Laternen-Wärter bestimmten Orte sich 
finden und aiitrctlcii lassen, denen, so ihrer begehren, unweigerlich zur 
Hand gehen, darbey dann diese Ordnung zu halten, daß sie nach der 
Tafel, welche mit ihrer aller Nahmen in besagter Stube ausgehänget 
wird, solche Nachtwache verrichten, und soll daran alle Morgen das 
Pflöcklein von denen, so die Kadit Ober allda die Wache gehabt, an 
den nadifolgenden Nahmen bey vier Groschen Strafe fortgestecket, 
die Wache aber von denen, so die Reihe trifft, bei Ge^gniA-Strafe 
gebührend gethan werden. Wenn auch iemand nach geschlossenen 
Stadt-Thoren sich herein tragen lassen wollte, so passiret die ledige 
Senflte frqr hinaus, im Herein tragen aber smd an dem Einlasse vor 
alles zwey Groschen zu zahlen. 
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5. Der Völlerei und flbrigen Truncks» wie auch bej dem Tragen 
dea TobackschmauGhens, sollen sie sich enthalten, einen ieden auf er- 
fordern willig aufwarten, und mit der Senffte abholen, niemand mit 
unfreundlichen oder schimpfflichen Worten anlassen, weniger das Tragen 
denen, so es begehren, versagen, iedoch bleibt ihnen das Trftger-Lohn 
nach Beschaffenheit der Umstfinde voraus zu fordern unverbothen. 

6. Gleichwie nun ohne wohlgedachten Raths ausdraddiche Ver- 
gflnstignng, Auifnahme in die Ordnung und abgelegte Pflichten, auch 
mit andern als nach der vorgeschriebenen Art gemachten Senfften und 
Kleidung, niemand sich des Senflften-Tragcns ums Lohn anzumassen 
befugt i>t: Alx) l>ehält sich E. E. Hoch. Ratli hiermit ausdrücklich 
vor, die Zahl dieser Träger nach Crefallen zu vermehren, und zu 
mindern, de>^'l»Mchen diese Ordnung nach Gutberinden zu ändern oder 
gar auffzuhelten. .Jedoch ist hierdurch keinem vor sich und zu seinem 
ei^'eiien (iebrauch eine Senffte zu halten verboten, nur damit 
andere un<l ums Lohn nicht getragen werden. 

7. Würde sich einer oder der andere von denen Träger die^er 
Ordnung mit Übersetzung des Lohns, übler Bezeugung gegen die. 
so ihrer begehren, oder in andern Wege nicht geniäli bezeugen, der 
soll nach liefinden, mit (ield, (iefän^'niü-Stratic, oder auch gai- mit 
Entsetzung des Dienstes angesehen, hingegen ihnen auch Obriglieit- 
hcher Schutz geleistet werden. 

8. Was E. E. Hochw. Bath dieser Stadt von andern Verrich- 
tungen derer Träger bey entstehender Feuers-Ge&hr, Auflftuffen, oder 
andern KotlifiUlen, welche GOtt in Gnaden abwenden wolle, noch 
femer anordnen wurd, dem sollen dieselben bey der obhabenden 
Pflicht treulich nachzukommen gfeidifidls verbunden seyn. Urkundlich 
ist dieses unter dem aufgedruckten gemeinen Stadt-Secret zu mftnnig- 
liches Wtssenschafflt publidret Leipzig den 26. Sept Anno 1703. 
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Einleitung. 



Wenn wir die wirtschaftliche Entwicklung der verschiedenen 
Staaten Qberblicken, so werden wir ganz allgemein einen Mangel an 
Stetigkeit wahrnehmen. Wir bemerken einen fortwShrenden Wechsel, 
ein Auf* und Niedersteigen der Entwicklung. Wir sprechen in dem 
einen Falle von einer Hochkoigunktur oder Prosperität, in dem anderen 
von einer Depression oder Krise. 

Auch bei uns in Deutschland ist es in den lotztcii Jahrzehnten 
nicht ohne große Schwankungen in der wirtschaftlichen Entwicklung 
abgegangen. AVir stehen zurzeit noch unter dem Banne der Krise 
vom Jahre 11KJ()/1VH)1, welche mit fast elementarer Gewalt hereinbrach 
und die jiin^ie in dem voriuon Jahrzehnt so mächtig emporgekommene 
deutscho Industrie zu vernichten drohte. Die Krisis hat ihren Tief- 
punkt zwar >ehoii liiimere Zeit uherschrilten, (hK'h h'iden noch viele, 
fast die meisten (iewerhe au ihren schlinnnen Foluon, uud sind nor- 
male \'erhiiltni>>e Ix'i weitem noch nicht wieder erreicht. 

Bei der aktiiollen liedeutnug der oheugenaiinteu Krise lohnt es 
sich eiuniiil auf die>eli»e näher eiuzuuehen. Im nachfolgenden wollen 
wir den \'erlauf, das Wesen und die Ti-achen der Krise, sowie die 
Mittel zu ihrer Beseitigung kurz ungeljen. Des hes.seren Ver.>länd- 
nisses halber werden wir zunächst uns mit den verschiedenen in der 
Volkswirtschaft vorkommenden Krisenarten bekannt zu machen suchen. 



V<ilka»irt5(h;\ni. ii wiruchalUgcachichU. Abhandlungen. H. 2. 
Kult, Wirt«ch«lukri»it. 
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Was hat man unier Wirtschaftskrisen zu verstehen? 

Unter Krisen im wirtschaftlichen Sinne versteht man akute Krank- 
heiten des Wirtschaftsor^ianismus, deren Ursache entweder in einer 
ungenügenden physischen Produktivität oder einer nnponüficndoii Wert- 
I)ro<hiktivität der in der Volkswirtschaft jeweilig zur Verfügung stehen- 
den Hüdentiächen und Kapitalien liegt. 

Die erstcre Art von Krisen kann man als Krisen im weiteren 
Sinne bezeichnen. In der nattuahvirtsdiaftlichen Wirtschaftscpoche 
verstand man unter Krisen im wirtschaftlichen Sinne f^anz allgemein 
Perioden, in denen der Grund und liudtMi oder da.s Kapital aus irgend 
welchen Ursachen — Kriegen, Epidemien, Überschwemmungen, Dürre 
etc. — ihren Dienst als Produktionsfaktoren derartig versagten, daß 
der Bedarf an den mit ihrer Hilfe erzeugten Gütern in ganz un- 
genügender Weise befriedigt werden konnte. In jener Epoche, in 
welcher jeder Wirt in der Hauptsache Gfiter für den Bedarf in der 
eigenen Wurtschaft erzeugt, bedeutet ein Ausfall am Produktionsertrag 
einen Ausfidl an Bedürfnisbefriedigung. Man kann daher in jenen 
Zeiten die Krise vom Standpunkt der Konsumenten aus betrachten. 

Dies Ändert sich mit dem Übergange von der Naturalwirtschaft 
zur Verkehrswirtscfaaft und der Einführung des Geldes als allgemeinen 
Wertmaßstab. Jetzt erzeugen die verschiedenen Unternehmer die 
Güter nicht mehr für den eigenen Bedarf sondern riir den >[arkt. 
Das Maß der Bedürfnisbefriedigung, welche den verschiedenen Unter- 
nehmern der Besitz des (>rund und Bodens oder Kapitales gewährt^ 
hängt jetzt nicht mehr ab von der Menge, sondern von dem (leiderlös 
der mit Hilfe dieser lieiden Produktionsfaktoren erzeugten Güter. Eine 
Krisis braucht jetzt nicht mehr infnluc mangelnder technischer Pro- 
duktivität des Kapitales oder (Irund und Hodeiis ein/utreten. Denn 
ein LM'i iiiL'erer Ertrag liefert den Unternelinicrn oft einen gniberen 
Gelderl«)b als ein größerer und bringt ihneu daher einen größeren 
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privatwirtschaftlichen Gewinn. Die Krisis mufi jetzt vom Standpunkt 
des UntenielimarB ans belitditet werden. 

Wir sprechen heutzutage von Krisen, sobald sich ans irgend- 
welchen Gründen in irgend einem Erwerbszweige em ffir die Unter- 
nehmer f&hlbarer Mangel an Wertprodnktivität des Kapitales oder 
Grund und Bodens einsteUt. 

Krisen in diesem Sinne sind Krisen im engeni Smne oder Wirt- 
schaftskrisen schleehHun. 

Die Ursachen der mangehiden Wer^roduktivität des Kapitales 
resp. Grund und Bodens kSnnen nun verschiedener Natur sein. Sie 
können zu suchen sein: 

1. In einer zu geringen Menge des jeweilig vorhandenen baren 
Geldes. 

2. In einem Rückgang des Handels und Verkehrs. 

3. In einein Schwinden des Vertrauens, das man zu den Per- 
sonen, mit denen man bisher in rcgelinüBigen geschäftlichen Verbin- 
dungen pestanden, in finanzieller Hinsicht hat. 

4. In dem Umstände, daß für das Kapital oder den (irund und 
Boden eine angemessene Verzinsung nicht erreicht werden kann. Die 
Ursachen hierfür können verschiedener Art sein: 

a) Überproduktion infolge zu großer Kai)itahnvestitionen oder, 
was den Grund und Hoden anbetrifft, zu reicher Ernten. 

b) Abnalinie der Intensität der Nachfrage. 

c) Steigerung der Produktionskosten. 

d) Vervollkommnungen auf dem Gebiete der Technik. 

e) Abnahme der Zahlungsfthigkeit der Nachfragenden. 
Je nach den Ursachen der Krisen spricht man von: 

1. Geldkrisen. 

2. Spekulationskrisen. 

3. Kreditkrisen. 

4. Produktions- oder Absatzkrisen. 

Die Krisen können spezielle oder allgemeine sein, d. h. nur be- 
stimmte Erwerbszweige oder alle Erwerbszweige umfiisaen. 

Sie können sein innere oder äufiere, d. h. sie können auf Störungen 
innerhalb des Wirtschaftsorganismus, in dem sie ausbrechen, oder auf 
Störungen zwischen dem heimischen und einem auswärtigen Wirtschafts- 
organismus beruhen. 

1. Am harmlosesten von den obengenannten vier Arten der Krisen 
sind die (iehlkrisen. Die fleldkrisis äußert sich in einem plötzlichen 
Knappwerden des baren Geldes. Die Ursachen der Krisis sind in der 
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Regel die, daß die von derselben Betroffenen aidi in ihren Waren» 
oder Effidctenkftufen fibemommen haben und ihnen zur Besdiaffiing 
von Gflteni, die sie dringend bedfirfen, das Geld fehlt Sie mfissen 
in solchen FSllen ihre Waren oder Effekten zn niedrigen Preisen ver- 
kaufen, um sich Geld und mit Hilfe des letzteren die begehrten 
Gflter zu verschaffen. i 

Das Knappwerden des Geldes kann verursacht sein durch eine ' 
Abnahme der Menge des vorhandenen Geldes oder dürch eine Wert- 
erhOhung desselben. 

Eino Al)nahme der Menge des vorhaiulenen Geldes tritt in der 
Regel nach Mißernten ein. Es erfolgen in dioseni Fall (ield- 
exporte, um das vom Auslände bezogene Getreide zu bezahlen. Auch 
durch Rückzahlung und Rückkauf von im Auslande untergebrachten 
inliindisclion Anleilien kömioii einem Lande beträchtliche (ieldnienvM'ii 
cutznL'on werden. Eine Werterhöhung des (leides und im /iisammeii- 
hang hiermit eine (ieldkrisis jttle^'t vor allem in K Hegezeiten und in 
Zeiten re<,'er gescliiiftlicher Täti^ktii einzutreten, lu dieseu i'ällen * 
kann ebenlalle eine (ieldeinfnlir notwendig werden. 

Im Handelsverkehr zwisrlien zwei Stauten tritt die <iefahr einer 
(leldknsis ein beim Steigen des auswärtigen \Veehselkur>e.s. I ber- , 
steigt dieser den (Joldpunkt, so wird es lohnend, (ield zu cKportieren. I 
Dio Folge hiervon ist ein Fallen der inländischen Etfektenkursc und ^ 
Warenpreise, wodurch das Ausland im Lande zu kaufen animiert wird. 
Im Zusammenhang hiermit strömt schließlich wieder mehr Geld in 
das Land und wird die Krisis behoben. 

2. Etwas schlimmerer Art, als die Geldkrisen, smd die Spekuktions- 
krisen. Sie bestehen in dem Damiederliegen des Handels in den 
Vermögensobjekten, welche regelmäßig Gegenstand der Spekulation 
sind. Die Spekulationskrisen smd, je nachdem sich die Spekulation 
auf Waren oder Effekten bezieht, Handels- oder Effektenkrisen 
(Börsenkrisen). 

Zu den wichtigsten Warenhaudelskrisen sind zu zählen die 
Krisen im Handel mit fietreide. Zucker, Kall'ee, Rohstoffen für die 
Faltrikation u. s. w. und vor allem die Krisen im Fabrikatenexport- 
handel. 

Als Beispiele hierfür können die englische Ivornhandelskrisis P 
von 1S47 und die englische Exporthaodelskrisis von 1815 angeführt 
werden. 

Die erstere luucli im Mai 1x47 aus. Der (Jetreidevorrat in 
Fn^laiid schien anfang> des .l;ilir<'> 1^47 nicht bis znr n:tcli-t<'n Krnte 
auszureichen. Die ISpekuiatiuu kaulie aus diesem Grunde groUe 
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Posten Getreide auf. Der Preis des (^»iiartcrs (ietreide stieg infolge- 
dessen von Jamiiir his Knde Mai 1S47 von (!(; sli Ii) d auf 102 sh 
f) d''. Seit Knde Mai itegann der (ietreidepreis wieder /u fallen, da 
die liolien ( ietreidepreise das Ausland veranlaliten , im verstärkten 
(Irade (ietreide zu iiniH)rtieren. und da auJjerdeni die Aussichten der 
(ietreideernte des laufenden .Ialne> sich wesentlich besserten. Im 
September desselben Jahres erreichte der Getreidepreis seinen l'ief- 
pnnkt — 48 sh. Infolge des rapiden Kurssturzes des Oetreidepreises 
ftdlierten viele grofie Getreidehfindler. Im Zusammenhang hiermit 
traten Störungen im Kreditrerkehr ein. Eine Anzahl angesehener 
Banken mufite die Zahlung einstellen. Die Krisis artete später in 
eine allgemeine Handelskrisis aus. 

Die letztere trat nach Aufhebung der Kontinentalsperre ein. 
EngUnd hatte in der Erwartung, daß nach Aufhebung der Sperre 
seine Warenausfuhr nach dem Kontinent betrilchtlich zunehmen werde, 
seine Produktion bedeutend erweitert. Die Exporteure fahrten auch 
nach Aufhebung der Sperre große Mengen von Manufiüctur- und 
Kolonialwaren aus. Die Waren fanden aber nicht den fjewfin seilten 
Absatz. Es stellte sich heraus, daß die Aufnahmefähigkeit der Be- 
völkerung zu gering war, um die auf den Kontinent geworfenen 
"Waren mit dem erwarteten (lewinn abzusetzen, weil die Kaufkraft 
der PevöIkerunR infolge des Krie'_r('> /.u sehr geschwächt war und die 
Produkte der I>andwirt>Hiaft. die für den Kontinent hauptsächlich als 
Exportgüter in Betracht kamen und mit deren ( ielderlös die kontinen- 
talen Staaten die hczogenen Industrieprodukte zu lic/.idileu pflegten, 
durch das Korngesetz von und durch hohe Ztillc auf Wein, 

Sjuritus U.S.W, von (JroUliritaunien so gut wie ausgeschlossen waren. 
Die E.\|)orteure erlitten grolie W-rluste: Sie mußten die Waren unter 
den Produktionskosten verkaufen, zum Teil waren sie überhaupt un- 
verkäuflich s). 

Die Warenhaiidelskrisen treten heutzutage an Bedeutung gegen- 
Ober den Effektenkrisen zurflck, da sich die Spekulation mit Voriiebe 
den Effekten zuwendet 

Die Effekten- oder Börsenkrisen sind eine Folge der Über- 
spekulation in den an der Bdrse notierten Aktien von Transportunter- 

ll Vrr^'l. VII M Tnpaii- MaraiHiw^ky . Stiitlion zur Theorie und üettchichte 
dmr HaiideUkrixfii in l'Iuglaiul. Jena llK)l, S. UM) u. 1U7. 

2) VmkI. M. Wirth, GcMsbichte der HandeUkrMcn. Fhinkfurt «. M. 1883, 
S. 12H-124. 
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neluiiungcn, Berg- und Hatteowerken und anderen industriellen 

Etablissements. 

Charakteristiscli liierfür ist die südafrikanische (Joldiiiinenkrisis 
an den westeuioiuiisdien liörsen im Jahre IHl».'). deren Mittelpunkt 
London war. Im November isih') erfuhren die Kurse der (ioldniinen- 
aktien, die in den letzten Jaliren mit der wachsenden Goldproduktion 
stark gestiegen waren, einen scharfen Rfickgang. Der Marktwert der 
Aktien von 146 Goldminengesenschaften und 40 Goldminentrusts, der 
am 1. Oktober 18d5 noch nngefittir 5095 Millionen Mark betrug, war 
am 28. Februar 1897 auf 1960 Millionen Mark gesunken«). Daß es 
sieh hierbei nur um eine Spekulationskiisis handelte, beweist der Um- 
stand, daß auch nach Eintritt der Krisis kein Rfickgang der Produktion 
eintrat, im Jahre 1896 nur Stillstand, 1897 erneute Steigerung. Auch 
auf andere Zweige der Produktion vermochte die Krise nicht fiberzu- 
greifen. Die seit dem Jahre 1894 eingetretene Besserung im Handel 
und Gewerbe machte weitere Fortschritte. Dagegen blieb die Effekten- 
krisis nicht auf die Goldminenaktien beschränkt, sie erstreckte sich 
auch auf andere Börsenspekulationseffekten, die ebenfalls in den letzten 
Monaten stark gestiegen waren. 

Im wesentlichen als Effektenkrisen sind ferner die französische 
Krise von und die deutsche Krise von ISliU zu bezeichnen. 

Die französische Krisis von 1hki> erscheint als der Anstluhl der 
lU)rsenninnij)uIationen Eufj^cn Hontonx. der im llerl»st 187H mit Hilfe 
klerikaler und arisTokratisclicr Kreise eine Bank, die Union generale, 
gründete. Das Kapital der liank betrug anfänglich \?> Millionen 
Franken und wurde im Laufe der Zeit auf löO Millionen Franken 
erhöht. I'nter Führung dioer liank entwickelte sich in Frankreich 
eine ('berspekulation in den Jahren ISHl und 1882. die mit dem Zu- 
sammenbruch der Bank im April 1882 endete. Der Kurs der einen 
Nominalwert von 500 Frcs. repräsentierenden Aldien war am 5. No- 
vember 1881 auf 3000 Frcs. get|i,eben worden. Damals wies der Leiter 
der Bank auf das Aktienkapihü von 100 Millionen Franken einen 
Gewhin von 61500000 Frcs. nach. Anfimgs April waren die Aktien 
auf 375 Fh». gefallen. Es stellte sich heraus« daß die Bank nicht 
mit einem Gewinn, sondern einem Verlust von ungeffihr 60 Proz. 
gearbeitet hatte*). 

1) Cohn. .System der Nationalükonumie, Ud. III. Stuttgart 1898.8.:U(iu.317. 

2) VergL M. Wirth, GcKfaichte der HandeUcriMU. Fraakfart a. H. 1883. 
8. 633. 
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Die (leutsrhe Krisis von 1H<K» dagegen war nur eine Folge der 
Kurstreiiiereien auf dem Industrieaktienmai kt an der berliner Hörse 
seit dem Ende der HOer Jahre des vorigen Jahrhunderts. Die Herg- 
und Ilüttenvverksaktien, die ein (iesamtkapital von 421 Millionen Mark 
repräsentierten, erhöhten sich* 1888/89 um 38 Proz. im Werte. 

3. Noch gefährlicher als die SpekuktaonskriaeD sind die Kredit- 
krisen. Sie bestehen in einer Ausdehnung des Kredits Aber das 
jeweilig volkswirtschaftlich zulässige Mafi. Die Kreditkrisis unter- 
scheidet sich Ton der Speknlationskrids im ivesentlichen dadurch, 
datt im ersteren Falle die Spekulanten die Wertobjekte mit fremdem, 
im letzteren dagegen mit eigenem Gelde erworben haben. „Der 
Kernpunkt des Obels in den Höhepunkten der Krisen"* — sagt 
A. Wagner — Jiegt in dem an die Stelle des bisherigen zu weit 
gehenden Vertrauens tretenden mafilos übertriebenen Mißtrauen der 
Besitzer des baren Geldes als des gesetzlichen Zahlungsmittels. Auch 
der gewöhnliche Kredit schwindet völlig, allgemeine Kreditlosigkeit 
tritt ein"'). 

Die Kreditkrisis kann entstanden sein durch Erschütterung des 
allgemeinen Vertrauens nach einer übermäßigen Vermehrung der auf 
Kredit beruhenden Undaufsmittel (Wechsel, Banknoten, Papiergeld), 
sie kann aber auch die ..Folge einer Überspannung des Kredits durch 
eine gröliere Zahl von rnternehmern, die teils im Kti'ektcn-, teils im 
Warenhandel oder auch in der spekulativen (iründung von jmtduktiveii 
rnternehmungen mit Hilfe des Kredit:» eine Menge von Kreditvcr- 
jjHichtungen übernommen haben, die aus dem Ertrage der Handels- 
geschäfte oder Produktionen erfüllt werden sollten"*), sein. 

Der Kredit hat heutzutage /.uui gniUten Teil die Eunktioiien des 
(ieldes als Zahlungsmittel üljcrnommen. Die einzelnen (ieschäftsleute 
bilden heute eine Kette, alle sind heute durch den Kreditverkehr — 
Wechsel- und Giroverkehr — mitehiander verbunden. Ist nun infolge 
l^chtsinniger Kreditgewährung an einzdne Geschiftsleute die Grenze 
der Leistungsfthigkeit Überschritten, so pflegen Zahlungeinstelinngen 
zu folgen, welche wieder andere Geschiftsleute mit hineinziehen. Es 
erfolgen Kreditbeschrinkungen und im Zusanuneiihang hiermit weitere 
Zahlungseinstellungen, bis schliefilich der Kredit auf ein Minimum ein- 
geschrftnkt ist 

1) A. Whitih r. „Krisen", in Kentzsch. Handwörterbuch der Volkswirt- 
achaftolebre. Leipzit; 1806, S. 5H5. 

2) Phillppovich. Orandrin der PolitiadMa Ökonomie, Bd. 1. Frei- 
bmg 1K93, 8. 289. 
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Als eine infolge abermäßiger Vermclirung der auf Kredit lie- 
ruhenden Undaufsmittel herbeigeführte Krise ist die amerikanisch-eng- 
lische Krise von 1836/39 und die amerikanisehe Krise von 1893 zu 
bezdchnen. 

Die amerikanisch-engliscbe Kreditkrisis von 1836/39 erscheint als 
die Folge eines hachst unsoliden Notenbankwesens. Vor allem würden 
die Vereinigten Staaten von ihr heimgesucht. In den Vereinigten 
Staaten stieg der Notenumlauf von 9Ö00O00O Dollars anfangs des 
Jahres 1834 auf 457000000 Dollarf am 1. Januar 18360. Das ge- 
samte Erwerbsleben der Vereinigten Staaten nahm infolge der Geld- 
^ethora einen großartigen Aufschwung. In Neirjrork allein wurden 
vom 1. Januar bis l. So])tcnd)er 1830 1518 Häuser gebaut Die 
Krisis kam zum Au.sbrucli. als Amerika aus dem Auslände, vor 
allem aus En[?land, (iold heranzuziehen suchte und die Hank von 
England, um dem starken Kapitalabfluß nach den Vereini|,nen Staaten 
Eiidialt zu tun, sich genötii,^ sah. den Diskont zu erliölien. Es fallierten 
in den Vcrciniiiteu Staaten im Jahre ls;')7 nichf wonip'r als Banken. 
Die \'rr('inii^te-Staaten-l»ank. die die Hauptschuld an dem verrorreten 
Notenhankwesen trujL'. j,'elan^'te durch den Zusammenbruch der Danken 
zu um so grölJerer Macht. Durch ilire Intervention wunh; der Krisis 
zunächst Eiidialt getan. Infol^'e der schwindeliiaften Spekulation dieser 
Bank brach sie aber im Herbst 1^."»'.» mit noch grölierer \ ehemenz als 
im Jahre is;{7 aus. Sie brachte die Bank der N'ereinigten Staaten 
und außerdem nicht weniger als !»;V.« Banken zu Fjüle. Vm der 
Wiederkehr derartiger \'orkommnisse vorzubeugen, wurde die Bank- 
notenausgabe in den Vereinigten Staaten spJtter gesetzlich geregelt. 

Auch in En^and hatte man die Notenausgabe etwas zu sehr 
fordert Wenn auch die englischen Banken sich bezflglich der Noten- 
ausgabe viel mehr Mäßigung auferlegt hatten als die amerikanischen 
— in den Jahren 1834—36 hatte die Bank von England ihre Noten- 
ausgabe nur um 1 Million £ und die Aktienbanken in England« Wales 
und Irland um 3 Millionen £ vermehrt^ — und im Zusammenhang 
hiermit die Krisis m England bei weitem nicht jenen Grad der Inten- 
sität erreichte, wie in Amerika, so waren die durch die vermehrte 
Notenausgabe verursachten Störungen im Geld- und Kreditverkehr in 
England doch so bedeutend, daß man sidi «.'enötigt sah, eine Reform 
des Notenbankwesens vorzunehmen und der Notenausgabe engere 



1) Ver^'l. M. Wirtb. B. 164. 

2) Ibidem, S. 199. 
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(irenzen zu ziclien. Zu diesfMu Zweck wurden am lü. Juli 1«44 die 
sog. Peer.s-Bankaktt' erla-^>rii. 

Die amerikanische Ivreditkrisis von 1S1»;{ wurde herbeigefülut 
durch eine unprlückliche Währungspolitik der Union. 

Zu dem Zweck, den Preisfali des Silbers, an dessen I'roduktioii 
die \'ereinigteu Staaten von Nordamerika stark interessiert waren, zu 
verhindern, wurden in der Union zwei Gesetze erlassen: Die Bland- 
biU TOm 2B. Februar 1878 und die Shermanbill vom 14. Juli 18S)0. 
Durch die Blandbill wurde die Prägung von mindestens zwei (und 
höchstens vier) Millionen Silberdollars raeoatlich angeordnet. Die- 
selben sollten fortan als gesetzliches Zahlungsmittel gelten, sofern 
nicht ausdrflcklich vertragsmABig die Goldzahlung ausbedungen war. 
Da auch nadi Inkrafttreten der Blandbill der Silberpreis sich nidit 
zu heben vermochte und aufierdem die SUberdoUars in der Union als 
Zahlungsmittel unbeliebt waren — sie wanderten zum größten Teil 
in die Staatskassen, die ermfichtigt waren gegen ihre Deponierung 
Depositenscheine (ccrtificates of dcposites) auszugeben — so entschloß 
man sich schließlich, doppelt so viel Silber als bisher anzukaufen und 
dafür Zertitikate auszugeben. Die Shermanbill bestimmt, dab das 
Schatzamt monatlich 4 ' 2 Millionen Unzen Silber in Barren ankaufen, 
bis der Preis .")*.> ' '5 Pence beträjjit, und dafür Papiergeld, sog. treasury 
notes. in Abschnitten von 1 I(HK) Dollars emittieren solle. Sie sollten 
ebenso wie die Silhcrdollars ^esotzlichcs Zaliliiiiif'^niittcl sein, ausge- 
nommen in den I'ällen. in denen die Zahlung in anderer Form aus- 
drücklich ausbe<lun^en war. 

Aber auch nach Krlaß der Shermaiihill trat keine anhaltende 
Steigerung des Silberpi » i-es ein. Nui vorübergehend vermochte er 
sich von 43 ' s Pence im März 1S!M) auf im Sei)tend»er IS<H» zu 

heben. Seit dieser Zeit begann er von neuem zu tallen. Im August 
1S1>2 sank er sogar auf 37 7« Pence. Noeh kritischer wurde die 
Situation, als durch das Dekret der indischen Regierung vom 2i>. Juni 
1893 die Mfinzstfttten von Bombay und Kalkutta für die private 
Silberpr&gung geschlossen wurden. Durch die Wertveminderung des 
Silbers wurden naturgemäß auch die amerikanischen treasury notes 
minderwertig. Sie strömten massenhaft zu den Kassen zur Einlösung 
gegen Gold, da der Staat die Verpflichtung übernommen hatte, sie 
gegen Gold einzulösen. Auf diese Weise wurden der Bundesregierung 
große Summen Gold entzogen. Namentlich suchte das Ausland, 
welches durch die Wfihrungsexperimente der Union das Vertrauen 
verloren hatte, daß diese immer Ihren Verpflichtungen in Gold zu 
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zahlen werde nachkommen können, seine Gutliaben aus der Union 
zurückzuziehen, vor allem durch Abstoßung amerikanischer Effekten. 
So sollen im Laufe der Jahre 1890—93 aHein der Union 500 Blilli- 
onen Dollars Gold von den europAiscfaen Geldmärkten entzogen worden 
sein. Die Union sah sich daher, um den verlorenen Kredit des Ans» 
landes wiederzugewinnen, gezwungen, am 1. November 1893 die Sher- 
manbill aufzuheben. 

Aber auch nach Beseitigung der Bill trat noch keine wesenilicbe 
Besserung ein. Es erfolgte im Jahre 1894 noch eine Goldentziehung 
im Betrage von 81,2 llillionen Dollars. Die Bundesregierung mufite 
im Laufe von 14 Monaten dreimal Anleihen aufnehmen, um die Gold* 
reserve des Schatzamtes nicht allziiselir zusammenschrumpfen zu lassen. 

Solange man nicht wußte, ob in Amerika endgültig die < ;(>ldpartei 
die Oberhand gewtmnen liatte, dauerte das Mißtranen des Auslandes 
gegenüber den amerikanischen Währungsverhältnissen an. Dies änderte 
sich erst, als im November IHIm; bei der Präsidentschaftswabl der 
Kandidat der Silherpartei lirvaii unterlag und Alac Kinley — der Ver- 
treter der (Joldpartoi — als Sieger hervorging. 

Eine Krcditkrisis, die auf sehwindclhaften (iriindungen der 
schlimmsten Art l)eruhte, war die französisrlie Krisis von 1720'). 

Diese Krisis wurde verursacht durch die Manipulationen des 
Schotten Jean Law. Derselbe gründete im Jahre 1717 eine Handels- 
konipagnie — die Comi)agnie d'occident die im Jaiirc 171U als 
„Compagnie des Indes" das ausschlielilichc Handelsrecht nach den 
bedeutendsten überseeischen Gebieten erhielt. Es wurden von dieser 
Gesellschaft nicht weniger als 312 Millionen Livres Aktien emittiert 
Sie wurden zum grOSten Teil mit einem bedeutenden Agio ausge- 
geben« so daB der Gesellschaft aus den verschiedenen Aktienemissionen 
tatsSchlich 1797 Millionen zuflössen. Diese Aktien wurden an der 
Börse auf eine fiibelbafte HOhe getrieben. Im Dezember 1719 • 
notierten die Aktien Ober 2000 Prozl*). Ihre effektive Rentabilitit 
betrug nicht mehr als V4 Froz. 

1) Va^l. M. Wirth. Geschichte der HandeUkriscn. Frankfurt a. M. 1883. 
S. 32— r)0, und Cohn, NationalOkoiioaiie des Handel»* nnd VerkehnwMeas. 
8lut(;gan .ins 310. 

2) Vergl. Cuhii. i?. 310. Die Aktien scheinen aber sogar auf 3GO0 Pro- 
zent gestiegen wa sehi, denn Ende des Jahres 1710 wurden die Aktien, die eiocfl 
Nominnlwert von SOO Liwes hatten, mit 18000 Lives veriEaoft VeigL IL Wirth, 
B. 44. 
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Um den Akricnliandel zu erleichtern, wurden enorme Summen 
von Noten emittiert 

Die Krisi-s brach Ende 1719 herein. Am 10. ()ktol»er 1720 
mußten die Banknoten auiJer Kurs gesetzt werden. Die Aktien, für 
welche 10 Monate vorher noch 18000 Livres bezahlt worden waren, 
konnte man jetzt für 40 Livres erwerben. Die Aktienbesitzer erhielten 
schlieülich im ganzen gerechnet nur 1 Proz. aus der Liquidations- 
masse. 

4. Die RcUimmste Art von wirtschaftlichen Krisen sind die Pro- \ / 
dnktionskrisen. Die Produktions- oder Absatzkrisen bestehen in dem 
mangelhaften Absatz der von einem Lande erzeugten Waren zn 
wenigstens die Produktionskosten noch deckenden Preisen. Sie unter- 
scheiden sich von den anderen Arten der Krisen, daß grofie Massen 
Kapitalien zerstört werden. 

Die Ursadie dieser Kapitalzerstörung kann sein: 

a) Dafi in Zeiten der Hochkonjunktur die Kapitalien in Unter* 
nehmungen investiert worden sind, welche zur Produktion von GOtem 
dienen, deren künftiger Bedarf in Zeiten der Hochkonjunktur nur 
fingiert wurde oder weit über das wirkliche Matt eingeschätzt wurde % 

b) Daß die Produktionskosten gesti^n sind. Das Kapital 
wird sich in allen solchen Frdlen so viel wie möglich von der Pro- 
duktion zurückziehen und anderen Produktionszweigen sich zuwenden. 
Sind auch diese von dor Steigerunir der Produktionskosten betroffen, 
so wird es zum gröüten Teil auswandern, teilweise wohl auch kon- 
sumiert werden. 

c) Dali es ihirrh Erfindungen vorteilhafter geworden ist, die be- 
treffenden (Jüter auf andere wesentlioli einfachere Weise herzustellen, 
und im Zusammenhang hiermit eine Überproduktion entstellt, die nur 
bei eiuem wesentlich größeren Bedarf gehoben werden kann. 

1) E« wurden in der Zeit vom 10. Juni bis Deserober 1719 890 Millionen 
livres Notpn emittiert. 

1?) Nach Lf'xis bilden die ProduktioiikriHcn „den Abscbluli einer Periode 
überuiäliiger rruduktion, verbunden mit übermüliiger Festlegung von Kapital zur 
Unterhaltung dieser Prodaktion. Des Obel Hegt nidit in der Anhinfang eines 
nur mit Schaden verkäuflichen Warenvorräte«, sondern darin, daß eifi großer 
Teil der besti hi iuipti Kn|iitaianlagen in den Händen »einer jetzigen Besitzer fast 
oder icar gäiiziieh utireiitaM geworden und die Wietlerkehr der abnormen l*rei»o 
der Gründerzeit, bei denen diese Anlagen noch einen Gewinn ergeben konnten, 
gar niciit «i erwarten ist.*' Vefjgl. Handbndi der poUtischen Ökonomie, Tfibingen 
1881, S. lOBO-lOBS. 
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dj Daß die Verteiliiiij? des Kinkonimens eine Veränderung er- 
fahren hat. Nehmen die Einkommen der woblhul^onden Klassen ab, 
so werden Industriezweige, die vornclnnlicli (iüter. welche Luxus- 
l)cdürfnissc befriedigen, erzeugen, einer Krisis anheimfallen. \'er- 
ringert sich dagegen das Einkommen der unteren Volksklassen, .so 
werden solche Gewerbe, in weldien Gflter zur Befriedigung notwen- 
diger LebensbedOrfnisse Wgestellt werden, von einer Krisis betroffen 
werden. Je gleichmftßiger die Einkommensverteilung ist, um so mehr 
OQter werden im allgemeinen konsumiert und um so höher die Cie- 
schSftsgewinne sein. 

Bei grdfiererUngleichmiifiigkeit der Einkommensverteilung werden 
im allgemeinen weniger Gflter konsumiert werden kOnnen, als bei 
gieichmfißigerer. Dafür werden aber wieder mehr Gflter zu produktiven 
Zwecken verwendet werden. Der Nutzen, den diese neu investierten 
Kapitalien bringen, wird sinken. Eine Krisis braucht aber aus diesem 
Grunde nicht einzutreten Tiroßere Ungleichniäßigkeit der Einkom- 
mensverteilung itefördcrt vielmehr nur die Kapitalakkumulation und 
verringert den Zinsfuß des Kapitales. Sie läßt höchstens Tief- und 
Hochkonjunktur rascher aufeinander folgen. 

Eine der intensiv.sten und universalsten Produkri(>nskri>en war 
<lie Krisis von ISTii. Sie erstreckte sich auf fast ganz Europa - und 
Amerika. Sie ergritf sowohl den Handel und die Industrie alö die 
I^dwirtschaft. 

Am schwersten wurde von der Krise Deutschland betrotlen. N'acli 
Beendigung des deutsch-franzüsischen Krieges waren in Deutschland 

1) Die Soaalistm otellten die Behauptung auf, daß die kapitalistiiche 
ProdnkUon dio Ungleichmaßigkcit der Kinkomnien^verteilttng iiiitn< r mehr ver- 
^rriifWo 1111(1 im Zll^am^lolIhnng liieriiiit die Kanlkrnft (\pt unteren Kl:i-->'ii itnnipr 
mehr abnehme. .Auf die aui« der AlMiahnie der Kaufkraft der unteren Kia>->cn 
resultierende volkAwirti^cbAftiichc UiitcrkonHUiiilion bind nach AiiHcbt der sozia- 
liatiachen Schriftittdler die Krieon im letalen Orunde zurfickznfuhren. Vergl. 
8i»imondo de .'^ii*mondi. Nouvcaux Principcs d'Kconomie Polilique, Paris, 
2. kklition 18*27, II. ii. III. Buch, und Etudes sur l'Elcononiie Polilique, Bruxelle« 
1837, Bd. II, S. 222. 

Nach von Tugan- Barunowsky werden die Kri.'ten hervorgerufen : 1. durch 
den Widerspruch, daft die Produktionsmittel Personen angdiören, welche an der 
Produktion uicht teilnehmen, diigq^n den unmittelbaren Prodn/.enU;n fehlen, and 
2. durch die I>esorpnni.«ation der gesamten ppj*cllf«chaflheheM Piudiiklimi. «ähtend 
diefellie in den einzelnen Betrieben organisiert iMt. Vergl. von Tugan- Hara- 
now»ky, Siudicn zur Theorie und Ciem^hichte der Uandelskrixen in England. 
Jena 1901. 8. 34. 

2) Nur Fnuikrddi blieb von ihr verschont 
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die AnsaGfaten in wiitscbafdicher Hinsicfat die denkbar gttnstigsten. 
Es stand zu erwarten, daß Dentachland, nadidem es In so ruhmreichen 
K&mpfen seine politische Einheit sich zn erringen vermocht hatte, 
kanfdgfain dn wesentlich größeres Ansehen auf dem Weltmarkt ge- 
nießen werde als bisher. Sodann waren die Vorrite an indastriellen 
Gütern wtiirend des Krieges infolge EinsehrSnknng der Produktion 
und des Verbrandies an Kriegsmaterial auf ein Minimum zusammen- 
geschmolzen. Und last not least schien die künftige AufhahmefiKh^ 
keit Deutschlands an industriellen Produkten eine ganz enorme Steige- 
rung durch die ö Miliiardm, welche Frankreich an Deutschland als 
Kriegsentschädigung zu zahlen hatte, erfahren zu haben. 

Es entstand in Deutschland nach dem Friedensschluß ein wahres 
Spekulationsficber. Eine Unzahl von Banken, Baugesellschaften, Eisen- 
balinen, Berg- und Hüttenwerken wurden gegründet. \ On Mitte 1870 
bis Mitte 1H7H wurden HÖH Aktiengesellschaften mit einen Gesamt- 
kapital von :}()()<) Millionen Mark gegründet, im Jahre 1K72 in Preiilien 
allein 4i».") Aktioiif^'osellscliaften mit einem Kapital von 1021 Mill. 
Mark'). Von 1S(M»- isTo wiinlen in PreuUen nicht mehr Hochöfen, 
Lir-eiiliütten und Maschinenfabrikea ins Lebeu gerufen als iu den 
4 Jahren von 1871 1 «74. 

Die Krise begann im Mai l.s7;j an der Wiener Börse, und zwar 
ergriff >ie zunächst vor allem den Hankonmarkt. Mit dem Fallimente 
der Wcclisclhank am !>. .lurii übertrug sie sich auch auf die deutschen 
IJofMMi. ])io Kttl'kti'U sanken rasrli um ."JO .'><» I'roz. \orscliärft 
Nvurde die Krisis noch nach Zusammenbruch dci' Quisror|)scheii \"cr- 
eiusbank Anfang Oktober. Ende dieses Monates enciclitc die Krise 
ungefähr ihren tiefsten Punkt. \'erhältiiisniäliig erst spät — seit 
Anfang 1X70 — ühertrui^ .-^ie sich auch auf ilic Eisenbahnen, che 
Ei.'^en- und Koiilcnindustrie. Das Ka])italistenjiubiikum hatte an 
seinem Venuögen immen.se \'erlustc erlitten. Viele L'nternehmen 
mufitm den Betrieb einstellen und wurden voUkommen wertlos, weil 
die Preise der von ihnen erzeugten Gfiter derartig tief gesunken 
waren, daß es sich nicht mehr lohnte, den Betrieb fortzusetzen. 

Die Krisen treten in der Regel in Verbindung miteinander auf. 
Einer Kreditkrisis pHegt eine Produktionskrisis, umgekehrt einer Pro- 
duktionskrisis eine Kreditkrisis zu folgen. Je nachdem die Faktoren, 

1) Vei^l. M. Winh, S. 4ÜÖ. 
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welche die Kredit- oder Produktionskrisis charakterisieren, flberwiegen, 
bezeichnet man dann die Krisis als Kredit- oder ProdiiktkmBkrisis. 

Anch die Handelskrisen ziehen sehr oft Kredit- und Produktioais- 
krisen nach sich. Dagegen treten die Geld- und Effektenkrisen in 
der Regel in reiner Form aut 

Die Geldkrisen kdnnen aus dem Grunde, weil sie in der Begel 
nur von kurzer Dauer sind, die Efi^ktmi- oder Börsenkrisen, weil sie 
weniger den Kanfmannsstand als das Kapitalistenpablikum betreflfon, 
kerne einsehneidende Wirkung ansfiben. Es soll allerdings nieht ge- 
leugnet werden, daß es nidit sotten vorkommt, dafi Effektenkrisen 
Warenhandels-, Kredit- und Produktionskrisen naefa sich ziehen. 
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Die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands seit dem 

Jahre 1890. 

Nachdem wir die verschiedeneil Arten von Krisen kennen gelernt 
haben, wollen wir angeben, welcher Art unsere heutige Wirtschafts- 
krisis ist. Um die Diagnose richtig stellen zu können, ist es erfor- 
derlich, znnäclist die Vorgeschichte der Wirtschaf tskhsis, in der wir 
uns zur Zeit noch beflndfn. kennen zu lernen. 

Wir müssen zunicken ei ton auf die wirtschaftlichen \'orh;iltnisse 
Deutschlands am Anfang des letzten Dezenniums des vorigen Jahr- 
hunderts. 

Deutschland befand sich am Ende der 70er Jahre des vorigen 
Jahrhunderts in einer sclir niililichen handelspolitischen Situation. 
Einer.seit.s wurde dem Auslande, das vor allem fJetreide und Roh- 
stoffe nach Deut.schland exportierte, die Einfuhr infolge der Ver- 
biiligung der Schiffsfrachten und des Sinkens des Silberpreises wesent- 
lich etieidileit. Es könnt« infolge dieser beiden Umstinde die Pro- 
dukte der Urproduktion zu niedrigeren Preisen fortan in Deutschland 
anbieten als bisher. Hierunter Htt vor allem die deutsche Landwirt- 
schaft, die sich genötigt sah, ihre Produktion bedeutend einzu- 
schrSnken. Andererseits wurde ffir Deutschland die Ausfuhr von 
Fertigfabrikaten, zu denen es die vom Auslande bezogenen Produkte 
der Urproduktion verarbeitet hatte, nach den Oetreideexportstaaten, 
in denen die SilberwShrung bestand, mfolge des Fdlens des Silber- 
preises immer schwieriger. Dadurch, daß der Silberpreis mehr und 
mehr sank, sank sozusagen auch der Preis aller im Auslande produ- 
zierten Waren. Der deut.'^che Kaufmann, «ier seine Waren exportierte, 
erhielt jetzt, wenn er da.s Silber, mit welchem das Ausland seine 
Waren bezahlte, in deutsches Geld, d. h. in Gold, umwechselte, weniger 
als bisher. 

Deutschland wurde so einerseits vom Auslande mit <!»^treide 
und Kohstoffen überschwemmt, andererseits gelang es ihm nicht, die 
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mit Hflfe dieser Produkte erzeugten Fertigfsibrikate im Ausland zu 
vorteilhaften Preisen abzusetzen. 

Diese Umstfinde veranlafiten Deutschland, mit der bisherigen 
im wesentlichen freihindlerischen Handelspolitik zu brechen und zum 
Schutzzollsystem fiberzugehen. Dies gesdiah durch eine Reihe von 
Zollgesetzen. Vor allem wurden durch diese Gesetze die landwirt- 
schaftlichen Zölle eingef&hrt. Ihren Abschlufi fond die schutzzöll- 
nerische Handelspolitik Deutschlands durch das Zollgesetz vom Jahre 
1887. Durch dasselbe wurden die Getreidezölle betrSchtlich eibOht« 
u. a. der Roggenzoll auf 5 H. pro Doppelzentner. 

Die Zdlle verhinderten jedoch nicht, daß auch nach ihrem In- 
krafttreten beträchtliche Mengen landwirtschaftlicher Produkte in 
Deutschland eingeführt wurden, wenn auch periodisch ein RQckgang 
der Einfuhr eintrat. Es dauerten eben die Ursachen an — Ver- 
billigung der Soliiffsfrachten und Sinken des SUberkurses — um 
derentwillen die Zölle eingeführt worden waren. 

Verschärft wurde die mifiliche handelspolitische Situation Deutsch- 
lands nocli, als im Jahre 1890 die Mac Kinlev-Bill in Kraft trat, 
welche hohe Zollschranken gegen die Einfuhr industrieller Produkte 
errichtete. 

Das deutsdie Reich war also am Anfiing der 90er Jahre des 
vorigen Jahrhunderts in einer ähnlichen han(IeU]Militisc1uMi Situation 
wie am Ende der 70er Jahre. Die Schutzzölle, ^^• 1< 1h' ( > • ini^eführt 
liatto. liattcn kaum ^rcnügt. um den \'(^rspning. den das Ausland in- 
folge des rrcisfallp- des Silbers und der Verbilligung der Transport- 
kosten dem Inland gegenüber erlangt hatte, zu paralysieren. Die Ein- 
fuhr nach DcutM-hland betrug im Jahro IxiX) 414t!. die Ausfuhr nur 
3'A'21 Millionon Mark, im Jahr 1>>'.»1 betrug die Einfuhr 4151, die 
Ausfuhr sogar nur .'»17t! Millionen Mark. 

Man sielit, Deutschlands Handelsbilanz war stark passiv geworden. 
Wollte nun Deut>rhland .-eine Handelsbilanz aktiver gestalten, so blieben 
ihm mir zwei Wege übrig: entwctlor niuUte es. entsprt'cliend der hoch- 
scliutz/.ölbK'riH'licn Ilandcl.-iiolitik de> Au>landes. .seine Zölle auf land- 
wirtscliafiliclu' Produkte und Rohstorte aliermals erhöhen, oder es muUte 
vei -lu-lu n. für sciuc ludustrieprodukte im Auslaude verstäi'kteu Absatz 
zu erian^'en. 

\V(dlfe Deut.-eliland den ersteieii Wr-*: bexliieiten. so lief es 
(iefahr, die rroduktionsbcdingunijeii -fiiicr Indn-trie derartig; zu er- 
schweren, daü sie auf dem Weltmarkt im Ivonkurrenzkampf mit den 
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Staaten ) in denen Freihandel besUnd, wie in Engend» onteiliegen 
wflrde. 

Es blieb Deutscbiand folglich nur der zweite Weg übrig: Far 
seine Indnstrieprodukte im Ausland gflnstigere Absatzbedingungen zn 

erlangen zu suchen, um sie in größeren Mengen exportieren zu könneuv 
Auf Seiten der liberalen und sozialdemokiMrischen Parteien wollte man 
dieses Ziel dadurch zu erreichen suchen, daß man die deut'^rlicn laod- 
wirtschaftlichen Zölle ermäßigte, wenn das Ausland seinerseits sich ver- 
pflichtete, die Zölle auf deutsche industrielle Produkte herabzusetzen. 
Die Walilen von ISiH) hrachtoii der freisinnigen Partei — welche als 
der Vertreter dieser Idee angesehen werden kann — einen starken 
Zuwachs. Sie erhielt im neuen Reichstag üher 7<) Man(hite. Der (hi- 
malige Reich.>kan/Jer von Caprivi glaul)te nun dieser Strömung nach- 
geben zu müssen und machte diese Eugen iiichtersche Handelspolitik 
zu der seinigen. 

Bestärkt wurde der Reichskanzler in dieser seiner Idee durch 
den Umstand, dali damals infolge der schlecliten Ernte von — 
in dem strengen Winter von 1H1)()/01 waren in Rußland viele Getreide- 
felder ausgewintert — der Cietreideprcis eine exorbitante Höbe er- 
reicht hatte. Die liberalen Parteien und Sozieldemokraten drangen 
daher schon im Sommer 1891 auf ErmABigung der Getreidezölle, da 
die unteren Schichten der Bevölkerung unter ihrer Höhe zu leiden 
begannen, zumal da die Industrie schwier damiederlag und im Zu- 
sammenhang hiermit niedrige Löhne bezahlt wurden. Die Reichs- 
regierung gab jedodi dem Drängen zunächst nicht nach. Sie wollte 
gerade die Herabsetzung der deutschen GetreidezGlle als Kompen- 
sationsobjekt für die Ermftfiigung der Industriezölle des Auslandes 
benutzen. 

Es galt vor allem, Rußland als Absatzgebiet fQr die deutschen 

Indnstrieprodukte zu gewinnen, das nicht nur infolge seiner geogra- 
phischen Lage, sondern auch infolge seiner geringen industriell<'n Ent- 
wicklung und weiten, noch der Kultur harrenden Rodenflächen als das 
natürliche Absatzgebiet für deutsche industrielle Erzeugnisse erschien. 

Um diesen Plan durchzuführen, versuchte der Reichskanzler von 
Caprivi zunächst mit einigen anderen (ietreide expoi-tieren(hMi Staaten 
Verträge ai)zuschHeljen und gegen ent>iire( liench'' Herabset/.niig (h*r 
industriellen Zölle, die diese Staaten von den deutschen Indu>trie])ru- 
dukten hei deren Einfuhr erlioben. die deutsclien landwirtschaftlichen 
Zölle herabzusetzen. Der Reichskanzler glaul>te auf ilie.-e \Vei>e Rnli- 
land zu zwingen, einen älinlichcn Vertrat; mit Deutschland abzuschlieüun, 

VoIkawirtJH lmftl. u. wirtjtchafUjjoechklilJ. AüJiiiri.lluimn H. 2. 
Bost, WirtachafUkrisis. 
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um sich den deatscben Markt als Absatzgebiet ftr seine landwirt- 
schaftlichen Produkte zu erhalten. 

Im Spätherbst des Jahres 1891 — am 0. Dezember — wurden 
zunädist Handelsverträge mit österreich-rngarn, Italien und Belgien 
aitgesclilossen. Diese Staaten setzten die Zölle auf deutsche industrielle 
Produkte herab, wogegen Deutschland seinerseits die Zölle ermäßigte 
die es bei der Einfuhr von Waren aus jenen Ländern erhob, vor 
allein setzte es seinen (Jetreidezoll von ö Mark auf .'P/, Mark ]»ro 
Doppelzentner herab. Am 1<\ Dezember isüi wurde der Vertrai^ mit 
der Schweiz und später, im Jahre 185)3, der Vertrag mit Rumänien 
und der mit Serbien abgeschlossen. 

Außer den eben genannten Staaten genossen dieselben Zoller- 
leichterungen eo ipso Argentinien, Ostindien und die \ ereinigten Staaten 
von Nordamerika infolge der Meistbegünstigungsvertrüge, die zwischen 
dem deutschen Reich und diesen Staaten bestanden. 

Rußland stellte sich zunächst so, als ob es kein Interesse daran 
hätte, dieselben Zollerleichterungen von Deutschland wie die mittel- 
europäischen Staaten zn eihalten: Es kam im Sommer des Jahres 1893 
zn einem Zollkrieg zwischen Deatsehland und Rußland. Durch Ukas 
von 1./13. Juni 1893 wurde von Seiten Rußlands ein Maximaltarif 
mit Zuschlägen von 15, 20 und 30 Proz, veröffentlicht, der gegen 
die Länder zur Anwendung gebracht werden sollte, die Rnfihmd 
nicht auf dem Fuße der Meistbegflnstigung behandelten. Die Ant- 
wort Deutschlands hierauf war die Verordnung vom 29. Juli 1893, 
durch welche die wichtigsten russischen Auafuhrwaren ndt dem durch 
das Gesetz von 1879 vorgesehenen Zollzuschlag von 50 Proz. bekstet 
wurden. Diese Zollerhöliiing erwiderte Rußland wieder mit dem 
Ukas vom 1<>. .luli, durch den die Zölle des Maximaltarifs für 
alle landwirtschaftlichen und gewerblichen Erzeugnisse Deutschlands 
und seiner Kolonien um 50 Proz. erhöbt wurden. 

Endlich gab Rußland aber doch nach und trat mit dem Reich in 
Zollvertragsverhandlungen, die schlielilich zum Al)schluli des für das 
deutsche Wirtschaftsleben so bedeutsamen deutscii-rus>i>chen Handels- 
vertrages vom in. Februar 1S<I4 führten' . Deutschlund gewährte nun- 
mehr Uuliland dieselben Zollerleichteruimen wie den anderen Staaten, mit 
denen es Handelsverträge abgeschlos>t'n hatte, resp. in dem Verhältnis der 
Meistbegünstigung stand, wo^euen liiiUland Deutschland seiir wertvolle 
Konzessionen bei Einfuhr seiner industriellen Produkte machte-). Trotz- 

1) Der Vertrag trat am 20. März desHellK'n .lahn's in Kraft. 

2) Cohn. .Svüteiit der NatioDalOkoiioiiiic, Ul. Ud. Stuttgart IbDS, ö. 516. 
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dem iiltte «UerWahrsdi^iiliclikeit das Reich noch gröfiere Konzessionen 
von BufiliBd erlangen können. Wenn wir damals nicht schon Öster- 
reich und den anderen obengenannten Staaten die landwirtschaitlichen 
Zölle herabgesetzt hfttten, so hätten wir bei längerem Zuwarten da- 
mals vieUeicht ohne jedwede Reduktion unserer Zölle ZoUennäßigungen 
von Rußland erlangt, da dieses erstens ein intensives Interesse daran 
hatte, seine großen Getreidemassen abzusetzen, fflr welche Deutschland 
der günstigste Markt war, und zweitens, weil Rußland infolge seiner 
großen Eisenbahnbauten — Sibirische Eisenbahn — unsere Induatrie- 
produkte haben mußte*). Durch eine verstärkte Einfuhr industrieller 
Erzeugnisse wurde Rußland um so schnollor kultiviert Dazu kam, 
daß die deutsclien Industrieprodukte damals infolge der Krisis einen 
sehr tiefen Stand erreicht hatten. 

Außerdem hatte Rußland ein Interesse daran, von den Ländern, 
aus denen es industrielle Produkte beziehen konnte, England zu um> 
gehen, da dieses sein mächtigster politischer Gegner wat. Rußland 
hatte also ein größeres Interesse den deutsch-russischen Handelsvertrag 
abzuschlictJcn als Deutschland. Fflr das in der Industrie und dem 
Handel einmal angelegte Kapital Deutschlands bedeutete der Ab- 
schluß des deutsch-russischen Handelsvertrages imniorhin einen Ge- 
winn. Die Börse reagierte auch gleich nach Absclihil] (it'> \'ertrages 
mit einer kräftigen Erholung der Effektenkurse. Die Zukunft von 
Deutschlands Industrie und Handel schien nunmehr gesichert. Dazu 
kam, daß auch die Vereinigten Staaten von Nordamerika, wo im 
Herb.st 1892 der demokratische Präsident Cleveland gewälilt \v<ti(len 
war, im Sommer 181*4 sich entschlossen, die Einfuhi/.r>lle für indu- 
strielle Erzeugnisse zu reduzieren und den bis <lahin bestehenden 
Kinley-Tarif durch den Wilson-Tarif zu ersetzen. Man kann sagen, 
daß nach Abeehlufi des deutsch-russischen Handelsmtragse die ver^ 
gangene Hochkonjunktur ihren Anfang genommen hat^. 

Die erfreuHchste Erscheinung hierbei war zunächst das endliche 
Steigen der heimischen Anleihen, besonders der 3prozentigen Keichs- 
anleihen und Kmisola, die trotz des sehlechten Ganges der Industrie 



1) Deatochland i«t f&r BulUand der bedeutendste Abnehmer teiner Enwug- 
nisae. dagegen ist Dentechlands grSßter und sahlungefiihigBter Abndimer mit 
langem Großbritannien. 

2) Vergl. SchriftPn dos Verein« für Sozinlpolitik, Bd. CVI. Die Störungen 
im deutschen Wirtecbaf trieben während der Jahre 190U ff., Leipzig V.Kj'^, II. 
VogeUteio, Die fiieinu«h-iircetCillacli« Montan« tind ESeenindnatrie« S. 82. 

2» 
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und des niedrigen Diskontes sich bisher nicht zn erholen Yennochten*). 
Das Geld, welches bis dahin in den Kassen 6sr Haute^Finans gelegen 
hatte, wagte sich jetzt wieder anf den Harkt Namentlich trat Eng- 
land ab KSufer fOr deutsche Anleihen auf. Es begann eine Periode 
des Sinkens des Zinsfußes und im Zusammenhang hiermit eine Kon- 
versionsSra. Die Sprozentige Beichsanleihe und preuBische konsoli- 
dierte Staatsanleihe erreichte im Frflly'ahr 1895 den Parikurs. 

Gleichzeitig waren auch Eisenbahnaktien, sowie Bank- und Indu- 
striepapiere betrftchtlich im Kurs gestiegen. Die Bochumer Gußstahl- 
aktie, das tonangebende Montanpapier, deren Kurs zurzeit der größten 
wirtschaftlichen Depression fast bis auf Pari gesunken war, erreichte 
im Sommer IH'I') einen Kurs von 182 I'roz., trotzdem die Gesellsctiaft 
nur 5 Proz. Dividende fttr das Geschfift^ahr 18^—95 verteilen 
konnte 

Damit war die erste Eta]»i)e der letzten ^rolicn Hochkonjunktur 
erreicht. Die industrielle La^^e hatte sich zwar seit Absclduli des 
deutsch-russischen Ilan^lelsvertraj^es gei)essert, aber nicht in dem Malie, 
daß ein derartiges Steigen der Industriepapiere ^'eiH'chtfertigt gewesen 
wäre. Es mußte daher über kurz oder lang eine Ernüchterung der 
oiitiniistischen Stimmung, welche bis dahin an der Börse vor^'eherrscht 
hatte, und im Zusammenhang hiermit ein Fallen der Kur.se eintreten. 

Im Herbst lHl>r> erfolgte der erste kleine Vorkrach. Der il No- 
vember war ein sogenannter schwarzer Tag an der Börse. Für eine 
ganze Anzahl von BGrseneffekten konnten keine Kurse notiert werden, 
da keine Kftufer vorhanden waren, welche die hochgestiegenen Effekten 
zu den bis dahin bezahlten Kursen aufeunehmen gewillt waren. Andere 
Effekten wiederum stflrzten bisweilen um nicht weniger als 10 Proz. 



1) Eine AuanaJun« michtwi nor die mit 4 Proc. Taftfnttichwi l^tklan, 
vor allem die iprowntige BekhMinhihe und 4praieoUge pnoflisdi» koniolidlerta 

Stont.sanlciho, da man befQrchtetc, daß bei weiter zunehmeDder Flflaelgkelt dee 
Qetdniarktes die betreffenden Anleihen konvertiert werderi könnten. 

2) Die Eisen preise bilden nauh von Tugan-Barnnowäky „das sicllfliate 
und onfehlbnnte Beimnetcr tikt die nllgemeine Stimmung des WaxtuauAUm ood 
den Zustand der Industrie. Der indnstrieile Zyklns spi«gdt sich Tollkoinmcn in 
der Bewegung der Ei.'x'ri preise , mit dem Anftchwnng steigen auch die Preise des 
Eisens, die Krisis und die Depression kommen in einem Sinken dieser Preise 
zum Ausdruck. Diese auffallende Abhängigkeit ist damit zu erklären , daü das 
Eiseu das wichtigste Sfatertid ist, ans dem MaadUneo , Instrumente, Schienen, 
Sdilffe und Oberhaupt Produktions- und Transportmittel gemacht werden'*. VeigL 
von Tugan-Baranowsky , Studien cur Theorie und Geschichte der Handels- 
krisen in England. Jena 1<J01. S. 234 n. 235. 
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im Kurse. In den folgenden Monaten trat jedoch wieder eine Erho- 
lung ein. Die Börsenspekulationswerte eilen von nun an ihrem Zenit 

zu. den sie im Sommer des Jahres ISOO erreichen sollten. Und auch 
die Anlageeffekten vermochten sicli zu erholen, da der Geldmarkt 
fortgesetzt flüssig blich. Man gelit jetzt in Deutschland fast ganz 
allgemein zu dem 3' n [trozentigcn Zinsfuß für sicherste Anlagen Aber, 
und im Zusammenhang hiermit erfolgen umfangreiche Konversionen. 
Mit der großen Konversion der 4prozentigcn Rcichsanleihc und 4i)ra- 
zentigcn i)reußisclien konsolidierten Staat.sanleihe in 8' /,i)rozentige 
Titres im Sommer 1H97 erreicht die rückläufige Bewegung des An- 
lagezinsfußes ihr Ende. 

Der Diskont begann gleich nach erfolgter Konversion eine stei- 
gende Richtung einzuschlagen. Die umfangreichen Konversionen hatten 
den Anlagemarkt stark mobilisiert. Die Kapitalisten, unzufrieden mit 
der Reduktion des Zinsfußes, suchten auf dem Aktienmarkt Anlage 
für ihr Kapital. Sie verkauften ihre sicheren Anlagopapiere und 
kauften dafür, wenn nidit direkt lodustrieaktien, sa doch Bankaktien. 
BestSrkt hierin wurden sie durch den Umstand, daß nach AbschluS 
des Handdsvertrages mit Bufiland sidi die Geschäftslage mit jedem 
Jahre verbessert hatte und sidi noch weiter zu bessern schien. Die 
Aktien hatten freiUch schon einen so hohen Kursstand erreicht, daß 
die guten Aussichten zum größten Teil bereits eskomptiert waren. 
Kaufte das Publikum derartige im Kurse hochstehende Aktien fIDr 
seine Anhgewerte, so fuhr es immer noch verhftltnismflßig gut, wenn 
es wenigstens die Aktien von altrenomierten Geschiften erwarb. In 
vielen FiUen kaufte es aber auch die Aktien von erst neu ins Leben 
gerufenen Unternehmungen. Infolge der starken Nachfrage nach indu- 
striellen Werten hatte besonders seit dem Jahre 1895 die Haute- 
Finanz neue industrielle Unternehmungen ins Leben gerufen. 

Es wurden gegründet: 

1895 161 Gesellschaften mit 250680000 Mark Kiqiital 

1896 182 „ „ 268500000 „ 

1897 254 „ „ 380470000 „ 

1898 329 „ n 463 620000 „ 

1899 364 „ „ 544 3iK}()00 ^ 

1900 261 „ „ 340460000 „ 

Die Aktien der verschiedenen neu gegründeten GcsellBchaften 
wurden dem Publikum unter Vorspiegelung großer Gewinnchancen 
zum Kauf angeboten. Die Emissionen hatten derartige Summen von 
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Kni)itali(ii altsorbicrt, daß das Steigen des Diskonts mit geringen 
l'nterl)rcchungen weitere Fortschritte machte. Auch (h^r Anlagezins- 
fuli erfuhr im Laufe der Zeit infolge des fortwährend versteiften Gehl- 
standes eine aHiiiähliciie Krhöhung, und im Zusammenhang hiermit 
trat ein Fallen der Kurse der konvertierten Staatsanleihen ein. 

Durch die ohen erwähnten Neugründungen, nicht so sehr durch 
unseren steigenden pAport, nalnn unsere Industrie ihren gewaltigen 
Aufschwung in der letzten Hälfte <les letzten Dezenniums des vorigen 
Jahrhunderts. Es wurden namentlich Klein- und Straßenbahnen ins 
Leben gerufen. 

Man kann sagen, daß vom Sommer 1897 an der industrielle 
Hochgang Dimensionen annahm. Der Herbst, weldier infolge seiner 
Geldversteifung in der Bogel einen Tiefgang der Korse zn bringen 
pflegt, brachte in diesem Jahre eine Hausse. Mit diesem Jahre setzten 
auch die hohen Dividenden der an der Hochkom'unktnr vor allem be- 
teiligten Montan- und Maschinenindustrie ein. Die Eisen- und Kohlen- 
Industrie war in eine glänzende Lage gekommen. Die Werke waren 
auf drei bis vier Quartale mit Aufträgen versehen und konnten be- 
trächtliche Preiserhöhungen fOr ihre Fabrikate erzielen. 

Der Enthusiasmus der BOrse wurde um diese Zeit noch gestei- 
gert durch die Erwerbung Kiautschous durch das Reich. Die Auf- 
teilung Chinas schien damals in Fluß zu kommen und den beteiligten 
europäischen Mächten aus der Aufschließung dieses Landes ein be- 
trächtlicher kommerzieller Gewinn zu erwachsen. War doch China 
mit Naturscliätzen aller Art reich ausgestattet, die nur der Hebung 
bedurften, und von einer großen anspruchslosen, fast zu genügsamen 
Bevölkei ung bewohnt, die nur richtig geleitet sein wollte, um auf eine 
höhere Kulturstufe zu gelangen. 

Das Augenmerk der europäischen Staaten war bekanntlicli zu- 
nächst »larauf gerichtet, von China Konzessionen zum Bau von Eisen- 
bahnen zu erwerl)en. Man glaul)te durch die Eisenbahnen das Land 
am ehesten aufzuschlielien und hoffte, dali sich dieselben bei der 
dichten und arbeitsamen Bevölkerung, wenn letztere einmal durch 
umfangreiche Erwerbsgelegenheiten zu höherem Lohne gelangt sei und 
im Zusammenhang hiermit ihre Bedürfiiisse vermehrt hätte, auch ren- 
tieren würden. Außerdem begann man die reidien Kohlenfelder aus- 
zubeuten. Di« Kohlen liegen in China zum Teil bis an den Tag. 
Durch die Industrialisierung Chmas erhielten denn tatsächlich auch 
die großen europäischen Staaten neue große Aufträge zur Lieferung 
von Produkten des heimischen Gewerbfleißes. 
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Im Frfllyahr das folgenden Jahres brach der sp&Disch-amerika* 
nische Krieg aus. Durch denselben trat nur ganz vorflbergehend eine 
Absehwächung der Börsentendenz ein. Der Krieg wirkte eher als 
Haussemotiv: Er absorbierte grosse Kapitalmassen und brachte der 
Industrie vcrstürkte Beschäftigung infoltie des Bedarfs an Kriegs- 
material. AuBcrdcni schien die Welt um ein Stück ^veiter erschlossen 
zu werden, als dies bisher der Fall war. Es stand zu erwarten, daß 
unter der amerikanischen Herrschaft die von Amerika eroberten Ge- 
biete (.'uba. Porturico und die Philippinen einen ^'rolien wirtschaft- 
lichen Aufschwung nehmen würden und dadurch auch der Handel der 
europäischen Nationen mit diesen Gebieten gehoben werden würde. 

Im Herbst 1H9S trat infolge \'ersteifung des (ieldmarktes eine 
Abschwächung der Börsentendenz ein. Der Diskont wurde damals 
von der Reicbsbank auf 6 Proz. gesteigert Als aber nach Weih- 
nacbtea das Geld wieder flüssiger wurde, begannen die Aktienkurse 
von nenem ihre Anfwlrtsbewegung fortzusetzen. Bochvmer Gufistahl» 
aktien, die am Anfitng der 90er Jahre nur wenig Ober 100 Proz. 
notiert hatten, enreicfaten um Pfingsten 1899 einen Kurs von 286 Proz. 
Vor allem waren es jetzt die Kohlenaktien, die von der Spekulation 
bevorzugt wurden^ wie Hibemiaaktien, Harpener und Gdsenkirchener 
Aktien. Der Bedarf der Eisen- und Maschinenindustrie nach Brenn- 
material war im Laufe der Jahre derartig gewachsen, daß die großen 
Werke den Bedarf nidit mehr befriedigen konnten. Die Kohlenpreise 
beginnen seit jener Zeit auf eine exorbitante Höhe zu steigen. 

Der Sommer 1800 brachte eine Stagnation des Börsengeschäfts 
und der Herbst nach Ausbruch des südafrikanischen Krieges eine 
Abschwächung der Börsentendenz. Der Diskont erreichte im Herbst 
dieses Jahres seinen höchsten Stand, den er seit Gründung der Reichs- 
bank eingenommen — 7 Proz.'). 

Am Anfang des neuen Jahres — liKH) — erholten sich die 
Eflfektenkiirse noch einmal — es war das letzte Mal in der groUen 
Hochkonjunktur des letzten Dezenniums des 10. Jahrhunderts. Sämt- 
liche Kurse erreichten ungefähr wieder ihren höchsteu Stand. 

1) Der Diskont betrug voui 3. Oktolier 18Uy bi» 18. DezeinU r 18Ü<J 6 Pro/.., 
vom 19. Desenber 1809 bis 11. Januar 1900 7 Pros, tooi 12. Janoar 1000 bit 

26. Januar 1900 6 Proz. und vom 27. Januar liXHD bin 12. Juli 1900 öV, Pros. 
Vergl. Schriften dos Vereins für Snzinipolitik, Bd. CX. Die Störunjron im dcut- 
whon Wiri.Hhaftslchen. wühn lul der Jahn 1000 ff., UeUferich, Der deutsche 
tieUiuiarkt 1090—1902, S. 35. 
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Am Osterdicnstag IfKY) begann die Katastrophe: Das Jahr 1900 
wnrdc das verlustbringendste Jalir für die deutsche Volkswirtschaft 
seit dem 7()er Krach. Die Kurse der tonangebenden Börseneffekten 
begannen jetzt geradezu zu stürzen. 

Durch den amerikanischen (Iroßspekulanten Gates wurden infolge 
uiiifnnaroichcr nnissespekulationcn die enorm hohen amerikanischen 
Kiseiipreisc derartig geworfen, daß der amehkaniscbe Eisenmarkt als- 
bald gründlich vertlaute. 

Diese ungünstige Börsentendenz übertrug sieh auf die deutschen 
Börsen und zwar verflanten hier zunächst die Effektenmärkte. Der 
Pessiniisinus der Börse wurde noch verstärkt, als in China der soge- 
nannte Boxeraufstaiid aiiNbraeli. Man fürchtete, dali durch denselben 
die Ausfuhr deutscher Industrieprodukte nach China zurückgehen würde. 
Kursrückgänge von 10 Prozent an einem Tage gehörten nicht zu den 
Seltenheiten. Die deutsche Industrie war zwar im Sommer 190() noch gut 
beschflftigt, wie die Leiter der großen Eisenwerke versiclierten. Man 
sprach daher nur von einer ElTektenkrisis und nicht von niedergehenden 
Konjunkturen. Aber bald zeigte es sich, daß man es doch mit letz- 
teren zu tun hatte. Die Bestellungen bei den großen industriellen 
Etablissements liefen nicht mehr so zahlreich ein, und die Preise der 
Industrieprodukte fielen — eine Folge der infolge der gesunkenen 
Kurse geschwSchten Kaufkraft des Volkes. 

Zunächst traf die Krisis die Bfaschinenindustrie, vor aOem die Werk- 
zeugmaschinenbranche. Auch das Baugewerbe wurde mit zuerst ge- 
troffen, das schon längere Zeit unter hohen Baumaterialpreisen und hohem 
H.nKithekenzinsfuß gelitten hatte'). Als später die Nachfrage nach 
Wohnungen infolge der wirtschaftlichen Depression abnalim und gleich- 
zeitig die Herstellungskosten im Baugewerbe — die Preise der Bau- 
materialien und die Arbeitslöhne — sich bedeutend ermäßigten, erfolgten 
starke Entwertungen der im Baugewerbe angelegten Kapitalien und 
im Zusammenhang hiermit zahlreiche Subha>tationen von (Irundstücken. 
Es kam im IIerl>st IIMmi zu dem Zusaininenliruch der sogenannten 
Spielliagen- Banken ider Preuliischea Hypotheken-Aktienbank und der 
deutsciien (Jrundx-huldltaiiki -j. 

Auch die Kiseiiiiidiisf ric iK-üann schwer zu leiden. Der Kurs 
der Aktien (le> Bocliumer duljsLahl Vereins, der, wie oben erwähnt, 

1) Vergl. Kii I (■ II l>urfr, Iii«* irofronwärtigo WirUohaft«kriso. Jahrbücher für 
Nntiunalökonomie und fitatistik, 3. Kolgc, Bd. XXIV. Jena 1U02. S. 3ö9 u. SfiO. 

2) Verg:l. Schnften 6m Voran» für Sosialpolitik, Bd. GX. Die Störungen 
im deutschen Wirtschaftsleben wihrend der Jahre 1900 ff. Uelfferieh, Der 
deutsche Geldmarkt 189$'1902, Leipeig im, 8. 74. 
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tonangebend auf dem Eisenmarkt ist, war von Mitte April bis Mitte 
Aiij^ist V.m um 100 Proz. — von er. 2m Proz. auf 1S6 Proz. — 
gefaIl(Mi. um sich späterhin nocii um weitere 20 Proz. zu ermäßigen. 

Seit Noveiiil)or besserte sich die Hörsentendenz, wolil eine Folpe 
der Erholung, welche an den amerikanischen Börsen eintrat, liier 
hatte die Krisis am heftigsten gewütet, aber es trat hier aucl» am 
ehesten die (iesundung ein. Es erfolgten hier im neuen Jahr -— ll'Ol — 
große Verschmelziini^on im Eisen- und Transportgewerbe, durcli welche 
die I'roduktionskosten der amerikanischen Industrie bedeutend heralt- 
gesetzt wurden und ihr dadurch der Wettbewerb auf dem Weltmarkt 
wesentlich erleichtert wurde. Die Erholung der deutschen Börsen 
dauerte bis Ende April an, als der amerikanische Markt vorfibergehend 
wieder in Schvf die verfiel. 

Die deatsdie Wirtsdialtskrisis dite jetzt rasdi ihrem Tiefpunkt 
SU. Es erfolgten die Zusammenbrfldie der Pommerschen Hypotheken- 
Aktienbank in Berlin und der Meeklenburg-Strelitzschen Hypotheken- 
bank in Nenstrelitz und am Morgen des 25. Juni die Zahlungsein- 
stellnng der Leipziger Bank. Kurz darauf stellte auch die mit letzterer 
liierte Kasseler Trebertroeknnngsgesellschaft die Zahlung ein. Beide 
Gesellschaften gerieten bekanntlich in Konkurs. Mit jenem Tage be- 
gannen die Effektenkurae von neuem rasch zu stürzen. Die Aktien 
sämtlicher Industriebanken^ wie Dresdener, Darmstadter, Berliner Bank, 
National))ank, fielen beträchtlich im Kurse. Aber auch die Industrie- 
alctien erlitten weitere bedeutende Kurseinbnfien. 

Dagegen konnte der Anlagemarkt von der Krisis profitieren. 
Das Publikum legte das ffir die aus Angst verkauften Effekten erzielte 
Geld in sicheren Papieren an. Die Nachfrage nacli Fonds wurde noch 
dadurch verstärkt, daß das Puldikuni seine (Iclddepositen bei den 
Banken zurückzog und die freiwerdenden (ielder in erstoron anlegte. 

So kam es. dall kurz nach Zusammenbruch der Leii»zigcr Bank 
i\ Proz. Sächsische liente an einem Tage um er. Proz. stieg — ein 
Papier, welches unter normalen \'erhältnissen nur um Vi« I*roz. von 
einem Tag zum andern zu schwanken pflegt. 

Die Krisis errcnchte ungefähr Anfang August iiiren Tiefpunkt. 
Von da an trat eine leichte Erholung, später aber wieder eine \'er- 
sddimnicrung ein. 

Die Krisis hatte jetzt fast alle Gewerbe ergriffen. Nur die 
Kohlenindustrie vermochte ihr zu trotzen. Das Kohlen Syndikat schränkte 
die Produktion immer entsprechend dem geringeren industriellffii Bedarf 
ein und hielt so die Preise ungefähr auf ihrer bisherigen enormen 
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Höhe, die .sin seit dem Frühjahr 10(M) nach dem Ausbruch des großen 
böhmisch-sächsisclicii lierf^arheitersfreiks erreicht liatten. 

Auch kam diesem Indu>trio/.\voig zu statten. (hiU England, um 
teilweise die Kosten des Biucnkrieges zu decken, seit dem Frühjahr 
15>01 einen Ausfuhrzoll auf Kohlen gelegt hatte. Für die übrigen 
Industriezweige, die der Kohlen als lirenliniaterial bedurften, ver- 
sciiäi'ften die hohen Kohlenpreise die Krisis beträchtlich. 

Einen derartigen Ausgang des iiidü.^triellen Enthusiasmus, dem 
man sich in Deutschland seit Abschluß des deutsch-russischen Handels- 
vertrages hingegeben hatte, hatte man in jener Zeit um so weniger 
erwartet, als auch die Landwirtschaft in eine fiiifierst bedrängte Lage 
geraten war. Durch die Herabsetzung der GetreidezOlle waren nicht 
nur infolge der verschärften Konknrrenz des Auslandes auf dem in- 
ländischen Markt die Preise ihrer Produkte bedeutend herabgedrflckt 
worden, sondern es waren ihr auch infolge der industriellen Hoch- 
koi^unktur der Kredit und die Arbeitskräfte beträchtlich verteuert 
resp. ganz entzogen worden. 

Bis gegen Ende Oktober bewegte sich die Kri^s auf ihrem 
tiefsten Niveau i). Seit jener Zeit begann die Krisis zu weichen. Die 
Effektenkurse begannen sich jetzt allmählidi wieder zu heben. Die 
niedrigen Kurse reizten viele Kapitalisten an, Effekten zu erwerben. 
Bank- und Industrieaktien stiegen beträchtlich im Kurse. Die Haute- 
Finanz arbeitete jetzt wieder nach oben. Im November verkündigte 
der Reichsbankpräsident Koch in seiner Münchener Rede, daß die 
Krisis. wenn auch nicht in jedem einzelnen Oewerbezweigei so doch 
im allgemeinen ihren Tiefpunkt überschritten habe. 

Die er>teii Anzeigen einer Resserung der indastriellen Tätigkeit 
zeigten sich im Dezember lt><»l im Textilge\verl)e. 

Die Krisis in der Textilindustrie war älteren Datums als die in 
der Eisen- uiul Ma.schinenindustrie, Sie war hier schon Ende der 
90er Jahre des vorigen Jahrhundert> eingetreten-'). Der (lesundungs- 
pro/ci; war diilicr in diesem (Jewerbezweig schon weiter vorgeschritten. 
Der rcxtiliiidu^trie kam vor allem die Mode zu statten, die eiiicu um- 
fangreichen Bedarf an Stoti' bedingte. 

Auch im Baugewerbe begann seit jener Zeit die Lage sich zu 
bessern. Der niedrige Zinsfuß, welcher mitttorweile eingetreten war, 



1) Iiis ungefähr zutii 2.5. Oktober. 

2) Schriften des Vereins für tfoziaIp<jliiik, Bd. C'Vll, rttcller, Die Ma- 
•chineoudiutrie Deutidihuida, 8. 11. 
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die billigen Rohmaterialpreise und niedrigeren Löhne veranlaßten viele 
Kapitalisten ihre verfügbaren Kapitalien in Iläuj^prn zu investieren. 
Daher beginnen auch im neuen Jahr die Hypothekenbanken wieder 
bessere (Geschäfte zu machen. 

Die anderen Industriezweige vermochten sich nicht zu heben. 
Zwar trat an der Bör.->c eine ganz allgemeine Erholung der Hörsen- 
kurse ein, allein eine Besserung der (Jeschäftslage der i)etretienden 
Gewerbezweige zeigte sich nicht. Auch nach Beendigung des süd- 
afrikanischen Krieges im Juni V,K)2 besserte sich die industrielle 
liHge nocli nicht. Kur durch den Export, vor allem nach den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika — freilich nur zu äuüerst niedrigen, 
verlustbringenden Prdsra — waren die großen Eisenwerke imstande, 
ilireFM>duktion soweit aufrecht zu erhalten, dafi sie fiicli ihren Arbeiter- 
stamm sieberten. 

Im Herbst 1902 wurde die Stimmung an der BOrse wieder eine 
bessere. Die Besserung erfafite jetzt den Zudcermarkt, der infolge 
großer Ernten in eine sehr mißliche Lage gekommen war. Das Jahr 
1902 brachte eine bedeutend geringere Ernte und im Znsammenhang 
hiermit seit September 1902 eine betrSchtlidie Steigerung des Zucker- 
preises, die sich bis ins neue Jahr fortsetzte. Im Baugewerbe und 
vor allem in der Textilindustrie machte die Besserung der gescbSft- 
lichen Tätigkeit während des Jahres 1002 weitere Fortschritte. Da- 
gegen verschärfte sich die Krisis in der Maschinenindustrie, vor allem 
der Werkzeugmaschinenbranche. 

Im neuMi Jahre — 190ä — trat eine fast allgemeine Steige- 
rung der Börsenkurse «n. Diesmal schien die Steigerung aller- 
dings in vielen Fällen innerlich berechtigt zu sein. Die großen Eisen- 
werke erhielten jetzt wieder reichlichere Aufträge, namentlich begann 
sich der inländische Bedarf zu hoben. Im Mai begann die Börse in- 
folge der Unruhen auf dem Balkan und der \'ersclderhterung der 
Tendenz der Neuyorker Börse von luMicm zu vorHauen. Im August 
und September erholten sich die Kurse wieder bis zu ihrem bland 
am En<le dos ersten Quartals. 

Anregung erhielt die Spekulation jot/t vor allem dadurch, daß 
in einigen der bedeutendsten Industrio/.wt'if^'o das Bestrei)en sich 
zeigte. Syndikate zu bilden. Zunächst stimulierte die bevorstohenile 
Erneuerung des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats. Die Kurse 
der Kohlenaktien erfuhren im Herbst 1903 wesentliche Steigerungen. Im 
Hittelpunkt dieser Bewegung standen die Aktien der Gelsenkircfaener 
BergwerksgesellscbafL Der Kurs dieser Aktien stieg von ca. 184 Proz. 
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auf 224 Proz. Ende Dezenil)cr. Auch Zementaktien. die schon im 
August gestie^^cn waren, setzten ihre Steigerunf» forf, du die Gesell- 
schaften fast allgemein höhere Dividenden zu verteilen vermochten und 
die Aussichten infolf^c der bevorstehenden großen Kanalbauten sich 
günstiger iiestalteten. Auch dieser Industrie gelang es, wenn auch 
zunächst nur teilweise, sich zusammenzuschließen. Die günstige Rörsen- 
stimmung übertrug sich aucii auf den Markt der Maschinenaklien und 
auf den der Hanken. Auf dem liankenmarkte stimulierte vor allem die 
in Aussicht L'cnommene engere Verliindung der Dresdener Bank mit 
dem Schaafliausenschen Hankverein in Form einer Interessengemein- 
schaft. Nur Eisenaktien vermochten wenig von der günstigen Börsen- 
tendenz zu profitieren. Zwar erhielt auch auf diesem Marktgebiet 
die SpekiilatioD durch eine in Aussicht genommene große Veretnigung 
all«r deutschen Eisenwerke, den sogenannten Stahlwerksverband, An- 
regung, allein die Schwierigkeiten, die sich seiner Bildung entgegen- 
stellten, waren vorerst noch nnfiberwindlich. 

Ungeflhr Mitte Dezember geriet die Hausse zum Stillstand, als 
Befürchtungen wegen Ausbrudi eines Krieges zwischen Rußland und 
Japan auftraten. Trotzdem die Aussichten auf ein Zustandekommen 
des Stablwerksverbandes immer bessere wurden, konnten sich die 
Kurse der Eisenaktien infolge fortwährender KriegsbefOrchtnngen im 
Januar nur wenig heben. Als dann am 7. Februar Japan ganz un- 
erwartet seine diplomatischen Beziehungen zu Rußland abbrach, stürzten 
am 8. und 9. Februar die Kurse der meisten Spekulationseffekten um 
mehrere Prozent am Tage. Deutsche Bankaktien fielen von 223,60 Proz. 
am 6. Februar auf 217,90 Proz. am 8. Februar und 214,75 Proz. am 
0. Februar und Bochumer Gußstahlaktien von 190,25 Proz. am 6. Fe- 
bruar auf 1H7 Pp»z. ros]>. 1S(),(;() Proz. 

Beide Tage waren sogenannte schwarze Tage der Börse. Sie wären 
noch viel schlimmer vorlaufen, wenn die (iroßHnanz nicht durch Inter- 
ventioiiskäufe eingcgritlen liätte. Darauf ist es wohl auch zurück- 
zuführen. dal.l noch im Laufe derselben Woche eine wesentliche Be- 
ruhigung der Börse eintrat. Eine zuversichtliciiere Auffassung der 
Marktlage griff jedoch erst nach Gründung des Stahlwerksverbands 
am 1. März 19()4 Plat:^. \'or allem l)cfestigte sich aber die Börsen- 
tendenz, als es nach .VbschhiL» de.s englisch -französischen Kolonial- 
vcrtjages sicher geworden war, daß England und Frankreich nicht 
mit in den Krieg verwickelt würden und der letztere auf Ostasien 
lokalisiert werden wSrde. Dazu kam, dafi die erwartete Besserung 
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der Lage der Eisenindiistrie nAch GrOndung deB StaUwerksverbandes 
aiicb wirkUeh eingetreteii war. Die Konaumenten hatten in der 
Meinung; dafi der Verband nicht zustande kommen werde und im 
Zusammenhang hiermit die Preise spfiter lallen würden, bisher nur 
ihren dringendsten Bedarf an Eisen&brikaten gedeckt Sie traten 
jetzt mit neuen großen Bestellungen hervor. Der Verband war daher 
in der Lage, die Preise für einzelne Eisenfabrikato zu erhöhen. 

Als später die Kauflust auf dem amerikanischen Eisenmarkt nach- 
ließ, trat auch in Deutschland im Ki^^engeschSft ein Stillstand ein. Die 
Verbraucher wollten die vom Stahlwerksverband festgesetzten höheren 
Preise nicht mehr bewilligen und suchten, nachdem sie ihren dringend- 
sten Bedarf gedeckt hatten, sich so viel wie nioglich vom Markt zu- 
rückzuziehen. Die hieraus resultierende N crinindcrung des inländischen 
Bedarfs niuUt»! um so schwerer empfunden werden, als auch die Aus- 
fuhr an Kisenfni)rikaten gegenüber dem vergangeneu Jahr beträchtlich 
abgenommen hatte. 

Die Meinung auf dem Montanmarkt blieb aber trotz alledem 
nach wie vor eine zuversichtliche. Es stand zu erwarten. <lali die 
bisher dem Stahlwerksvcriiand nocli nicht an^M-iioreiiden obersclde>i.schen 
Werke demselben demnächst beitreten oder sich in Form eines ober- 
schlesischeu Stahlverbandes zusammenschließen würden. Und noch 
mehr: Ea wurden mit mehreren Staaten — England, den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, Frankreich und Belgien — , welche vor 
allem mit Deutschland auf dem Weltmarkt konkurrierten, Verhand- 
lungen wegen Abschluß eines internationalen Sehienenverbandes und 
sogar ehies internationalen Stahlwerksverbandes gepflogen. Ersterer 
hatte Aussicht in nicht zu femer Zeit zustande zu kommen. 

Einen neuen Impuls erhielt die Bftrse Ende Juh*, als der preußi- 
sdie HandelsministMr MOller an die Bergwericsgeaellsdiaft Hibemia 
mit einem Kau^bot herantrat Die Aktionäre dieser Gesellschaft 
sollten fflr je 3000 Mark nominal K(X)() Mark nominal 3 proz. konsolidierte 
preußische Staatsanleihe erhalten. Das Angebot entsprach einem Kurs 
von ungefähr 240 Proz. Bei Annahme der staatlichen Olferte wären 
dem Aktienmarkt 12'S,4 Millionen Mark zugeflossen, da das Aktienkapital 
der Gesellschaft i>3i/, Millionen Mark betrug, (iesteigert wurde der 
Optimismus der Börse, als es verlautete, daß die Interes>('nten mit 
dem staatlichen (Jebot, obwohl es eine bedeutende Steigerung des 
Wertes der Aktien ^jc^enüber ihrem bisheriircn Kurs — die Aktien 
hatten noch im Sommer des vergangenen Jahres ca. 180 Proz. notiert — 
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bedeutete, nicht zufrieden gestellt wären, da die Gesellschaft innerlich 
anfierordentlich gut fundiert w&re und infolge ihres bedeutenden Be- 
sitzes an Gmbenfeldem große Zukunftschanoen hätte*). 

Es war nun offenkundig, dafi auch die Aktien der beiden anderen 
gleichrangigen Kohlenwerksgesellschaften, der Gelsenkirchener und 
Harpener Bergwerksgesellschaft, froher bedeutend unterwertet worden 
waren >) und die seit dem Herbst des vergangenen Jahres erfblgte 
Steigerung der Kurse der Kohlenwerksaktien schien nunmehr innerlich 
berechtigt 

Vor allem stiegen jetzt die Har])cner Aktien, die bisher am 
weiii^^ten an der Steigerung der Kohlenaktien teilgenommen hatten. 
Auch bezügHch dieser Bergwerksgesellschaft tauchten Verstaatlichungs- 
gerflchte auf. 

Seinen Höhepunkt erreichte der Optimismus der Börse, als am 
letzten Werktji.uo des Juli die Dividende des Bodiuiner (Jußstidd Vereins 
bekannt wurde. Sie lautete auf 10 Troz. gegenüber 7 Proz. in den 
beiden XOrjahren. Die Aktien, die noch am 20. Juli 1H."),1Ü Proz. 
gestanden hatten, stiegen an diesem Tage von Proz. auf 1!>7 Proz. 
und am 1. Augu>t auf L^oö.do Proz. Nun war es klar, daß die Eisen- 
industrie im vergangenem Jahre wesentlicli be-'^ser gearbeitet hatte 
und die optimistischen Beurteiler des (leut>(hen Wirtschaftslebens 
Recht gelial)t hatten. Ks erfolgte jetzt eine ganz allgemeine Steige- 
rung der Eisen- und Kohlenaktienkurse '). Im September und Oktober 
trat wieder eine Abschwächung der Börsentendenz ein. Ein Um- 
schwung zum Bessern schien wieder ebizutreten, als die Kanal- 
kommission des preußischen Abgeordnetenhauses zur Beratung der 
Kanalvorbge — von der es ftotstand, daß sie in der Hauptsache be- 
willigt wurde — am 19. Oktober zusammentrat, und als es bekannt 
wurde, daß der Zar den Befehl erteilt hatte, die Siburische Eisenbahn 
zwdgleisig auszubauen. Es war Uar, daß bei Ausfflhrung derartig 
großer Projekte die deutsche Industrie große Aufträge erhalten mußte. 

1) Da man glaubte, daß der Staat sein Gebot erhöhen würde, und die 
Oroßindoatrie unter allen UoMt&nden eine VenAaatliehung des Bergbanea ver* 

hiixleni wollte, so ciit^tand in den nächsten Monaten eine große Nachfrage nach 
llilterniaaktien und im Zu.-mnimenbnng hiermit stieg der Kurs fortwährend. Die 
Aktien erreichten um 2G. Oktober einen Kurs von 290 Proz. 

2) Auch die Kurse dieser Aktien hatten im Sommer des Jahres 1903 auf 
dm 180 Pros, gestanden. 

3) Am 9. August notierten die Gelsenkirchener und Harpener Aktien 
237 Pros. reap. 228 Prox. 
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Unterbrocbeii wurde die gOnstige Börsentendenz durch den Huller 
Zwiscbenfidl. Als es aber feststand, dafi es nicht zu einem Kriege 
zwischen Rußland und England kommen werde und der Streit&ll 
durch ein Schiedsgericht friedlich beigelegt werden wflrde, geriet die 
Hausse wieder in Flufi. Die Anregung ging auch diesmal vor allem 
von den Vereinigten Staaten von Nordamerika aus. Es begannen 
hier jetzt Kupfer und Eisen im Preise zu steigen und im Zusammen- 
hang hiermit trat an der Fondsbörse eine ganz bedeutende Steigerung 
der Kupfer- und Eisenwerte, vor allem der ersteren, ein. Zum vollen 
Ausbruch kam die Hausse in der Union nach der Wiederwahl Roose- 
velts zum Prüsidenten der Republik am 8. November 11K>4. Die 
fjünstige Hörsentendenz, wolcho in den Vereinigten Staaten für Kuj)fer- 
iind Eisenwerte bestand, ühcrtnig sioli auch auf den deutsohoii Markt. 
Es trat in Dentscldand eine iKsträchtlichc Erhöhung der Kupferincisc 
ein n und auch der StahlwiM-ksvcrband konnte ciiii^'e Preiserhöhuniicn 
vornehmen. Vor allem waren es in Deutscldand (He Eisenaktien, 
welche bedeutend im Kurse anzogen-'). Es stiegen z. II Bochumer 
Gußstahlaktien von 21. Proz. am 27. Oktober auf 2:U,i;() Proz. am 
28. November, die Aktien der Pergwerksgesellschaft „Phünix- von 
IGl 7^ Proz. auf 173 Proz. und die des Hörder Bergwerksvereins von 
147 Proz. auf 170 Proz. Beunruhigt wurde die Börse etwas durch 
den Abbruch der deutsch-österreichischen Handelsvertragsverhandlungcn. 
Man glaubt jedoch, daß die gegenwärtig bestdienden Schwierigkeiten 
noch behobra werden. Ein definitives Scheitern der Verhandlungen 
mit der befreundeten Monarchie wflre vor allem aus politischen Grttnden 
zu bedauern"). 

Zur Zeit ist die Tendenz der Börse wieder sehr fest auf das 
Gerflcht hin, daß eine Preisvereinbarung zwischen den deutschen, 
belgischen, englischen und französischen Stahlfabrikanten Aber Schienen 
in London unterzeichnet worden sei^). 

1) Dio StpiEfcruiifr dt^ Kupfprpmscs war in iViilschland ebenso wie in »k-r 
ünion eine Folge de« grüUereii Beciari.s uii Kupfer »eiten!« der elektriechcii Induatric. 

Q BeMmden ata Mitte November die KanaUcomnuaakm dee prauOiadieii 
AbgeordDetenhauses in erster Lesung den liau des Dortawind'Bheinkanab, wnrie 
die Kanalisalion der Lippe und der WcHtr bewilligt hatte. 

H) Neuestens erklärte der dtiitsohe Keichskanzlor im Kt it li'^ta^ in der Sitz- 
ung vum U. Dezember, dali infolge der dem Keich von östorrcicliisch-ungariscber 
Seite gemachtea Mitteilungeii Aiueicht Toibanden sei, mit diesem Nacbbarstaate 
m dem gewünschten Einverständnis zu kommeo. 

4) Dor internationale Schienen verband ist, wie nunmehr feststeht, in l/)ndün 
su8t«iui<^ko[uiucu. Auch sollen die Verhaiidluugen, welche schon seit längerer 
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Grofie Hoffhungen setzt mau an der Berliner Börse auf den 
neuen deutsch-russischen Handelsvertrag, der bereits von dem deutschen 
Reichskanzler Grafen von Bfllow und dem Prisidenten des russischen 
Ministerkomitees von Witte unterzeichnet worden ist In dem neuen 
Vertrag werden vor allem die deutschen GetreidezClle beträchtlich 
erhöht werden. Ja, es ist sogar nicht ausgeschlossen, dafi Rußland 
dem (leutsrluMi Reiche weitere bedeutende Konzessionen gemacht hat 
und die Zölle, die es bisher von den deutschen Industheprodukten 
bei deren Einfuhr erhob, ermäßigt hat. DeutBCbland dagegen scheint 
Rußland als Äquivalent hierfür die Konzession gemacht zu haben, eine 
größere Anleihe in Deutscliland aufnehmen zu dürfen. Sobald der 
neue \'ertrag in Kraft ^letreten sein wird, werden sich die \ orluiltiiisse 
in der deutschen Industrie wie<ler konsolidieren, und es wird ^viLMlor 
eine Nachfrajiie nach den Waren der verschiedensten Arten entstellen, 
die sich bisher aus übergroßer Ängstlichkeit nicht hervorgewagt hatte. 
Es steht sogar zu erwarten, daß in den nächsten .Fahren, vor allem 
nach Beendigung des russisch -japanischen Krieges, unsere Industrie 
und unser Handel einem großen Aufschwung entgegengehen werden, 
durch welchen die Wunden, welche die schwere Krisis am Anfang 
des 20. Jahrhunderts geschlagen hat, gebeilt werden. 

Zeit zwiHchcu dem deutlichen Suihlverband und dem unerikantacfaeu Stabltnist 

in London bezfif^lioh einer Verständigung über den Wettbewerb in den neutralen 
Gebieten gepflogen worden sind, einen günstigen Verlauf genommen haben. 
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III. 

Ober das Wesen unserer heutigen Wirtschaftskrisis. 

Nachdem wir im vorhergehenden Kapitel die wirtschafthche Ent- 
wicklung Deutschlands im letzten Dezennium des vorigen Jahrhunderts 
und den Verlauf der Wirtschaftskrisis am Anfan.tj des neuen Jahr- 
hunderts können gelernt halten, wollen wir zu der l'rage übergehen^ 
welcher Art unsere heutii2;e Wirtscluift-krisis ist. 

Im ersten Kapitel der vorliegendeu Arbeit liaben wir die Krisen 
eingeteilt in: 

1. (ieldkri^en 

2. Spekulationskrisen 

3. Krctlitkrison 

4. Produktionskrisen. 

Wir hal)en gleiclizeitif? dort die besonderen Merkmale der ver- 
^cliiedeneii Kriseiiaileii aiigegehen und gezei^'t, daii jede folt^eiKh; eine 
immer schlimmere Art der Krkrankuug des Wirtöchaftsorgauismus 
darstellt. 

Wenn wir onn die Diagnose für die Wiitsdiaftskrisis stellen 
sollen, in der wir uns zur Zeit nodi befinden, so mflssen wir sagen: 
Unsere heutige Wirtsdiaftskrisis ist in der Hauptsadie eine Spelcu- 
lationslcrisis. 

Sie war in ihrem ersten Stadium eine Effekten- oder BOrsenkrisis, 
um spater in eine Warenhandelskrisis flberzugehen. 

Zum Teil ist freilieh unsere heutige Wirtschaftskrisis auch Kredit- 
und Produktions- oder Absatzkrisis. 

Eine Spekulationskrisis sieht sehr oft eine Kredit- und Absatzkrisis 
nach sich. In vielen Ffillen werden die Effekten und Waren auf Kredit 
gekauft. Charakteristisch fest jeder Spekulationsperiode ist es. daß 
dieser Kredit über seine normalen Grenzen ausgedehnt wird: Es 
werden einerseits den einzelnen Personen zu große Kredite einge- 
räumt und andererseits wird Personen, die überhaupt nicht kreditwürdig 
sind, Kredit fieben. Tritt nun eine Spekuhitionskrisis ein. d. h. fallen 
die an der Börse gehandelteu Ktlcktcn und Waren im Preise, so wird 

Voikswirtsrhnftl. ii. win.Hi h«(ugiMc]ucltÜ. AbhanUluiicen. H. 2. 3 
Ko»t, Wiit6C'ii:iftskritii8. 
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den fiberachuldeten Spekulanten der Kredit eingeschränkt, nnd diese 
mflssen, um ihren Verpflichtungen nachzukommen, TeUe ihres Effekten- 
und Warenbestandes verkaufen. Je länger die Krisis dauert, um so 
argwöhnischer weiden die Kreditgeber. Es werden alle unsoliden 
Existenzen, die sich nur mit Hilfe betrflgerischer Kreditmanipulationen 
aufrecht erhielten, aufgededct und aus dem Kreis der selbstSndigen 
Unternehmer ausgestoßen. Die Furcht vor weiteren ZusammenbrQchen 
führt dazu, daß der Kredit scliließlicli weit unter das normale Mafi 
eingeschränkt wird, so daß selbst die solidesten Geschäftsleute unter 
dem allffonioinen Mißtrauen zu leiden beginnen. 

Die Kreditkrisis beschränkte sich in der letzten \Virt.schaftskri>is 
in der Hauptsache auf das Bankgeschäft. Die Zusaninienbrüclio von 
vorscliiedencn anfjcsehcnen Aktienbanken und BankjioscliäftiMi iiiacliton 
das mit den r>aiiken in t^oschäftlichcr VerbiTidniii^ .stehende Publikum 
mißtrauisch. K> zot: seine (iuthaben und Depo-iten oft von den soli- 
desten Banken zurück. Etliche !?anken, welche iilter keine großen 
eigenen Barmittel verfügten. miiUten nur aus diesem (irunde li(|ui- 
dieren. Noch heute dauert das Mißtrauen des PrivatpubUkums den 
Banken gegemilici an. 

Von einer Produktionskrisis kann uuin bei der heutigen AVirtschafts- 
krisis nur insofern sprechen, als der Bedarf an industriellen Produkten 
Ober sein normales Maß eingeschränkt worden ist Viele Geschäftsleute 
haben aus Furcht vor weiteren Rflckschlägen der Koigunktur Neu- 
anscfaaffungen von Betriebsmaterial oder notwendige Erweiterungen 
ihrer bisherigen Fabrikanlagen bis auf das äußerste beschränkt Im 
Zusammenhang hiermit sind viele große industrielle Etablissements 
ungenflgend mit Aufträgen versehen und die Preise ihrer Erzeugnisse 
derartig herabgegangen, daß sie zurzeit nicht nur mit keinem Gewinn, 
sondern sogar mit Verlust arbeiten. Dfes betrifft z. B. zurzeit die 
Maschinenindustrie, die mit wenigen Ausnahmen, in eine sehr schwierige 
Lage gekommen ist. Vor allem klagt num in der Werkzengmaschinen- 
branclie über mangelnden Absatz und unlohnende IMeise. so daß die 
meisten Gesellschaften dieser Branche seit bereits .lahron mit Ver- 
lust arbeiten. Auch die junge elt lvtrotechnische Industrie leidet schwer 
unter einer Ab>atzkrisis. De.sgleichen sind viele Klein- und Straßen- 
bahnen infolge mangelnden Verkehrs und verstärkter Konkurrenz 
noch unrentaiiel. 

Da(.) es sicli aber in allen Fiilleii. in denen Absatzmangel und 
zu niedrige Prei>e der PriHinkte \ (nkonimen. nur um eine ephemere 
Erscheinung handelt, das beweist, daß die betreü'euden Werke trotz 
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des schlechten Geschäftsganges ihren Arbeiterstannn sicli niöglirlist zu 
erhalten suchen, daß die Löhne sich gegenüber der Hochkonjunktur 
verhSltnismäßig wenig ennäüigt haben, und daß viele der erfahrendsten 
Grofiuntenieliiner, wie z. B. der preoBiadie Staat, die gegenwärtigen 
niedrigen Preise fast sämtlicher industrieller Erzeugnisse benutzen, um 
ihren Bedarf an Betriebsmaterial zu decken und Erweiterungen ihrer 
bisherigen Anlagen vorzunehmen. 

Derartige Wahrnehmungen wflrde man sicher nicht machen 
können, wenn es sich um eine Produktions- und Absatzkrisis im 
engsten Sinne des Wortes handeln würde, d. h. wenn infolge Ver- 
besserungen auf dem Gebiete der Technik oder infolge einer den 
konftigen Bedarf weit übersteigenden Produktion, eine Rentabilität der 
industriellen Etablissements in absehbarer Zeit ausgeschlossen erschiene. 

Fast unsere sämtlichen gewerblichen Etablissements werden, so- 
bald wieder an Stelle des bisherige Mißtrauens das Vertrauen in eine 
gedeihliche Weiterentwicklung unseres Wirtschaftsorganismus getreten 
ist, wieder beginnen zu prosperieren. Es wird sich dann zunächst 
das Börsengeschäft wieder belolien, das Privatpublikum wird wieder, 
wie in der vergangenen Hochkonjunktur, grolic Teile seines N'erniögens 
in Industrieaktien anlegen, der Handel wird sich beleben und an Stelle 
des iiisherigen Kaufons für den dringendsten momentanen P.odarf 
wird wieder, sobald man von einer steigenden Richtung der Preise 
überzeugt ist, ein Kauf auf Vorrat eintreten. 

Im Zusammenhang mit dem (ilauben an eine steigende Preis- 
bewegung wird die l^nterkonsumtion und Unterproduktion schwinden. 
Die Consumcnten werden, wenn sie sehen, dass die begehrten Güter 
kfinftig nicht billiger zu erhalten sind, sidi be^en, dieselben zu 
erwerben, um sich den von ihnen lange erwarteten Genuß zu ver- 
sdiaffen. Bei den Geschäftsleuten dagegen wird der Bedarf an Industrie- . 
Produkten zu produktiven Zwecken zunehmen, indem die bessere Mei- 
nung, die man von der Entwicklung des Geschäfts m der Zukunft hat, 
sie veranlaßt, ihr defekt gewordenes Betriebsmaterial zu erneuern und 
ihre Geschäfte zu vergrößern. Die Arbeitslöhne, der Zinsfuß und die 
Dividenden werden wieder steigen, wodurch das gewerbliche Leben 
weiter im günstigen Sinne beeinflußt werden wird. 

Das Geld, welches zurzeit nocli in den Kassen der Banken und 
Großkapitalisten lagert^ wird I)eim Eintritt des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs wieder in den \'crkehr treten und, ähnlich wie das Blut 
den Körper, den gesamten W^irtschaftsorganismus beleben, bis dieser 

wieder seine normalen Funktionen vollziehen wird. 

3» 
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Ober die Ursachen unserer heutigen Wirtschaftskrisis. 

Im vorigen Kapitel haben wir gezeigt, dali unsere heutige Wirt- 
schaftskribis im wesentlichen eine Spekulationskrisis ist 

Es drängt sich uns nun die Frage auf : 

Welches waren die Ursachen unserer heutigen Wurtschafts- 
krisisV 

Die erste und vornehmste Ursache der Kri>is ist in der seit 
<iem Rücktritt des Iveich.->kanzlers Fürsten lüsnuirck von seinem Nach- 
folger, dem licich>kaiizler von Caprivi, inaugurierten Ilanthdsjjolitik zu 
suchen. Unsere (ietreidezölle waren unter Bismarck in den 80er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts mehrmals erhöht worden. Durch 
öm BeidiskAiizter von Caprivi worden sie znm ersten Male wieder 
ermäßigt von Caprivi hatte dafür von den Vertragastaaten insofern 
Konzessionen erreicht, als diese ihre IndustriezAUe herabsetzten. Man 
glaubte in Deutschland damals, daß durch das eigene Vorgehen die haupt- 
sSchlicfasten auf dem Weltmarkt miteinander konkurrierenden Staaten 
von der bisher verfolgten protektionistischen Handelspolitik abgehen 
und zum Freihandel fibergehen wflrden. Und es schien auch, als ob 
in der Weltfaandelspolitik eine Wendung zum Freihandel sidi voll- 
ziehen sollte. Noch bevor der Handelsvertrag mit Rußland — das 
i^dziel der Handelspolitik von C^rivis — abgeschlossen wurde, 
neigte man sich in einem anderen für Deutschland sehr wichtigen 
Exportstaate — den Vereinigten Staaten von Nordamerika — ent- 
schieden wieder zum Freihandel hin. Durch die Wald Clevelands 
zum Pnb^identen der Union im Herbst 1S1»2 war es sicher, daB der 
bisherige Kinley-Tarif bedeutende Erniäljigungen erfahren würde. Dies 
geschah, wie wir oben sahen, durch den Wilson-Tarif vom ISommer iöü4. 
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Iiifolizc (licMT Wonilnn^' der Ilamidspolitik Doutsclilands und 
wie ('S schien auch der anderen Staaten, harte sich in Deutschland 
die ^leinuiii^ i;ehildet. daß nunmehr mit der bisherii^en itrotek- 
tionistischcn \Velthan(h'Is|»olitik detinitiv j^cbrorhen werden würde und 
die grolien Handelsstaaten zum Freiliandel üher^ehen würden. Man 
glaubte daher in Deutschland fast allgemein, zumal bei der immer 
stftrker anwachsenden Sozialdemokratie, daß die den untersten Volks- 
schichten aufe äußerste verhaßten hindwirtschaftlicben Zölle im Laufe 
der Zeit ganz fallen wtlrden und wir als Kompensation vom Auslande 
weitere bedeutende Konzessionen bei der Einfuhr unserer industriellen 
Erzeugnisse nach demselben erlangen würden. Man war daher, be- 
sonders nachdem im Jahre 1894 der Antrag des Grafen Kanitz ab- 
gelehnt worden war^), in Deutschland nicht nur in industriellen, sondern 
auch in landwirtschaftlichen Erdsen der festen Überzeugung, daß die 
Zukunft der Industrie und dem Handel gehöre, und daß die deutsche 
Landwirtscliaft immer mehr zurflckgehen werde. 

Die Folge hiervon war, daß man sidi nicht damit begnügte, 
möglichst großen Vorteil dadurch aus den Zol]ermäßi<^gen des Aus- 
landes zu schlagen, daß man möglichst viel Fabrikate zu exportieren 
suchte, sondern umfangreiche industrielle Anlagen zu liauen suchte, 
um künftighin die exjiortindustrieile Konjunktur mögh'hst ausnutzen 
zu krtniicn. Diese Neuanlagen absorl)ierten einen gtoLlcii Teil der 
indu^tiicllcii Produkte, die mit Illlfe der vom Au>lan(le eingeführten 
Erzeugnisse der rrproihiktion hergestellt worden waren. 

E?> ist dnrcliaus falsch, wenn man glaubt, daß wir in der letzten 
Ilot hkonjunkturperiode billige Hohstoffe und Lebensmittel einget'idirt 
und dafür teuere Fabrikate unserer Industrie ausgefiihrt haben. Nicht 
der Bedarf des Auslandes nach unseren Industrieprodukten, war es, 
der eine so bedeutende Steigerung unserer industriellen Tätigkeit ver- 
ursachte, sondern der große inlftndische Bedarf an Erzeugnissen unserer 
Industrie zu allerhand baulichen Zwecken. Wir benutzten, wie oben 
erwflhnt, einen sehr großen Teil der eingeführten Rohstoffe, um die 
industriellen Neuanlagen ins Leben zu rufen, und einen sehr großen 
Teil des eingeführten Getreides und der sonstigen Lebensmittel, um 
die beim Bau dieser Neuanlagen beschäftigten Arbeiter zu emfihren. 
Das beweisen die Zahlen der deutschen Handelsbilanz. 



l) Nach dem AnlrtiK Kanilz «ollle der Staat das sämtliche vom Ausland 
einsafOhnode Getreide anlnafeD und es su einem den Anediafningaprae weit fiber- 
«tetgcnden Preis im Lende wieder rcrKafiern. 
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Unsere Wareueinfuhr und Wareoausfulir betrug in den Jahren 
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Davon entfielen: 

Auf die Einfutir: 

Kohfltoffe und einfach p . , Vieh, Niüirunga- und 

bearbeitete Gegenstände raonKaie GeDußroittel 

1S85 1 203 559 Tauseod Mark 840 750 TauMod Mark 892 949 Tauaend Mark 



1886 


1 182 200 






848 962 






845 997 




•» 


1887 


1311684 


»» 


»> 


832 988 


♦> 


»t 


966 718 


»» 


1* 


1888 


1487266 


»I 


ff 


876514 


ff 


II 


906951 


ff 


«f 


1889 


1 767 425 


fi 




992 734 


f« 


»« 


1229 419 


ff 


n 


IS90 


1 767 291 


fi 


»I 


981 098 


ti 


ff 


1397 159 


f« 


f» 


ISSIl 


1 733 325 






904 lt;5 




»• 


1513 307 


•» 


f* 


1892 


1 658 428 




• » 


856 018 


■« 


•1 


1 504 103 


II 


•f 


1893 


1744050 


f» 


♦1 


901007 


f» 


ff 


1316681 


•i 


ff 


1894 


1655889 


«> 


ff 


835 141 


ta 


** 


1437 221 


♦» 


t» 


1805 


1 805 393 


f« 


ff 


925 526 


ff 


«* 


1 389 750 


t< 


t» 


1896 


1 SS5 i)Ü8 






939 180 




«( 


l 482 015 




»• 


1897 


2 100 137 


»t 




965 855 




»• 


1 614 705 


»• 


•« 


1898 


2 246481 


ff 




1 015 129 


f» 


n 


1819036 


fi 


ff 


1899 


2607 014 


»f 


<» 


1 147 578 


fi 


n 


1728 504 


«> 


ff 


11)00 


2 803007 


f* 


•f 


1 1*^645 


*• 


f« 


1 762 872 


f» 


ff 


l'.KJl 


2 458 769 






1 < »(H 231 




«« 


1 898 235 


»1 


• I 


llKr2 


2 559 636 


1« 


• « 


1 102 743 




1* 


1968 621 


t» 


•1 



1) V15L die Jahrbücher fAr Statistik des Deutschen Reiche». Aatwirtiger 
Handel dee dentachen Zoltgebietes in den Jahren 1885—1902, tot allem Bd. 66, 
122 und 153. 
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Auf die Ausfuhr: 



Bohätoffe und einfach i?«iwnn.*<k Vieh, Nahruugs- und 

iwailieitete GegaoBtlnd« J^wnnce iGhninfiiiiltlel 

1 HS.^ 53 1 1 72 TuMend Mark 1 799 992 TanMod Mark 528 294 Tamend Mark 



IbBÜ 




H 


•f 


1 944 322 


n 


If 


480 348 


II 


II 


1887 




>l 


»» 


2 040 321 


*t 


>f 


499 550 


ff 


»» 


1888 


643998 


If 


u 


2 U73 692 


•i 


II 


485 896 


»f 


ff 


18S9 


664843 


»• 


H 


2008660 


1» 


t* 


401297 


II 


II 


iy90 


708187 


•» 


»» 


2 147 4()4 


t> 


II 


470 891 


*i 


i| 




(>Ö7 338 


»• 


»t 


2 049 238 


tt 


II 


4:N 934 


n 


II 


1892 


(534 706 




ff 


1 94!» 575 


ff 


ff 


3Ü9 829 


II 


ff 


1893 


667 889 


»• 


ff 


1 997 867 


»f 


f» 


426 102 


1» 


ff 


1804 


668067 


M 


1» 


1870380 


»» 


t» 


414007 


*• 


II 


]8'.»j 


722 412 


» 


»• 


2 179 507 


»• 


*> 


415081 


n 


♦f 


ISiMi 


773 238 


• 1 


»» 


2 301 189 


»« 


1» 


450 703 


ff 


»1 


1897 


814 853 


>• 


f» 


2 304 465 


»» 


1» 


515 657 


ff 


• < 


ms 


856 326 


II 


ff 


2396141 


If 


II 


504 099 


»« 




1899 


1 016 152 


»« 




2712104 


♦» 


II 


478703 


II 


II 




1 II 1 420 


>« 


»1 


2982 380 




II 


517 581 


n 


II 


l'Hll 


1 08»; si") 


t» 


«• 


2 892 474 


n 


»1 


452 159 


n 


Ii 


19U2 


l IÜ2 150 


>< 


ff 


3 OS,S 97«! 


f* 




420 053 


fi 


f» 



T'nsere Handelsbilanz ist also nach Abschluß der Handelsver- 
träge fast mit jedem .Tahre passiver geworden. Tnscro Warenausfuhr 
hat sich seitdem zwar goliolicn, aber in noch viel stärkerem Grade 
hat unsere Einfuhr zugciK minien. 

Anstatt nach Al»sch]nli der Handelsverträge erst einmal abzu- 
warten. «)1> der gesteigerte Kxjioit nach den \'ertragsstaaten thiuernder 
Natur ist und zu lohnenden Preisen sich vollzieht, sind die deutschen 
Börsen in einen Industrieenthusiasmus verfallen, indem sie immer 
steigende Exportzahlen und immer höhere l'reise für industrielle Pro- 
dukte cskomptierten und auf (irund dieser Berechnungen industrielle 
Werke ins Leben riefen. Man sah nur den starken Bedarf an in- 
dustriellen Produkten, ohne aber zu bedenken, dafi dieser Bedarf 
faauptsidilieh Tom Inlaiid herrflhrt — sei es zum Bau von Neu- 
anlagen oder zu konsumtiven Zwecken — und dafi er nur zu immer 
steigenden Preisen befriedigt wird. Der inländische Kapitalist, der 
sein Geld zum Bau neuer industrieller Etablissements hergegeben 
hatte, und der inländische Konsument, der die Waren kaufte, mußten 
mit immer höheren Opfiern die betreffenden industriellen Produkte 
erwerben, wodurch die Kaufkraft der beteiligten Krdse geschwicht 
wurde. Man hat also in Deutschland Neuanlagen geschaffen, die zu 
hoch zu Buche stehen, die Materialien sind zu hoch erworben und die 
Löhne zu hoch bemessen worden. Dadurch haben einerseits Kapi- 
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talist<Mi und Arboiter liesser gelel)t, andererseits die an der industriellen 
Hoihkonjunktur niclit betoillErten Kreise, um die l)ef^ehrten, im Preise 
hoch gestiegenen Industriewaren /u erwerben, Teile ihres Vermögens 
zusetzen müssen. Es sind auf diese Weise Teile des Nationalkapitals 
verzehrt worden, die bei einer ruhigen Entwicklung dem Lande er- 
halten geblieben wSren. Nor insofern« als die Kapitalisten und Arbeiter 
die hohen Dividenden und Löhne dazu benutzten, um zu sparen, ist 
der nationale Verlust reduziert worden. 

Die Folge der GrOndertätigkeit, die ungefähr im Jahre 1H{)5 
einsetzte, war, dafi Deutschland, um die industriellen Neuanlagen zu 
bezahlen, einen großen Teil seiner ausl&ndischen Eflfekten verkaufen, 
ja zum Teil auch Anleihen im Ausland aufnehmen mußte. So wurde im 
Jalire HKX) in New-York eine 4 proz. Anleihe von 80 Millionen Mark 
in Reichsschatzscheinen aufgelegt Große Betrage neuemittierter 3 proz. 
fleutscher Staatsanleihen und von städtischen Anleihen — z. B. von 
Köln und Hamburg — sind nach der Union gegangen. Man schätzt 
die nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika verkauften deutschen 
Effekten allein auf 200 Millionen Mark. 

Deutscliland hat also zur Zeit einen Teil seiner im Auslände 
legten Kai>itaiien zurückgezogen und in eigenen ^^ewerldidicn Anlagen 
investiert. \'nn dieser \'cränderung lial»en in der Il:iuiit.sielie die Inli.ilier 
der alten renomierten industriellen Etalilis>fnient.< jirotitiert. sdweir >i»' 
sich niclit mit durch Erweiterung ihres Betriebes an dem ..Aut'sciiwunt;" 
beteiligt halten. Dagegen haben die Kapitalisten, die ihr üeld zum 
Bau von Neuanlagen hergaben, in der Regel große Verluste erlitten. 
Die Werke sind mit grollen Kosten gebaut und reiu-äsentieren nun- 
mehr, naclulem der Rückschlag eingetreten ist, infolge ungenügender 
Erträgnisse nur einen geringen Wert. 

Als zweiter Gruod unserer heutigen Wirtschaftskrisis ist die 
Milliardenkonversion der deutschen 4 proz. Reichsanleihen und preufii- 
schen Konsols anzusehen. Die kleineren Kapitalisten, die mit einem 
geringeren Renteneinkommen nicht auskommen konnten, wurden da- 
durch veranlafit, ihre guten Staatspapiere zu verkaufen und daittr die 
unsicheren Industrie- und Bankaktien einzutauschen. Diese Konversion 
wäre am besten unterblieben, selbst wenn die 4 proz. deutschen Staats- 
anleihen noch von 106 — ihr ungefährer Höchstkurs — auf 120 ge- 
stiegen wären. Es wären schon wieder einmal Zeiten mit höheren 
Diskontsätzen, als im Jahre 18d4 und 1805, gekommen und im Zu- 
sammMihang hiermit die Staatspapiere im Kurse gefallen. Und diese 
kamen direkt nach der Konversion im Herbst 1897. 
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1. Die Zinsrcdiiktiou liätte daiiials höchstens Pro/., betrafen 
dürfen, wie neuesten« der «»sterrcichisclie Finanzminister die Konversion 
der 4'/5 proz. österreichischen Papier- und Silberrente aucli nur wegen 
Vs Proz. vorgenommen hat 

2. Sodann wäre es besser gewesen, wenn die Konversion viel 
früher erfolgt wire, als die Geldsätze noch niedrig waren, und nieht, 
als sie sdion im Steigen begriffm waren, d. h. nicht im Sommer 1897 
sondern 1895. Damals hatte die Börse auch tatsächlich die Konversion 
erwartet Im Frtll^ahr 1895 erreichten die 3 proz. Konsols und die 
3 proz. Reichsanleihe zum erstenmale, seitdem dieser Zinstypns ein- 
geflibrt worden ist, den Parikurs. Wäre damals die Konversion vor- 
genommen worden, so hätten die Kq>italbten beim Eintausch ihrer 
Konsols gegen Industrie- und Bankaktien diese wenigstens zo billigen 
Preisen erworben, da damals die industrielle Hochkonjunktur noch in 
ihrem Änfangsstadium sich befand. Im Jahre 1807 aber waren die 
guten Aktien, d. h. diejenigen von soliden, altrenomiorton Firmen, 
bereits in spekulative Hände übergegangen und nur zu hohen Preisen 
zu erworben. Das Privatpubliknm vertiel dann in vielen Fällen auf 
«lic Aktien der ^eit 18*».') ins Leben gerufenen Neugrändungen und 
verlor dabei bisweilen sein fjanzes Kajiital. 

Als dritter «Jriind der Krisis iniili (Wo i^cxliwächte Kaufkraft 
der l.Kindwirt>(lial"t ani;eführt werden. Die LaiHlwirtschaft hatte trotz 
der glänzenden Lage, in welche Handel und Industrie am Ende des 
vorigen Jahrhunderts «rckoinnicn waren, sich nicht erh<»len kr»micn. 
Dies niulite besonders in dem Augenblick schwer empfunden werden, 
in dem die Neugründungen fertiggestellt waren und d(!r auswärtige 
Absatz ins Stocken geriet. Unsere gegenwärtige Wirtschaftskrisis 
hätte nicht jene Dimensionen angenommen, wenn das Inland auf- 
nahmefähiger gewesen wäre. Daher wurden denn auch nach Aus- 
bruch der Krisis selbst in den Kreisen der Industrie die landwirt- 
schaftlichen ZöUe nicht mehr so unbedmgt verworfen. Die Vertreter 
des Handels und der Industrie hätten im Reichstag das neue Zoll- 
gesetz, welches die landwurtschaftlichen Zölle wieder auf ihre frtlhere 
Höhe, die sie vor Abschlufi der Handelsverträge einnahmen, bringt, 
sicher zu Falle gebracht, wenn nicht auch bei ihnen die Überzeugung 
vorgeherrscht hätte, daß der Schutz der nationalen Arbeit die unbe- 
dingte Voraussetzung für das Wohlergehen der Gesamtheit des 
Volkes ist 

Der vierte Grund unserer gegenwärtigen Krisis ist in der Preis- 
politik der Syndikate und Kartelle zu suchen. Vor allem war es das 
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Kohlensyndikat, welclies durch fortwälirende Prei.ssleigerungen der 
Kühlen — des wichtigsten Hilfsstoffes unserer Industrie — die Produk- 
tionskosten derartig erhöhte, daß die Produzenten ihre ProdnktioD 
einschränken mufiten, da sie in den Preisen der Schlußprodnkte die 
Kosten nicht mehr voll ersetzt erhielten. Die Kohlenpreise hatten 
bereits am Ende der 90er Jahre eine enorme Höhe erreicht Als 
dann nach Ausbrach des grofien bOhnüsch^sIlchsischen Bergarbeiterstreiks 
am Anfang des Jahres 1900 die Kohlennot noch zunahm und die Kohlen- 
preise weiter stiegen, war die Katastrophe unvermeidlich geworden. 

Aber auch sonst hatten die Syndikate und Kartelle viel an 
unserer gegenwärtigen Krisis verschuldet Indem sie unsem Export 
dadurch forcierten» daß sie im Auslande zu niedrigeren Preisen als 
im Inlande verkauften, bereicherten sie das Ausland auf Kosten des 
Inlandes*). Ks Ixideutet dies, wie Prot Adolf Wagner sagt, eine „Be- 
wucherung des allucnieinen Konsumentenpublikums/' Wenn sich auch 
unser Export in der Hochkonjunktur gehoben hat — er hat sich 
allerdings weniger gehohen als die Einfuhr — so wissen wir doch 
nicht, ob dio (iiiter zu lohnenden Preisen exportiert worden sind, 
(ierade in den .liihren IStlS- l'.MN). in welchen die Preise der In- 
diistricproduktc den liöclistoii Stand einnahmen, war die Einfuhr sehr 
»taik und die Ausfuhr sehr gering. 

Sie betrug: Einfuhr Aiisfulir 

im Jahre i sirs .')ösi Millionen Mark 3757 Millioneu Mark 

„ „ IS'.MI r)4s;} „ „ 4207 

„ IJK>U r)7()() „ 4« 11 

Nach Prof. A. Wagner sind ..die Voraussetzungen der starken 
und iiuuier stärkeren industn<>staatliclu'n P'.iitwickhnig. bei welcher 
der volkswirtscliaft liehe Schwerpunkt so mehr und mehr in den Aus- 
landverkelir verlegt wird, erstens und vor allem, daU das Ausland 
willens und fähig ist. uns die Agrar|>rodukte überhaupt und zu uns 
pas>enden, nicht zu hohen Preisen zu liefern; zweitens, daß der lie- 
zug dieser Produkte mollenfeils Aber See aus der neuen Welt und 
anderen Weltteilen und aus dem eun»päischen Osten, genügend ge- 
sichert ist : drittens, daii unsere Fabrikate im Auslande, sei es in den- 
jenigen Ländern, weldie die Agrarprodukte liefern, sei es in anderen, 
genflgenden gesicherten Absatz zu uns lohnenden Preisen finden, bei 

1) Ia» carlclM tcnilKUt a fuiro payer aux itatiuiinux un prix i?leve, afia 
de percevoir une prime d'exportation pour 1» quwiUt^ qae Ton ne pcut pas 
fomler k rint^rieur du pajR. V«ii|^. Andr4 E. Sayons, La Criee Allcmande 
de 1900-1003. Paris 1903, & 349. 
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denen die erforderlichen lieiniisclien Produktionskosten (einsohlielilich 
eines ausreichenden (ie.>('liafts- und Kapitalgewinnes) gedeckt werden. 

Nur wenn und soweit als diese drei Voraussetzungen sich zu- 
sammen erfidlen lassen, ersclieiiit das charakterisierte Industriestaats- 
systeni leistungsfähig und daiieriiaft. Sonst droht es den Dienst zu 
versagen und zusammenzubrechen — von allen bedenklichen sonstigen 
Seitfin mid Folgen noch ganz abgesehen'*'). 

Der fünfte Gnind nnserer heutigen Wirtadnftskrisis besteht last 
not least in den Veränderungen, welche das neue Börsengesetz vom 
22. Juni 1896 in bOrsentechnischer Hinsicht zur Folge hatte. Dasselbe 
verbot den bOrsenmftfiigen Tenninhandel aufier in Getreide- und Mtlhlen- 
fabrikaten auch in Anteilen von Bergwerks* und Fabrikanlagen, sowie 
von allen Erwerbsgesellschaften mit kleinerem Kapital als 20 MflUonen 
Mark. Außerdem wurde die Beteiligung am Terminhandel an die 
Eintragung ins Bfirsenregister gebunden. 

Man wollte dadurch die an der Börse spielenden Personen öffent- 
lich an den Pranger stellen und so eine übermäßige Beteiligung un- 
berufener Privatpersonen am Börsentcrniinhandel verhindern. Auch 
brachte das Gesetz eine i)edeutende Erhöhung der Steuersätze. 

Die Motive, welche diesem (besetze zugrunde lagen, waren ver- 
schiedener Art. Einmal beabsichtigte man, das bewegliche Ivai)ital 
höher zu Ijesteiirni. Das bewegliche Kai)ital erschien gegenüber dem 
(irund und IJodcn. dessen Ertragsfahigkeit nach Abschluß des deutsch- 
russisdien Handelsvertrages bedeutend zurückgegangen war, als zu 
wenig bela>trt und am meisten befähigt, be>teuert zu werden. So- 
dann glaubte man, daß die l>örsen^l)ekulation die Prei>e kün.stlidi bald 
in die Höhe treibe, bahl wi{!der herabdrücke. \'or allem glaubten die 
Vertreter der Landwirt.schaft, daß durch die Sjjekulation an der Bör^e 
die Preise ihrer Produkte künstlicli herabgedrückt würden, da die 
Börse in erster Linie dem beweglichen Kapital dient und ein grösseres 
Interesse an niedrigen als an hoben Preisen der Produkte der Land- 
wirtschaft hat Auch wollte man auf selten der Landwirtschaft durch 
das Verbot des Temünhandels die an der Börse beteiligten Kreise 
dafür bestrafen, dafi ihre Vertreter im Reichstag ihre Stimme für den 
deutsch-russischen Handelsvertrag abgegeben hatten. 

Das Gesetz war ein Schlag ms Wasser. Es verfehlte vollständig 
seinen Zweck. 

1) Voigl. A. Wagner, Agnr< und IndiutriestMit. Jena 19U2, S. U3. 
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Die Höisciisteuer brachte nach Inkrafttreten des (losetzos nirlif. 
wie man erwartet hatte, höhere, sondern gerinprere Erniiiic"). Die 
Erhöhung der Steuersätze liatte eine Einschränkung; des Handels 
in sicheren Wertpapieren zur Folge. Der Handel in Aktien wurde 
von der Erhöhung der Steuersätze weniger betroffiBn, da hier die (ie- 
Winne größer sind und im Zusammenhang hiermit eine höhere Besteue- 
rung leichter ertragen werden kann. Vor allem verfehlte das Gesetz 
aber den Zweck, die nicht berufenen Elemente von der Börse femzu- 
halten. Das Privatpublikum, welches an der Börse zu spielen pflegt und 
sich durch das Terminverbot und den Registerzwang in der Äusfibung 
seiner Geschifte gehindert sah, kleidete nämlich nach Inkrafttreten 
des Gesetzes seine Geschfifte in die Form des Kassageschäftes oder 
bediente sich zur AusfOhrnng seiner Spekulationen der auswärtigen 
Börsenplätze -). Dagegen wurde durch das Hörsengesetz die herufs- 
mäBii^e Spekulation wesentlich eingeschränkt. \'or allem wurden durch 
den IJcjristerzwang gerade die besten — skrupulösesten — Kiemente 
der berufsmäßif^en Spekulation, die ihren Namen durch Eintragung in 
das Börsen i o>;ister nicht an den Pranger stellen wollten, von der Börse 
ferngehalten. 

Diese Uniständ(! tniiren wesentlich zur \'erscliärfuni? der Krisis 
l)ei. Denn durch das toilwcisc Aiissclialten der herufsmähtiuen Speku- 
lation fehlt«! es an einer starken ("»Mitreniine an der I{r»rse. die hei 
steimMiilen Kursen die Waren abuiht und hei lallenden di<'sellicii nuf- 
ninimt 'j. Die Spekulation, die genau die Verlust- und (icwinnchancen 

1) Nuch Angnbo der llanibiirgcr Maklerbauk, welche einen erheblichen Teil 
de« gansen Hamburger Börscngenchifts in sich konzentriert, betragen die Oeianit» 
nm«itxL> in Effekten, in Nominal(Ncnn)-6etrigen angegeben: 

In den 4 Jahrpn vor dorn Hörion^tonergt^ot^ (1. Januar 1897): 

1SJI3 : SHÜ aü.'i f)0() Mk. 
t8H4 : 6H4 394ft.')0 Mk. 

ISO."» : 7(U 717 (■..'.() Mk. 
: 7IK{ !»1H; ViO .Mk. 

dagegen: In den 4 Jahren «eit dein BörHcnt^teuergo^clz (!• Januar IS07): 

1897 : 487 2?Jf»2.-»0 Mk. 
ISOS : H4r. 1«.ISS(>0 Mk. 
185K» : 3!l2 IX)4 G0<) Mk. 
1900 ! S61 290 Mk. 
Vorjrl. RieHrr. Die NotnoiKlipkcit einer Revision des BdrsengeHetzea. 
VulkswirtsK-haftliclie Zoiifriijr< ii. H(ft IS^. ISd. Ui-rliii 1ÜU2. S. 2S. 

2} K. Thorwart, Zum ik)r>«ngeselz. licrlin 1S90, Vulkswirl^tchallliche 
Zeitfragen. Heft 135, 8. 34—38. 

3) La loi de 1896, en rendant diffidle la upteulalion k la baiMe. avait 
snpprim^ l'anden contrepoids contre la hanne. Veifl. Andr^ ELSayous, S. 18. 
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abzuacliäty.eu pHegt, stand im Hintergrund und legte sich mehr auf 
die Verborgung ihres Geldes. Wlhrend also die Zahl der berufs- 
mäßigen Spekulanten nach Inkrafttreten dee BSrsengeeetzes sich ver- 
minderte, vermehrte sich die Zahl des oft nrteüslosen Privatpablikums, 
das im Zusammenhang hiermit einen grOfieren Einflufi auf die Be- 
wertung der an der Börse gehandelten Effekten und Waren eiiangte'). 
Hieraus erUiren sich auch die großen SprOnge, welche die Effekten- 
knrse seit dem Inkrafttreten des Börsengesetzes aufwiesen. In Zeiten 
der Aufwfirtsbewegung waren Kurssteigerungen von 6 — 7 Proz. an 
der Tagesordnung. Die Börsenkurse erreichten eine labelhafte Höhe. 
Als dann der Umschlag erfolgte, stürzten die Kurse in fast noch 
stärkerem Grade, als sie vorher an^'czogen hatten, und errdehten einen 
völlig ungerechtfertigten Tiefstand. Im Zusammenhang hiermit traten 
die zahlreichen Konkurse von Banken und Industriegesellschaften ein, 
durcli welciie das Vertrauen in eine gedeihlidjo Entwicklung unseres 
Wirtücliaftsorganismus stark erschüttert wurde und die industrielle und 
kommerzielle I)ei)ression so große Dimensionen annahm. 

Die bisher angeführten (iründe unserer Wirtscliaftskrisis waren 
„primärer" Natur. Aus den meisten dieser (iründe entstanden aber 
selbst wieder Übelstände, die ihrerseits zur Verschärfung der Krise 
wesentlich beitrugen. Diese ^^kundäreu" Ursachen sollen im nach- 
folgenden augetührt werden. 

1) Die ikukeii räuuitüii dciu PrivatpubUkuiu bedeutende Kredite für Uire 
Spekolationen ein. Die Speknlation in Indiwtriaktien duog in» riiMoiach'Wvat. 

füHscben Revier his in die Kreise der kleinsten EApitalisten. Vergl Theodor 
Vögelst ei II, «bc Rheinisch-westfälische Montan- und Eii*cnind«8trie in Schriften 
«los \"crciiis tiir s<)zialiM)liiik. Siüruii^^eii im deut»chen Wirtschaftsleben wätireud 
der Jahre ]1>ÜU ff. l^ipzig l'JU3, Bd. CJVi, b. Ü4. 

In der Sitsnng der cur Beratung der neuen BdrMngeMlsnoTdle efaage- 
aetiten Komniis«ioa erklärte der Keichsbankpräüidcnt Dr. Koch am 13. Mai 1904. 
daß durch da» Verbot de^ TeniiiiihandelB in Bergwerks- und Iiiduftriepapicren 
die ^Spekulation nicht einpeschiünkt worden sei, sondern eher /ugeiiomiiu'n hübe. 
Die Spekulation habe sich nach lukrait treten des lk>rsengcsel^c>ä auK-ichlieUlich 
des KjuMigewfaiftee bedient Der etirkere KsMohandd habe den Geldbedarf 
•tark vermehrt. Die Folgen de» stirkeran GeldltciIarfH seien geweflen : Eine Kon- 
zentration des Bankwesens — da «ft« größere KreditlKMlürfnis vornehmlich von den 
großen Banken ge«leckt werde - und eine Steigerung d<s Zinztul^e^*. Letztere» 
bedeute fiir alle kStäiide. ludustne, Landwiruchaft, Baugewerbe etc. eine Be- 
lastung und drfidse auf den Kui» der feetvencinslichen Effekten. 

Audi der StaatikonmiisRar an der Berliner Börse, Gdteimrat Hempten- 
macfao', »pracb sich entschieden für die Aufhebung des Verbotes ans. 
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Die Hochkonjunktur hatte, wie wir oben erwfihntoi, eine be- 
deutende Steigerung der Arbeftdöhne, der Dividenden und des Geld- 
zinses zur Folge. So erfreulich diese Steigerung auf den ersten Blick 
erscheint, so moBte sie doch, da sie Aber ihr normales Mafi weit hin- 
ausging, von nngOnstigen Folgen begldtet sem. 

Bei den hohen Arbeitslöhnen hatten es die Lente nicht mehr 
nötig, alle 6 Tage in der Woche za arbeiten. Sie arbeiteten bis- 
weilen nur 3 — 4 Tage, in welcher Zeit sie dasselbe verdienen konnten 
wie früher bei 6tilgiger Arbeit Auch veranlafiten die hohen Löhne 
die Arbeiter verschwenderischer zu leben. Das letztere gilt vor allem 
auch von den Kapitalisten, die Teile ihres Vermögens in industriellen 
Aktien angelegt hatten. 

Infolge der Abnaliiue des Fleißes und Sparsinnos der lievölke- 
rung wurde der Mangel an Arbeitskräften und Kapitalien, der ohnehin 
schon in den letzten Jahren der Hochkonjunklur auftrat, immer größer, 
und im Zusammenhang hiermit wiinlo das Fundament der deutschen 
Volkswirtscliaft immer mehr unterwühlt. 

Dazu kam noch, dass die steigenden (Jewinne der industriellen 
Etablissements die Kai)italistoii veranlaUten. ihren Kredit bis aufs 
äußerste anzuspannen. Dadurch cnt>t;iii(l eine llorgwii t>chaft, die im 
Laufe der Zeit geradezu zu einer nationaloii (iftiilir wurde. 

Im Zusammenhang mit den hohen Arl»eit>lühiien und Dividenden 
erreichte der Zinsfuß eine exorbitante Höhe. Der hohe Zin.^fuß trug 
wesentlich mit zur Entstehung der Kriäis bei. Der Diskont stand im 
Herbst des Jahres 1899 — vom 19.— 31. Dezember — auf 7 Proz. 

Durch. die Aktienemissionen vraren große Mengen Kapital fest- 
gelegt worden und es war so auch der Zinsfuß fUr längere Fristen in 
die Höhe getrieben worden. Dies zeigte sich in dem Fallen der« 
Kurse der Staatspapiere und dem Steigen des Hypothekenzinsfußes. 

Der hohe Zin^ß wurde auf die Dauer unertrSgltch. Der solide 
Handels- und Gewerbestand, der sich an der Spekuhition nicht be- 
teiligt nnd infolgedessen auch keine so großen Konjunkturgewinne zu 
erzielen vermag, empfand ihn als eine schwere Last. 

Vor allem litt das Baugewerbe unter dem hohen Zinsfuß. Im 
Zusammenhang mit den hohen Arbeitslöhnen und Preisen für Roh- 
materialien belastete er dasselbe um so mehr, als die Mietpreise nicht 
plötzlich derartig gesteigert werden konnten, als es den höheren Kosten 
entsprach. Die Folge hiervon war eine Einschränkung der Produktion. 

Auch der Landwirtschaft, die mehr als je mit einer geringen 
Rentabilität rechnen mußte, war es in vielen Fällen nicht möglich, 
Kapital zu einem angemessenen Zinsfuß zu erhalten. 
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Man kann sagen, dass bBtalle Kapitalsinvestilionen, die einen 
zwar kleinen aber dauernden Nutzen abzuwerfen Yersprachen, unter- 
blieben. Den Staaten, Städten und Kommunen wurde es selir schwer, 
neue Anleihen zur Bestreitung ihrer notwendigsten Au^ben aufzu- 
nehmen, in vielen Fflllen kehrten sie wieder zu einem höheren Zins- 
^us zurfiek, oder die emittierten Anleihen wurden zu einem wesent- 
lidi niedrigeren Kurse ausgegeben, was auf dasselbe hinauslftuft^). 

Je Unger diese Verhältnisse angedauert hatten, um so dringen- 
der wurde es not\Yen(Iig, dafi endlich die industrielle Hochkonjunktur, 
in der so viele Kapitalien unter Vorspiegelung liolior (icwinne durch 
Verwendung zu den unrentabelsten Neuanlagen absorbiert worden wajen, 
ihren Abschluß fand und die Kapitalien wieder in ihre natürlichen 
Verwendungen eingeleitet wurden. 

Durch die eben angcfülirtcn Momente wurde die Krisis zunächst 
vorl)ereitet. Es kam (hinn iiorli ein politisches Ereignis von htk-lister 
Bedeutung hinzu: Der Ausbrucli des südafrikanischen Krieges. \'on 
demselhen wuide zwar nur Ent^land liettoffen. Allein, (hi die llocli- 
konjnnktnr nun einmal eine internationale war und England als erste 
Kapitalniarlit den Ton auf dem (ield- und Weltmarkt angibt, s») stand 
doch zu befürchten, dass hei etwaigen ungünstigen Eolgen des 
Krieges auch da.s deutsche \Virtscli;tft>lel)cn in Mitleiden.>5cliaft gezogen 
würde. England behielt zwar zunächst aus politischen Gründen den 
Kopf trotz der schweren Niederlagen im Herbst 1899 oben. Allein 
auf die Dauer verlor es doch die gute Laune und im Zusammenhang 
hiermit auch die Lust zu neuen geschäftlichen Unternehmungen. 

Unter diesen Umstflnden bedurftis es nur noch eines Anstoßes, 
um das kflnstlich gehaltene Kursgebäude der BOrse zu Falle und 
die Krisis zum Ausbruch zu bringen. 

Die erste Veranlassung hierzu gaben die BaissespekuUtionen 
auf dem amerikanischen Eisenmarkt im Frfllgahr 1900. Obwohl hier die 

1) Die Krisi-« vnn l!HHi 1901 tirath iiitht, wie Snyons« meint aus. infolge 
einer L'nterkonsiiiuüon der Massen, sondern infolge einer allgciiieincii Überkon» 
•nmUon und einer Vewehiebiing in der Bewertung der Qnter (Sayons S. 19). 
Die Kai^tnlgfiter wurden im allgemeinen flberacliitEt Miemue »gm tat allem 
die an der Industrie und dem Handel l)rtoiiigten BevÖlkerungHkUiSHcn Nutzen. 
E« trat eine (TlMTkon«umtif)n dieser lievolkerungskrciHe ein, wiMlurch Kapital- 
mangel entstand. Aueh dic^e^ bci«treitct Öayous (S. 15). lufulge des Kapital- 
mangelt unterblieben Ki^>ita]inTeBtitionen inr Heiatellang von Gtttem, welche 
notwendige Bediirfnieae befriedigen. Erat hierdurch verringerte aich die Nachfrage 
nach induatridlen Produkten, und mußte die Kriaia eddieOlidi tum Auiibruch 
kommen. 
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Biisse aaf sMnbor «merikaniscben Marktverhältnissen beruhte 
— die Eisenpreise waren droben auf eine exorbitante HOhe gestiegen — 
80 fiberbrug sie sich doch mit noch nie dagewesener Geschwindigkeit 
anf die deutschen Börsen, und zwar hier ziuSchst« wie schon oben 
erwlhnt, nur auf die Effektenmfirktef viel später erst auf die Waren- 
märkte i). 

Bestärkt nodi wurde die Spekulation in ihrem Glauben, dafi es 
mit der Hochkoigunktur Torflber sei, durdi den Ausbmdi der chine- 
sischen Wirren*). So kam es, daß, die Kurse Ton vielen Aktien in 

wenigen Monaten um 100 Proz. gestürzt waren. Deutschland erlitt 
durch diese Kursrückgänge in den Sommermonaten des Jalires 1900 
größere Verloste, als im folgenden Jahre — dem eigentUchen Krach- 
jahre. 



1) Vergl. obeu is. 24. 

1) Man farchtete, dafi dnrch die Aufroiliuig der oatariatiadien Fkage 
«uopiifldie Verwiekelangen entfltdieii könnten. VasL Schriften des Veraine £Qr 

Sozialpolitik Bfl. CVI. Uipzig 1903. Vogelatein, die rheiniecb-westCiiliedie Montan- 
uod Eisenindustrie, S. ^ 
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V. 

Wie wird die Krisis überwunden und wie verwahren wir 
uns am besten gegen den tintritt von Krisen? 

Nachflem wir gesehen haben, welches die Gründe unserer heutigen 
Wirtschaflskrisis sind, entsteht die Frage: Wie wird die Krisis aber- 
wunden und wie verwahren wir uns am besten gegen den Eintritt 
von Krisen? 

Die Antwort auf diese Frage ist sehr einfach: Es müssen 
kQnfdghin die Fehler, die in wirtscliafrspolitiscber Hinsicht im letzten 
Dezennium be*?angen wnnlon, vermieden werden. 

Zunächst müssen wir eine etwas Iconservativere HandelspoHtilc 
treiben. Unsere Hamlelspolitik muU einen vorwiegend nationalen 
Charakter tratren. ^Vir müssen unsere Produktion derartig? einrichten, 
diiü sie in er>ter Linie zur I)ockuii<^ unseres lierlarfs an (lütern. die 
wir am notwendigsten brauclicii. dient. Krst in zweiter Linie ist es 
ratsam, zum Zwecke der Aii>f!ilir (iütei\ die wir ül)erliaui>t nicht he- 
tliirfen, zu eizeiiLien oder (iüter in (^»uantitäten zu erzenyeii. welche 
unseren IW-dart" nadi iluien ühersteitzen. Nur dann wird es vor aUem 
vorteilhaft sein, für den Export zu produzieren, wenn einerseits das 
Ausland die Zölle, welche es hei Einfuhr un^Tcr Waren erhebt, uiedrij? 
bemilit un«l es die hetretleiiden (iüter nicht seihst erzeu^;en kann und 
andererseits wir die liolistoHe billig vom Auslande beziehen können 
und die betretenden Güter unter relativ sehr niedrigen Kosten zu 
erzeugen vermdgen. 

Vor allem mfissen wir unsere Ausfuhr in solchen Zeiten zu 
steigern suchen, in denen die Koi^unkturen fOr die betreffenden Ar- 
tikel gflnstig sind oder die Spannung zwischen dem Wert der einge- 
filhrten Rohstoffe und dem der Fertigfabrikate eine große ist. 

Dagegen mOssen -wir bei ungflnstiger Konstellation des Markt- 
preises unserer Exportartikel möglichst wenig zu exportieren suchen, 

VoUunriiteiittfll. n. UndvirtKhKtagaaehidiU. AUiMulliiiigon U. 2. 4 
Bost, Wbtwhafiakriäto 
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namentlich dann, wenn die Spannung zwischen dem Wert der impor- 
tierten Rohstoffe und dem der Fabrikate eine geringe ist. Es ist 
also gut, wenn in Zeiten günstiger Konjunkturen unsere Handels- 
bilanz aktiv und in Zeiten ungünstiger Konjunkturen paadv ist 

Unsere Einfuhr muA sich dagegen auf solche Gflter beschrfinken, 
welche wir nicht oder nur zu relativ sehr hohen Kosten erzeugen 
können 1). Derartige Gater mtlssen wir in Zeiten ungflnstiger Kon- 
junkturen, d. h. zu m^Sglichst niedrigen Preisen, einfOhren. 

Um eine derartige "Wirtschaftspolitik zur Durehfflhrung bringen 
zu können, ist es zunächst erforderlich, dafi wir durch BeschrBnkung 
der Einfuhr an Gfitem, welche wir notwendig zu unserem Lebens- 
unterhalt brauchen, die inländische Produktion so weit steigern, daß 
sie unseren dringendsten Hedarf an solchen (lütern zu decken vermag. 

Aus diesem Gninde müssen wir z. B. der Landw irtschaft künftig- 
hin einen größeren Schutz zu teil werden lassen, als bisher^). Dies 
wäre nur in dem Falle irrationell, wenn Deutschland fernere Quanti- 
täten landwirtschaftUcher Produkte nur zu !=;o holicn Kosten erzeugen 
könnte, daß der Verlust, der hieraus gegenüber einer stärkereu 



1) So sagte der Direktor der Rheiiii»clien Eisen balmgesellschaft in der Geiieral- 
▼enamiiilung vom 19. Jnni 1870: „FOr di« SMtigkdt im wirtKhsftUchcQ Leben 
«iii« VolkeB itfc ee voa dondwcUagendater BedeDtnng. dafi der Konram eines LnadcB 
so viel als möglidi darch eigene Produktion gedeckt und daß die Einfuhr vom 
Auslaiuic auf dicjonipen Artikel (ics KonHuinB beschränkt werde, welche im Inlande 
entweder gar nicht produziert werden oder selbst nach Jahren der Lehre und nach 
BntwidduDg der Arbeitaknfl nidit unter nnnShemd gMeh gfinstigen Bedmgungen, 
win im Anehmde, prodnsiert werden kflooen". 

2) Nach Pohle emihrt die Landirirtschaft noch immer */■ der deatscfaeo 
Bevölkerung, nur '/j derselben «ei direkt oder indirekt vom Auplaiulo abhängig. 
Fohle behauptet daher, daO die Landwirtschaft der führende WirUtchaftszweig 
Dentichlandi eeL £b mache nicht« ans, dafi die landirirtaduiftliche Produktion 
nicht 80 grofle ÜbevsehBaae, d. h. nkdit ao gnfia Gewinne Aber die anigewandteo 
Koaten abwerfe als die Industrie. Die Industrie habe ihre höhere Rentabilität 
zum prößten Teil auf Kositeri der tlnnh die Entwickclun^ der letzten Jahre 
benachteiligten Landwirtschaft, zum alicrgeringHlcn Teile aber durch die Export- 
indaBtiie «micht Wir hitlen in den leisten Jahren in vMoi FUlen ohne jedwiklen 
Gewinn exportiert, nur um die im Inlande nidit abeetibann Waren loe sn werden. 
Vagi Pohle, Deutschland am Scheidewege. Leipzig 1902. S. 66—84. 

Fr. Naumann meint, Ende der siehzipcr Jahre de« vorigen Jahrhunderts, 
als die landwirtschaftüchen Schutzzülle in Deutschland eingeführt wurden, sei die 
landwirtachaftliche BerSlkerung in Deutechland noch in der Majorität geweien, 
nur SSeit aber nIdit mehr. Nur noch 18 Hillionen Menschen nlhrten lidi In 
Deutschland von der Landwirtschaft. Vergl. Fr. Naumann, NendeutMdie 
WirtschaftapoUük» fierlin-Schöneberg, 1902, 8. 38. 
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industriellen Produktion erwaclison würde, derartif? groß wäre, daß 
das Risiko im Falle einer stärkeren industriellen Produktion, in Pro- 
duktion und Konsumtion stärker vom Auslände abhängig zu sein, 
paralysiert wird. 

Daß dies für Deutschland nicht zutrifft, ist augenscheinlich. Wir 
haben nodi viel Boden, der noch zu kultivieren ist und sicher unter 
den Pflug genommen werden wird, wenn die Preiae auskömmliche 
sind. Wir dflrfen uns unter keinen Umstlnden vom Auslande* ab- 
hangig machen. Der momentane Gewinn, den unsere Volkswirtschaft 
infolge einer zu stark liberalen Handelspolitik erzielt, wird mehr als 
aufgewogen durch die Schaden, die uns kflnftigfam aus derselben er- 
wachsen werden. Ganz abgesehen davon, daB die landwirtschafttiche 
Produktion das Land im FUle eines Krieges mit den notwendigsten 
Nahrungsmitteln versoigt, muß man bedenken, dafi es erwiesen ist, 
daß durch die landwirtschaftliche Arbeit die Volksgesundheit eihalten 
und gehoben wird, was bei industrieller Beschäftigung in der Regel 
nicht der Fall ist. 

Wir mtissen toujours en vedette Ideiben. Wir müssen uns alle- 
zeit physisch stark und wirtschaftlich unabhängig vom Auslande erhalten. 
Wir haben unseren politischen Kulminationpi>unkt zur Zeit noch nicht 
erreicht. Daher hat die künftige Handelspolitik Deutschlands einen 
nationalen Charakter zu tragen. 

Während wir also einerseits versuchen müssen , die unseren 
dringendsten Bedarf deckende Menpe landwirtschaftlicher Güter sell)St 
zu erzeugen, und zu diesem Zweck Schutzzölle bei Einfuhr derselben 
erhel)en müssen, ist es andererseits erforderlich, daß die Produkte 
unseres spezifischen Gowerbefleißcs, die w ir also relativ unter günstigen 
Produktionsbedingungen und teilweise zum Austausch gegen Produkte, 
die wir nicht herstellen können, erzeugen, im Auslande vorteilhaft 
verkauft werden können und die Rohstofie, welche zur Erzeugung 
dieser Produkte erforderlich süid, wohlfeil vom Auslände dngefQhrt 
werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen, mOssen wir bei Abschluß neuer 
Handelsvertriige unser Augenmerk vor allem darauf richten, daß das 
Ausland die ZOUe auf die Gflter, die wir exportieren, ermäßigt Ais 
Äquivalent dafOr mflssen wir die Zolle, die wir bei Einfuhr von Roh- 
stoffen erheben, die zur Verarbeitung der Exportgfiter dienen, in 
Wegfall kommen lassen. 

Außer durch handelspolitische Haßnahmen ist eine vorteilhafte 
Verwertung unserer industriellen Exporterzeugnisse vor allem durch 

4» 
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eine möglichst planmäßige Produktion zu erzielen, d. h. darch eine 
Produktion, die steh genau dem jeweilig Yorfaandenen und kflnftig zu 
erwartenden Bedarf anpaßt Dies wird sich am besten erreichen lassen 
durch eine möglichst weitgehende Kartellierung der einzelnen Industrie- 
zweige *). Wir mflssen Syndikate und Verbände fOr die verschiedenen 
Industriezweige bilden, die den einzelnen Untemebroem genau die 
Größe ihrer Produktion und die Höhe der Verkaufspreise vorschreiben. 
Auf diese Weise werden sich die Verhältnisse in den einzelnen In- 
dustriezweigen au) ehesten konsolidieren. Das beweist das Kohlen- 
syndikat. Die KoMenindiistrie blieb infolge ihres Zusammensdilusses 
von der Krisis fast unberührt. Sie bildete das feste Rückgrat in 
unserem Wirtschaitskörper, dem es zu verdanken ist, daü die 
Kiisis nicht größere Dimensionen annahm und so bald zu weichen 
begann. 

Vor allem (hirfen diese Syndikate aber die Produkte im Lande 
nicht teurer verkauten als im Au-Iande, und zweitens müssen sie in 
Zeiten günstiger Konjunkturen auf dem Weltmarkt ihre Au>fuhr zu 
steigern suchen, nicht al)er in Zeiten ungün>tiger Konjunkturen ä tout 
prix — nur um die \ (»rräte ab/u>tossen — ilire Produkte h)sscldagen, 
wie «lies vor kurzem nocli L'escliaii. Es wäre eher zu emj)fehlen. in 
Zeiten ungünstiger Konjunktiiicii auf dem Wellmarkt die Inlandpreise 
niedriger als die Au>land|>rei.>e, in Zeiten günstiger Konjunkturen da- 
gegen höher als die Verkaufspreise nach dem Auslande anzusetzen. 
Auf diese Weise würden Verluste fOr die Nation am besten vermieden 
werden. Natflrlich mfissen die in Frage kommenden Unternehmer 
kapitalkrSitig genug sein, um einen derartigen Verkau&modns au&> 
halten zu können. Durch eine derartige Preispolitik würde in Zeiten 
gflnstiger Konjunkturen die Grflndungstfttigkeit zurückgehalten, da- 
gegen in Zeitenr ungünstiger Konjunkturen die letztere angespornt 

1) Auch Pohle bohuuptot, daß durch das VorhaiidciMcin von Kartellen 
die Intensität der Krisen wesentlich rerringert wird. Er hebt hervor, dal2 die 
Kartelle die Koojnnktar in ihrem Verlauf wohl sn beeinflimeii TermflgeD, aber 
nicht imstuide wären, die Konjunktur zu machen. ,Je besser die Anpa.i>uii<: der 
Produktion an die vorhandene kauffähige Narhfrnpo organi(*iert ist, je mehr also 
insl)Cftondere die indui^trirlle Kartcilierung LMitvvickclt ist, und je schnelU-r und zu- 
verlässiger die Ikrichterstatluug über die Verhältnisse auf dem Warenmarkt 
arbeitet, nm so früher wird es oiTenbar, wenn das Wirtscbafialeben wieder einnud 
in daa Zeichen einer allgemeinen Kri>in tritt."' Vor^l. Pohle, Bevölkerungs- 
bewqjung, Kapitaibildung und periodische Wirtschaftskrisen, Göttigen 1902, S. 6. 
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werden, da im crstcrcn Falle den Fabrikanten bei Ausfuhr ihrer 
Fabrikate ein Verlust, im letzteren ein (iewinn erwächst '). 

Auch eine zweckmäßige Beform des Börsensteuergesetzes wird 
viel zur Überwindang unserer Wirtschäftskrisis mit beitragen. Vor' 
allem wird bei einer Reform des BOrsenstenergesetzes darauf geachtet 
werden mOsfien, dafi der Kreis der wirklich am SpekolationsgesdiSft 
interessierten Personen nicht durch gesetzliche Maßregeln über seine 
normalen Grenzen eingeschr&nkt wird. Die zum BSrsengeschtft in 
erster Linie berufenen Elemente sind von der Börse nicht durch 
iSstige gesetzliche Bestimmungen, wie der Registerzwang es ist, fern- 
zuhalten, auch smd ihre Geschäfte nicht hoch zu besteuern, da ihnen 
sonst die Ausgleichung der Kurse, mit der immer ein Risiko ver- 
bunden ist, zu sehr erschwert wird. Daf&r dürfen aber die Banken, 
Großkaufleiite etc. die Börse nicht als ihre Domäne, in der sie ganz 
nach ihrem Beheben schalten und walten können, betrachten. Sie 
mflssen es viebnehr als eine Pflicht betrachten, (ia^ I'iitibkum, welches 
unkundig der Börse ist, zu belehren, oder es Uberhaupt von Börsen- 
geschäften fernzuhalten. 

Man muß es vor allem als eine Torheit, ja fjeradcizu als eine 
Bosheit befrachten, die bloße S])ekulatinn an der \'>'ny<v aiiziifciiKb-n. 
Die Spekulation ist das trcilKMide Moment jciics wirtschaftlichen ()r- 
f^anismus. Ohne Sjjckulation kann keine Arbeit, kein Kapital, kein 
(irund und Boden Nutzen bringen. Ihr Wesen besteht in der rich- 
tigen Leitung der jeweilig vorliaiulenen Produktiun.sgüter. Ohne die 
Spekulation würden letztere nicht in die \'erwendungen eingeleitet 
werden können, in denen sie den höch.sten Nutzen bringen. 

Zur Spekulation sind auüer den berufsmäßigen Geschäftsleuten 
wirtschaftlich berechtigt und müssen an ihr beteiligt sein alle die- 
jenigen Personen, welche infolge der Größe ihres Vermögens berufen 
shid, Teile ihres Vermögens direkt produktiv anzulegen, sei es durch 
Gründung resp. Ankauf eigener Fabriken oder Erwerb von Aktien 
industrieller Etablissements. Es ist geradezu eine nationale Pflicht 
der durch Kapitalbesitz hervorragenden Klassen, ihr Kapital teilweise 



1) Pohle achlfigt noch vor, der Staat und dio größeren Gemdnden möchten 
ihre AufJräge an die Industrie so viel als möglich nur in Zfilon der Poprosfion 
erteilm. Wenn sie sich immer von dit*em ( Jrundsatz leiten la-M n wünlcii, so 
würde die wirt^cLutliichc Entwicklung viel an CileichmüUigkeit guwnuieii. Knu-n 
weMotUchen Eänfluft in dieser Hlnsldit werden nadt BeToer Ansicht Staat und 
Gemeinden jedoeh nur dann ausüben können, wenn die öffentlichen Betriebe rer- 
nelirt wenian. Vagi. Pohla, fieTfilkenuigibeiragiing eta, & 37 n. 38. 



Digitized by Google 



— 54 — 



der heimischen Produktion zur Verfügung zu stellen. Denn die Kapi- 
talien sind immer am besten verwendet, wenn sie im Lande bleiben. 

Es ist nicht wflnschenswert und anch nicht mOg^di, daß alle 
wohlhabenden Leute ihren gesamten Kapitalbesitz gegen feste Zinsen 
ausleihen. Zur Bewirtschaftung der von ihnen verliehenen Kapitalien 
müßten dann Leute herangezogen werden, die zu wenig kapitalkriftig 
sind, um im Falle eintretender Krisen diese aushalten zu können. 

Auch ist es nicht ratsam, den Banken durch Beteiligung an 
Emissionen von Aktien der letzteren die Bewirtschaftung des über- 
sch Ossi gen Privatkapitals zu flberlassen, und der durekte Erwerb von 
industriellen Aktien entschieden vorzuziehen. Dies beweist deutlich 
die letzte Krisis, die so überans reich an Bankbrüchen war. 

Es bloilit somit als das beste Mittel zur Konsolidierung» unserer 
gewerblichen Verhältnisse, daß die größeren Kapitalisten die Speku- 
lation mit einem Teil ihres Vermögens selbst übernehmen und Aktien 
industrieller Etablissements erwerben. Die Ka])italisten müssen durch 
eine gewissenhafte Presse über alle \V)riiän,Lro an der Börse penaii 
unterrichtet Nverden. Das Ausbreiten falscher (ierürhte, das nur in 
gewinnsüchtiger Absicht soschieht, muß als elinMiriiiiriL' angeselien 
werden. Eventuell nuisscn auch noch Auskunfts.steilen erriciitet werden 
— vielleicht unter staatlicher Kontrolle — welche die Kapitalisten 
lilK'r die an der Börse gehandelten Werte genau zu informieren ver- 
mögen. Auch müssen <lie Aktionäre die (ieneral Versammlungen be- 
suchen, um sich an Ort und Steile von dem Gang des üeschäl'ts zu 
informieren. 

Von der Spekulation auszuschließen sind alle diejenigen Per- 
sonen, die nur fiber ein kleines VennGgen verfflgen, die durch ihren 
Beruf derart in Anspruch genommen sind, daß ihnen die Beaufsieh- 
tigung und Oberwadiung ihrer Kapitalien unm(}glich ist, oder sich 
aus anderen Gründen zur Spekuhition nicht eignen. Zur VerschSrfnng 
unserer letzten Krisis trug sehr viel dazu bei, daß die Spekulation in 
Schichten der Bevölkerung eingedrungen war, die tlberhaupt zu der- 
selben nicht beniÜBn sind. Es ist also wesentlich für unser Erwerbs- 
leben, daß die Spekulationseffekten gut klassiert sind, d. h. in festen, 
kapitalkräftigen Hflnden sich befinden. 

Inneriialb der oben angegebenen Grenzen ist die Spekulation * 
eine nationale Notwendigkeit, heilsam und ntltzlich und ist durch ge- 
setzliche Bestimmungen nicht einzuschränken. 

Am besten wird man schließlich verhüten, daß unberufene Ele- | 
mente am Spekulationsgeschäft sich beteiligen, wenn man die Staats- } 
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papiere nicht vorzeitig konvertiert. Durch voreihge Konversionen wird 
der ganze KapitaUnarkt mobihsiert. Jede verfrühte Konversion be- 
günstigt die Projektenmacherei : Es werden l'ntcrnehnuingen ins Leben 
gerufen, die wirtschaftUch nicht cxistenzbei echtigt sind. Die kleinen 
Kapitalisten greifen zu den Aktien, um eine höhere VerzioBung ihres 
Kapitate zn erhalten, und erleiden in der Regel auf diese Weise die 
größten Veiiiiste. 

Zu einer Konvenion der Staatspapiere sollte der Staat nicht * 
schon dann schreiten, wenn der Geldmarkt derartig flOseig ist, dass 
der Erfolg der Konversion sicher ist Viehnehr mufi der Staat erst 
warten, bis einmal der Geldmarkt wieder versteift ist nnd nngfinstige 
Koiyunkturen im Handel nnd in der Industrie bestdien, wie dies bei 
uns im Sommer und Herbst 1900 der Fall war. Der Finanzminister 
V. Miquel hätte sidier in diesem Jahre die Koiversion der 4 pro- 
zentigen Anleihen in dVsprosentige, die er 1807 fOr rdf hielt, unter- 
lassen. 

Nicht in Zeiten der Hausse unserer Staatsanleihen sind also die 
Konversionen vorzunehmen, sondern in Zeiten der Baisse. Sie dürfen 
mit anderen Worten nur dann erfolgen, wenn unter den ungünstigsten 
Marktverhältnissen für unsere Staatsanleihen diese noch einen so 
hohen Kurs behaupten, dass das Gelingen der Konversion sicher zu 
erwarten steht 



1) Als pnlvcritive Mittel gegen den Eintritt von Krisen führt Prof. A. 
Wagner an: „die genaue Kenntnin der l'rodukiiuus- und Absatzvcrbältniiiae der 
Waran, dne gutie, nach TetOffcntUcht«, genaue Handds* und Pkttduktionartatittik, 
suverlinige ImufmänniBcbe Beliebte, die Mifaierkeuiie Beobaofatnog des Gangei 
der Preise, der HandclKbewe^ng (Monat für Monat), der Zollatisweise^ der Ein* 
klarierung zum Koneutn, ins Entrc[K)t, der IIcran.Hiialnni: am letzterem (heste 
KoDtruUe für den Import und die vorauüüichtlicbc Konjunktur europäischer Waren 
in den Vereinigten Staatenji, der Liger in eirter nnd svelter Hand, unaUiesige 
Beachtung der Zekdien der Zeit auf dem Geldmärkte^ der fiankanaweiBe (Bank 
von England, Frankreich, Neuyorker City banki), wöchentliche Publikation), des 
Stande« de« Diskont?« und der Wechf^clkurse, der Ein- und Ausfuhr von f<llcin 
Metall, genauestes und spezielbtcä .Studium der Handeisgeachichle, uuuu-nlUch 
der atatbtiachen Daten aus firflheieo Spekalatiomieiten und Krisen.** Veigl. 
A. Wagner, „Rrieen** in Rentiach HandwOrterbudi der Volkawirtaeliaftelclii«, 
Leippg 1866, & 528 u. 529. 
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VI. 

Schluß. 



Wenn wir künftighin eine Kuiicktur unserer \Virt.scliaftspolitik in 
<ler oIk'h angegebenen Weise vornelnnon, so stellt zu erwarten, dass 
wir uiisorc gogcnwärtitic \Virtscliaft>knsis liaM überwinden und auch 
späterhin vor einem derartig grulJen Uückschhig. wie ihn die Speku- 
lationskri>is von I'.mh» darstellt, verschont bh'iben. Die Krisis 

vom Jaiire 11KMM',M)1 i^t zur Zeit bereit.s im Wcirheu begritfen, und 
wenn nicht alle Zeichen trügen, gehen wir einem neuen grossen koni- 
mciv.iellen und industriellen Aufschwung entgegen. Die Lage der Ki.-en- 
industrie, die noch vor einem Jahre eine sehr niibhi lic war, hat sich seit 
(iründung des Stahlwerksverbandes wesentlich gcbc.-.>crt. Dies i.^t um 
so bemerkenswerter, weil die Eisenindustrie gewissermaBen den Grad- 
messer fUr die industrielle Konjunktur darstellt Auch sonst scheint 
alleDtbalben in der Weit der Unternehmungsgeist von neuem zu er- 
wachen, und neue grofie Projekte — wie der Panamakanal und die 
afrikanischen Eisenbahnhauten — sdieinen in den nfichsten Jahren 
zur Ausf&hrung zu kommen. Die deutsche Industrie wird aus diesem 
weltwirtschaltlichen Aufschwung sicher Nutzen ziehen. 

Ganz ruhig wird wohl die wirtschaftliche Entwicklung nie ver- 
laufen. Es werden immer wieder ungünstige und gOnstige Koiynnk- 
tur^, wie Ebbe und Flut, einander abwechseln. Ihre Intensität wird 
aber merklich abnehmen, wenn wir eine vemünftige Wirtschaftepolitik 
treiben. Die Krisen werden daher auch diejenigen, welche von ihnen 
betroffen werden, nur wenig schädigen und im Zusammenhang hier- 
mit einen wesentiicheb EinfluÜ auf den nationalen Wohlstand nicht 
auszuüben vermögen. 
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Kapitel I. 

Der hansische Handel Eigenhandel, Zwischenhandel, 

Warenverkehr, Maße. 

Ein charakteristisches Merkmal der Geschichte des Mittelalters 
ist die Bildung des Städtewesens, das sich nach dem Untergang der 
hohen staufischen Macht als Gegengewicht gegen die aufstrebende Macht 
der Territorialfürstentflmer herausgebildet hatte. „Die schönste Blflte 
deutschen Stidtewesens im Mittelalter" ist die Hanse *X die vornehm- 
lich daraas erwachsen war, dafi die losen, fast zofiUligen Bflndnisse 
kleiner Stfldtegnippen sich zur Beschfltznng ihres auswärtigen Handels 
in eine fest geÄgte Organisation vereinigten. Die Hanse ist kein 
politisch fest geffigtes Bflndnis, sondern dne Vereinigung mit aristo- 
kratischem Charakter*), die ausschließlich im Handel ihren Bestre- 
bungen Zweck und 2Sel setzte; sie war eine Handelsaristokratie, deren 
Mitglieder zur Erreichung individueller Vorteile in gemehisamer Zu- 
sammenarbeit sich vereinigten. 

Die Hanse war im Handel und Verkehrsleben Nordeuropas groß 
geworden, speziell im nördlichen Deutschland, wo die wendischen 
Städte, an der Spitze Lübeck, Bremen und Hamburg, dank ilirer geo- 
graphischen Lage zu überragender Bedeutung gelangt waren. In den 
Winkeln der West- und Ostsoe geleiten, waren sie ihizu berufen, den 
Handelsaustausch des Westens mit dem des Nordens und Ostens zu 
vermitteln. Ihre eigenste 'l ätit^keit, aus der sie immer wieder neu ver- 
jüngende Kraft zogen, war der Zwisrlienhan(h'l ; auf der einen Seite 
die Naturalien und Rohprodukte ile< hall»kultivierten Ostens, auf der 
anderen Seite die Erzeugnisse der ]nilii>trie. des (iewerl)etl(Mlies und 
des verfeinerten Kulturbedürfnisses der westeuropaisclien Welt. 

1) Boteher, Syatem dar VoUESwirtachaft, Bd. III beub. v. W. Slieda. 

8. 181. 

2) Daeoell. Geschichte d. deutschen iJuiisu, 188. 
▼olkiwlilaoliafll. a. wiitacfaalUgoKhichtl. AUuuidlangm. IL 8. 1 
HartM«7ar, ▼•bhuM ia QMab» dtr Uumw 
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Die Sphäre des hansischen Handelsinteresses umzog die ganze 
Ost- und Westsee; im Osten breitete sie sich tief nach Polen, Livland 
und Kußland aus. im Westen erstrekte sie sich mit Einschluß von Eng- 
land durch den Kanal au der Küste Frankreichs entlang bis nach 
Spanien. 

In diesem Wirtschaftskomplex hatten sich kleinere Wirtschafts- 
gebiete lierausgebildet. Im Osten das polnisch -baltische mit seiner 
Abzweigung nach Kulilund; im Norden das skandinavisclie. l>eide mit aus- 
schließlicher Naturalproduktion. Im Westen lag das tlandriscii-englische 
Wirtschaftsgebiet mit seinen Ausläufern nach Frankreich und Spanien, 
das dem hansischen Handel l'ruüiikte industrieller und gewerblicher 
Art lieferte. Die Grenze zwischen den (Gebieten der Naturalproduk- 
tion und denen mit gewerblicher Tätigkeit lag im westlichen Winkel 
der Ostsee, wodurch Lübeck za einem großartigen Umlageplatz und 
Mittelpunkt des hansisehen Zfrfsdienhandete im nördlichen Europa 
wurde. 

Der hansische Handel des Nordens und Ostens erstreckte sieh 
auf folgende Gegenstflnde: Aus Bufiland und Livland hdten die Hansen 
Pebwerk, Felle, Leder, Talg, Wachs, femer Honig, Getreide, Hanf 
und Leinsaat 0; eingefOhrt wurden von ihnen Metalle, namentlich 
Kupfer, Eisen und Blei; femer Leder, Handschuhe, Pergament, deutsche 
und flandrische Lemwand, endlich Salz. Met, Bier und Webi. Ein 
wichtiges Hauptausfuhrprodukt bildete das Getreide, das namentlich 
Esthland über die preußischen Häfen im Tauschhandel gegen Salz 
lieferte. Die Grundlage des hansisch-skandiiKivi sehen Handels bildete 
der Hering, der unter der Leitung von Lübeck eine eigene hansische 
Niederlassung mit ausschließlichem Heringsfang und -handel hatte ent- 
stehen lassen. Lübeck hielt allgemein die Fäden des hansischen 
Handels nach Norwegen in der Hand; namentlich mit Bergen, das 
seinerseits ein /.entralcr Stapelplatz ganz Norwegens war, stand es in 
lelldiaftcr Ilan(l('l>h('7.iehung, so daß der Handel zwischen den beulen 
Häfen als Maßstab des hansisch-norwegischen Handels gelten kann. 
Der hansische Import umfaläte deutsches (Jetreide. liier, Salz. Lein- 
wand, Werkzeuge*); der Export Fische, Tran, Talg, Federn, Schwefel, 
Bauholz und einheimische grobe Wolltücher^) — . 

1) W. Stieda, Beraler ZoUbOcfaer u. QuittiugsD i d. H«niwfa. GeMfaicfats- 

quellen, Bd. V, S. 99. 

2) Brunn, Die Lübecker Bergenfahrcr Und ihre GhconisUk i. d. H^n»ii»h- 
Ge«chichtdi|ueUeD, Bd. H, 8. 51. 

3) Bruoa a. a. 0. S. 70 ff. 
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Nachdem alle diese Produkte des Nordens und Ostens den Lflbecker 
Si^iel passiert hatten, trafen sie auf den Märkten Flanderns auf die 
Erzeugnisse flandrischen Gewerbefleißes. Bereichert wurden die fland- 
rischen Märkte durch den Zuzug englischer und französischer Waren. 
Da die Hansen in ihrer ersten Epoche den englischen Markt auf Grund 
ihrer Monopole und Verträge vnllkoimnen beherrschten, so p^ng audi 
der englische Export, der in der Kegel in Wolle, Fellen und Metallen 
bestand, ausschließlich durch ihre Hände. Sie führten dagegen ein: 
Fische, Rheimvein, Pelzwerk, später auch f'fCtrcide. Namentlich Eng- 
land lieferte nach Flandern die Wollwarcn, die dort verarbeitet, in 
Gestalt iler l)erüiiiiil('n tlandrischen Tuciie und Leinwanii. neben den 
Erzeugnissen der Srhiiiicde- und Schlosbcrkunst von den Hansen 
in Verkehr gebracht wurden. Nclien diesem Eigenhandel beheirsclitcii 
die Hansen auch den ganzen tlandrisclien Zwischenhandel, der nei)en 
den iionlisclien Produkten aus Deut^hland Wein, Getreide, Farbstoffe, 
Wollwaren, Flachs, Hanf und Fleisch umfaljte. 

Eine eigenlüudiche Stellung nimmt Frankreich ein; sein Handel 
mit der Hanse bescliränkte sich ausschUeßlich auf den E.\port von 
Sak und Wein und zwar in solcher Ausdehnung, das er dem modernen 
Großhandel beinahe ebenbürtig an die Seite gestellt werden kann. 

Dieser hansische Weinhandel soll im folgenden in den Kreis 
einer näheren Betrachtung gezogen werden. Die Quellen Aber den 
internationalen Weinfaandel der Hansen fließen nicht reichlich; man ist, 
abgesehen von dem im Hansischen Urkundenbuch zusammengetragenen 
Uaterisl, das sich aus Verleihungen, Geleitsbriefen, Zollvorschriften 
und Stadtrechnungen zusammensetzt, lediglich auf die Schadenver- 
zeichnisse der Hansen in den Hanserezessen angewiesen. — Doch 
auch hier sind die Angaben oft sehr ungenau; die Heimat der SchifiiB 
ist meistenteils noch angegeben, doch fehlen Bemerkungen Ober Größe 
der Weintransporte und Arten der Weine sehr oft. Erschwerend für 
das Verständnis wirken auch die verschiedenen Mali- und Gewichts- 
einheiten. Die am meisten vorkommenden Maße und Gewichte sind 
die folgenden: 

Die größte Maßeinheit war die T^st; sie wurde i)ei den ver- 
schiedensten Gegenständen angewandt; in Ueval l)ei allen Arten Natu- 
ralien^), dann vor allem bei Getreide, Hopfen und Salz'). 

1) Stieda, R«valer Zollbücher und Quittungen, 8. 123. 

2) lilünu-ke, Ikrirhte u. Akten d. huni<. GosaudtschaCt in Moskau im 
Jahre l(i03, Hans. Gcsch. QuolU Bd. VII. 8. 24». 
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Die Last zerfiel in Tonnen, und zwar redmete man die große 
Last zu 24 Tonnen') und die kleine Last zu 11 Tonnen 2). Wie sich 
das Faß zur Tonne verhielt, läßt sich nicht feststellen; beim Faß 
unterschied man Ohmfaß') und Stückfaß*). Tonnen und Fässer wurden 
nidit allein für Flüssigkeiten und Lebensmittel, wie Salz und Hering, 
benutzt, sondern man gebrauchte sie auch zum Transport von Metallen % 
Auf ein Faß gingen 2 Pipen oder 2 ßote^). Allgemein lassen 
sich die größeren Malie. wie folgt feststellen: 

1 Last (groß) - - 24 Tonnen; 

1 Last (klein) =11 Tonnen; 

1 Faß = 2 Pipen = 2 Bote; 

1 Fuder = 8 Pipen; 

In den kleineren Maßen treten häufig lokale Verschiedenheiten 
auf. In Danzig rechnete man^): 

2 Fuder --^ 8 Oxhoft = 12 Ohm = 1320 Stuf. 
In Hamburg, Lübeck**): 

1 Fuder = 6 Ohm = 24 Anker; 
1 Fuder » 6 Ohm » 240 Stübcben (Stof). 
Obm und Stübcben sind die Weinmaße des kleinen Weinveiv 
Icefars; diese Bezeiehnungen werden nur beim Wein gebraucht — Das 
Ohm wurde in dem Bruchtefl von ^ wGelte***) genannt, wfihrend 14| 
Obm in einer ,3ocde"*^ zusammengefaßt wurden. 

Kapitel ü. 

Übersicht über den Weinbau im Gebiete der Hanse. 
Obergang von der Eigenprodulction zum Handel. 

Als Vorlänfer des hansischen Eigen- und Zvischenliandcls ist 
die Eigenproduktion in ihm iKirdHclien (Jebictcn zu betracliten, die 
zur Zeit der Anfänge der liaube bereits iu hoher Blüte stand, Mit 

1) Hain. Urfaindb., VIII, Nr. 807. 

2) Hans, ürkandb., VIU. Nr. 124. 

3) Hoijs. Urkundb., IV. S. 996, Anmcric 

4) Haiif. iTkundb.. V. Nr. 83, § ft. 

5) Stieda a. a. O. S. 123. 

6) Hau. Urkundb., IV, &. 429. 

7) Hirseb, Dausigs HandeliseKhichta, 8. 261. 

8) Blfimcke a. a. 0.. S. 250. 

9) Hans. Urkuudb., V, Nr. 245. 

lU) llaiis. Urkuudb., V, &acbrcgi8ter. 
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dem EmporkommeQ der Hanse und der Ausbreitung des Zwischen- 
handels hielten die Weine Italiens und Ftankreichs ihren Einzug in 
Norddentschland und verdrängten die heimisdie Produktion, die auch 
schon klimatischen Veränderungen zum Opfer zu fallen begann. 
Immerhin hielt sich der einheimische Wein noch lange Zeit neben 
seinem fremden Rivalen. Diesen Widerstand verdankte er einmal 
seiner Wohlfeilheit, und dann suchte man die fremden Weine durch 
Mischung mit einheimischen bekömmUcher und schmackhafter zu 
machen. Der nordische Weinbau im Gebiete der Hanse mußte end- 
lich den Veränderungen des Klimas und Veränderungen im Geschmack 
der Konsiinicnten und dadurch in der Nachfrage weichen. 

Weinbau gab es zu allen Zeiten in deutschen Landen. Die 
Bekanntschaft mit dem Wein verdanken unsere Vorfahren den Römern. 
Die Kultur der Reben dagegen lernten sie erst von den Missionaren. 
Dalier entwickelte sich der erste Anljau von Wein auch ausschließ- 
lich im Schutze der Klöster, wo er in den Mönchen verständnisvolle 
Pfleger fand. So schreibt die Volk^>a^i' (Um Bonifazius, als er Krz- 
bischof von Mainz war, die Anlage zahlreicher Weinberge um Mainz 
herum zu. Unter Karl dem Großen ging die Weinkultur aus der Hand 
der Geistlichkeit in die des Volkes fiher; namentlich im Süden seines 
Beidies machte der Weinstock gewaltige Fortadiritte. Bayern und 
Schwaben lernten von dem benachbarten Frankreich, während die 
Franken am Rhein durch Karl selbst auf den Weinbau geführt wurden. 
Um diese Zeit entstanden die reichen Weingeiikie, die unter Karls 
Obhut speziell in der heutigen Rhempfehs von den Klöstern der 
Benediktiner und Benedlktuierinnen bebaut wurden. Diese Weinkulturen 
erreichten schon ein Menschenalter nach dem Tode Karls euie solche 
BiQte, daß sie im Vertrage zu Verdun besonders erwfihnt wurden 
und mit ihren Mittelpunkten Mainz, Worms und Speyer zu dem Be- 
sitzteil Ludwigs des Deutschen geschlagen wurden')- Auch im Rhein- 
gau war Karl um den Weinbau eifrig bemüht und schaffte um seine 
Burgen und Sitze, namentlich Rüdesheim und Ingelheim, zahlreiche 
Musterkulturen. In seinem capitulare de villis stellte er Regeln und 
Anweisungen für Bau und Ernte des Weinstockes bis zur Weinberei- 
tung zusammen^). 

Auch die ersten schwachen Anfiinge eines Weinhandels machen 
sich unter Karls Kegieruug bemerkbar; die Weine des Elsaß landen 



1) Heeger, Der Pfalzweiu. S. 10 u. 11. 

2) V. Carlo witz, Versuch einer Kulturgeschichte des Weiabauee, Ö. 75. 
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ihren Weg den Rhein hinab zu Sachsen und FrieseUf die durch den 
Grad ihrer Kulturstufe für einen rationeUen Weinbau noch nicht reif 
waren »). 

Unter der Regierung der sächsischen Kaiser breitete sich der 
Weinbau immer mehr aus und drang bis nach Schwaben, Bayern 
und Tirol vor. Namentlich nach Beseitigung der üngamgeftihr wandte 
sich die Bevölkerung Bayerns mit erhöhtem Interesse dem Weinbau 
zu; vor allem in Regensburg entstand in dem dortigen Kloster 
St. Enicran eine l)lüliende Pflanzstätte für Piebenkultur, die sich vom 
Ende des 0. «Jalirhunderts an über die benachbarten Landschaften aus- 
dehnte. Donauaiifwärts waren damals Kruckenberg und Riedenburg 
Weiunamen von gutem Klangt). 

Im Norden überschritt der Weinbau um diese Zeit die Saale; 
die Neugrflndungen von Meißen. Merseburg und Zeitz durcli Otto den 
Großen wurden Pflanzstatten <h^r Rebe Einzelne Bischöfe gelangten 
im frühen Mittelalter wegen ihrer Weinkulturen zu hohem Ansehen, 
so Bischof Benno von Osnabrück, Beanvard von Ilildeslieiiu und Adalbert 
von Bremen. Diese Kirclienfürsten hatten den erziehlichen Wert der 
Reltenkultur erkannt und suchten das Praktische mit dem Nützlichen 
zu verbinden, indem sie sich durch die Eigenproduktion von dem da- 
mals immer noch unsidiem Handel emanzipierten; zumal da fflr ihre 
geistiichen Verrichtungen der Wehl unentbehriidi war. Namentlich 
Hildesheim pflegte schon frOhzeitig die Weinkultur außerordentlicfa; 
das Kloster besaß in Geisenheun und Boppard und in der NShe tod 
WOrzburg eigene Wefaiberge^). 

Einen Anstoß zur Weiterentwicklung der heimischen Kulturen 
brachten die Kreuzzflge, die die Bebe des Orients und Griechenhinds 
einfflhrten; gleichzeitig Öffnete Frankreich seme Grenzen, und die Reben 
der besten franzteisdien Sorten hielten ihren Einzug. Mit ihnen 
erschienen die Kluniazenser und Gisterzienser und Terbreiteteii die 
neuen Reben in allen Teilen des deutschen Reiches'), wo sie im Verein 
mit den einheimischen Gewächsen neue Sorten schufen. Ihnen verdankt 
die deutsche Weinkultur nicht zum wenigsten den krfiftigen Fortschritt 

V Nordhoff. Der vormalige Weinbau in Norddeutschland, S. H. 
'Ji Mo in (11, I)ic ehemaligen Wcinkulturen in Südbayern i. d. Mitteil. d. 
geographisch. GesclUcbaft zu München, Heft 19, S. 94, 95. 

3) V. Carlowiis m. a. O.. 8. 79. 

4) Janiek«, Das Wdnainfc der Domherrn an Hiklealieiin, in ZMlwhr. des 
histor. Ver. f. Nie<lersach.scn. 1887. S. 273. 

5) Nordhoff a. a. 0., S. 10. 
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und die Ausbreitung; wie wir 8ie zur Blütezeit der Hanse im 12. und 
13. Jahrhundert vorfinden. 

In diesem Zeitraum hatte der deutsche Weinbau ungefähr folgende 
Ausdehnung: die heutigen Kulturen am Rhein erstreckten sich viel 
weiter: in Köln wuchs viel, wenn auch saurer Wein, und l)is nach 
Xanten herunter konnte man Reben antreffen, Diesseits des Rheines 
irar in Westfalen vor dem Erwaclicn der Industrie das Land weithin 
mit Reben bedeckt; Altena, Iserlohn und Höxter waren Mittelpunkte 
intensiven Weinbaues'). Doch hat sich der westfälische Weinbau nicht 
lange gehalten, die Konkurrenz des rheinischen Handels und die Ent- 
deckung der reichen Hodenschfitze des Landes setzten ihm bald ein 
Ziel. Im Gegensatz zu Westfalen breitete sich im Münstcrland der 
Weinbau bedeutend ans und erfreute sich langer Blüte: namentlich 
nahm sich hier wieder die Geistlichkeit der Kultur an. Die Bistümer 
Münster und Paderborn zogen geschätzte Sorten auf ihren schon 
früh angelegten Weinbergen. Schon im 12. .lahrhundert sollen die 
Benediktiner mit Weinpflanzungen begonnen haben, deren Spuren zu 
Leckum am Macklenberg noch heute nachweisbar sind"-'). Mit den» 
Wesergebirge findet der mittelalterliche Weinbau seinen Abschluß; im 
Kloster Korwey besitzt er sdnen letzten Auslfiufer. Aber dieses 
Kloster konnte, ähnlich wie Hildesheim, seinen eigenen Bedarf nicht 
mehr selbst produzieren; es besaß deshalb tigene Weüiberge am 
Rhein und an der Mosel. 

Die Ebene zwischen Bremen und Hamburg ließ keinen Wein- 
bau zu. Dagegen blflhte in AMsachsen und m der Hark Brandenburg 
der Weinbau außerordentlich. In Altsachsen war Hildesheim einer 
der wichtigsten Uittelpunkte des nordischen Weinbaues; außer dem 
Kloster besaßen audi die meisten kleineren Kapellen ihre eigenen 
Weinberge»). 

Den bedeutensten Weinbau und Export des ganzen Nordens be- 
saß die Mark Brandenburg^); die Weine von Rathenow, Brandenburg, 
sowie namentlich von Guben waren weit vcrl)reitet Der Gubensche 
Wein ist einer der wenigen deutschen Landweine, die auch im inter- 
nationalen Weinhandel eine Rolle spielen; im Weinhandel des preu- 
ßischen Ordens kommt sein Name oft vor. Von Brandenburg breitete 

1} Wiegand, Gesch. d. Reich»abtei Corvey und der Stadl Höxter. 

2) ?. Oarlowits a. a. O., S. 15. 

3) Kratz, Dor Dom zu Hilde^iheiin, Bd. III, S. 87. 

4) P Schwarz, Der Weinbau in der Mark Brandenbnrp, S 17. 

b) Hauseu, DarBteliung des Weinbaues in den Marken Braudeuburg, 26. 
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sicli die Rebenkiiltur im Anfiing des 16. Jahrhunderts auch nadi 
Mecklenburg ans; doch werden Weinherj^'c in Verbindung mit Klöstern 
schon in Urkunden von 12H4 erwfihnt*). Von hier drang die Rebe 
bis in den Sandboden der Ostsee vor; in Lübeck soll noch der Name 

„Weinberg*' an ihre Verbreitung erinnern*). 

Nicht zu überirehon ist auch der Weinbau in Schlesien: schlesische 
Weine waren unter dem Namen ..(irünl)erger" wegen ihrer reichen 
Ertrüge im ganzen Mittelalter weit bekannt und verbreitet. 

Der norddeutsche Wcinliau ist. abgesehen von Temi)eraturver- 
änderungen. vor allem dem Handel zum Opfer fiefallen. Als der 
W^eini)auer sah, daß er. ohne sich der Mühe des Anbaues zu unter- 
ziehen, durch die Weinkaufleute vom Rhein bessere und billigere 
Ware be/ielien konnte, ließ er seine Weinberge eingehen und über- 
ließ es dem Handel, das Weinbedürfnis zu befriedigen. 

Jetzt trat der hansische W^einhandel erst voll in seine Rechte. 

Kapitel III. 
Der hansische Aktiv- und Zwischenhandel. 

I. Der hansiach-engliscbe Handel. 

England ist das erste nordische Gebiet, mit dem die Deotadien 
In Handelsbeziehungen getreten sind; diese Tatsache liegt in dem 
Charakter des niederrhehiischen Handelsgebietes begrOndet Wihrend 
die meisten deutschen Gebiete in ihrer Abgesddoesenheit auf den 
Binnenhandel angewiesen waren, lenkte der Lauf des Rheins den 
Handelsstrom auf England hin. Denn hier begegneten sich die letzten 
Ausläufer des Mittelmeerhandels mit dem des rheinischen Wirtschafts- 
gebietes. Ein zweites Moment fiir die früh ausgebildete englisch- 
deut.sche Handelstätigkeit lag in der rechtlichen Stellung, welche die 
Deutsriien sich früh in England zu erwerben verstanden hatten. Mit 
einer geradezu bcisjtieilosen Zähigkeit und Ausdauer gelang es den 
Hansen, im Laufe der Jahrhunderte dieieiiiyen Privilegien zu erlangen, 
auf deren Basis sich der hansische Handel in England zu einer solchen 
imponierenden Größe entwickelt hat. Die ältesten IJe/.ielnniL'en der 
Hansen zu England gehen bis in das 10. Jahrlunukirt zurück: man 
nannte sie hier „Leute des Kaisers" imd verstand darunter Kautieute 

1) Mecklenburg Urkundb., I, Xr. 766. 

2| Wchrinann, Der Kataweiakeller zu Lübeck, in d. Zeitochr. d. VeroiiM 
f. lüb. Cieäch., Ud. IL Ö. 6G. 



Digitized by Google 



— 9 — 



des Kiederrheins, spe/icil nun Köln und den flaiidrisclien Provinzen, 
dann aach nn> Ilainburg. Lübeck, Hremcn. I^raunschweig und Lüneburg. 

Während dioses Zeitraums ist allerdings von einem gemeinsame 
Vorgehen deutscher Kaufleute noch keine Ilede; es kommen hier 
lediglich Freibriefe und IVivilegicn für einzelne Städte, die in England 
Handel treil)en. in Betracht; so die Freiheiten der Braunschweiger von 
1230. die Freil)riefe für Hamburg von 12^6. für Lübeck \2(M ^ k 
Allmählich schlössen sich diese einzelnen deutschen Städte zusammen 
und repräsentierten in der Gildhalle eine (iemeinschaft, die jetzt mit 
Kntschlos>enheit den Kampf um ihre Privilegien aufnahm -'). Namentlich 
Kohl gebührt hier das V(M-dienst, die Landsmannschaften in der (üld- 
halle zusammengeführt und den Deutschen einen gesicherten liechts- 
zustand geschalten zu haben. 

Im 13. Jahrhundert gelang es Lübeck, im Bunde mit Hamburg 
sich gegen die Kölner Herrschaft zu erheben; ein Umsdiwung; der 
allen weiter daran beteiligten Stfidten des nördlichen Deutschlands zu- 
gute kam. Das Privileg König Heinrichs HI. aus dem Jahre 1238 
Offiiete ihm den Besuch Englands zn Handelsuntemehmungen, und 
Lflbeck tritt nun an die Spitze der Vereinigung deutscher Kaufleute 
oder der Hanse Alemanniens, wie sie damals zuerst genannt wurde. 
Der An&ng zu einer' selbstflndigen Genossenschaft war gemacht, sie 
hatte ihr Gildehaas und bemühte sich auf dieser Basis, ihre bereits 
erlangten Freiheiten zu behaupten und zu erweitern. In der magna 
carta Eduards I. von 1303, die als die Grundlage des englisch-hansischen 
Handels anzusehen ist, wurde allen Fremden völlige Handdsfreiheit 
in England gewährt. 

Von kleineren Verordnungen abgesehen, war das nächste be- 
deutsame Aktenstück der \'ertrag zu Utrecht 1474, in dem die Hansen 
auf (Irund ihrer Eduard gei;en Frankreich geleisteten Dienste 
neben Wiedereinsetzung in ihre früheren Hechte verschiedene günstit:«' 
Privilegien erlangten: so wurde ihnen der Stahlhof in London und 
Boston zur Verfügung gestellt und ihnen aliernials Hanili'l'-fieiheit im 
ganzen Lande i)estäticrt. Dieser Utrechter Vertrag bedeutet für die 
Hansen den Höhepunkt ihrer Macht: i^leichzeitig beginnen im Hunde 
die zentrifugalen Kräfte zu wirken: die hervorragend>tt'ii Städte suchen 
Sonderprivilegien zu erlangen. intriu'iii<Ten gegeneinander iiiid zer- 
splittern ihre Macht; an dieser Uneinigkeit ging die Hause in England 
zugrunde. 

1) ciartorius, Gesch. d. hansischen Hundes, I, 282 ff. 

2) Lappen berg, L rkiuidl. Gcsch des Londoner ätahlhofcri, S. IS ff. 
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Die Vorbedingung fttr eine rechtlich gesicherte SteUung des 
deutschen Kaufmanns war durch ein wolil organisiertes Fremden- und 
Schuldrecht gegeben: infolgedessen konnte sich der hansische Handel 
in großartiger Weise in England entwickeln. 

Schon von alters her sjiielt der Import \ on Rheinwein eine große 
Rolle. Die ältesten Nacliricliten reichen in die Zeit zurück, in der 
eine Vereinigung der Hansen nocii nicht stattgefunden hatte und Köln 
noch allein die maßgebende Rolle im hansisch-englischen Kandel spielte. 
DeingemüU hal)en auch die erhaltenen Urkunden die Regelung der 
Hau(lelsl»ezieliungen zwischen Köln und London zum Inhalt 1157 
richtete Heinrich II. von England an die Sherirts von London die 
Botschaft, daß er den Kölner Kaufleuten die Erlaubnis erteilt habe, 
ihren Wein ebenso in London anzubieten, wie der ans Frankreich 
eingeführte Wein feilgehalten wird'). Diese Urlninde bildet einen Beleg 
für die Annahme, daß den deutschen Kaufleuten in der ersten Periode 
ihrer Handelstätigkeit nur Memere Privilegien seitens der Krone be- 
willigt worden seien, die lediglich als eine Gnade des Landesherm 
aufeufassen shid, nidit aber der geschlossenen Machtstellung der fremden 
Handeltreibenden ihre Entstehung verdanken. Leider bildet diese Ur- 
kunde die einzige Quelle für den Weinhandel dieser frühesten han- 
sischen Handelsperiode. 

Eine Durchführung der verliehenen Rechte findet erst statt, als 
sich die deutschen Kaufleute unter der Führung Lübecks zusammen- 
geschlossen hatten und so die Ursache zu der carta mercatoria von 1303 
wurden. Während die Kaufleute aller Nationen für ihre Waren eine 
umfassende Handelsfreiheit, d. Ii. freie Ein- und Ausfuhr nach Be- 
zahlung des fetgesetzten Zolles, erhielten'), enthielt die carta für 
den Weinhandel die Einschränkung, daß Wein, wenn er einmal ein- 
geführt war. nur mit besonderer Erlaul)nis wieder ausgeführt werden 
durfte. Im Lamie liliel) den hansischen Kaufleuten der (Iroß- und 
Kleinhandel unbenommen, nur das Feilhalten von Wein in Wirtshäusern 
war untersagt. 

Wichtig für den Weinhandel war allein das dem König zustehende 
Recht der prisa'). Die prisa im Verein mit der purveyance gaben 
dem König das Recht, seine Waren zu einem niedrigst angesetzten 



1) Hans, ürkundb.. I, Nr. 13. 

2) Keutgen, Beziehungen der Hanse xu Eogland, S. 5. 

3) Hall, History of the custom-Reyenue in Engl. I, 6. 55. II, & 60 ff.; 
Knnse, Hanaeaklon, 8. XXXVII und XXXVIIL 
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Preise einzukaufen. Die purveyanoe bezog sich nur auf Bodenprodukte, 

während die prisa von den anderen Gegenständen des Handels« wie 
Metalle, Leinwand. Holz- und Stahlwaren, erhoben ward*). In natura 
hat sich dieses Recht nur für Wein erhalten; Schüfe mit einer Ladung 
von weniger als 10 Fässern waren abgabefr^ von 10 bis 20 Fässern 
an aufwärts gehörte ein Faß dem König, von mehr als 20 Fässern 
gehörten zwei dem König-). Eine zusammenhängendo Darstellung 
dieses Rechts der prisa gibt eine Verhandlung vor dem Londoner 
Schatzamt t^egen den deutschen Kaufmann P'ranko von Köln. Dieser 
hatte sich der Verletzung des Prisenrechtes des Königs insofern .schuldig 
gemacht, als er seine I^dung Wein aus dem Schiffe ausladen ließ, 
ohne die zwei dem König gehörigen Fässer, nämlich „ein Faß vor dem 
Mast und eins hinter dem Mast'* abgeliefert zu haben, und außerdem die 
nach Entdeckung der Hinterziehung an die Fässer angelegten Siegel 
erbrochen hatte. Eine Erklärung für den Ausdruck „vor und hinter 
dem Mast"* läßt sich nicht finden; vielleicht handelt es sich um einen 
altertfimlichen Ausdruck einer früheren Verordnung; denn für das 
Alter des Prisenreehtes zeugt das regelmäßige Beiwort oonsnetns in 
der Wendung «de rectis prisis suis debitis et oonsnetis'). An die Stelle 
der Weinprise trat mit dem Erlaß der carta mercartoria von 1303 die 
sogenannte Butlerage^), eine Zollabgabe von 2 Schillingen für jedes 
Faß <). Sie bot als eine feststehende Abgabe einen Anteil für die Hansen, 
wfthrend die Prise an Bedeutung verlor oder gewann, je nach dem 
wie der Preis des Weines stand. Als dann. 1311 die carta mercartoria 
für ungültig erkürt wurde, fiel die Butlerage und der Künig ver> 
langte auf^ neue die Prise. Dagegen erhoben die Hansen Einspruch, 
weil ihre Fässer der normalen Aichung nicht entsprachen und die 
Prise nach altem Herkommen deshalb von ihnen nicht erhoben werden 
sollte. Im Jahre 1304 befahl König Eduard dem Schatzamt, die Vei> 
handlungen über die Bheinweinprise zu Ende zu führen 



1) Hall a. a- O., II, S. 102. 

2) Knnse, Haniodcl»! am Eogtand, Urk. Nr. 52 und S. XXXV. 

3) Kunze a. a. O., 8. 45. 

4) Hall a. a. O., U. 8. (Wff. 

5) Keutgcn a. a. O., 6. 

6) HaDs. Urkundb., 11, Nr. 252. Kunze, UaiiHcakieii. S. XXXV und 
XXXVl. Eine Weiterfühnuig der Angelegenheit ist aus den Urkunden nicht 
errichtlich; al« 1322 die carte nwreartoiia wieder dngefQhrt wurde, wsr die Buche 
an eich daducdi erledigt 
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Die Ausfuhr- und KiiifulirtahelkMi von l.'i<>.'5 Iiis l.'Ul') sind er- 
halten und birfcn ein ^umuuios l'.iM über den damaligen Warenver- 
kehr; Anf^aben üIm i- Wviu fclileii leider .gänzlich. 

Wenn auch (li( -c <x:iu7.v L»ewef,'nng dor Londoner Kanfmann- 
sdiaft, die in der Autiiebuni,' der rarta niercatona ihren Absclduti er- 
hielt, siel» in erster Linie gcfi;en die Itah'ener, die während des 13. 
Jahrhun<ierts den Londoner Geldmarkt bclierrschten, richtete und die 
hansisciien Kantieute l»ei diesen Mallregeln erst in zweiter Linie in 
Betracht kamen, so mußten letztere doch trotzdem wieder mit dem 
Kampf um Erlangung einzelner Privilegien beginnen. Es war der 
staatareditlidie Zustand des 13. Jahrhunderts zurückgekehrt, nur mit 
dem Unterschied, daß die Hansen in ihrer Vereinigung jetzt eine ge- 
schlossene Macht zur Erringung ihrer alten Piivilegien ins Feld führen 
konnten. — Schon 1817 erhielten sie ein neues, großes Privileg, in 
dem sie die Bestätigung ihres Anspruches auf ausgedehnten Rechts- 
schutz erhielten; in den folgenden Jahrzehnten, in denen fremde 
Nationen, wie die Spanier, an der Vermehrung ihrer Privilegien arbeiteten, 
verhielt sich der hansische Kaufmann gflnzlich ruhig. In bezug auf 
den Weinhandel fehlt es an Belegen bis zum Jahre 1342. In dieser 
ganzen Zeit gestaltete sich die Lage der Ausländer immer vorteilhafter; 
außerdem machte sich in der Londoner Bevölkerung selbst eine Strömung 
für die fremden Kautieute bemerkbar. Durch die Bedrückung d«r 
englischen Handeltreibenden war ein allgemeiner Rückgang im aus- 
ländischen Handel eingetreten und damit verbunden eine große Preis- 
steigerung der Waren. Jetzt traten auch die hansisclien Weinkauf- 
leute hervor und verlangten die Freigabe des Weinverkaiifes im kleinen 
und im großen in der Stadt') was ihnen in der carta von 1303 aus- 
drücklich verboten war. 

Ihrem \ erlaiigon wurde auch von seitoii des Königs nachgegeben, 
der ihnen eine giin>tige Antwort zuteil werden ließ^). Diese Freigabe 
des direkten Handels mit der Lon<l()ner lU'vtdkcrung i)edeutete für 
den deutsclien Kaufmann einen grollen Fortschritt, denn .>ie i)efreite 
ihn von dem lästigen ZwisclieniiaiHicl. und andrcrscit.- konnte er sicli 
im persönlichen Verkehr mit seinen Konsumenten über deren Uedürf- 
nisse und (leschmack aus eigener Anschauung unterrichten. Der eng- 
lische Bürger hingegen erhoffte von dieser Maßregel einen Rückgang 
in der Preissteigerung, den er eben mit Recht auf den Zwischenhandel 
zurflckführte. 

1) öchanz, Eoglische Handelspolitik, Urk. Nr. 36.9—374. 

2) Hans. Urknndb., II, Nr. 70& 

3) Hanl. Urlcundb^ II, Nr. 709. 
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In die Resierangszeit Eduards m. (1327—1377) Mt zuerst eine 
Ordnung des Stapelverkehrs und des Kleinverintofes in der Stadt')« 
Auch der Wein hat darin Platz gefunden. Danach dürfen fremde und 
einheimiBche Kanfleute Wein in alle Häfen und in aUe Stftdte des 
Binnenlandes auf den Stapel bringen, sie sollen frei Ton jedem Zoll 
oder ungerechten Forderung sein und ihre Waren im Groß- oder 
Kleinhandel vertreiben können. Diese Verordnung ist somit eine Ge- 
samtbestätigung der bisherigen Privilegien; eine Neuerung hingegen 
bildet das Verbot, den Schiffern, die den Wein herbeibrachten, ent- 
gegenzufahren und schon vorher mit dem Eigentümer der Weinladung 
Kaufabschlüsse zu vereinbaren. 

Erst nacii I>andung der Waren am Stapel wird der Handel frei- 
gegeben. In Herücksi(litii,ning der Ordnung von 1342, die zur He- 
seitignni^ des Zwischenhandels erlasstMi war, ist diese Maliregel nur 
gerechtfertigt. Ks scheinen sich in der kurzen Zeit von einem Jahr- 
zehnt einzelne rnterneluiiungen oder aucli ( iesellscliaften gebildet zu 
haben, die den Wein verkauf en gros betrieben und auf diese Weise 
die Preisbildung für Wein im Detailverkauf in die Hand bekommen 
wollten. Diese Bestrebungen wurden durch die \'erordnung, wenn 
auch nicht aufgehol)en, so doch wirksam unterbunden. Welche Be- 
deutung der Weinverkauf in London jetzt gewonnen hatte, geht, ab- 
gesehen von der Verlängerung des Schutzes des Weinimportes für 
die deutsdiffii Kanlleute seitens des Königs'), aus dem Eilafi Ober 
die Taxe im Weinverkauf hervor"). Dieselbe wurde 1854 aufgestellt, 
um zu grofie Preisforderungen unmO^ch zu machen; sie setzte den 
Preis fflr «in Fafi Wein in London^ den VorstSdtra und in den nörd- 
lichen und östlichen Provinzen und HXtsa bis Sonthampton auf 6 Denare 
fest; von Southampton nach Westen, d. h. in den Grafschaften Sont- 
hampton, Somerset, Oloucester, Comwall, Devon und Wales auf 5 Denare. 
Ein Eiiafi von 1454 bestimmte ergfinzend, daß bei Übertretungen der 
obigen Vorschriften seitens der Weinhändler und Weinschenken dem 
Rate der einzelnen Städte das Recht zustehen sollte, in die Schenken 
einzudringen und den Weinschank zu sistieren o<Ier den Wirt zu ver- 
anlassen, den Wein zu dem angeordneten Preise zu überlassen. Alle 
Streitigkeiten, die im Detailverkauf zwischen Käufer und Verkäufer 
vorkamen, wurden vor die Schranken einer Jury von zwei Lombarden, 
zwei Deutschen und zwei Engländern gewiesen*). 

1) Hans. Urkundb.. HI, Nr. 571, § 10. 

2) HansM-ezesse, I. Abteil. I, Nr. 153. 

3) Hans. Urkundb., III. Nr. 424, Anaierkung. 

4) Bftrkorius a. a. 0^ 8. 310. 
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Das charakteristische Moment für die H)ntwickelung der hansisch- 
englischen Beziehungen ist der Kampf der Hanse für ihre Privilegien 
und das Beiiiülion der Engländer, sich dieser Privilegien /u entledigen, 
die sich für ihren mehr und mehr ausbreitenden Eigenhandel teils in 
der Konkurrenz teils in anderweitigen HeliimUM-un^en drückend fühlbar 
machten. Die Enghluder suciiten dies teil.s ungesetzlich, teils gesetzlich 
in »1er Eonu von Parlamenlsbeschlüssen durchzusetzen und die ein- 
zelnen Vollmachten des hansischen Kaufmanns bis ins kleinste zu 
fixieren. Diesem He.streben verdankt auch die ausführliche Vorschrift 
über die Eichung der in Enf,dand eingeführten Weinfilsser vom Jahre 
1358 ihre Entstehung'). Da der Erlaß urkundlich der erste Beleg 
ist, den Weinhandel und Verkauf an vorgeschriebene Maße zu binden, 
sei nein Inhalt skizziert 

Alle eingefOhrten Weine mflssen zuerst von den königlichen 
Eichungsbeamten geeidit werden; weigert sich ein Eigentümer, seine 
FSsser eichen zu hissen, soll er mit G^fingnis bestraft werden. Wenn 
der Eicbungsbeamte als nnzuverlflssig befunden wird oder sich zum 
Schaden der Kaufisr Bestechungen zuglngUch zeigt, soll er dem ge- 
schädigten KSnfer den Schaden drei&ch ersetzen, seme Stellung ver- 
lieren und mit Gefängnis bestraft werden. Wenn in einem Fasse 
weniger enthalt«! ist, ab nach der Fafiakzise anzunehmen ist, so mufi 
beim Kauf der Wert des fehlenden Quantums vom Ganzen abgezogen 
werden. Wenn Kaufleute ihren Wein ungeeicht in den Tavernen der 
Stadt zu verkaufen suchen oder den Flichungsbeamten am Eichen 
hindern, sollen ihre Namen öffentlich bekannt gemacht und .sie selbst 
zur Rechenschaft herangezogen werden. Femer war es ein beliebtes 
Verfahren der Kaufleute, die Fässer vor dem Eichgeschäft zu öffnen, 
kleine Quantitäten Wein heranszunehmen und dann die Eässer wieder 
zu verschließen. Auf diese Weise umgingen sie die Eicluing.-^kosten 
und erzielten durch den Verkauf iW> ent\ven(Uncn Weines trotzdem 
die gleiclien Preise; aucli ^'egen diesem \'erfahren wcmh't sich der Erlaß. 

W enn man den melir und mehr zunelimenden englischen Handel 
in Betracht zieht, so sind die Bestimmun^^en für den Han<ielsverkehr 
der Kautieute nicht als übermäßig drückend anzusehen, da sie doch 
lediglich zum Schutze des kanfenden Publikums gegen Ausheute er- 
lassen wurden. Gegen die Eichungsbeamten werden noch alle Arten 
mittelalterlicher Strenge bei Übertretungen angewandt: wird ein Be- 
amter bei einer Unredlichkeit in der Ausübung seines Geschäftes einem 



1) Haas. üfkuBdb., III, Nr. 424. 
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Käufer gegenüber betroffen, so hat er diesem nicht nur einen drei- 
fachen Schadenersatz zu leisten, sondern wird auch noch mit Gefängnis 
bestraft. Im großen und ganzen bleiben unter der Regierung Eduards III. 
die alten ZoUprivUegien, von einzelnen kleinen Konzessionen abgesehen, 
bestehen; die Urkunden, die diese Konzessionen zum Inhalt habendi, 
kommen für den Weinhandel nicht in Betracht, da sie sich auf die 
Re^,'ehing des enghschen Woll- und Tuchhandels beziehen. Erst unter 
Eduards Nachfolger, Richard IL, hören wir von neuerlichen Erlassen 
über den hansiscli-englischen Weinliarulel 2). 

In seinem lety-ten Regierungsjalire hatte Eduard III. das von 
ihm selbst ausgestellte Privileg wieder zurückgenommen^), in dem er 
den hansischen Kaufleuten in London den Kleinverkauf mit Wein er- 
laubt liatte. Richard IL bestätigte die Freiheiten der deutschen Kauf- 
leute durch Erneuerung der beiden Privilegien von liiÜ3 und 1317; 
da aber dasjenige von 1303 den Handel auch en detail nach Hinter- 
legung der Zollgebühr gestattet, 80 ist die Verordnung Eduards III. 
hierdurch wieder aufgehoben. Dieee beiden Privilegien hildeten fortan 
die Gnindpfefler des hansisehen Rechts in England; in der Folgezeit 
handelt es sich bisweilen noch am einzdne kleinere AbSndemngen, 
aber im ganzen ist der Kampf der Hansen um ihre Pririlegien jetzt 
zur Buhe gekonmien, bis. mit dem hereinbrechenden VerM der B^mse 
der Welthandel andere Richtungen nahm und sich auf einer neuen 
Basis gründete. Gröfiere Streitigkeiten entstanden nur einmal durch 
Aussperrungen, die aber 1388 glücklich beigelegt wurden. Gegen 
Ende des 14. Jalirhunderts ist der Zeitpunkt erreicht, wo sich die 
Engländer dem Beispiel der hansischen Kaufleute folgend, ihrerseits 
organisieren und namentlich mit dem deutschen Orden und Flandern 
in selbständigen Handelsverkehr treten. 

Wie vollzog sich nun der hansische Weinhandel mit England? 

Es kommen hier zwei Richtungen in Retracht: einmal vermittelte 
der (leut.sche Kaufmann den Weinverkohr aus Südfrankreich, wo la 
Rochelle als Haui)t.stai)elplatz anzusehen ist, und daim trieb er auf 
eigene Rechnung Export der Rheinweine den Rhein hinunter durch 
Flandern und Holland nach England. Der Handelsweg von Südfrank- 
reich nach England mufJ uralt gewesen sein; daß auf ihm auch Wein 
transportiert wordeu ist, hören wir erst verhältnismäßig spät Hierbei 

1) Hans. Urkundb., III. Nr. 397. Nr. 417. 

2i Hans. Urkundb., IV, Nr. 005; HaoaenMei«» 1. AbteU. II, Nr. 155. 
3j HauÄ. Urkuudb., iV, Nr. jüö. 
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ist aber immer zu bedenken, daß diese Tatsache bei dem spirlichen 
und Iflckenbaften urirandlicben Material nicht Tiel zu sagen hat 

13C3 wird den Weinkaufleuten aus der Gaskogne durch einen Erlaß 
Eduards III. das Recht zugestanden >), Heringe und Wolltücher zu 
exportieren. Da hier von den Weinkaufleuten aus der Gaskogne in 
Verbindung mit einigen ihrem (ieweilte feinstehenden Handelspro- 
dukten nach Art eines Sammelbegrilfes die Rede ist, so ist die Annahme 
berechtigt, dem hansischen Weinexport aus Südfrankreich nach England 
ein liohes Alter zuzuschroihcn. Als direkte Importeure von Wein aus 
der (iaskogne nach Kngland fidirt liansisdie Kaufleuto eine Urkunde 
von l.'ilH an-'): Dem Kölnei- Hür^'er Rref von Horn wird durch ein 
Sclireihcii des (irafen Wilhelm von Hennegau an K<inig Eduard von 
England bezeugt, daß lÜS Fali (iaskogner Wein, mit denen er in 
England gelandet ist, nur zur Einfuhr nach Holland bestimmt seien. 

Eine Ladung von 10.*^ Faß war für damalige \'erhältnissc sehr 
groLi, so daß man wohl nicht fehl geht, aus der obigen Ang;il»c die 
Existenz selbständiger Weintransporte anzunelnnen; es sind dies die- 
selben Weintransporte, wie wir sie später in Köln wiederfinden, wohin 
sie von den sogenannten Niederländern von Holland her den Rhein 
hinauf gefOhrt wurden. 

Dieser ganz bestimmte sfldfranzOsisdi-engUsche Weinhandelsweg 
sei noch durch zwei urkundliche Angaben belegt Im Jahre 1387*) 
nimmt Richard II. hansische Kaufieute aus Stralsund mit ihrer Ladung 
von 300 Fafi Wein, die sie von Ja Rochelle nach England verfrachtet 
hatten, in seinen Schutz; ebenso einen Kaufiaiann aus Genua, der 
gleich&Us in Stralsunder Schiffen aus la Rodielle Wein nach England 
exportiert hatte. An dieser Stelle sei eine Klage Stralsunds vom 
Jahre 1405 erwähnt^), in der es sich Aber die Wegnahme eines Wein- 
sehifTes mit 11 Faß Wein aus la Rochelle durch Bfirger von Plymouth 
beschwert. Um endlich noch einen Beleg für la Rochelle als Wein- 
markt anzuführen, sei eine Erkunde von IHss^) beigebracht, in der 
liansisrhe Kaufieute 51 Fä»er W ein von la Rochelie nach Irland ver- 
frachtet haben. Neben la Uochelle konmion in zweiter Linie noch 
Hordeaux und Bayonne als Weinausfuhrorte in Betracht; wir hören 
wenigstens aus einer Urkunde vom Jahre 1391 <^), daß hansische Kauf- 

1) Hau». Urkundb.. IV. 8. 49. Anmerk. 1. 
2| Kunze a. a. <).. rrkiuide Nr. 60. 
;i) Kiin/.e a. a. ().. I rkundc Nr. 237. 

4) Kunze a. a. U., Urkuudc Nr. 345. 

5) Knnse a. a. O., Urkunde Nr. 242. 
0) KuDze a. a. O., Urkunde Nr. 2Uß. 



Digitized by Google 



~ 17 — 



I 



lente die Erlaobnis erhalten haben, Wein zollfrei aus den beiden ge- 
nannten Hafenplätzen auszuführen und zwar als BQckfradit gegen Ge- 
treide, das sie wegen der herrschenden Teuerung in England aus 
Preußen importiert hatten, aber nicht hatten verkaufen dürfen. 

Als vierte Provenienz von frunzösischein Wein kommt endlich 
noch die Gegend von Poitou in Hetraclit, und zwar auch in Verbindung 
mit preußischen und lübischen ScliiH'ern einmal wird einem prouliischen 
Kaufmann von einem gewissen Wilhelmus von Cornwallis ein Schiff mit 
\)'J Faß Wein aus Poitou we':;<^enommen im Werte von HKi Xobeln; das 
andere Mal wurde ein lüliisrlior Kaufmann von Engländern seiner 
I^duug herauht: uiitci (licscr hcfandcn sich 22 Fässer Poitouwein. 
Zwischen den vier genannten llüfen l»e\vegte sirh der französispli- 
engli^che Zwischenhandel iler Il;in>eii: inuieweiT der Weinliandel der 
l)reulji>clicn Städte hierbei in Betracht kommt, gehört in das Kajtitei 
des liansisch-i»reul.li>(lien Handels. Xelten den itreuliischen Stä<iten 
und Stralsund nahm auch Lüiteck und Hamburg an dem französisch- 
englischen Zwi.sclicidiandel teil. 

Der \'erkeiir Kölns mit England unter Benutzung dc.-> Kheins 
ßUk beinahe mit dem von Flandern zusammen. 

3. Der hansiach-niedeiltadisclie WeinhandeL 

Die Stelle, wo sich der Handel des europäischen Nordens, 
und besonders der niederdeutsche Handel mit dem Weltliandel be- 
rflhrte, war der internationale Markt in Flandern, in dessen Brenn- 
punkt Brügge lag. Von nahezu ebenso hoher wirtschaftlicher Bedeu- 
dung war in den eigentlichen Niederlanden die Grafechaft HoUand 
mit Dordrecht und das Bistum Utrecht mit Deventer als Mittel- 
punkt In Verbindung mit diesen drei Städten, die wie Dordrecht und 
Deventer im Stromsystem des Rheins gelegen und darum natfirliche 
Eingangstore des Handels sind, ist auch der hansisch-niederländische 
Handel zu betrachten. 

Die.se Gebiete kommen größtenteils nur für den Durchgangs- 
handel in Betracht: im Weinhandel trafen sich hier die Weinschiffe 
auf <Ier Fahrt den Rhein lununter nach England mit den Weinkauf- 
leuten aus Spanien und Frankreich, die hier Station zu machen pflegten, 

1) Kunz.« a. a. O., Urkunde Nr. :J17, § 8 iiml Nr. 821». § 18. 

Volkiwirtacha/U. u. wirt4oh»nsgehrhi(-htl. Alibaoillunj:vii. II, 3. 2 
UkrtBtjrtr, Wainlwnd«! im (icbiele d« Hmnw. 
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beror sie ihre Fahrt nadi England oder den baltischen Ländern fort- 
setzten M- Du lirügge mit seineni Seehafen Sluys der hedeutemlste 
Handelsplatz Flanderns war. so kann es in den Mittelpunkt einer 
Betrachtung über den hansi^cli-tlandrisclien Weinhandel gestellt werden. 
Politiisch gehörte Flandern zu Frankreich; die (Irafen von Flandern 
waren Lohnsträger der Krone Frankreichs. Neben den Grafen hatten 
auch die Städte Brügge. Vpern und (lent vermöge ihrer wirtschaft- 
lichen Blüte eine cintiuliieiclie Stelhiug im Lande. Diese Tatsache 
wird am liezeirlinend^teii (buch den Lmstand ausgedrückt, dali die 
Städte dem (ii'Ut-clien Kaufmann aus eigener Maclitvullkomnienheit 
Handelsiin\ ilegien und Freiheiten inneihalb ihrer Mauern verleihen 
konnten. Da Flandern für dun hansisclien Kaufmann Au.sland war, so 
war er natürlicherweise auf diese Privilegien angewiesen, die ihm, be- 
dingt durch die mächtige Entwicklung des tiandrisclieu Handels und 
Gewerbefleißes, in beschränkterer Weise verliehen werden konnten, 
wie in den kulturell noch nicht so fortgeschrittenen Ländern des 
Nordens und des slavisehen Ostens. Während die Grafen von Flan- 
dern den Hansen Verkehrsprivilegien und FVeiheiten Ober den Handel 
zu Wasser und zu Lande nnd Geleitsbriefe ausstellten, verliehen die 
Städte natfirlicherweise mehr Privilegien lokalen Charakters, wie Markt- 
gerechtigkeiten, Wageordnungen und Handelskonzessionen. Diese Pri- 
vilegien bilden auch die Quellen fOr die Betrachtung des Weinliandels 
der flandrischen Städte, speziell Brflgges, und nach dessen allmählichem 
Sinken auch Antwerpens. 

Im Jahre 1252 erwarben die deutsdien Kaufleute zum ersten 
Male gemeinschaftliche Privilegien in Flandern; meistenteils betreffen 
de Zollvorschriften, wie in Brügge und Damme. Von eiiu^r Hanse 
konnte in dieser Zeit keine Rede sein; deshalb wurden diese Pri- 
vilegien auch den Kaufleuten des römischen Reiches verliehen. Im 
Anschluß hieran wurde die Niederlassung zu Brflgge besser organi- 
siert'}. Erst vom Jahre i:J47 an kann nian von einer Hanse in Flan- 
dern reden, nachdem sich die Kinteilung des ganzen (lebietcs des ge- 
meinen Kaufmanns in drei UritteUe mit den Vororten Köln. VVisby 
und Lttbeck Vollzügen hatte. 

Ij v.d. OaIcii , Die HoiulelHsperre des deutachen KAufiuanus gegen Flandern 
von 1358 bl« 136a 8. 

2) Fischer. G«M;h. de» detttacfaen Handeb. Bd. II, S. 60. 
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Größere Privilegien errangen die Hansen in Flandern in den 
Jahren 1307 und 1309 % die fOr den Weinhandel in Betracht kommen. 
Schon von alters her bestand in BrOgge ein lebhafter Weinhandel, 
namentlich mit Köln; zusammenhängende Nachriditen stammen erst 
aus der Mitte des 14. Jalirkunderts. Aber sclion aus früliercr Zeit 
sind verstreute Angaben erhalten. Im .lahre 129H wird aus Brügge 
von einem Weinzoll berichtet»); schon vorher erhielt Lübeck wie Ham- 
burg von dem Grafen Guido von Flandern vollkommene HandcNfrei- 
heit in seinem Lande; später wurden sie auch von diesem Weinzoll 
für befreit erklärt. Eine allgemeine \'erordnung über ilen S])ezerei- 
liandel wird von der städtischen Heliürde in Brügge im .labre l.')04 
erlassen worin aucli der Weiiiliandel nach einbeitlicben Gesicbts- 
punkten geregelt wurde; nanientlicb Rheinwein und sj)anisclier Wein 
aus (ializien werden angeführt: aus der Angabe der Sorten ergibt 
sich die Vielseitigkeit des Weiiiliandels in Ihügge, der in der zen- 
tralen Lage der Stadt seine Trsacbe batte. 

PoUtisch hat die Hanse in Flandern nie Einfluß besessen; dieser 
sank um so mehr, als die Kontore den Städten unterstellt wurden, 
wodnrcb es su vielen AosbrQehen der Gegensltze zwisdien Stadtge- 
meinde und Kontor kam. Diese VerhSltnisse besserten sich, als die 
Hansen gegen Flandern das Zwangsmittel der Handelssperre er- 
griffen, die von 1358 bis 1360 dorchgefQhrt wurde; außerdem wurde 
zeitweilig der Stapel von BrOgge nach Dordrecht verlegt. Mit Schluß 
der Handelssperre erlangten die Hansen freie Niederlassung in ganz 
Flandern. Söhon im Jahre 13&9 hatte die Brttgger Stadtgemeinde 
durch Verlieißung von Freiheiten den römischen Kaufmann zu be- 
stimmen gesucht, den Stapel wieder nach Brfigge zu verlegen; ein 
Jahr später willfahrte der Kaufmann dem Ansuchen Brügges unter 
der Annahme der obigen günstigen Bedingung. Jet/t erfolgte auch 
eine neue genaue Regelung des ban.sischen Weinhandels, die (iraf 
Ludwig III. von Flan<lern in einer Freiheit vom Jahre 1. •{<)() fest- 
setzte*). Der Weinverkauf im kleinen ist nach der alten Abgabe 

von jedem MaU Wein ein (iewiolif gewöhnlicher Groschen 
erlaubt: Miscbwein Ideibt von jeder Abgalie befreit. Den /ollbe- 
amteu, Maklern und anderen zur Überwachung des Weinhandels au- 

1) V. d. Osten a. a. O.. 8 19. 

2) Han>ä. rrkundb.. I. Nr. 12H7. 

3) Hang. Urkuadb., III, Nr. Ü24. 

4) Huna. IVkvndh.. III, Nr. 495. 

2» 
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gestellten Beamten ist jeder Handelsverkehr mit den Weinkaaflenten 
untersagt; endlich können Ffisaer, die auf irgend eine Weise von ihrem 

Inhalt eingebüßt haben, wenn der Verlust nicht den vierten Teil des 
Inhaltes überschreitet, ohne Heranziehung eines 2U>Ubeamten nachge- 
füllt werden, wobei das nachgefüllte Quantum von jeder Abgabe be- 
freit war. 

Trotzdem dieses Privileg auf einer gesunden Basis für den Wein- 
handel rnlite. hörten die Streitigkeiten zwischen den Hansen und 
Niederländern nicht auf; Schikanen und Keibereien kamen häutig vor. 
Im Jahre li\><2 wurden zwei Köhier IWlrgern von iiiren in Brügge 
lagernden ös Stück Wein 1< > Stuck von den Brüggelingen widerrechtlich 
genommen und verbraucht: die anderen 4H Stück hielten sie so lange 
zunick, bis sie venh)rbun waren' . Schon damals kam der deutsciie 
Kaufmann wegen der Weinakzi>e mit dev Stadt in Konflikt, worüber 
er in einem grolien Kundschreiben an die wendisclicn Städte vom 
.lalire 1381t berichtet-;; früher lag auf einem Stüi)clien Wein ein Zoll 
von einem englischen Groschen, jetzt war er auf drei Ciroschen erhöht 
worden 

Wegen dieser Mifihelligkeiten verlegte der Kanfinann 1888 den 
Stapel abermals von Brügge nach Dordrecht Die Folge war eine 
größere Bereitwilligkeit der flandrischen StSdte, vor allem BrQgges» 
den Forderungen des Kaufmanns entgegenzukommen, da der Verlust 
des hansischen Stapels als ein empfindlicher Schlag fflr den flandrisdien 
Handel und speziell fftr den Wohlstand Brflgges empfunden wurde. 
Nur Baüsches Salz, Wolle und Poitonwdn war nicht den strengen 
Anweisungen des hansischen Kaufmannes Ober den Bezug flandrischer 
Waren für das gesamte Gebiet der Hanse unterstellt; wfihrend jeg- 
liches Gut, das westlich der Maas gekauft war, in Hansestädten zum 
Verkaut gebracht werden durfte, blieben Baüsches Salz, Wolle und 
Wein von Poitou hiervon ausgeschlossen^). Es wurde verlangt, daß 
von allen Waren der Nachweis erbracht werden konnte, daß sie auf 
dem Stapel zu Dordrecht gelegen hatten. 

Im.Iahre wurde (hM Stn|iel wieder nach Ftrügge zurückverlegt. 
In der ganzen Zeit der Entwicklung liatte sich die wirtscliaftliche Stel- 

1) HaDserezcflse. I. Abt, II, Nr. 343, § 22. 

•i) Hans rrkiiiKll). IV, Nr. 767. 

3) Hans. I rkuniib., Nr. 773. 

4) Hanserezesne, J. Abt., III, Nr. 428. 
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long K5fai8 lOr den Nordwesten des hansischen Gebietes mehr und mehr 
gefestigt; wegen seiner zentralen Lage war es der Obergaugspnnkt für 
die Warenzflge, die von Italien dnrch Oberdeutschland teilweise mit 
Benutzung des Rheines nach Flandern und Eng^d gingen, und in 
umgekehrter Richtung englische und flandrische Tuche, sowie andere 
Prodokte der reich entwickelten flandrischen Industrie exportierten. 
Densdben Warenzflgen schloß sich auch der Kölner Rheinwcinhandel 
an. Das oben anf^efiihrte Schriftstück vom Ende des 14. Jahrhunderts, 
«las die Besdiwordcn Kölns über (li<' ('bergrilfc IhüjLrges gegen Kölner 
Bürger zum Inhalt hat, gibt ein Bild von dem Wein verschleiß der 
Kölner Kaufleute in BrQgge. Diese Klageartikel bildeten danials 
mit einen bestimmenden Grund für die Verlegung des Stapels nach 
Dordrecht. 

Die Organisation des Weinzapfes ist in Brnt,'go im aligcincint'ii 
deijt'iiigcn in Köln iiacligchildct. I>as Zapfgesiiido hotand ans dem 
Wninnieister der Ta\ einen, zwei Sclienkt-n und don Wciiizapfeni. In 
K(>ln stand an Stelle des ersteren meistens der selti>tändige Wirt. 
Der Weinnieister erhielt einen Lohn von vier droschen, die Woin- 
zai)fer für jedes Fall, das gezapft ist, drei (iroschen; die Wein- 
schenken, deren Aufgal>e es wai. den \\ein vor der Tür zu zaj»fen. 
für jedes verzapfte Faü vier englibciie Gro.schen, der Weinschröter 
für jedes abgeladene Faß Wein drei englische Groschen. Diese 
Ziqrfordnuig wurde spSt»' noch verbessert rnid ergfinzt, einzelne Ge- 
werbe, wie die WeinschrOter, erhielten 1392 eigene Ordnungen. Wie 
in den Hansestädten des Nordens wurden die WeinschrOter nach den 
Weinsorten, die sie zu schrOten hatten, getrennt in soldie, die nur 
Rheinwein, und in solche, die spanische, d. h. allgemein aufierdeutsche 
Weine zu besorgen hatten i). Wie in Köln, wurde ihr Verdienst genau 
geteilt; aufierdem bestand f&r sie die Verpflichtung, immer in ge- 
nflgender Zahl an den Kranen vorinnden zu sein und sich den 
Kunden ungeslnmt zur Vertagung zu halten. 

Eine drflckende Verpflichtung für die KOlner Weinkaufleute in 
Brflgge, wegen der sie sich auch in fortgesetzten Klagen ergingen, 
war die, «laß sie den Wein, den sie einmal in Brügge eingeführt 
li.itten, auch unter allen Umständen dort an den Miuin bringen mußten. 
Diese \'erordnung war um so emptindlicher, als den Kaufleuten jede 
Mögliclikeit, ihren unverkauften Wein beispielsweise nach England, 

1) Hui». Urkundb., Bd. V. Nr. tiZ. 
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das wahrend des ganzen Mittelalters der Hauptabnehmer für Rheinwein 
war, weiter zo transportieren, genommen war. Veranlassung zu anderen 
Klagen bildeten die willkOrliche Erhöhung des Zolles auf Rotwein, 
der froher mir ein Pfund Cfroten betragen hatte, und die Abgabe 
von (lein Wein, den sie mit ihrem Gesinde in ihren Herbergen tranken, 
und der bis daiiin von allen Abgaben befreit geblieben war. 

Diese Angaben erlauben mancherlei Schlüsse zu ziehen; die Kölner 
hatten demnach in Brügge eigene Tavernen, in denen sie eigenes 
Personal, vermutlich aus der Heimat mitgebraclit, besciiäftigeii durften. 
Allgemein hatten sie sich der städtischen Organisation des Schank- 
betriebes anzupassen und sich in Lohnfragen den \'orschriften der 
(lewerbepolizei zu unterwerfen. Mit ihrem Wein niuliten sie. wenn 
sie auf der Fahrt nach England nach Shiys. dein Autjenhnfoii voji 
Brügge, kamen, in Damme auf den Stapel flehen'). Dieser StajH'l gal» 
fortgesetzt Anlaß zu lebhaften Klagen, die meistens in Bcscli werden 
über ungeieelite Behandlung durch Makler, Kranenmeister und Wein- 
schröter gipfelten. 

Der politische Cirund dieser \'ergewaltigungen, die sich nicht 
niu* auf den Kölner Bärger, sondern auf den deutschen Kaufmann 
Oberhaupt erstreckten, lag darin, dafi seit 1B84 die flandrischen Städte 
einem neu aulstrebenden Herrschaftsgebiet angehörten, nftmUch dem 
Herzogtum Burgund unter einem jüngeren Zweig des Hauses Valois. 
Das Zentrum des westdeutschen Handek war dadurch in die Hinde 
einer auSerdeutschen Dynastie gefallen, die versuchte, den Einfluß des 
deutschen Kaufmanns in diesem Wirtschaftsgebiet mit allen Mitteln 
zu untergraben und womöj^ch ganz zu beseitigen. Allein es gelang 
der Hanse, wflhrend des 15. Jahrhunderts ihre Stellung, wenn auch 
unter Aufbietung aller Krflfte, zu behaupten. Doch begannen seit 
dieser Zeit die nunmehr burgundischen Städte gegen die sceländi- 
scben und hoUSndischen Städte bedeutend zurückzutreten. Diese 
nahmen nunmehr, namentlich >vas <lie Kheinschitfahrt und den Vcrkelir 
mit Köln anbetraf, die erste Stelle im hansischen Durchgangshandel 
ein. Zu dieser Abwendung des deutschen Kaufmannes haben nicht 
zum wenigsten die Bedrückungen und Streitigkeiten beigetragen, zu 
denen namentlich der lanüo Kampf um die Woinakzise in Hnitiue 
gehört, der .lahrzebnte lang die (lemüter in Aufregung erhielt und 
an seinem letzten Ende mit ein Grund für den wirtschaftiiclieu ^'ieder- 

1) UuiMnceBit^ Abt. 1, 111, Nr. 24a Abflcho. 9. § 0. 
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gang Brflgges und damit des deutschen Kaufmanns in ganz Flandern 
geworden ist. 

S<'lion im Jahre I39ö sollte il<'! !< utsclie Kaufmann zur Wein- 
akzise in Brügge herangezogen werdend: das Ergebnis des Protestes, 
den er hiergegen erhob, ist nicht festzustellen. Im Laufe der nächsten 
Jahrzehnte wurde die Weinakzise einj?eführt. Infolge des in Flan- 
dern herrschenden Aufruhrs wurde dem deutsclicn Kaufmann von 
dem lümischen Köni}.' gestattet, sein Kontor von iinigge nach Ant- 
werpen zu vorioijen -'i. 14!M richtete er sicii hier ein. Diese Ver- 
leyunu suchte Antwerpeii >eiuer>eits nun aus7.ul)euteu. indem es. ab- 
gesehen von anderen rnfreundliciikeiten und Belästigungen, die Wein- 
akzise um ein beträchtliches erhöhte"'). Unter Benutzung die>er Tm- 
stände gelan;^' e> Brügge, den Kaufmann zur Aufjjabe seines Kontors 
in Antweri»en zu bewegen und sich wieder in Brügge niederzulassen. 
Al.s (iegenleistung hob Brügge die Weinakzise völlig auf ». Dieser 
Zustand dauerte aber noch keine zwei Jahre; 1494 sehen wir die 
Weinakzise nicht nur schon wieder eingeführt, sondern der rOmische 
König erlaubte der Stadt wegen ihrer durch die Au&tände der letzten 
Jahre hervorgerufenen finanzieUen schlechten Lage dieselbe um das 
Sechs&che zu erhöben^). 

Ein allgemeiner Kampf gegen diese Maßregelung seitens des 
hansischen Kaufmanns begann. Köln war Fahrerin in diesem Streit, 
da die rheinischen Kaufleute sich am schwersten in ihrem Weinhandel 
bedrängt und geschädigt sahen. Köln wandte sich durch seine Reichs- 
tagsdeputierten in Worms an den römisehen König; dieser aber ver- 
sagte seine Hilfe mit dem Hinweis darauf, daß BrOgge behauptet 
habe, die Erhöhung der Woinakzise sei im Kinverstän<lnis mit allen 
Hansestädten erfolgt*' . Köln antwortete hierauf mit der völligen Kin- 
stellung des rheinischen Weinhandels in Flandern; speziell in Brüjige'). 
Haid darauf ging es noch einen Schritt weiter und verlangte die 
Räumung des Kontors''); stieU aber mit dieser Forderung bei den wen- 

1^ HannenoeMP, 1. Abt., IV. Nr. 

2i Han«rn>ze«8ei 3. Abt., II. Nr. JS'). 

3> Haiistrczow, 3. Abt., II. Nr. § 2. 

4) Hanserezeitse. 3. Abt., III. Nr. 170. § 1. 

5) HantcraMme» 3. Abt, III, Nr. 548. 

6) HanMraHMe. 3. Abt., III, Nr. 560. 

7) Hanserezefli^e, 3. Abt.. III. Nr. 552. 
b) Hantterezeeae, 3. Abt., Iii, Nr. 570. 
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(lisrlion Städten auf \\ idcrspnicli. Der Stroit lic-chäfti^^t alle Rtädte- 
ilrittel. sojjiar die wendi.scheii und livländischcn Städte ^elien sirli j?e- 
zwungen, sich mit der Anficlcgenlieit zu l)esdiäftiKen M. Die \'erluiii(l- 
lungen ziehen .sich jahrelang hin. das neue Jahrhundert sah noch koine 
Aussicht auf Beilegunj? der Streitigkeiten, deren Ausgang nidit be- 
kannt ist. Der Kontiikt verhiuft im Sande. 

Es ist hier nicht der Ort, die Streitij?keiten genauer zu ver- 
folgen; sie sind nur symptomatisch interessiint. \or allem führen 
sie die wirtschaftlich schwache Stellung des hansischen Kaufmanns in 
Flandern vor Augen, die er teilweise .seiner eigenen Uneinigkeit und 
der Vertretung von Sonderinteressen zu verdanken hatte. Beide gingen 
bisweilen so weit, daß nicht einmal eine Stadt wie Köln die Mittel 
besaß, ihren Untertanen im Ausland ihren Willen au&tferlegen *). 

Unter diesen Umständen war an eine gedeihliche Entwiddung 
des hansischen Wemhandels in Flandern nicht zu denken. Mit dem 
politischen Niedergang Brflgges, der sich an den wirtschaftlichen aufs 
engste anschließt, und dem Aufkommen Antwerpens wandte sich der 
hansische Wemhandel anderen Gebieten zu. Auch der Bheinverkehr 
bahnte sich einen anderen Weg; er folgte dem Rhein bis zur Mfin- 
dung, wo Dordrecht sich bald zu einer Aditung gel)ietenden Stellung 
im hansischen Weinhandel emporschwang. Weiter erlangten durcli 
die Abzweigung des Ostseehaudois vom liliein aus durch die Yssel 
die Städte an der Südersee und im Bistum rtrecht Kinfluß, so 
namentlich Deventer, Kampen und Utrecht, am Khein I^'imw^ien und 
Cleve. 

Zur Betrachtung dieses hulländisch-hansiscluMi Ilaiulels i>t Dord- 
recht als der geeignetste Platz als Ausgani^spunkt anzusehen, da es 
durch seine Lage den Sdiltissol /u dem gcsimtcn Fhiühandel auf dem 
Rhein l)ildete. Das ZusatunKMitictlon \on See- und Fluliliandel war 
die (irundluge für seine nachliallige, ^pät('l(■ Bedeutung. Schon aus 
früher Zeit sind Xiiclirichteu über Weinhandel in Dordrecht erhalten. 
Das älteste Dokument ist eine Zollrolle aus dem .Jaiue li>><7-') für die 
Warcncinfuhr vom Lande her. wo neben Tuch auch Wein erwähnt 
wird. Allgemein wurde die RlieinschitTahrt schon viel frOher von den 



1) Hansemesae, 3. Abt, III, Nr. 570, 593, 598. 

'Ji Hei der Einstellung •!< - K'.Uner Weirdiatidd« in Briigpo, lH>trieh«ii lätt* 
nidche Woinhäiullor ihren Schank ruhx'j weiter! HiuiMraeHe 3. Abt., iU, Nr. 563. 
3) Haus. Urkuudb.. I. Nr. 1033. 
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anwohnenden geistlichen und weltlichen Herrn, die in dem Rhein die 
ungeheure Bedeutung für Handel und Verkehr des ganzen westlichen 
Europas erkannt hatten, wohlwollend unterstützt. 1279 schlössen*) 
der Erzbischof Sigfried von Köln, der Herzog Johann L von Flandern 
und der (Jraf von Geldei-n und Cleve einen Vertrag zur Aufrechter- 
haltung des Friedens im Stromgehiot des unteren Rheines und der 
Maas; in ihnn \'ertrag lieiüt es wörtlich: „Wir wollen, dali Kaufleute 
mit Wein und 8al/ auf Hheiu und Maas wie von alters her vcrkoliren." 
Die (Irafen von Holland, zu deren Herrschaft Donireclit pnütisch 
gelh'trte. lielien sich die (iunst der Lage diesei- Stadt nicht eututOien 
und errichteten hier einen Stapel für alle Srhitl'e. einerlei, oh sie 
rheinaufwärts (»der aliwärts kamen. Der Stai)el für Wein wird durch 
einen Krlali des (irafen Wilhelm von Holland im Jahre i;U2 ge- 
regelt-); die Stai)clfrist wird auf acht Tage festgesetzt. Ausgenommen 
sind Weine, die gleich „von der Winde oder dem Krane** verkauft 
werden, d. h. die gleich auf dem Rheine bei Ankunft der Weinscliiffe 
Käufer fanden. Die für den Hof des Grafen besthnmten Werne blieben 
von dem Stapelzwang befreit; ebenso diejenigen Weine, die Dordrecbter 
Borger nicht in Dordredit verkaufen, sondern rheinaufwilrts nach Köln 
führen wollten. Unter diesen Wemen können nur französische Weine 
gemeint sein, deren Handel der Graf seinen BOrgem erhalten und 
durch Erlassen des Stapels eine wirksame Konkurrenz gegen die Kölner 
Weinkaufleute schaffen wollte. Auf jeden Fall offenbarte der Graf 
durch die ganze Veranlagung des Stapels eine handelspolitische Vor- 
sorge für sein Gebiet, die im direkten Gegensatz zu den egoistischen 
Vorgehen anderer kleinerer Machthaber steht 

Unter Graf Alhrecht von Holland*) wurde ein allgemeiner Wein- 
zoll für alle Weine, die „vom Westen kommen**, eingeführt: von jedem 
eingeführten Fall Wein wurden 90 holländische Pfennige erhohen. Der 
Stapel blieb von diesem Zoll unberührt*); er wurde bald darauf inso- 
fern noch verschärft, als (iraf Alhrecht 1401 bestimmte, dali alle Fnter- 
tanen ihren Wein nur in Dordrecht ein/ukaiifeii hätten, eine Maüregel, 
die sich namentlich gegen die zunehmende Zentralisierung des Handels 
durc h Brügge, das um diese Zeit auf der Höhe seiner Macht stand, 
riditete. 

1) Hans. Urkundb.. III, Nr. 616. 

2) Hans l'rkundb., II. Xr. 72(». 

3| llaiiH. ri-kun<ll)., IV, Nr. Dtiö. § 1. 

4) Ham. Lrkundb., IV, Nr. I0ü6. 
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Bei dem hansisch-niederländisclicn Handel handelt es sich aus- 
schließlirli um die Scliiffalirtstralie des Waal, der sich handelspolitisch 
von Dordiecht bis Köhl erstreckt. Nach mittiiialtcrlicher Gepfl<^n* 
heit taten sich natürhrh :in einem so außerordentlich wichtigen Ver^ 
kehrswe«? viele Znllstäftcii auf. die alle bestrebt waren, aus dem an 
ihiicti vorbeiziehenden Handel ihren (iewinnanteil zu schlacjen T)io 
bodeiitcndsreu Znllstationen dieser Art besUuidcn für den lirollen Durcli- 
j^angshandel in Donlrccht und Niniwegen. Nacli der durch Herzog,' 
Albrerht von Hävern, den Regenten von Holhind. im Jahre 1H7'.> er- 
neuerten Zollrolle hatte in Dordrecht ein WemschitT mit FaU 
Wein an Zoll H Schillinf^'c und s Pfennige hollandisch zu zahlen. In 
Nimwegen aber war die 4n. Mark (von der Ladung) zu entrichten. 
Führten «lie Büiger jedoch den Wein rlieinabwärts weiter, so wurde, 
falls die Ladung weniger als lon Mark repräsentierte, jede Uoete zu 
G Mark gerechnet und mußte davon der 40. Pfennig bezahlt werden. 
War die Ladung mehr als 100 Mark wert, so war für die ganze 
Sehnte 2V« Mark nnd 18 englische Pfennige oder ein Schwert 2a ent- 
richten 0* Die fflr die Bflrger von Emmerich aber ün Verkehr in 
Geldern zu zahlenden Abgaben vom Wein waren im Jahre 1370 fest- 
gesetzt und im Jahre 1388 neu geregelt worden. Nach dem Tarif 
von 1370 war in Nim wegen nichts zu zahlen, nach dem Tarif von 
1388 jedoch 7 alte Groschen*), von denen 4 die Herzogin Mutter von 
Jfllicli und Geldern, 3 der Herr von Schönfoiat erhielten*). Cleve 
wird einmal als Heimatsort von Weinkaufleuten genannt, die der Graf 
von HoUand in seinen Schutz genommen hatte. Nach verschiedenen 
Anzeichen scheint sich jedoch in Cleve nur ein kleiner lokaler Wein- 
handel, wahrscheinlich im Anschluß an Köln und Aachen, ausgebildet 
zu haben. Neben Donlrecht kommt als Handelszentrum für liansischen 
Weinhandel l'trecht in Betracht: außerdem sind durch Benutzung der 
Yssel Deventer und Kampen wichtig. Der Weg auf der Ysscl wurde 
wahrscheinlich spät in Benutzung genommen: für Weinhandel wird er 
erst I4.")3 erwähn!. Diese Angabe stimmt auch zeitlich mit der Tat- 
sarlio nberein. die im liansi-cli-jtrculii-chen Handel Itestätigt gefunden 
wird, dal] die preuliischen Städte mit den Plätzen an der Südersee, wie 
Kämpen, Deventer, in lebhaftem Haudelbverkelir standen und nament- 

ll Hans. Urkundb.. IV, Nr. 669. 

2i Hans. rikiMidl. . IV. Nr. illl, § 2. 

:J) Hans, l rkundb., IV. Nr. 927. 
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lieh aaslfindische Weine auf diesem Wege bezogen. Im Jahre 1453 
erteilte der Bischof Rudolph von Utrecht ein Handelsprivileg fflr den 
Weg auf der Yssel und stellt einen Zolltuif fOr Wein auf; unter 
diesem befinden sich Rheinwein, Malvasier und griediiselie Weine'). 
Ein lokaler Weinbandel bestand in Utrecht schon sehr frflh*); schon 
12B3 erläßt die Stadt eine Verordnung über den Weinzapf innerhalb 
des städtisclien (iebietes. Nur Ttrorliter Bflrger durften Wein zimi 
Verzapfen verkaufen: ZuwiderluuKlelnde müssen 10 Goldpfunde Strafe 
zfildcn und durften ein .lalir lang keinen Handel in der Stadt treiben. 
Das Maklerwesen, das bei diesem schon so früiizeitig ausgebildeten 
Weinhandel ebenfalls zu den alten KinriHitungen zu zählen sein wird, 
wurde 14:>() neu geregelt und den Maklern ein fe>ter Lohn garan- 
tiert. Wahrsdieinlich drückt diese \'erni(iniiiig den t'hergang des 
Makleranites von einem Klirenauit zu einem >tädM>elien Amt mit Lohn- 
zahlung ans. Weine, die von Utrechter Hürgern anf eigenes Risiko 
in T'Treelit eingeführt waren''), blieben von der Mnkleigebiihr befreit. 
Aneli diese Maßregel war zur Hebung des Ki-tiiliandels crla.ssen 
worden, um dem Kölner Rheinweinhandel einigermaüen wirksam ent- 
gegentreten zu können. Aus demselben (Jrunde waren die Weine, 
die von Westen, d. h. Krankreich, kamen und die die Kaufleute aus 
Utrecht in Brügge oder Antwerpen gehandelt hatten, von Abgaben 
befreit Auch zwischen Utrecht und den anderen sOderseeischen Städten, 
z. fi. zwischen Utrecht und Deventer^), entwickelte sich der Wein- 
handel. 

Der hansisch-holländische Handel war nur Durchfuhrhandel; den 
Eigenhandel besorgten die flandrischen Städte selbst Die Bedeutung 
der flandrischen und holländischen Städte fQr den Weinhandel wird 
erst bei der Betrachtung des hansisch-preußischen Weinhandels recht 
in die Erscheinung treten. 

3. Der hansiach-skandinaviache WeinhandeL 

Das dritte grofie hansische Wemhandelsgebiet umfefit die skandi- 
navischen Länder sowie das Gebiet des preußischen Ordens und reicht 
im Anschluß daran bis nach Polen und den baltischen Provinzen. Von 



1) Hmm. Urkttndb., VIII, Nr. 290, § 1. 

2) Hmu. Urkundb.. I. Nr. •J:»4. 

3| Hans. Urkundb.. VIII. Nr. 84. 
4) Hant. Urkundb., VIII. Nr. 186. 
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einetil Weinhandel mit dem engeren Skandinavien kann man schlechter- 
dings nicht reden: es ist melir ein Weinschank. der sich an die Nieder- 
lassungen knü])ft. (lio sie)) zum Heringsfang im sOdlichen Schonen, 
auf Skanör und Falsterbo herausgebildet liatten. Der Hering war 
der Mittelpunkt des gesamten liansiscb-nordisciien Handels') und ihm 
verdankten die Schonenselicn Niederlassungen, die heute halbvergessene 
Flecken sind, ihre einstij^e hohe Blüte -i. Kin regelmäßiger Verkehr 
liaiisisflier Kaufleute auf SclioinMi ist für die Wende des TJ. und ].*>. 
.lahrliiiiiderts anzusetzen-'). Zurzeit des Heringsfanges entwickelte >icli 
auf der Sclioncusclien Ilalliinsel ein reges Leben: was die absolute 
Zahl der zujjrereisteii KauHcute aulietrittt, so reichte sie wohl während 
der Marktzeit im SpaixiuinuT und Herbst an den durchschnittlichen 
N'erkehr in Nowgorod (»der Brügge heran: so sollen beisjjielsweise 
14<k5 in Falsterbo 2(MHK) Personen anwesend gewesen sein^i. Dieser 
Handelsverkehr dauerte in jedtuu Jahr nur wenige Wochen. Man unter- 
sdiied Fischerei- und Handelsniederlassungen: jene die Läger, diese 
die Fitten Solche Fitten besaßen Lübeck, dessen Fitte die größte war, 
Stettin, Stralsund und Danzig bei Falsterbo; Rostock besaß 1352 eine 
eigene Fitte auf SkanOr, die von großer Ausdehnung gewesen sein muß, 
da die Stadt sogar einen eigenen Kirchhof besaß; außerdem hatten Wis* 
mar, Bremen und Kampen gleichfidls Fitten auf Skanör"). Neben den 
Ehupdkelanstalten und Fischtrockenplatzen auf diesen Fitten entstanden 
bald Wirtschaften, in denen Händler Bier und Wein ausschenkten. Hier- 
bei fand der hansische Weinhandel einen lohnenden Absatz. Nicht zum 
wenigsten mag dazu der Umstand beigetragen haben, daß Schonen auf 
dem Wege nach dem Östlichen Ostseebecken gelegen war. Es war em 
Ruheplatz für die hansischen Schiffer, die mit ihren Scfaiffon von Frank- 
reich, Holland oder £ngland nach den preußischen Häfen unter- 
wegs waren. Hier war (ieiegenheit, auf dem Wege des Zwischen- 
handels W'aren zu veräußern, zu denen auch der Wein gehörte, 
und dafür Erzeugnisse der Fischerei oder der Kohproduktton ent- 

1) Slieda, D. ^^cboiiciiiahrergclag in Rostock in d. Haiiä. Cierichicbu- 
bUUtcrn 1890/91, S. 115. 

2) Schäfer, Das ßnch des liiheckiKhen Vogte uf Bchonm. 8. XIX (in 
d. Hans. <ioHchicht8(|uoll- IKs:, iVj. 

:J) Stieda. 1>. Scliuiuutjilirergelag in Ku«tock, a. a. U. i5. 117. 

4) Stieda a. a. 0., S. 119. 

5) SchSfer a. a. O., 8. XCIX. 

6) HaiMerpMMe. ]. Abt. l, Mr. ISO. 
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weder nach Prenfien oiler anch zurflck naeh England oder Holland 
zu fflhren. 

Auf den Fitten erwarben nun die hansischen Kautieute Schank- 
gerechtißlceiten für Wein und Bier, die abwechsehid von den vor- 
sehiedenen Machtbabern bestätigt wurden M: bis nacli dorn siegreich 
beendeten Krieg gegen Waldemar IV. von Dänemark 137(> den TT iTi-en 
Skarnör, Falsterbo. Maimö und Heisingborg mit- zwei Drittel der ZoU- 
einkünfte auf 15 Jalire übergeben wurde. 

Von einem Weinhandel mit Schonen kann man ei^'entlich nicht 
reden: die Hansen fülirten auf den Fitten den Wein ein und setzten 
ihn dort im Kleinverkauf ab. Mangels jeder Zollhücher und Kiutiihr- 
aufzeichnungen oder Schitl'srefiistern ist über die Herkunft des Weines, 
sowie über die eiii^efülirten Mengen nichts bekannt. Doch wird auch 
hier wieder der Rheinwein v<»rherrschend gewesen sein: ir)0.'i wenlen 
einmal 10 Stübchen Rheinwein auf Schonen erwähnt'). 

Für den Verkehr auf Schonen kommen ausschlieülich wendische 
Städte in Betracht; unter ihnen ist aber die Vormachtsstellung Lübecks 
unverkennbar. Bis zum Kriege mit Waldemar IV. suchte jede Stadt 
sich einzeln darcb Erwerbung von Privilegien eine wirtsdialttiche 
Position zu erringen: Das erste Privileg mit in die Jahre von 120B 
bis 1209; in ihm wird den Lflbeckem freier Handelsverkehr*) gewShrt. 
Em Aussdiank von Wem oder Bier ist ihnen noch nicht gestattet, 
nur der Detailverkauf zur sofortigen Konsumtion. Den Besitzern von 
Fitten wird ZolUreiheit zugestanden, außerdem dtirfen sie sich einen 
eigenen Vogt wihlen, der aber dem vom dänischen KOnig eingesetzten 
Vogt untergeben ist Dieser hatte anftngs noch die Gerichtsbarkelt 
in Händen, später jedoch erwarben die Hansen das Recht, auf ihren 
Territorien die Gerichtsbarkeit durch ihre eigenen Vögte ausflben zu 
lassen. 

Die nächsten Privilegien von 12;')1 und 12r,s geben für das 
Schankwesen keine weiteren Anhaltspunkte. 1251 wird Wismar. 127(i 
Stralsund den Lübeckern gleichgestellt^). Stralsund erhält i;m) die 
Oerechtsame. auf seiner Fitte Wein auszuschenken, von Herzog 
Christoph II. bestätigt^); V62ij wird den Stralsundern der Weinaus- 

1) BauuaoD, Die Handelsprivilegien Lübecks im 12. bis 14. Jahrhundert, 
a 20, 21. 24. 

3) Schäfer «. O., 28. § 242. 

3| Hauniann a. a. 0., S. 17. 
4t Baumann a. a. O., S. 20. 
5) Hans, l'rkundl). II, Xr. 294. 
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schank nach StQbchen gestattet, ebenso den LOheckem. Die wesent- 
lichsten Errungenschaften der Hansen in diesen Privilegien fallen in 
das Gebiet der eigenen Keditspflege. Rostock erhält für seine Fitte 
diese Privilegien Sie gingen aber alle, mit Ausnahme derer 

von Lübeck, in den Jahren der sciiwedisclien Herrscliaft bis 130ü 
Wiedel' verloien. Erst nach dieser Zeit gehntrt es den Hansen, das 
Recht, eigene Schenken /\i errichten und den Wein in Kannen, d. h. 
in kleinen Quantitäten, alt/.uj^ehen, zn erlangen ' i. Diese Heuet^ung be- 
gann schon 1302 mit. dem Hinweis der Städte auf ihr altes Recht, 
solche Schenken zu hallen: die Städte forderten damals vier Schenken 
für jed«' Eitte. Diese Fonlerungen fanden den Widerstand des 
König>, der seinerseits Klage lilier die Hinterziehung des /apfgeides 
durcli die lian>i>(hen Kuutieute erhob. Erst l'MVA wurden die Forde- 
rungen der Kaufleute insofern erfüllt, als ihnen das Uftenhalten von 
Schenken auf jeder Fitte gestattet wurde'). Daran schloß sich im 
nftchstcn Jaibre die Erlaubnis, Zollbuden zu errichten und Zölle zu 
erheben*); solche Zollbuden besaß Kampen, femer die Kaufleute, die 
mit Wein und Salz aus Frankreich oder England nach Schonen kamen. 
Nach Ausbruch des Krieges gegen Waldemar IV. findet nach Erobe- 
nmg der ganzen Halbinsel im Jahre 1868 eine neue Verteilung und 
Verleihung von Fitten statt <): Kampen, Amsterdam, Biel erhielten 
Fitten zu Skanör; Kulm, Thom, Elbing, Königsberg, Danzig, sowie 
alle Stfidte, die dem Hochmeister von Preußen Untertan waren, zu 
Falsterbo. Aul diesen Fitten durften die Hansen eigene Krfige halten 
und Wein verzapfen in beliebigen Maßeinheiten und so viel, wie sie 
wollen^). Mit dem Jahre 1370 ist Schonen so gut wie hansisches 
Territorium geworden. 

( ileichzeitig wurde das Zollwesen geregelt , es ba>iert auf folgen- 
den (irundsätzen: Alles ist zollfrei, was zwei i'ferde ziehen können: 
Wein. <ler von vier Pferden gezogen wird, zahlt eine halbe Mark 
Schoniscli ; el)enso werden für Fahrzeuge die Abgaben geregelt und 
für <lie einzelnen (iegeustäiiUe des Handelsverkehrs ein detaillierter 
Zolltarif aufgestellt 

1) Huii.st:re/.eiitie Abi. I, Nr. 170, ji 7. 

2) H«iMraM8M 1. 1. AbL, Nr. 300. g 11. 

3) Harn. Urkundb. IV. Nr. lOD. 

4) TTanstTczesso 1. Abt.. I, Nr. 

j) Hans. L'rkmidb. IV, Nr, 251. § 7. § 1.**; JV, Nr. 271. 
G) bu Ulli an Ii a. u. ü-, ä- 2.'>. 
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Mit dem Jahre 1370 hat der hansische Handel auf Schonen bei 
völliger Verkehrs- und Handektreiheit^) seinen Höhepunkt erreicht; 

in der Folgc/eit laßt sich Genaueres über einen hansisch-schonenschen 
Weinhandel nicht beiliringen. Im Jalire 1413 beschwert sich Köln 
einmal, daB seine Weinkaufleiite in Schonen durch neue N'erordnungen 
bedrttckt werden'). Aus dieser vereinzelten BenierkunK ist nur die 
Tatsache zu ersehen, dali Köln aucii weiterhin in Schonen ein Absatz- 
gebiet für seinen Rheinwein t^efundcn hatte: letzteres aber wohl nur 
im Anschiuli an seinen ziemlich bedeutenden Weinhandel mit Däne- 
mark im lö. Jahrlmndcrt 

Eine hansische Metropole von groUer Bedeutung in Norwegen 
war die alte Stadt iiergen. die bei der Hetrachtung des nordischen 
Weinhandels nicht übergangen werden kann. Leider ist auch hier 
das vorhandene rrkuijdennialerial so dürftig, daß nur eine obertiäch- 
liche Vorstellung gewonnen werden kann, eine zusammenhängende 
Schilderung ist nicht durchführbar, im ganzen unterlag der hansisch- 
norwegische Verkehr manchen Störungen und war von den Willkürlich- 
kelten der einzelnen Herrscher mehr als in anderen Ländern abhängig. 
Die ältesten Nachrichten berichten, dafi König Svernn von Norwegen 
(1177—1202) im Jahre 1186*) alle hansischen Kaufleute wegen zu 
grofier Weinehifuhr^) vertrieb. Allgemein schehit das Verbot, Spiri- 
tuosen einzufahren, längere Zeit in Kraft geblieben zu sein, denn 
1252 wud den Hansen die Einfuhr der ffir Korwegen brauchbaren 
Gfiter (bona commestibilia) erlaubt, während das Bier davon ausge- 
schlossen bleibt*). Bis zur Regierung Hakons IV. gelang es den 
Hansen allmählich in Bergen festen Fuß zu fassen; sie erlangten 
größere Freiheit im Verkauf ihrer Waren und wurden von einzelnen 
Verpflichtungen gegen die Stadt befreit Auch wurde ihnen gestattet 
an bestimnitcn Plätzen Erzeugnisse des Landes, wie Felle und Butter, 
in kleinen Men<;eii zu kaufen. Auch rechtlich erlangten sie ein- 
zelne Vorteile, die zur Ausübung ihrer Handelsgeschäfte von Nutzen 
waren. Diese Grundbestiinmungen blieben, wenn auch öfters einge- 
scliriiiikt. im wesentlichen bis zur Regierung Ilakons V. bestehen. Von 
Wichtigkeit für den hansischen Handel im allgemeinen ist die unter 

J) Hans. Urkuiidb. IV, Nr, 343. 

2) Hans. Urkundb. V. Nr. 1104. 

3) Bruns, Die Lübecker Bergenfahrer und ihre Ohionistik. (Hann. Ge- 

•diiehtsquellen, neue Folge, Bd. II). S. I, 

4) Baumann a a. ()., S. 34. 

5) UanserezcMe I, Nr. 177. 
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der Begierong Erich Priesterfeinds 1385 erlangte Handelsfreiheit mit 
der Aofhebiing der Beschrfinkungen beim Einkauf der Landeserzeug- 
nisse. Der Zwischenhandel, an den die hansischen Kaiifleute mit den 
Kiin\ tlinern Bcif;cns gebunden waren, fiel fort. Im Jahre 1299 kam 
Hakon IV. zur Re<,'ieriing; er war den Ilaii^^en feindlich gesinnt und 
suchte sie wieder (luich Hesdiränkung des Kleinhandeis und hohe 
Zölle zu bedrücken \). Erst unter seiner Regierung wird wieder von 
einem hansisch-norwegischen Weinhandel berichtet: am 11. Juli l.-K)2 
erlüMf er oine Hostininuing über den WeinhauUel in Itergen, die fol- 
gende liauptpiinktr' zum Inhalt hat-): 

Jeder ciiiLrcfülirio Wein sollte auf dem Köni^'>hof angemeldet 
werden, indem dei- imjiortieiende Händler um die Erlaubnis zur Ab- 
ladung nachsucht. \'()n jedem Fall Wein, das ausgeladen wird, erlnilt 
der König einen Zoll von englischen (iroschen. ISevor der Wein 
verkauft wird. unterli<'ut ei* einer Prüfung rles Lagermaniio und des 
Rates, die ihn auf seine (iüte hin zu unter>uchen haben un«l dann 
erst seinen Verkauf auf den dazu bestimmten Plätzen erlauben dürfen. 
Jeder Katmann und jeder Lagermann erhält nun wieder von jedem 
Faß Wein, das verkaoft wird, & Stflbchen. Übertretungen gegen diese 
Verordnungen werden mit Konfiszierung des Weines bestraft Aus 
der ganzen Verordnung spridit einmal eine relativ gut durchgefOhrte 
Organisation des städtischen Weinhandels in Bergen, andrerseits ist 
eine gewisse Schärfe in der Behandlung der hansischen Kaufleute 
unverkennbar. 

Bei den großen Abgaben konnte sich der Weinhandel kaum 
noch Gewinn bringend gestalten. Vielleicht hängt hiermit die Tat- 
sache zusammen, dafi die Urkunden nichts Näheres Aber hansischen 
Weinhandel in Bergen enthalten. Neben der Behinderung des Handels 
durch die obigen Abgaben mag auch noch der Umstand mitgespielt 
haben« daß in der Ausfuhr nach Norwegen an Stelle des Weines das 
Bier trat. Pier wurde nach der BihinuL; des deutschen Kontors, das 
den wiederverliclienen Freiheiten durch Magnus Erichson seine Ent- 
stehung verdankte, in steigenden) Maße von Lübeck nach Norwegen 
verschitlt. Diesem grol.leu K\]»ort verdaidcte Lübeck ><'ine hervor- 
ragende Stellung in der Produktion von Hopfen. S|i;iter erreichte 
dieselbe eine solche Ausdehnung, (hiß die Erzeugnisse der heimi>ciien 
Produkliun uicht mehr genügten und Huplen aus Thüriugeu, der Mark 

1) Bmniuuin a. a. O.. S. 10. 
•J) Haus, l rkundb. II, Nr. 1!>. 



Digitized by Google 



— 33 — 



Brandenburg nnd davisdien Lflndern bezogen werden mnAte*}. Der 
Hopfenbandel nnd die Verpachtung von Hopfengarten warf für die 
Stadt betrichilicbe Einnahmen ab>). In zweiter Linie kommt neben 
der Produktion Lllbeeks das Bremer Bier in Betracht Der Bier- 
konsum war in Skandinavien allgemein; auch in den Verpflegungs- 
verzeichnissen in den Hanserezeseen ffir die hansischen Besatzungen 
in Dänemarit pflegen Abredinungen Aber das konsumierte Bier und 
Neubestel hl Ilgen in der Heimat nie zu fehlen, während Wein gar nicht 
oder äußerst selten erwähnt wird'). Endlich wurde Bier auch neben 
Getreide von den hansischen Kaufleuten zu Zahlungen an die norwe- 
gischen Fischlicferanten benutzt, ein nicht iinintoressuiiter Beitrag zur 
Kennzeichnung der Naturalwirtschaft, die damals noch in hoher 
Blute stand«). 

Auch in der Ausfuhr von Woin scheint, soweit es sicli aus dem 
nur si)ärlich vorliegenden Urkuiulenmaterial ersehen läßt, Lülieck einen 
besonderen Platz eingenommen zu haben. Der Wein kam aus dem Süden 
Deutschlands teils mit Benutzung von Fluliläufen. teils zu Lande nach 
Lübeck und wurde von dort nach Korwegen verfrachtet. Eine Be- 
stätigung für diesen Verkehr ist in einer Urkunde aus dem Jahre 
1294 enthalten^), in der der Rat von Bergen anerkennt, zwei Lübecker 
Borgern eine Restzahlung über zehn Faß Wein zu ediulden. Neben 
Lübeck kommen noch KOJn und Bremen in Betracht Bei dem Verkehr 
Kölner Weinkaufleute Aber Schonen nach den HSfen der Östlidien 
Ostsee war es nattkrlich, dafi dieselben andi Norwegen in den Bereich 
ihres Handels «nschlossen. Nach der vorhandenen Nachricht scheinen 
die Kolner den Weinhandel in relativ grofiem Mafistabe betrieben zu 
haben, es wird wenigstens berichtet« daß im Jahre 1398 Kölner Bürger 
durch Beraubungen in Norwegen einen Verlust von annähernd 200 
Nebeln eilitten haben, eine Summe, der immeihin schon eme gröfiere 
Quantität Wein entsprechen mfiSte. 

Eine Bemerkung Aber den bremischen Weinhandel mit Bergen 
datiert allerdings aus sehr viel späterer Zeit; sie betrifft die Ausfuhrmenge 

1) Sftieda, Studien sur Oewerbegescb. Lübecks i. d. Mitteil. d. VereiDS 
fttr Ifih. Geeeh. 1887, 8. 5. 

2) Stieda a. a. 0., 8. 10. 

3) Hnii^ere/esRe, 1. Abt. I. Nr. 323, wird um Bier und Wein gebeten. 

4) Hauniaun a. a. ()., 8. Ih. 

5) Hans. Urkundb. I. Nr. 1152. 

VolkawtrCichafU. u. wirtachafugotchicliti. Abbandiunfen. U. 3. 3 
H»rtmu}-er, W«iab«id«l im 0*bi«to dw Hbbm. 
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von Südwein in den Jahren 1577 bis 1578, die im ganzen 166 Tonnen 
betrugt). 

4. Der hansisch-preußische Weinhandel. Polen, Rußland. 

Der Anteil der preußischen Städte an deni internationalen 
liansischen Wcinliandcl ist schon in Verbindung mit dem hansisch- 
englischen Verkehr gestreift worden. Einer Untersuchung vorbehalten 
bleibt der Weinhandel der Hansen mit Spanien und Portugal, der 
nahezu ganz in der Hand Danziger Bürger lag. Der Handelsverkehr 
der Ostsee, welcher Scliwetlen, Dänemark und die pommerschen Städte, 
soweit sie nicht wie Stralsund Eigenhandel trieben, versorgte, hatte 
sein Zentrum in den preulSisoheii Städten: von hier aus suchte er sich 
seinen Weg nach Polen und Rußland; Thorn und Danzig bezeichnen 
seine Ausgangspunkte. Die preußischen Städte hielten unter sich an 
efaiem Bund fest, der mit dem Jahre 1278 beginnend, sich 13t>8 zu dem 
fest gegründeten Stftdtebflndnis der Städte Kulm, Thom, Elbing, Danzig, 
Königsberg und Braonsberg herausgebildet hatte. Gleidusdtig mit dem 
beginnenden Zusammenschluß der Stfidte erschien der Deutschritterorden 
im Lande, der seine Hauptaufgabe in dem Schutz und der Verbreitung 
des Deutschtums in politisdier und wirtschaftUcher Beziehung sah. Er 
schuf den preußischen Städten durch seine Eroberungen ein gesidiertes 
Hinterland, kultiTierte das Land, grflndete StSdte und gebot von seinen 
Hauptsitzoi Marienburg und Königsberg Ober Kurland, Livland bis 
nach Estland. Anderseits walirte er Polen und Littauen gegenflber 
mit starker Hand seine herrschende Stellung und bot den preußischen 
Kaufleuten eine Garantie für einen gesicherten Handelsverkehr. 

In den preußischen Städten verschob sich bald die \'ormachts- 
stellung zugunsten Danzigs und Thorns, daneben auch Elbings. 
Während Kulm und Braunsberg immer unbedeutender wurden, ent- 
wickelte sich Königsberg nur langsam. Die preußischen Städte im 
Bunde mit den livländischen gingen jetzt darauf aus, wirtschaftlich 
vollkoninion selbständig zu werden uiul ihre Ai)hängigkeit im See- 
liandel von den liauj^en zu vermindern. Mit Umgehung von Lul)eck 
traten sie in direkten Verkehr mit den westlichen Nichtliansen, nament- 
lich mit Engländern und Elamländern, Spaniern und Portugiesen. An 
die Sj)itze dieser Bewegung trat Danzig und ward dank seiner gün- 
stigen maritimen Lage im Laufe des 14. Jahrhuiuierts \'orort für den 
ganzen preußischen Seehandel, wälirend Thorn den Überlaudhandel nach 



1) Baunianu a. a. O., S. 10. 
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Polen und Rußland auf den zahlreichen Straßen, die in seinen Mauern 

einrnfindeten, übernahm. 

Danzigs Aufschwung als Handels- und Seestadt begann in der 
letzten Hälfte des 14. Jahrhunderts nach der glücklichen Beendigung 
des dänischen Krieges und erreichte seine höchste Blüte in der zweiten 
Hälfte des folgenden Jahrhunderts, (ilücklicherweise sind gerade für 
diese Epoche erschöpfende Belege für die groCe Ausdehnung des 
Danziger Handels in den ScliitVahrtsregistern von 1474 — 1476 und 
14'J0 1492 erhalten'), die ein anschauliches Bild über Ausdehnung 
und Richtung des Danziger Weinhandels geben und neben den spe- 
ziellen Angaben für die obigen Jahre auch allgemeine Sclilü.sse zulassen. 
Danzigs Weinsrbiffe gingen bis nach Spanien und Portugal; im Jalire 
140(5 wurden dem Danziger Bürger .loliann Ilalewater, der sich auf 
der Falnt von Spanien nach rorlugal befand, durch die Engländer 
vier Faß „vini puri" und zwei Faß Bordeauxwein im Werte von vierzig 
Kobeln geraubt"). Wahrscheinlich trieben preußische Schiffer auch 
einen Handel zwteehen den HSfen Spaniens and Portugals und Borde- 
aux. Was unter vinum purum zu verstehen ist, ist nicht klar; vleUeicht 
bedeutet „reiner** Wein soviel wie heißer Wein, und wSre darunter viel> 
leicht «n spanischer Wein zu verstehen. Gewöhnlich fuhren die preußi- 
schen Schiffe, die nach Lissabon gingen, bis England gemeinsam; von 
dort suditen sie dann allein ihren Weg Aber Plymouth und die Insel 
d*Ouessant nach Lissabon. Auf diesem Wege hatten sie teils unter Be- 
raubungen englischer und spanischer Piraten, teils unter der Ungunst 
des Meeres viel zu leiden. Da aber der Verkehr ohne Unterbrechung 
aufrecht erhalten wurde, ist anzunehmen, daß die Hansen ihre Rechnung 
dabei fanden. 

Für die Weiuausfuhr aus Spanien kam namentlich Galizien in 
Betracht Eine grOßere Ladung gaUzischen Woiiuvs (zehn Tonnen) 

wird in einer Konossementsurkunde eines preußischen Schiffers aus 
dem Jahre 1375 erwähnt''), die er auf Rechnung eines lonibardischen 
Händlers aus Spanien zu exportieren übernommen hatte; der Ort der 
Bestimmung wird nicht geiiainit. Einen älinliclicn Inhalt weist ein 
Frachtvertrag aus demselben .lahrc auf, den ein preubischer Schiller 
mit einem Kaufmaim aus Galizien über den Transport von lün£zig 

1) Lniiffer» Dansig» Schiff»- nud WarenveriEehr am Ende de» 15. Jahr- 

hnnderts, I8<J3. 

2) Haaiereseaae, 1. Abt., V, Nr. 43Ü 

3) HiiM. ürinmdb. IV, Nr. m. 

3* 
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Faß Wein abgeschlossen hatte; in diesem Falle war die Ladung nach 
Sluys bestimmt'). 

Granada j^eliorfo ebenfalls zum Bereich des Danziger Weinhandels 
mit Spanien : im Jahre K5tl4 kam ein Schiff mit 2<) Fali Wein und 
1 Tonne aus (iranada im Danziger Hafen an-';: auch Weiüwein aus 
Vivero wird einmal erwähnt^). Damit ist das Urkundenmaterial über 
Wein>eiidungen nach {ireußischen Häfen oder wenijistens durch Ver- 
niittlung preußischer Schifter allerdings erschöpft. Daß die Transporte 
aber im (iroßen ausgefiihrt wurden, peht aus einer Nachriclit hervor, 
nach der im Jahre 135KS 14 hansische Schiffe, die unter anderem Wein 
geladen hatten, aus der Westsee kommend, von friesischen Räubern 
überfallen wurd^; hierbei wird ausdrücklich von dem Gut gesagt, daß 
„man es von Spanien naidi Frankreich sco bringen pflegte"^;. Eine 
direkte Verbindung zwischen Lissabon und Flandern wird noch durch 
einen Über&U dokumentiert, den Engl&nder auf ein preußisches Schilf 
dessen Eigentfimer der Großschäffer von Marienburg war, machten und 
hierbei Wein und Salz im Werte von 1000 Kobeln raubten*). 

Spftter gestaltete sich das Verhältnis der Hansen zu den Spaniern 
wegen der dauernden Räubereien sehr ungflnstig. Dazu kam, daß von 
1420 bis 1443 wegen des lange andaueniden Kriegszustandes der 
Handelsverkehr nahezu lahmgelegt wurde. Auch nach Beendigung des 
Krieges blieb der Handelsverkehr der Hansen mit Spanien und Por^ 
tugal nur gering; König Alfons V. von Portugal verlieh rdings 
72 Hansestfidten im Jahre 1452 vrdlige Handelsfreiheit*'), dafür ging 
Spanien um so feindlicher g^^ den hansischen Handel vor. £s ward 
bestimmt, dali alle W'aren nur auf spanischen SchitTen ausgeführt 
werden durften, und nur so viel i)lieb frei, als die Kaufleute aus dem 
Erlös für verkaufte überflüssige Schiffsbedürfnisse eingekauft hatten "t. 
Dieses Vorgehen war gleichbedeutend mit einer vöMigen Unterdrückung 
des hansischen Handels; aulJerdem wurde den Hansen >pr/.iell für Wein 
die liückfracht aus la Hochelle verboten. Diese liesiimmung muUte sie 
um so unangenehmer tretVen, als man schon damals einen lebhaften \ er- 
schnitt mit siianischcn und französischen Weinen trieb und den han- 
.sischen Kaufleuten der llandelsvorteil aus dieser Gewohnheit gewalt- 

1) Hans, l rkumlli.IV. Nr, 4SS. 
2} Hau». Urkundb. V, >ir. lÜJ. 

3) Hans. Urkundb. IV, Nr. 490. 

4) Hirsch, Dauziga Handelifreacbichteb B. 86. 

5) Sattler, Handelsrechnungen des deutachen Orden*, S. 10, Z. 4. 
Gl Hans. IVkiindh. VHI. Nr. 13*J. 

7) Hirauh a. u. O., Ö. bU. • 
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sam witerbundeii wurde. Infolge dieser MaBregeln sank der hansisch- 
spanische Weinhandel zu vdlliger Bedentangslosigkeit herab. 

Ein ganz anderes Bild gibt die Betrachtung ^es Weinhandels 
der preußischen Städte mit Frankreich, spezieU mit den Hftfen der West- 
kOste. Hier spielte eine hervorragende Rolle im hansischen Handel die 
Baie. Ober ihre Lage und die Bedeutung war man lange Zeit im 
unUaren. Bekannt ward sie durch die sogenannten Baienfiüirten der 
Hansen, die an dieser Stelle Salz in grofien Mengen holten. Man geht 
wohl nicht fehl, wenn man die Baie als identisch mit der Bucht von 
Bourgneuf annimmt'). Neben der Salzausfuhr bildeten die Baie auch 
einen Zentralpunkt für den französischen WeineN]>(>rt: von liier aus 
wurden Weine ans Poitou und Orleans, die beiden hauptsächlichsten 
W ( insorten, die damals im Verkehre waren, verschiflFt. Erschwerend für 
eine genaue Detaillierung des franzosisch-hansischen Weinhandels ist 
der Umstand, daß die Baie und alli^'eniein die Häfen der Westküste 
lÄndestelien für die liansischen Kauflcute wanMi. die lii«M' Zwisclicn- 
handel trieben. Es iälit sich daraus bei der rn^cn.uiiL'keit der meisten 
Allgaben schwor feststellen, ob der Wein, dc-scii Herkunft die IJaie 
sein soll, auch wirklich an 'liesem VhV/. verfraclitet ist oder nicht 
anderswoher, vielleicht >du>n aus Spanien, Koiiiint. Einen zuverlässigen 
Anhaltspunkt für die Zahl der SchilTe. die im liaii^isch-fran/.ösischen 
Handel engagiert waren, gehen für die Blütezeit dieses Handels wieder 
die Danziger Schitlartsregister. 

In Danzig wurden die Baienfalirer erst 1306 erwähnt *), aber 
schon 1383 hatte Karl VI von Frankreich allen Untertanen des Hoch- 
meisters den ungehinderten Verkehr in seinen Landen zugesichert >). 
Man kann ihnen unbesciMdet ein vid höheres Alter zusprechen, da 
in Preufien 1390 bereits die verschiedensten spanischen und französischen 
Weine namentlich aufgeführt werden, die nur auf diesem Wege dort- 
hin gelangt sein können. Eine interessante Quelle für Angaben Aber 
die damals in Preußen gangbaren fremden Weine bieten die Rech- 
nungen Ober des Heinrich von Derbys Preußen&hrten, des nach- 
maligen KOnigs Heinrich VII von England^) aus den Jahren 1390 

It Hirsch a. a. O., S. 93. Verpl. ncMK-nlinps Arthur Apais. Der hnn- 
siKcho Ruioiihnndcl lf>0|. i'\uv Ii("m-Ii~( !«'}iri«'ir)i.' ,'^<-lirift. die freilich in ihren Einzel» 
heiten nicht mehr hat IxTia-ksichtigl werden können. 

2) Hirsch a. a. O., Ö. 93. 

3) HanieccsciM 1. Abt« III, Nr. 164. 

4) H. Prnts, Kechnongen über H. t. Derbya Prea0en£ahrt«n 13fX)— 91 und 
1392, Leipzig 1893. 
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and 1392. Unter den Nachweisen Aber seine große und Icostspielige 
Veq)roviiuitiening finden sich auch bemerkenswerte Angaben Aber die 
mitgeftttarten Weine. Es werden hier in dieser verhältnismäßig noch 
frühen Zeit speziell an franzOfiischen Weinen an^ezflhlt: Gascogner 
Wein nnd Wein aus Osey oder Anxois in Burgnnd; von diesen kostete 
das Faß 18 Hark und 22 Schillinge 0* Von spanischen Weinen kommt 
Wein aus Granada vor, das Faß zu 6*/« Mark*), an einer anderen 
Stelle 22 Stfibchen^; femer Malvasier und Romanic weine'), sowie 
portugiesischer Wein aus Algarbe'). Namentlich die franzOsisdien 
Weine werden in großen Quantitäten angeführt, so daß hieraus mit 
Recht auf einen bereits hocli entwickelten Weinhandel zwischen Preußen 
und der französischen Westküste geschlossen werden kann. 

Die Baienfnhiton nahmen ihren Anfang im Hafen von Danzig, 
wo pich die ScliitVe versammelten: unterwegs schlössen sich andere 
Hansen an. So wird von oinor ^nilieren Flotte berichtet, die 1379 
von englischen Piraten aufgerieben wurde; diese setzte sich aus 
preußischen, lübischen und holländischen Schiffen zusammen*'). Hol- 
ländische und enfjlische Seeräuber pflegten den Hansen, namentlich 
am Eingang des Kanals aufzulauern und sie ihrer Ladung zu berauben. 
Von solchen fortgenommenen Weintransporten wiril aus den Jahren 
139S*) und 1409 berichtet in letzterem Falle hatten Engländer 
ein preußisches Schiff, das 300 Faß Wein geladen hatte, festgehalten 
und mußten dafür eine Entschädigung von 334 Nobeln zahlen. 

Wenn man nach der Baie gelangt war, trennten sich hier die 
Spanien- und Portugalfahrer; ihre Ladungen bestanden meistenteils 
aus Getreide nnd Naturalien aller Art. Im Jahre 1490 verl&ßt ein 
Schiff den Danziger Hafen mit 70 Last Roggen und 7 Last Asdie*); als 
ROckfracbt wurde neben Salz viel Wein verfrachtet Von 1474 bis 
1476 kamen allein aus der Baie 88 Schiffe in Danzig an ^'); durch diese 
Schiffe wurden importirt in Danzig 1474"):5 Plpen Wein und 2 Pipen 



1) Prutz a. a. 0., S. 89, Zeile 15. 

2) Prutz a. u. O., 8. 89. Zeile 17. 

3) Prutz a. a. O., 8. 60. Zeile 32. 
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Wein aus Poitou; 1476:3 Pipen Wein und 10 Pipen Wein aus Poitou. 
1474 werden auch 10 Ohm Rheinwein als von der Baie kommend 
angeführt. Diese Angabe ist ein Beweis, daß allgemein in der Bezeich- 
nung des Herkunftsortes sehr ungenau verfahren wurde: walirscliein- 
lich sind diese 10 Ohm Rheinwein in Flandern durch Zwischenhandel 
zu der I^dung gekommen und wurden nun als Baiescher Wein bei 
der Ankunft in Danzig gel)ucht. An Ort und Stelle kostete die Pipe 
Orleanswein 24 Mark, von ihm wurden im Jahre 1438 2 Pipen in 
Baie verfrachtet, im Jalire 1423 ein Faß Poitouwein zu 5 7, schweren 
Kobeln '). 

Ähnlich wie die Baie war ein anderer kleiner Salz- und VV(!ini)iatz 
beschaffen: Borwasie an der Küste von Poitou; heute heißt der Ort 
Brouage und liegt nördlich von Bordeaux ^l. Auch Borwasie spielte 
im Danziger Handel eine große Bolle; von 1474 bis 1476 Ismm 
39 Schiffe an, die 1475 nnd 1476 je vier Pipen Poitouvein impor- 
tierten Von Danzig nach Borwasie ausgehende Schiffe werden nicht 
angefohrt. 

War die Baie offenbar mitunter irrtQrolich als Verschifinngshafen 
angegeben, so wissen wir am so sidierer, dafi preußische Schiffe sowohl 
in la Bochelle als in Bordeaux Wein luden. Ob sie denselben direkt 
nach PreuBen gebracht haben, ist zwar nidit belegt, aber doch wahr- 
sehemlich. Wenn z. B. im Jahre 1436 dem Danziger Bflrger Hans 
Wegener 15 auf einem preußischen, aus la Bochelle kommenden Schiffe 
befindliche Faß Wein „up de Trade" d. h. im Fahrwasser von Brest 
von den Engländern gekapert wurden so kann man nicht wissen, 
wohin der Wein bestimmt war: nach Preußen, Flandern oder England. 
Fälle, in denen die PreuBen französischen Wein nach den beiden 
letztgenannten Ländern brachten, sind mehrfacli nacligewiesen. Im 
Jahre 1436 wurden kurz nacheinander aus preußischen Schiffen, die 
nach Flandern verfrachtet waren, je .'iö, 21 und 10 Faß und eine 
Pipe Wein, teils aus Bordeaux, teils aus la Bochelle. von den Eni^- 
ländern geraubt. Da jedes Faß in Flanilern 5 Pfund vlämisch wert 
war, und die Pipe mit 2 Pf. 10 Sch. angesetzt wurde, betrug der 
Verlust, den der Danziger Kaufmann reklamierte, nicht weniger als 
332 Pf. 10 Sch/). Aus dem Jalire 14ü5 hören wir von 100 Fali 

1| Hirsch a. «. O.. S. 92. 

2) Hirsch a. a. 0., S. 91. 

3) Lauffer a. n. 0., S- 22. 

4) Hans. Urkundb. Vill, Nr. § .00. 
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Wein, die preußische Schiffskinder (so nannte man die Mannschaft) 
wieder in la Rochelle nach Sandwich in England verladen und dafür 
ihrem Patron 2 Nobel Fracht pro Faß zu zahlen hatten \). Im Jahre 
14()() abor hatte Jör^ Sternnlierch aus Danzig in Bordeaux 250 Faß 
Wein eingenommen, die er in London zu 4 Xobeln ])ro Faß abzusetzen 
gedachte. Fr kam indes nicht dazu, da die Engländer ihm den Wein 
unterwegs bei Belle-lsle, einer Insel an der Südwestküste der Bre- 
tagne, wegnahmen *). 

Auch Romanie- und Malvasiorwein wurde in la Roolielle geladen; 
wahrscheinlich kam dieser aus Spanien und wurde unberechtigter Weise 
in den Einfuhrverzeichnissen als Transport aus la Rochelle aufgeführt. 

Ein beträchtlicher Teil des französischen Weines ging über Lübeck 
nach Danzig, um die Fahrt um Skagen und durch den Sund zu ver- 
meiden. Nach Lübeck gelangte der Wein auf dem Seeweg bis zur 
Elbmfindnng und von da Aber Hamburg weiter bis zum Stedadtzkanal, 
der ihn dann an die Thive brachte. Da der Kanal erst 1398 erOShet 
wurde, kOnnen Nachrichten Ober diesen Handelsweg erst vom Anfimg 
des lö. Jahrhunderts datieren. Von Lübeck gingen dann die Trans- 
porte, wenn sie den Kanal verlassen hatten, auf dem Seewege direkt 
nach Danzig*). Der Landweg nach Danzig über die pommerschen 
Städte kommt wegen der Mangelhaftigkeit der Straßen und der schweren 
Transportierbarkeit des Gutes nicht in Betracht Einen Transport 
von deutschen oder ungarischen Weinen veranschaulicht eine Auf- 
forderung des Danziger Bats an den Lübecker, er möge seinem Bfirger 
Johannes von Kar]ien . der auf der Fahrt die Elbe abwärts nach 
Lübeck käme und nach Danzig weiter wolle, die Einkellerung seiner 
Weine in Lübeck erlassen *). Der Stecknitzkanal und die ausgezeichnete 
marine Lage setzten Lübeck natürlich in den Stand, einen ausgedehnten 
Stapel für alle durchgehenden Waren zu halten. Über diesen Stapel, 
den in dem obigen Schreiben der Danziger Rat als drückend empfand, 
handelt ebenfalls eine Beschwerde von 1404^), in der Köln als Her- 
kunftsort für Wein angegeben wird. In der Beschwerde gaben die 
Kölner an, daß sie Jhre Weine ostwärts ausführen und in Lübeck 



1) Hans. IJrkimdb. VIII, Nr. 890. 

2) Hans. Urkundb. IX, Nr. 041, Abt. IX, Klagen der Danziger, § 12. 

3) Der Steeknitzkanal kam auch für Weintnmaporte in Betracht, die db- 
abwärts, Tielleicht am den Gebieten der Moflener Landweine^ nach Lfibeek ver* 

firacbtet wurden. 
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nicht TerkanfeD wollten" lYotzdem sollten sie ibren Wein daselbst 
einkeUern. 

Außer mit Lübeck nnterhielt Danzig neben den Stfidten des 
Elbe- und Travegebietes noch mit Lflneburg Handelsbeziehungen; 
Hauptprodukt bildete hier allerdings das Lünebiirger Salz. Aber auch 
Wein kam von dorther nach Danzig i); Lüneburg bildete für tlen 
Weinverkehr zu Lande insofern einen Platz von Wichtigkeit, als hier 
die Fracht auf Schiffe geladen wurde mid durch den Flußverkehr 
weiterbefördert wurde. Daneben unterliielt Ijflneburg noch einen 
direkten Handelsverkehr mit ümgchung des Lül)erker Stapel?. 

Der Handel Danzigs mit Lübeck stellte allen anderen bei \v«Mt('iii 
in den Schatten: von 1474 bis 1476 kamen im Danziger Hafen aus 
Lüheck nicht weniger als 451 Schiffe ■■*), rund ein Drittel aller einge- 
laufenen Schiffe, oder 12 — 13 im Monat an. Diese brachten 61>' j Stück 
Rheinwein und 1 Ohm, das Stück zu 3'/a Ohm gerechnet, im ganzen 
243 Ohm oder ungefähr 970 liiter. ^'on Poitouwein wurden 13 i'ipen 
und von Roinanicwcin 3 Fässer im ganzen inijiorticrt. 

Der Handel mit Rheinwein war in Danzig sehr bedeutend: in 
den Handelsrechnungen des deutschen Ordens wird er öfters erwähnt, 
biaweflen in ganz beträchtlichen Quantitäten. So kaufte 1399 der 
Grofiechäffer von Harienburg im Namen dee Hochmeisters 6 Faß 
Rheinwein, die d4Vs Ohm enthielten, zam Preise von 184 Mark*), außer- 
dem ] Fafi roten Rheinwein für 15 Mark*). Obgleich roter Rhdnwem 
infierst selten erwähnt wud, ist der Preis doch am die Hälfte billiger 
ftlr das Faß wie fOr weißen Rheinwein. Wahrschemlich ist diese 
Billigkeit auf seine Unbeliebtheit zn schieben, da er den Vergleich 
mit den roten französischen Weinen kaum ausgehalten haben wird, 
öfters kehrt Rheinwein auch als Schuldforderungen wieder: Der Bischof 
von Samland schuldet 1400 fflr eine Tonne Wein von 917t Stof 
47, Mark und 47t Schilling'): der Komtur von Osterode für I Fäß- 
chen Rheinwein mit einem Inhalte von 1 Ohm weniger 7 Stof 67t Mark 
und 27i Schilling*'). Nach Hirsch ^) stellte .sich der in Danzig gezahlte 
Preis für Bomanie durchBchnittlich auf 9 Mark das Ohm, für Gas- 
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cognerwein das Faß zu 7 Mark, fOr Malvader das Ohm^) m 10 Mark. 
Je nach ihrer Herkunft wurden die verschiedenen Weine in verschie- 
denen Mafien gehandelt Die Verbreitung des Rheinweines wurde 
durdi einen Weinaiisschank, den Kölner in Danzig unterhielten, unter- 
stützt. Audi die Nachrichten, die Aber die lokale Organisation des 
Weinhandels erhalten sind, tragen Kölnisches Gepräge. Die Erlaubnis 
zum Verkauf knüjjfte sich an eine vorherige Prüfung des Weines durch 
Beamte des lüites; diese stellten auch gleichzeitig den Preis fest. Nur 
der Zapf einer Sorte Wein war gestattet, Verwcrhslung des Weins, 
Zusannncnschütten und Verfälschung mit schweren Strafen bedroht. 

Der Weinauscliank scheint jedem, der sich diesen Vorschriften 
unterwarf, freigestanden zu haben: ül)cr den Kölner Ausschank be- 
richtet eine Heschwerdeschrift des Hochmeisters von i;^!»*.)*) an den 
Rat von Köln: er verlangt in derselben den Wein verkauf in Fässern 
seitens der Kolner Bürger. Danach waien sie vom Kleinhandel schein- 
bar ausgeschlossen. 

Neben Lübeck treten im preußisch-hansischen Rheinweinhandel 
namentlich die Städte der Niederlande, in zweiter Linie auch Englands 
hervor. Bei diesen Weinsendungen handelt es sich um den direkten 
Seeweg; der Wein ging von Köln rheinabwSrts nach Flandern, Holland 
und von dort nach Preufien. Der letzte Hafen, von dem das Schiff 
ausgelaufen war, galt dann als Ursprungsland der Waren, die es ge- 
laden hatte. Allgemein hatten Flandern und Brabant f&r Preufien eine 
grofie handdspditische Bedeutung; in Brfigge war der Brennpunkt 
des ganzen westeuropäischen Handels* weshalb eine preufiisdie Ver- 
tretung dort von Wichtigkeit war; ferner war Preufien und mit ihm 
das ganze Ostseegebiet auf die Produkte des flandrischen Gewerbe- 
fleifies, namentUcfa auf die flandrischen Tuche, angewtesen. Da die 
Preufien in Flandern und Brfigge als Mitglieder der Hanse auftraten, 
so kann man sich auf eine sj)ezialisierte Betrachtung des Danziger 
Handels mit den nördlichen Nederlanden beschränken, zumal da der 
Weinbandel mit den Städten Flanderns, es kommen eigentlich nur 
Brügge mit Sluys und Antwerpen in Betracht, äußerst gering war. 
Die Städte der nördlichen Niederlande treten in dieser Beziehung mehr 
hervor. Für den bnlländiseli-preußischen Handel ist die Tatsache in 
Bechnung zu ziehen, daü in Danzig seit alters her zahlreiche Holländer 



1) Das Ohm nchnete man zu 110 Stof, IV, Ohm gingen auf 1 Oxthoft, 
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ansfißsig waren imd dadorcli der Handel zwischen beiden Gebieten 
sich bedeutend ausdehnen konnte. 

Von Holland setzte der Bheinweinhandel, der von KOln aus in 
das ganze niederrheinische Wirtschaftsgebiet ausstrahlte, seinen Weg 
in die Ostsee meistenteils zu Schiff fort, da der LandQbergang an der 
Weser und Elbe an der Ungunst der örtlichen Verhflltnisse einen 
mSchtigen Widerstand fand. Die starke Weineinfuhr aus hollflndischen 
HSfen nach der Ostsee erklftrt sich zur Genüge aus dem Zusammen- 
trefTen der Weintransporte von Köln und der französischen ans la 
Rochelle und der B«aie. Dieser Handel wurde noch [um so mehr gef(f>rdert, 
als sich Utrecht, Geldern und OIhm y<sel von der Mitte des 14. Jalur- 
hnnderts bis zur Mitte des lö. .lahrhunderts als Mitp^lieder der deutsche 
Hanse hetracliteten und durch Teilnahme und Verleihung von den 
Handel begünstigenden Privilegien in engerer Uandelsverbindung mit 
den Städten der Ostsee blieben. 

Für Weineinfuhr nach Preußen kommen von holländischen Stiidfen 
in Betracht'^: Amsterdam, Donlrecht, Ters^lleIlin{^^ Enkhuizen am 
Zuidersee, Zierik/.ee auf Schowen im Mün<lun^'s^'(>l(ipt des Rheins; all- 
gemein die (Irafscliaft Holland, Kampen. Stavoren und Friesland. Von 
1474—1476 wurden nach Danzig versciiirtt: 00 Pipcn Poitonwein, von 
diesen kamen 51 aus Amstenlam, 4 aus Seeland. .H aus Ziorikzee und 
2 aus Enkhuizen. Ilaupthandelsplatz für Wein ist Amsterdam, denn 
die Häfen am Zuidersee wurden nur von Schiffen, die nicht vom Rhein 
kamen, angelaufen, um sich zu verproviantieren; die Angaben über 
die von dortlier kommenden kleinen Weinladungen sind daher ziemlidi 
belanglos. Der Handel mit Poitouwein abertrifft den mit allen anderen 
Wefaisorten bei weitem; sdion der Bheinwein tritt hiergegen bedeutend 
zurflck. An Romaniewein konunen 1476 acht Betten aus Amsterdam 
und eine Botte aus Dordrecht; an Malvasier % Botte aus Dordrecht; 
Kampen ist mit einer Einfuhr von 10 Stttek Wein ohne nlhere An- 
gabe der Sorte vertreten. Allgemein ist aus den Oberaus verstreuten 
and teilweise auch ungenauen Angaben Ober die Weinarten ein aus- 
gesprochener Handelsweg oder die Herausbildung bestimmter Plätze 
fflr die verschiedenen Sorten nicht zu bemerken; so gewaltige Handels- 
zentren wie Brügge und Köln verwirrten die bis dahin regelmäßigen 
Handelswege, so daß eine Detaillierunt^ unmöglich durchzuführen ist 
Nur 80 viel steht fest, daß in den Niederlanden mit Unterstützung 
von KOhi ein großer Weinmarkt für nahezu ganz Europa war. 
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Einen ähnlichen Mittelpunkt, nnr in Uemerem llafistabe, bildete 
Danzig für den Norden nnd Osten Enropaa Bis hierher ging der 
Weinhandel direkt, um sich dann nach allen Bichtungen zu verzweigen: 

zum Teil zurück, um die Städte der pommerschen Kflste zu versorfjen. 
zum Teil nach Norwegen iitid Schweden, endlich nach Riga und Reval 
und von dort, nach Rußland. Für Polen kommt die Weichselschiffahrt 
und das feste Thorn als Stützpunkt des litauischen und polnischen 
WcinlKuidcIs in Betracht, der über diese Stadt einen nahezu reinen 
Lauüweg nach Rußland fand. 

Der Landhandel von Lübeck nach Danzig ging der Ostsecküste 
entlang über Rostock, Stralsund, (Jreifswald. Stettin und Kolberg: er 
kommt für Wein niclit in Hctnicht. Nur ivoll)erg und Stettin sind im 
Verkehr mit Danzig Ausfuhtpliitze für den im Mittelalter am ganzen 
Gestade der Ostsee und weit im Litauischen und im Polnischen ver- 
breiteten Wein aus Guben, dem sogenannten (iobynischcn Wein. Dieser 
Wein wai- in seiner Heimat außerordentlich beliebt, dazu sehr billig; 
unter den Rechnungen des deutschen Ordens linden sich 1406 6 Faß 
Gobynischer Wein mit nur 20 Mark angegeben^;. Im Vergleich da- 
mit ist der Bheinwein ungefähr zehnmal so teuer. Der Gobynische 
Wein und namentlidi die preußischen Landweine aus der Gegend um 
Thorn wurden viellach nadi Polen und Rufihmd exportiert: 1490 ver* 
liefien 2 Faß Gubener Wem den Danziger Hafen, wahrscheinlidi in 
der angegebenen Richtung >). Gubener Wein wurde im Jahre 1475 in 
Danzig importiert aus Stettin: 50 Fuder« aus Kolberg 1474: 3 Fuder « 
außerdem aus Stettin 1474 und 1475 zusammen 71 Fuder und 2 Faß 
Wein ohne Angabe der Sorte*). Auch nach Königsberg erstreckte sich 
der Stettiner Handel; wir hören im Jahre 1456 von der Strandung 
eines Schiffes, das von Stettin kam, nach Königsberg bestimmt war und 
247s Fuder Wein geladen hatte*). Diese bedeutenden Quantitftten 
lassen auf einen sehr regen Handel mit diesem Wein schließen. 

Der Weinhamlel von Danzig nach Schweden, Norwegen und 
Dänemark war sehr gering, da einmal das Bier hier bevorzugt wurde 
und dann die Revölkerung zu arm war, um sich ein Luxusprodukt, 
wie Wein es war, zu kaufen. Die Schiffahrtsregister geben über eine 
Ausfuhr von Wein nach Skandinavien, ebenso wie nach Finnland, das 
damals mit Schweden verbunden war, keinen Ausweis. Nach Hirsch 

1) Sattler a. a. O.. S. 32, Z. 1. 
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väi Danzig nach Skandinavien namentlich Poitou- und Romanievein 
exportiert haben; Quellenangaben fehlen allerdings hierüber. Außer- 
dem ist auch nur anzunehmen, daß Danziger Schiffe direkt vom Ur- 
sprungsland den Wein nach Skandinavien gebracht haben. Nach Däne- 
mark war der Danziger Scliiffsverkehr überhaupt gering; Wein findet 
sich nicht unter den Waren. Er wird nur in den Scliadensverzeich- 
nissen aufgeführt, weldie die Dünen als Seoräul)or veranhiUteii. Natür- 
lich war der Wein, von dem wir auf diese Weise Kenntnis erhalten, 
bei weitem nicht immer für Dänemark bestimmt, sondern befand sich 
nlei^teMs auf dem Wege nach Osten. i)eisi)ielshall)er sei ein Schaden- 
verzeichiHs von 14(J2 angelTdirt ' , (his auch für die Mannigfaltigkeit 
der Sorten im damaligen Wcinliandel lehrreich ist: es wuiden als ver- 
loren angegeben: öV._, Pipen Wein. Kigentum zweier Danziger Schiffer; 
ferner 2 l'ipen (iascogner Wein, 2 Fässer iiastert, 0 Kässer Malvasier 
und 2'/2 Fässer griechischer Wein; ein anderer Danziger liiirger büüte 
Wein im Werte von 100 Kronen ein; der Wert des Malvasiers belief 
sidi insgesamt auf 240 Murk. Die Danziger erwiderten diese Be- 
raubungen ihrerseits mit Bepressalien*); sie nahmen im Jahre 1458 
ein Schiff weg, das von Kopenhagen nach Reval unterwegs war und 
nnter seiner Ladung 4 Pipen Wein hatte. 

Von großer Wichtigkeit war Danzig ffir den hansisch^russischen 
Handel, soweit er sich auf die heutigen russischen Ostseeprovmzen 
erstreckt Es kommen hier namentlich Reval und Riga in Betracht; 
von diesen Stfidten aus wurden dann die Waren auf den russischen 
Ifarkt gebracht Das Hinterland zu Reval und Riga bildete Nowgorod, 
ein uralter Freistaat der seit alters her die Rohprodukte des inneren 
Rußland mit Benutzung des Wolchow, des Ladoga.sees und der Newa 
nach Wisby brachte. Mit der Verbreitung hansischen Handels in Liv» 
land und Estland rissen die Hansen diesen Handel, dei bis dahin von 
den Russen besorgt war, ebenfalls ganz an siclu Seit dieser Zeit be- 
ginnt die hansische Ei)oche in Nowgorod. 

Die Weinausfuhr nach Livland und P^stland wurde außer von 
Danzig. auch von Lübeck betrieben. Schon frühzeitig bestand eine 
diiekte \'erbindung zwischen Lübeck und Riga, an der auch die Wcin- 
Iransporte beteiligt waren. Später bildeten sich in Lübeck Iliindels- 
kompanien für den Handelsverkehr nach dem Osten heraus, von denen 
die der Kigafahrer, scheiubai* die älteste, eine groUe Bedeutung er- 
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langte^). Der Ilauptanteil Lflbecks am rigaiscben Weinhundel fällt in 
nachhansische Zeit; eine rif^aische Zollrolle') vom Ende des 17. Jahr- 
Imnderts führt alle bekannten mittelalterlichen Weinsorten an: Rhein- 
wein. Poitouwein, Malvasier, Hastart und Honianie. Über die direkten 
Handelsbeziehungen Lübecks mit Ueval lie^jen bessere Belege in ZoU- 
büchern und Zolhjuittunpen vor^). dii^ den Zeitraum von VM',\ 18S4 
umfassen und für den Weiiihandel zNvischen Lübeck und Reval einige 
Schlüsse zulassen. Der Revaler Export und Import war an sich sehr 
bedeuiciid und belief sicli in dem angegebenen Zeitraum auf einen 
durchscliuittlichen jährlichen Umsatz von einer iMiilion Mark in unserem 
Gelde; doch war er hierbei erheblichen Schwankungen ausgesetzt: UJ79 
erhob er sieb auf 2160404 Mark, während er 1381 auf 745 237 Mark 
sank'). Bei der aiehtlidi unToDstlndigen Angabe des Sehifkverkehrs 
— er schwankt zwischen 8 Schiffen im Jahre 1379 nnd 47 Schiffen 
im Jahre 1384*) — Iftfit sich Genaueres Aber die Weinemfuhr, von 
einzebien Notizen abgesehen, nicht sagen. Ein direkter Handel zwischen 
Labeck und Reval ist aus dem Jahre 1454 nachweisbar*); unter der 
Ladung eines Iflbischen Schiffers, die nach Reval bestimmt war, be- 
ianden sich 7 StQek roten Hefiweines und 1 Bota Romanie; 1387 lief 
in Reval ein Schiff eines K&lner Bflrgers ein*), das 64 StOck Wein im 
Werte von 4400 Rheinischen Gulden geladen hatte. 

Mit diesen dürftigen Notizen wären die sicheren Angaben Ober 
einen lübischen Handel oder Oberhaupt eines Handels von Westen her 
erschöpft. 

Besseren Anhaltspunkt für den Weinhaudel mit Livland und Est- 
land gibt Danzig durch seine SchifTstabellen. Die Zahl der aus Reval 
in Danzig angekommenen Schiffe betrug in den Jahren 1474 —1476**) 
insgesamt 31; die aus Riga \'.\. Redeutend für den Weinliandel war 
auücrdem Abö in P'innlatid, das nicht weniger als öti Schifte in der 
angegebenen Zeit nach Dan/ig siinlte; brachten ausschließlich Natur- 
produkte wie Felle, Fische uiul 'Iran. Die Zahl der Schiffe, die von 
14iX)— 14D2 Danzig veriietien, war beträchtlich geringer; nach Abö 
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immerhin noch 11« nach Reval 3 nnd nach Biga nur 2. Auf diesen 
Schiffen wurden ausschließlich rote Weine verfraclitet nach Reval 
3 Pipen Poitouwein, 2 Pipen Bastarti 2 Pipen Romanie, ' .j Faß Mal- 
vasier; nach £Uga 1 Faß Malvasier, nach Abö 4 Stück Poitouweiii. 
Diese Weine wurden dann von Riga und Reval aus durch Kaufleute, 
die mit Danziger Firmen in Verbindung standen, nach Rußland weiter 
vertrieben; das beweist der Unistand, daß in den Beschwerden der 
Russen über Weinverfälsthuiigen nur von französischen und anderen 
„beiiicMi" Weinen die Rede ist» die nach den obigen baltischen Häfen 
exportiert wurden. 

Von Riga aus stand dem Handel durch den Wasserlauf der 
Düna das ganze diesen Fluß umgrenzende (icbict otTen mit seinen 
damals wichtigen Handelsplätzen Dünaburg, Polozk und Witebsk. 

Im Anschluß an das Aufblühen der baltischen Städte hatte sich 
Nowgorod ebenfalls als Handelsplatz ersten Ranges entwickelt; schon 
1191 ist ein Verkehr Nowgorods mit deutschen Kauflenten oacbweia- 
har*). Aus dem Jahre 1269 datiert das groBe Privileg; das den Handel 
zwisdiea Rnsaen mid Deutschen im einzelnen regelt Auf dem dortigen 
Peterfaof fimd der Austausch zwischen den Erzeugnissen des ganzen 
russischen Reiches, unter denen das Pelzwerk die bedeutendste Rolle 
spielte, mit den Erzeugnissen der westlichen Industrie und des west- 
lichen Gewerbefleifies statt 

Audi der Wein hielt bald nach Grflndung des hansischen Kon- 
tors seinen Einzug. Lnmerhin muß er im Handel sehr zurückgetreten 
sein; denn genaue Angaben lassen sich ans Mangel an urkundlichen 
Nachrichten nicht machen. Es ist aus den gelegentlichen Beschwerde- 
schriften der Russen nur einiges Uber die Ausdehnung des Handels 
und die Arten des Weines zu entnehmen. Eine solche Beschwerde- 
scbrift') ist aus dem Jahre 1337 erhalten, in der der deutsche Kauf- 
mann in Nowgorod über Weinpansclierei der Russen Klage führt; 
es handelt sich wahrscheinlich um den \ erkauf von Gewürzweinen an 
Stelle von reinem Wein; das an dieser Stelle gebrauchte Wort „cry- 
derewine" kann kaum eine andeie Bedeutung haben. Um solche Weiu- 
verfälschuugen bandelt es sich auch in der Zusammenkunft der Hv- 
ländischen Städte in Dorpat im Jahre 1402, die veranstaltet wurde, um 
eine Beschwerde bei der Versammlung der gemeinen Städte in Lülieck 
vorzubereiten, weil sich die russischen Kaufleute aus Nowgorod 

1) Lauffcr :i. a. O., S. 31. 
2» Bau mau II a. a. O-, S. 45. 
3> UauB. UrkuDilb. II, Nr. 599. 
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und Pskow bei ihnen über die Verfälschung der süßen Weine und 
die Kleinheit der Gefäße beklagt hatten'). Hier erscheinen auch die 
süßen Weine wieder, die beinahe ausschließlich von Daiizi«: aus nach 
Livland und Estland exportiert wurden und von dort ihren Weg nach 
den Handelsplätzen Itußlands fanden. Im Jahre 1406 erließ der 
deutsche KanfTiiann in Hrüf^t^e als Antwort auf eine gleiche Klage ein 
(iebot. den Wein nicht mehr zu verf^ilschen und Gefäße von richtiger 
(iröße zu benutzen. Interessant ist dabei die Tatsaclie, daß in diesem 
Falle die iivländisclien l\aufleute in Brügge selbst erschienen waren, 
um ilire Khigen zu vertreten-'). Demnach mußte der Handel von 
großer Bedeutung sein, wenn sich eine so weite Reise verlohnte. 

Es erübrigt noch, die Fhilivcrl^indungen zu betrachten, ntit Hilfe 
deren bisweilen Wein nach Pulen. Litauen und weiter nach Ungarn ver- 
fraditet wurde. Auch hier sind die fragmentarischen Naclirichten nicht 
imstande, eine erschöpfende Darstellung zu geben. 

Für den Weg naeh Polen stand die Benutzung von zwei Flufi- 
läufen offen, der Weichsel und der Warthe. Die Weichsel wurde ohne 
Zweifel viel benutzt im Verkehr zwischen Danzig und den landeinwärts 
gelegenen Städten des deutschen Ordens, unter denen Thom den ersten 
Platz einnahm. Thom selbst baute viel Wein und ist als der Ur- 
sprungsort für den preußischen Landwein zu betrachten ; große Wein- 
gärten umgaben die Stadt und schon frfihzeitig war der Weinzapf in 
der Stadt wohl organisiert. Ohne Zweifel hat ein direkter Weinverkehr 
zwischen Thom und Danzig bestanden, er ist alter urkundlich nicht 
nachweisbar; fttr die Verbreitung des thomscben Weuies spricht die 
Tatsuche, daß der Kommandant der han.sischen Besatzung in Stock- 
holm Henn<in van der Halle, im Jahre 1395 zwei Insten thornschen 
Weines und später noch drei La.sten bestellt^); auch preußischer Land- 
wein wird einmal genannt. Da Thorn durch direkte Handelsstraßen 
mit Guben und auch mit Breslau verbunden war*), so könnten auch 
gubenscher Wein und die schlesisciien Landweine mit Benutzung dieser 
Wege nach der Ostsee gebracht word(ni sein. Einen Weintrans|)ort 
auf der Weichsel beweist eine Urkunde von ]4r)9^); nach dieser ist 
ein Dauziger Schiffer mit seinen Schiflen, die einige Fuder Weiu ge- 
laden hatten, bei WoUiu gestrandet. 

1) Hana. Urkandb. V. Nr. 516. 

2) Hans. UAundb. V, Nr. 722. 

3) Unnserer.csse 1. .\l.t.. IV, Nr. 291'. 

4) Ocsterroii'h. l>ie Haiidelswege Tburn« im MiUdalter, Ö. 11. 
^) Haus. Lrkuxiilb. Vill, Nr. bÜO. 
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Der zweite Weg nach Polen folgte dem Laufe der Wartilie. Im 
Jahre ld90 Terieibt Efloig Wkdislaw tob Polen den Kanfleuten aus 
Lflbeck, Hamburg, Wismar, Rostock, Frankfurt a. 0., Landsberg ein 
Yerkehrgprivileg für sein Ijand*); gleichzeitig hatte er eine Handels- 
straße mit Benutzung der Warthe nach Krakau anlegen lassen. Aul 
dieser wurden von 1 Faß Wein. Malwasier, Granate „oder anderen 
starken Weinen" 6 Heller polnisch Zoll erhoben. Bemerkenswert ist 
wieder die Anftihrung nur „starker** Weine, die die Vorliebe der öst- 
lichen Ilandelsi^pbiote für diese Weinsorten heweisf. Im Jahre 1390 
scheint eine allgemeine Ke^'ftlun,!^' dos liansisch-polnisclKMi Verkehrs statt- 
gefunden zu haben, der nach dem Stralsunder Frieden 1370, nament- 
lich in den östlichen Teilen der Ostsee, an Festigkeit zugenommen hatte. 
Russische und polnische Kaufleute zogen mit ihren Waren nach Westen, 
so daß die Städte Pommerns sicli genötigt salien, diesem wadisenden 
Handel mit Zollbeschränkungen zu begegnen. Die pohiisclien Kaufleute 
brachten die Krzengnisse iiues Landes, isatnralien, Felle, Pelze, in die 
poramerschen Iiiifen, namentlich Stralsund, und tauschten dagegen In- 
dustrieprodukte und Kolonialwaren ein, unter letzteren befanden sich 
auch in großen Mengen „starke Weine". Es ist anzunehmen, daß diese 
Weine auf dem Wasserwege durch preußische Schiffer, z. B. nach 
Stralsund, gebracht wurden; wenigstens stellt Stralsund 1390*) einen 
Zolltarif fttr„Weln aus Granada, lialvasierwein und andere starke Weine, 
die aufwärts gefttbrt werden^ auf, und zwar fQr die Kaufleute aus 
Polen, Ungarn, Litauen und Ruthenien; sie hatten von jedem Faß 
6 Pfennige Zoll zu entrichten. Unter „aufwSrtsflIhren" kann nur die 
Fahrt durch das kleine und große Haff, die Oder aufwärts, Terstanden 
werden; sie gelangten dann in die Warthe und von hier aus auf die 
Handelsstraße nach Krakau. Ebenfalls im Jahre 1390') wurden die Kauf- 
leute aus Krakau, Polen usw. vom Herzog Bogislaw IV von Pmnmmi 
von Abgaben in seinem Lande befreit; sie hatten nur in den pommer- 
schen Städten einen Weinzoll von 2 Schillingen für das Faß zu ent- 
richten: Granada- und Malwasierwein „eddw welkerhande wyn yd zi*'. 

1) Umm. Uikundb. IV, Nr. 1034. 

2) Hans. Urkuodb. IV, Nr. 1018, § 8. 
ai Hau». Urkundb. IV. Nr. 1017, § 3. 



Vulk»irirtM'lia(tl. u. wiitaohafts^i'schichtl. Alilutaillungoii. U. 3. 
Hartm«7»r, W«iiihMiM fa OebtoM dw Hmm. 
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Kapitel IV. 

Der Weinhandel in seinen Produktionsgebieten. 

I. In den hansischen Produktionsgebieten: Köln, die Zentrale des 
westeuropäischen Weinhandels. 

In dem Aktiv- und Zwischenhandel der hansischen Kaufleute mit 

außerdeiitschen Gebieten, mit England und den Niederlanden einerseits, 
und Fraiikreirli andererseits, spielte Köln eine führende Kolle. Köln war 
di^enige Stadt, wo sieh Mandel und rrn luktion die Hand reichten; in 
peiüoni IlintfMlande blühte seit alters her der Weinbau. Vom Oberrhein 
brachten die Weinbauern ihre Erzeugnisse auf den Kölner Markt, um sie 
entweder an die einheiniisdien Weinliandclsgesellschaften oder gleich an 
die fremden Kauticute, die ihnen rheiuaufwärts, aus den KiederlandeD, 
entgegenkamen, unizu:-etzeii ' ). 

Die Vorbedingung für diese mächtige Entwicklung des Kölner 
Weinliandels war einmal die bevorzugte Lage der Stadt, andererseits 
der ausgedehnte Stapel. .\nf letzteren gründete sich vorneiindich die 
wirtschaftliche Machtcntt'altiing der rheinischen Metropole. Dieses 
Stapelrccht war im niittelalterlicheii Handelsverkehr das wirksamste 
Mittel, den Handel an wichtigen riätzcn fcj^tzuhalten und zu kon- 
zentrieren ; da Köln nun durch die Menge seiner Bewohner, wie durch 
den Sdiutz sehier starken Mauern den reisenden Kaufleuten nadi 
langer Fahrt einen bequemen Ruhepunkt mit gleichzeitiger Aussicht 
auf lohnende GesdiSfte bot, so waren die Vorbedingungen für eine 
Gewinn bringende AusQbung des Stapelrechtes gegeben. 

Schon um die Mitte des 12. Jahrhunderts machten die Kölner 
dieses Recht bei sSmtlicben den Rhein heraufkommenden Schiffisn 
geltend'); im Laufe der Zeit wurde dieses Recht wesentlich erweitert 
Man beschrankte sich aber nur auf das Einhigerecfat, d. h., die 
fremden Kaufleute waren verpflichtet, Ihre Waren eine bestimmte Zeit 
lang, meistens 3 Tage, in der Stadt feilzuhalten *). Daneben wurde 

1) Wir sind l>ei der folgenden Dartstcllung auf die Lk-nutzung der gedruckten 
Quellen besdniiikt geblieben. Ein an du Kölner Stadtardiiv gericbtetea Geeodi 
cur Dennlcung waide im Hinblick danaf, daß daaselbe Thema bereite von an- 
derer Seite in Angriff genoninien sei, abschlägig boächieden. 

2i Kiinoii. Cfscliirhi.- Köln*. Rd. I, Ö. 49-4. 
'■i} Knnen a. a. O, üd. 11, i?. 547. 
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auch das Kranrecht gehandhabt, d. h., die vorbei- oder eingefQhrten 
Waren konnten zur Kontrolle des Zolles abgeladen und noch einmal 
auf Wert und Gewicht geprüft werden. Die Stapellinie erstreckte 
sich Ublgs der Stadt von Rodenkirclien bis KieP), innerhalb dieser 
Begrenzung mußten alle Schiffe ihrer Stapelptiicht genügen. Alle 
Güter, die zu Lande in die Stadt gebnidit wurden, durften unterwegs 
keinen Aufenthalt nehmen, sondern muliten olino Verzug und ohne 
unterwegs feiIgel)oten zu sein, dem K(")hier Stai)el zugeführt werden. 

Hauptgegenstund des Köhier Erwerbslohens bildete der Wein, der 
im Engros- und Kndetailhandel (iegcnstand einer ausgebildeten Organi- 
sation-) war. In der Tat zeigt diese eine Voilemlung, die als muster- 
gültig für den ganzen Weinversclilciü einer mittelalterliclien Stadt an- 
gesehen werden kann. Schon frühzeitig hatte der Rat die Organisation 
des Weinhandels selbst in die Hand genoinnien und leitete den gesamten 
Handel mehr wie in anderen Städten nach seinen Ermessen. Die 
oberste Aufsichtsbehörde bildete die Kommission der Rlieinmeister, die, 
vier an der Zahl, vom Rate eingesetzt wurde. Anfangs waren es nur 
drei, nach 1370 aber vier, und zwar zwei vom engen und zwei vom 
weiteren Rate*). Ihre Aufgaben und Pflichten waren mannigfaltiger Art 

Im Jahre 1355 hatte die Ricfaerzeehe die Erteilung der Wein- 
bruderschaft verloren; an ihre Stelle waren hauptsächlich die Rhein- 
meister getreten. Richerzeche und Weinbruderschaft sind fOr den 
Kdhier Weinhandel typische Emrichtungen und bedürfen zum besseren 
Verständnis fflr die gesamte Organisation einer näheren Würdigung. 
Die Richerzeche war die Grundhige der städtischen Verwaltung, die 
Weinbruderschaft die des städtischen Handels; während erstere durch 
die Institution der Rheinmeister abgelöst wurde, blieb letztere noch lange 
bestehen. Früher war die allgemeine Annahme die, daß die Richer- 
zeche aus der alten Gilde entstanden sei*). Über die näheren Umstände 
iiuer Entstehung gehen die Meinungen noch heute auseinander. Im 
Gegensatz zur Gilde war die Richerzeche rein aristokratisch. Ihr Name 
heißt soviel wie Bruderschaft der Reichen % wo „reich" die Bedeutung 
von „mächtig" hat. Nach einer anderen Auffassung allerdings hat 
man in der Bezeichnung einen Spitznamen zu sehen Die Zahl 

1) Knnen u. a. O., M. II. 8. f) 16. 

2) En II eil .i. a. O., Hd. II, S. ;jS5. 

3; Lau, Die Eiilwickiung der kuiiiniunaleu Verfassuug und \'ur\viüuing 
d«r HUdt Km bl* 1396, 8. 29«, Anmerk. 

4) Kruse, die Kleiner Ricberzccbc, 8. 158. 
r» Ennen a. a. O.. IM. II, B. 590. 
Ui Kru»e a. o. U., b. ICtB. 

4* ^ 
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ihrer Mitglieder war beschränkt und in zwei verschiedene Klaasen 
gruppiert Die erste Klasse bestand aas den gewesenen Bflrger- 
meistern, die zweite Klasse aus Bürgern, die das Bürgermeisteramt 
inne hatten oder zu erlangen suchten. Zu den Rechten der Richer- 
zerhe tiehörte die Wahl des Biirgornioisters und die Verleihung des 
Zunftzwanges oder „die Lehnuni^ der Bruderschaft"'). Sie set/te 
ferner den BruderM-iiafteii Obermeister ein, tlie die Statuten der 
Bruder^rhaft genehmigen und ihre riciitige Ausführung iil)erwa('hen 
muUten. Endlich konnte sie gOLjclKMienfalls für die einzelnen Bruder- 
schaften spezielle (Jewerbevorscliriticu erlassen'). Neuerdings sieht 
man in der Weinbruderschaft einen Nachfolger der alten Gilde'). Die 
Gilde war eine allgemeine (icnossenschaft; in einem Mitgliederver- 
zeichnis aus der Mitte des 12. Jahrhunderts*) linden sich alle üe- 
werbearteu vereinigt, die Zahl der Mitglieder ist scheinbar unbe- 
schränkt Die letzten Punkte trennen Gilde und Richerzeche scharf 
voneinander, so daß die Ablehnung der Entstehung der Bicherzecfae 
aus der Gilde gerechtfertigt erscheint 

Wie verhielt sich nun die Weinbruderschaft zu der alten Gilde? 

Die Wembruderschaft erscheint um die Mitte des 14 Jabr^ 
hunderte; ein Mitgliederverzeichnis aller zu ihr qualifizierten Bflrger 
beginnt erst mit dem Jahre 1356. Zum Unterschied von den anderen 
Bruderschaften, fiBhlte der Weinbruderscfaaft jede Organisation. In 
ihr stellt sich lediglich eine Vereinigung aller Bürger dar, die in Ktin 
Weinzapf betrieben*). Dieses Weinzapfrecht stand ihnen neben dem 
Bürgerrecht zu^. Die Annahme, daß die Weinbruderschaft die Nach- 
folgerin der alten grofien Kaufmannsgildc ist, rechtfertigt die Ähnlich- 
keit der beiden oben erwähnten Mitgliederverzeichnisse; beide enthalten 
die Namen von Mitgliedern aller Stände, wobei das P>nrgertuni natür- 
lich überwiegt; bei beiden ist scheinbar die Mitgliederzahl unbegrenzt 
Einen T^ntersrbied sieht Kruse darin daß der Weinbruderschaft die 
Oriiaiiisation fehlt und eine unbegrenzte Teilnehmerzahl offensteht, 
während die Güdo eine fest gesclUossene Organisation war, ihr muiite 

J) Kruse a. a. O., 8. 172. 

2) Kruse a. a. O., S. 179. 

3i Kruse u. a. O.. S 103; Lau a. a. O., S. 244 ff. 

4) Euiieii, Quellen zur Kölner Gesch., bd. I, S. 148. 

5) Lau a. O., B. 226, 

(j| Stein, Akten zur CJeschichte der Verfn.ssung und VerwaltODg der Stadl 
Köln. BJ. II, S. m, § c; KiiiK-n, (4e>»di. Bd. II, & (MX). 
7j Kruse a. a. O., S. 16ti. 
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jeder angehören, der in KOb Inulmflnmsch tfitig sein wollte. Lau*) 
will für Köln diese Bestimmungen nicht so scharf ausgesprochen 
wissen; er hfilt Wembmderschaft und Gilde vielleicht f&r identisch. 
Die Schuld an dem Mangel einer reinlichen Sdieidung zwischen Bicher- 
zecfae, Gilde und Weinbruderschaft ist hauptsächlich in dem unzu- 
verlässigen und wenig einheitlichen Material zu suchen, weswegen die 
Forschung über diese ältesten Kölner Genossenschaften noch nicht 
als abgeschlossen zu betraditen ist. Die Entstehung der Weiiibruder- 
schaft aus der Gilde läßt sich allenfalls aus der Tatsache herleiten, 
daß im 12. und 13. Jahrhundert die einzelnen Gewerbe zu Genossen- 
schaften mit Zunftzwang zusammentraten; die Teilnehmer fohlten sich 
durch diese Organisation vollständig befriedigt und hielten den Erwerb 
der Gildengemeinschaft für uniiötif;. Aufnahme in die Weinbrudcr- 
schaft konnte nur der liiliaher des Bürgerrechts finden. Dienstboten 
waren ausgeschlossen, wenn sie nicht 3 .lahre laiii; hintereinander auf 
eigene Kost gesessen liatten. Ei»enso war den Ivistensitzern und Wein- 
knappen, den Gehilfen des Zapfers. der Eintritt verboten-). Reim 
Tode eines Mitf^liedes ging der Weinzapf auf seine Witwe über. l»ei 
einer etwaigen Wiederverheiratung ging sie aber dieses Rechtes 
verlustig'). 

Später erlitt das Recht, die Weinbruderschaft zu erwerben, mancherlei 
Einschränkung. Im Jahre 1372 wurde es sogar auf die Dauer von zehn 
Jahren ganz aufgehoben, um den Neueintritt von Mitgliedern zu unter- 
binden^). Ein anderer Erlaß aus demselben Jahre macht den Eintritt 
in die Bruderschaft von dem Besitz eines Pferdes abhängig' ). Wer 
sich ein Pferd nicht halten wollte oder konnte, ging der Weinbruder- 
schaft auf zehn Jahre verlustig*). Dadurch war unbemittelten Borgern 
der Eintritt und somit der Weinzapf unmöglidi gemacht Diese äußerst 
sdiarfen und teilweise ungerechten Verordnungen der Gesdüechter- 
herrsdiaft blieben hmge bestehen und trugen später zu ihrem Sturze 
nicht unwesentlich bei. Das Recht, die Weinbrfiderachaft zu verleihen, 
war 1365 von der Richerzeche auf den Rat flberg^aagen. Die Bicher- 
zeclie empfing nur noch Vt ^'^^ EintrittsgebQhren, der Rat die 



1) Lau a. a. O. S. 228. 

2) Stein «. a. O., Bd. I, 6. 71. 

3) Enn«n, Quellen, Rcl. I, S. 155. 

4) Htein a. a. O., Bd. I. S. 89, § 13. 

5) Stein a. a. O., Bd. I. S. 108, § 3. 

6) Stein a. a. O-, Bd. I, 6. 108, § 7. 
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anderen Es blieb ihr nur nocb das Recht, bei der Zulassong 
zur Weinbmderschaft mitzustimmen. 

Die Eintreibung der Eintrittsgebfihren stand den Bheinmeisteni 
zu. Sie waren im Besitz ihrer Morgensprache, die ihnen vom Rat 
verordnet \\-ar: danach durften sie nur den Wein zur Niederlegung 
annehmen, der ihnen vom Rat bezeichnet war, bei einer Strafe von 
6 SchilHngen. (Rheinmeistereide von 1341 und 1.^01 Ilire haupt- 
säcldichste Funktion war die Aufsicht Ober den Kölner Stapel und 
die Schlichtung aller Streitigkeiten, die im Warenverkehr auf dem 
Rhein vorkamen; sie vertraten die sogenannte Rheinpolizei In ihrer 
Rolle ist die ganze Organisation dos K<"»lner Weinhandels sowie des 
Weinzapfes innerlialh der Stadt enthalten. 

Neben der Koinniission der Rheirnneister wurde 137H eine andere 
Rfitskommission gebildet, die sogenannte Weinxliiile. Die Weinschule 
stellt die Oberanfsichtsbehörde über den städtischen Weinhandel und 
Weinzapf dar. Sie bestand aus s Ritsniitgliedern*) und hielt Dienstags, 
Donnerstags und Sanistags Sitzungen ab, wo Hechtsfragen auf dem 
Gebiete des Weinhandels entschieden wurden-'). Diese acht Herren 
standen den Rheinmeistern in der Erledigung der Verwaltungsgeschäfte 
zur Seite und mußten selbst vorher das Amt eines Rheinmeisters be- 
kleidet haben ^. Die Einberufung der Weinschule geschah durch die 
Rheinmeister'); um ihr den Charakter einer unparteüsehen Geridits- 
behörde zu bevahren, war allen Beteiligten die Teilnahme am städtischen 
Weinhandel untersagt*). Die Weinschule wuchs in ihrer Bedeutung zu- 
nehmend; ihr Einfluß war in der Mitte des 15. Jahrhunderts so grofi^ 
dafi ein von ihr ausgestelltes Zeugnis zur Erlangung des Kölnischen 
Bargerrechtes genflgte'). 

Die niederen Beamten der Weinscbule setzten sieh aus den 
Schreibern und Boten zusammen; ihr Eid macht ihnen Gehorsam 
gegen die Rheinmeister, pOnktliches Erscheinen in der Schule und 
Verweigerung alier Geschenke zur Pfliclit. Neben ihrer Schreiber- 
beschäftigung hatten sie allgemein auf alle Übertretungen im Wein- 

1) Lau a. a. O.. S. 86. 

2) Stein «. a. O., Bd. I, S. 40, 41, 54. 

3) Ennen. Gesch. a. a. O , Bd. III, 8. 40. 

4) Stein a n O., Bd. II. S. 378. 

5) Eil neu, üesch. a. a. O., ßtl. III, S. 49. 

6) Stein a. a. 0., Bd. II, & 585. 

7) Stein a. a. O.. Bd. II. 8. 380. 

8) Stein a. a. O.. Bd. II, Nr. 148. § 60. 

9) £Dneo. Gesch. a. a. O.. Bd. V, ä. 748. 
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handel achtzugeben und g^benen&lls von ihren Beobachtungen in 
der Weinschule Anzeige zu erstatten. Man kann die Weinschule kurz 
als das oberste Weinhandelsgericlit Kölns bezeichnen. 

Die Rheinraeister und die Weinscbule bildeten die oberste Be- 
hörde für den Weinhandel im ganzen, sowohl für den Großhandel 
auf dem Weinniarkt, wie auch für den Klein verschleiß in der Stadt 
selbst, den Weinzapf. Diese beiden Arten des Weinliandels hatten 
wieder ihre eigene Organisation: Auf der einen Seite der Woinmarkt 
mit seinen Beamten, den Vi>ierern, I'nterknnforn. Weinsdirötcrn nnd 
den niederen Marktgehilfen; auf der amlereii Seite das Zai»fL^c\veii)e 
in den Wirtstavernen mit dem Personal der Wirte, den Kistensitzern, 
Weinzapfern, Weinsciienkon und Weinrufern. 

Der älteste Kölner Markt verkelir spielte sich auf der alten 
Martiiisinsel ab. Hier hatte der Viktualienhandel seinen Platz, an 
den der Holzniarkt, der Heuniarkt, die Stände der Fleischer und Fischer 
sich anreihten. Im 12. und 13. Jahrhundert verschwanden die offenen 
Buden, in denen die Viktualien feilgehalten wurden, und an ihre Stelle 
traten grofie Häuser mit Speicher- und Kellereinricfatungen. Die Markt- 
distrikte wurden in Straßen verwandelt, behielten aber ihre alten Namen 
bis auf den heutigen Tag. In diesen Straßen higen die Hftuser fOr 
die einzelnen Warengattungen, so das Kramhans ffir Kolonialwaren, das 
Fkicbshaus, Leinwandkaufhaus und andere^). 

Der Weinhandel hatte nur geringen Anteil an diesem Knunhaus- 
verkehr; er spielte sich entweder auf dem Rhein in den Weinschiffen 
oder am Lande in den Wirtshfiusem ab. Höchstens kOnnte ftlr ihn 
das Kramhaus in Betracht gekommen sein. Im Laufe der Jahrhun- 
derte entwickelte sich Krdn zu einem riesigen Stapelplatz, weil es die 
Grenze zwischen Fluß- und Seeschifiahrt bildete. Darum ging das 
Streben der Stadt darauf aus, durch Stärkung des Eigenhandels und 
Festhalten des Zwischenhandels mit weitgehenden Stapelgerechtsamen 
den Weinhandel in Köln zu monopolisieren. In der Tat hielt sich 
der Wein die ganzen Jahrhunderte hindurch an der Spitze des Ge- 
samthandels. 

Das Hauptf^ewiclit lag auf dem KiiztMihandel. dergestalt, daß die 
Kölner Kaufientc lioi den Produzenten in den riieinaufwärfs gelegenen 
Landstrichen einkauften und von Köln aus die Produkte weiter in den 
Handel brachten. Öfters traten (ie.sellschaften zusammen mit einer für 
die damalige Zeit großen Kapitalsanlage, um gleich ganze Kreszenzen 



1) £Qnen, Gesch. a. a. O., lid. I, S. 500. 
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anzukaufen. Im Jahre 1502 wurde -so ein Kaufvertrag von einem 
Rcntineister und einem Rheinmeister ans Köln mit der Gemeinde 
Waldagasheim auf 10 Jahre abgesclilossen, nach dem die ganze Kres- 
zenz des Dorfes den beiden (ieselischaftern käuflich tiberlassen wurde. 

Schon am Ausgang des 11. Jahrhunderts roiclite das Gebiet, das 
Kölner Kaufleute in das Bereich ihres Weinhandels gezogen iiatteu, 
von den Küsten Englands bis Steiermark', f^.in so ausgedelinter 
Handel führte jahraus jahrein eine große Menge von Kanflenten nach 
Köln und bedang den Erlaß zalilreiciier Vorschriften. Schon bei der 
Anfahrt zum Weinmarkt begann die Kontrolle der städtischen Be- 
hörden. Aller Wein, der zu Lande nach Köln eingeführt werden sollte, 
brauchte nicht notwendig nach dem Markt dirigiert zu werden. Wenn 
der Wein dagegen in Köln zum \ erkauf bestimmt war, so durfte mit 
ihm innerhalb einer Meile um die Stadt herum kein Detailhandel ge- 
trieben werden*). Die Wirte hatten die Verpflichtung, jeden Kaufmann, 
bevor er seinen Handel in Kdln begann, zu fragen, ob er keinen 
Detailhandel vorher getrieben habe; gab der Kanimann es zu, so 
mufite der Wirt den Handel untersagen. Auch Unwissenheit scfafitzte 
den HSndler nidit vor dieser Verordnung. Wenn es sich herausgesteUt 
hatte, daß doch innerhalb der angegebenen Grenzen Kleinhandel mit 
Wein stattgefunden hatte, so mußten die betreffenden Kanfleute mit 
ihren Waren die Stadt sofort verlassen *}; aufierdem war für jedes Faß 
eine Strsfe von 5 Mark zu zshlen. 

In weit größerem Maße spielte sich der Handel am Rhein ab. 
entweder noch auf den WeinschifTen oder am Stapel Da sich im 
Kölner Hafen See- und Flußschiffahrt begegneten, wurde der See- 
und Flußhandel streng auseinandergehalten. Die Kaufleute, die rhdn- 
abwärts nach Köln kamen, hießen die Oberländer, diejenigen, die von 
Holland heraufkamen, die Niederländer. Die Grenze, bis meweit sie 
landen durften, war an der Hitzgasse festgelegt Die Trennung war 
so streng durchfrefülirt. daß Ober- und Niederländer nicht direkt in 
Verbindung treten konnten; ebenso durften sie nicht zusammen bei 
einem Wirt ihren Handel erötinen; deshalb unterschieden sich auch die 
Wirte nach solchen, die nur Niederländer, und nach solchen, die nur 
Oberländer bei sich aufnehmen durften. Die Hitzgasse bildete all- 
gemein die Grenze für den W-einliandel, denn oberhalb derselben war 



1) Knncn, Gcfwli. a. a. O., Bd. I. 8. 841. 

2) Stein a u. (J.. ik\. II. S. 23.^). 

3) Stein a. a. 0-, Bd. II, Ö. 235. 
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jeder Kauf oder Verkauf tod Weinen untersagt^); Wirt und Hftndler 
worden im Oberkretungafall zu gleicher Strafe herangezogen; Unwissen- 
heit schützte allerdings in diesem FaUe den Händler. 

Der Handel am Rhein war nur geborenen oder eingeschworenen 
Bürgern erlaubt; beteiligten sich Wirte oder Unterkäufer daran, ohne 
im Besitz des Bürgerrechtes zu sein, so mußten sie eine Strafe von 
ö Mark zahlen. Das eigentliche Handelsgeschäft ging meistenteils 
noch auf den Schilfen vor sich. Wenn ein Händler beispielsweise ge- 
nügend Ware eingekauft hatte, so charterte er ein Schiff und führte 
sie rheinabwärts nach Köln: die Schiffe warfMi iiiclit das Eigentum der 
Kaufleute, sondern gehörten soc^eiianiiteii Öcliitlsjtatronon, die von den 
Erträgnissen der Fracht ihren Unterhalt bestritten. Ks mutet ganz 
modern an, wenn man hört, daß Waren aus Spanien oder Krankreich 
auf llechnung Kölner Kaufleute direkt nach Norden verfrachtet werden, 
ohne überhaupt Köln zu berühren, geschweige denn durch die Hände 
ihrer Eigentümer zu gehen»). 

Auf den Schiffen, die rheinabwärts nach Köln gekommen waren, 
ging das Geschäft folgendermaßen vor sich: Vor allem wurde der echt 
zünftige Grundsatz bewahrt^ jede Konkurrenz zu beseitigen. Den an- 
kommenden Sdiüfen entgegenzobliren und sieh vielleicht im voraus mit 
den HSndlem ms Einvernehmen zn setzen, galt als sdiweres Vergehen*). 
Auf jedem Schiff durfte nur einmal ein Verkauf stattfinden, nicht 
in zwei oder drei Serien; kleinere Quantitäten abzugeben, war nur mit 
Mfe der Rheinmeister gestattet, sonst mußte mindestens der Verkauf 
der halben Schifiialadung durch die Zahl der anwesenden Käufer ge- 
wihrleistet sein*). Zuwiderhandlungen der HSndler wurden mit fOnf 
Hark bestraft, während den Unterkäufem, die diese duldeten, die Er^ 
laubttis, Unterkauf zn treiben, auf drei Jahre entzogen wurde. Wenn 
eine genügende Anzahl Käufer beisammen war, wurde ausgewürfelt, 
in welcher Reihenfolge die einzelnen zum Kaufe zugelassen werden 
sollten^); diese Maßre-^^el hielt man fiftr gut, um Zwietracht der Bürger 
bei der Auswahl des Weines zu vermeiden. Auf die Nichteinhaltung 
der Auslosung war 10 Mark Strafe gesetzt. 

Diese Maßregeln bezogen sich nur auf rheinabwärts kommende 
Schiffe oder, wie es in den Urkunden heißt: „die aus Elsaß kommen''. 

1) Stein a. a. O.. Bd. II, Nr. 158, § 29. 

2) Enneii, Geich. «. a. O., Bd. III. 8. 728. 

3) Stein a. a, O.. Bd. If, Nr. 114. § 32. 

4) Stein n. a. ü.. Bd. II. Nr. 148, § 20. 

5) Stein a. a. O., Bd. II, Nr. 148, § 39. 
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Wenn Schiffe rheinaufwärts Woin nach Köhl führten, so handelte es 
sich entweder um südliche Weine, meistens in lileinen Quantitäten 
aus Spanien, oder um Wein, der für Köln nur Durchgangsgut bildete; 
in diesem Fall miiüte der Eigentümer schwören, dieselben in Köln 
nicht auf den Markt zu bringen. 

Die (irundlaf^c für den llaiidpl der Bürger in der Stadt bildete 
das Verbot, keine (icscluifte unter sicli anzuknüpfen: dasselbe fjalt auch 
für die freu)ilen Händler. Kin l'ür.iier durfte nur mit einem fremden 
Kaufmann oder einem (last, wie er offiziell genannt uurdc. in Ver- 
bindung treten und auch dies mir durch Vermittlung der sogenannten 
Unterkäufer'). Zuwidcrliamielnde Bürjj;er wurden mit harten Strafen, 
beisi)i('l>weise mit drei .lahren Turm, bestraft-); außerdem hatte jeder, 
der Kunde von solchen Handelsgeschäften bekam, die Auzeigepflicht 
bei den Rheinmeistcru. Der frenule Kaufmann dagegen hatte von 
jedem Fuder fünf Mark Strafe zu zahlen''), ebenso der Wirt, der den 
Gast beherbergte. Wenn ein Bürger mit einem oder mehreren Kauf- 
leuten eine Handelsgesellschaft auf dem Rhein einging, so sollte er 
den Wein ^teilen*''); das ist vielleicht so zu verstehen, daß von der 
gemeinsamen Ladung sowohl dem Bflrger vrie dem Hilndler bestimmte 
Teile ssufielen, deren Verkauf sie zu flbemehmen hatten; hierdurch 
wurde das Risiko gleichmißiger verteilt und namentlich die Bildung von 
Unternehmungen mit stillen Teilhabern unmö^ich gemacht Anderer- 
seits konnte eine besondere Empfehlung der Ware dadurch, dafi viel- 
leicht angesehene Bflrger mit ihrem Namen die Gescfafiflssicherheit der 
Unternehmung verborgten, kaum vermieden werden. 

Den Borgern war es gestattet, zu Lande den Weinhändlern ent- 
^ gegenznfahren sie waren aber verpflichtet, den eingekauften Wein 
in die Stadt zu führen, um hier die Messung und Versteuerung durch 
die städtischeii Heamten vornehmen ZU lassen. Nach den vorliegenden 
Quellen ist der Weinhandel im Kleinen äußerst rege gewesen. Auch 
minder begüterte Leute hatten oft vor den Toren der Stadt ein kleines 
Stück Land, auf d(Mu sif Weinroben i)tlanzten, und dessen Erträgnisse 
sie auf den Markt bracliten. Tm sein eigenes Gewächs zu verzapfen, 
war nicht einmal die Notwendigkeit geboten, Bürger zu sein, ein Be- 
weis, wie sehr es dem Rate darum zu tun war, den Eigeuliandei der 

n Rnnen. Gesch. «. «. Oh Bd. III, K 732. 

2) Sltin a. «. Qm Rd. n. Nr. 114, $ »8. 

3) Stein a. a. O., Bd. II, Nr. 11 J. § 10. 

4) Stein a. a. O., Bd. II, Nr. IM. § 11. 

5) Stein a. a. O., Bd. II, Nr. lU, § 35. 
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Stadt zu imtentfltzeii. Znm Verlonif des eigenen Wuchses war nor 
die Erlaubnis der Weinschule nötig und dann natOrlich die Hinter- 
legung der vorgesehenen Akzisen. Endlieh mufite jeder Zapfer den 
reditmäfiigen Besitz des Gewächses unter Eid nachweisen können'). 

Der Weiterverkauf von Wein an fronule Kaufleute seitens der 
Borger war bei Strafe von 5 Mark für jedes Fuder verboten Wohl 
aber war es ihnen erlaubt, ihren Wein im Kleinhandel in kleineren 
Quantitäten mit Erlaubnis der Rheinmeister zu verkaufen cnler „drei 
oder vier Trünke daraus zu machen'* 3). Als Maxinialpreis für ihre 
Ware waren auf dem Lande (> Scliillinf?e für das Kuder fesfj^osetzt*). 

Zur Ül)er\vachun^^ des Weinhandels innerhalb der Stadt, wie auf 
dem Rhein und am Staden waren vom liat zahlreiche Beamte ver- 
onlnet, deren Tätigkeit genau fixiert war. Sie waren städtische Be- 
amte und standen im städtischen Sold, abgesehen von den Biovisioiien 
und Tantiemen, die ihnen l»ei Ausführung ihres Amtes zutielen. Zu 
den liöheren Beamten geliören in erster Linie die I^nterkäufer und 
die Visierer. Die ersteren waren städtischerseits konzessionierte, ver- 
eidigte Vermittler, welche die vom Ilate in tinanztechni.scher und 
handelspolitisdier Hinsidit erlassenen Ordnungen zu überwachen hatten. 
Solche Unterkäufer gab es fflr die Tersehiedensten Arten des Handels- 
Torkehrs, so z. B. beim Holzhandel, beim Pferdehandel, beim Woll* 
handel und im lieinwandhaus *). Die Funktionen des Maklers und 
des Beschfltzers der fremden Kaufleute vor betrügerischer Behandlung 
seitens der Bflrger, wie sie in Ulm und Nürnberg gebandhabt wurden, 
Mlen fOr KOb nidit so ins Gewicht Hier waren sie mehr Aubichts- 
beamte ftlr alle Zweige des Weinhandelsverkehrs, namentlich für die 
polizeOidien Haßnahmen und die Akziseordnungen. Zu ersteren ge- 
hörte beispielsweise die Begutachtung der Ffisser nach ihrer GrOfie; 
Fässer von 4—7 Ohm galten fßr klein; von 7 Ohm bis zu einem 
Fuder für groß. Eine ungenaue Ausführung der Einteilung brachte 
ihnen den Verlust ihres Amtes auf ein Jahr''). 

Beim Kölner Weinhandel waren vier TInterkäufer angestellt^ eine 
Urkunde von 1477 zählt sie namentlich auf 0; 1483 wurde ihre Zahl 

1) Stein a. a. O., IV<1, II. Xr. 377. 

2) Stein a »i 0., B<i. II, Nr. 114. § 3. 

3) Stein a. a. O.. i3d. II. Nr. 148, § 20. 

4) 8t«iB O.. Bd. n, Nr. 114, § 1. 

5) Lau a. a. 0.. S. 201, Anraerk. 

6) Stein n. a. O.. Bd. II. Nr. 149, f 21. 

7) SteiD a. a. O., Bd. U, Nr. 324. 
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am einen verringert*). Diese ünterkinfer wnrden von der BehMe 
nur bei solchen Handelsbetrieben angestellt, bei denen sie durch die 
Erhebung einer indirekten Steuer ein fiskalisches Interesse hatte. Da 
nun bei indirekten Steuern am ehesten HinterziehuDgeD vorkommen 
konnten, so wurde den Unterkäufem ein Anteil an den einlaufenden 
Strafgeldern zagesichert Der Unterkauf auf dem Rheine und auf 
dem Lande war getrennt'), der Unterkäufer, der sein Verwaltungs- 
gchict verlief, zahlte fttr jedes Fuder, das durch seine Hfinde ging; 
12 Mark Strafe. 

Jeder Bürger, ausgenommen wer das Wlrtsgewerhe trieb, konnte 
rnterkäiifer wenloti "^;: nktivo Botniligung am VVeinliaiidel *), auch durch 
Vorschießen von KajMtal •'■), und ZuL'ehörigkeit zu einer Handelsgesell- 
schaft*') war verboten. Der Lohn der rntorkäufer betrug im Höchst- 
fälle tj SchilliiiLre für (bis Fuder, von welcher Zahlung die eine Hidfte 
der Käufer und die andere Hälfte tier \'erkäiifer zu tragen hatte'). 
Mehr als die vorgeschriebene Summe anzunehmen war verboten, und 
der Bürger, der durch höheren Lohn den l/nterkäufer für sich ge- 
winnen wollte, verfiel in die aluiorni hohe Strafe von BK) Mark und 
durfte ein Jahr lang keinen Weinhandel treiben Nur die Annahme 
einer Gratifikation war den Unterkäufem gestattet, und zwar in Gestalt 
dnes Quantums Wein, dem sogenannten Stichwein; betrug die ge- 
handelte Menge noch nicht 4 Ohm, so war die Annahme von Sticfa- 
wein verboten, wurden Aber 4 Ohm gehandelt, so durften sie von 
jedem Stock 1 Quart annehmen*). Waren die Unterkftnfer durch 
strenge Verordnungen gegen unlautere Beeinflussungen hmreicfaend 
geschOtzt, so wnrden auch ihrerseits solche Vergehen strenge ge- 
ahndet; denn die Behörden hatten mit Recht die Strafen so hoch be- 
messen, da der Unterkäufer tatsächlich die Kontrolle Aber den Wein- 
handd allein in der Hand hatte und durch eigemifitzige Manipulationen 
der Stadtkasse auf dem Wege der Steuerhinterziehung schweren finan- 
ziellen Schaden zufügen konnte. Zu ihren Hauptaufgaben geliörte es, 
darauf zu achten, daß die fremden Kaufleute sich nur auf den Verkauf 

1) Stein a. a. 0., Bd. U, Nr. 432. 

2) Stein s. a. 0.. Bd. II. Nr. lU, j 30. 

3) Stffin a. n. O. Bd. Tl. Nr. 11«. § IIS. 

4) 8tein a. a. () . M. II. Nr. 14S, § 

5) Stein a. a. O-, bd. II, Nr. 148, § 5. 

6) Stein a. «. 0., Bd. ü, Nr. 114. § 30. 

7) Stein a. a. O., Bd. II. Nr. 114, § 1. 

8) Stein :i. a. 0.. Bd. II. Xr. 114, § L\ 
9} Stein a. a. 0.. Bd. II. Nr. 148, 161. 
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des Weines im Groien beschrSnkten; wenn ein ünterkäofer Ton dem 
widenreehtliehen Kleinhandel eines Gastes erfuhr und diesen nicht der 
Rentkammer anzeigte, so wurde ihm im Falle der Entdeckung die 
(.Qualifikation zu fernerem Unterkauf genommen, außerdem mußte er 
für jedes Fuder Wein 5 Mark Strafe zahlen Femer war es ihnen 
untersagt, für die Ware eines bestimmten Kaufmannes Reklame zu 
machen, indem sie einzelnen Bürgern die bis dahin eingegangenen 
Gebote anderer Käufer oder Andeutungen über Stück/.alil oder Güte 
des Weines zukommen lieüen -), oder einzelne Bürger direkt aus der 
Stadt den Händlern auf dem Kliein zuführten Sie hatten alle, die 
sie in Anspruch naiimen, in (gleicher Weise zu bedienen; wenn sie 
bestimmte Weinsorten für besondere (lünhtlinge aufliol)en und darum 
absichtlich vom Verkauf zurückbehielten, so wuriie ihnen el)enfal]s der 
ünterkauf auf 5 «lahre entzogen^). Endlich war es auch untersagt, 
den Weinen andere Kamen beizulegen, um den Käufer zum Kauf 
oder Verzicht auf die Ware zu veranlassen; hatte es der Unterkäufer 
bei einem Gescbftft an den nötigen Warnungen fehlen lassen und sah 
sich der Kftufer spftter schlecht bedient, so hatte der Unterkftnfer fOr 
den betreffenden Wein die Kosten zu flbemehmen. 

Die Unterkäufer nahmen in der Beamtenschaft der Weinhandels- 
polizei die oberste Stelle ein; ihr Amt erforderte im Verkehr mit dem 
PublOcnm, vor allem mit den Fremden, weitgehenden Blick und die 
im Mittehdter so streng gehandhabten gesellschaftlichen Umgangsformen. 
Dagegen waren die Visierer mehr technische Beamte oder Ezekutiv- 
beamte. Jeder Wem, d« in KOhi eingefOhrt wurde, um qiiter verkauft 
zu werden, mußte von den Visierern „geroedet" werden, d. h. mit der 
Visiermte gemessen und mit einer Marke versehen werden, die die 
Quantität anzeigte. Dieser \'orschrift unterlag nur der Wein, der von 
Borgern eingeführt wurde; fremde Kaufleute brauchten ihren Wein 
erst „roeden" zu lassen, wenn sie im Begriff waren, ihn an Bürger 
zu verkaufen«). 

Die Visierer, zwei an der Zahl, muüten vorschriftsmäßige Ruten 
haben, denen zwei auf der Kentkammer niedergelegte als Muster 
dienten. Diese Kuten durften sie nur im Dienste der Stadt ge- 

1) Stein a. a. O., lid. II, Nr. UH, § 2. 

2) Stein a. «. 0., Bd. II, Nr. 148, § 6. 

3) Stein m. «. O., Bd. II, Nr. 14a § 7. 

4) Stein a. a. O., Bd. II. Nr. 1 U. § 7. 
T*) Stein a. a. O.. Bd. II. Nr. 234, § 150. 
6.) Stein a. a. O., Bd. II. Nr. 82. III. 
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bnudieii, das Halten von Privatraten war bei Strafe von 100 Mark 

verboten So oft mit Privatruten gemessen war, so vielmal war für 
jedes Fuder Wein 10 Mark Strafe zu zalilen; die Strafgelder kamen 
zum Teil an die Rheinmeister, /iiiii Teil an die Rentkammer, außerdem 
wurde der Übertreter auf ein Jaiir aus der Weinkaufmuiinsoliaft aus- 
geschlossen *). EI)enso war es streng untersagt, die Kuii>t des \ isiereiis 
Unbefugten zu lehren ^j. Wie allen städtischen Heaiiiten, war den 
Visiercni eigener Weinhandel untersagt, dagegen der Zutritt zur 
Wcinscliule gestattet^). Allgemein war ihnen die Überwacliung der 
\'(>ist'hiiften dcb Kates übertragen, (hi sie durch ihr Amt hierzu be- 
sonders befähigt waren; sie hatten hierin die Unterkäufer zu unter- 
stüt-zen und etwaij^'e i'l>eitretungen auf der Rentkannner an/.uzeigen. 
l'ni sie zur genauen Ausführung ihres Amtes anzuspurneu, Hei ihnen 
die Hälfte der eingegangenen Strafgelder zu, die ihnen jede Woche 
in (j estalt eines Zuschusses zum Wochenlohn zu gleichen Teilen zu- 
gewiesra wurden. Alles zusammen genommen, war das Amt der 
Visierer nicht minder verantwortungsvoll wie das der Unterkanfer; 
ihre Tätigkeit bildete die Grundlage fttr die Erbebang der stadtischen 
Weinsteuer und war Ar die Stadt in steuertechniscfaer Hinsicht von 
größter Wichtigkeit 

Zu den niederen Beamten, die beim eigentlichen Handel am 
Rhein in Betracht kommen, gehören die Kranenmeister und die 
WeinschrOder. Die Kranen waren am Staden zum leichteren Trans- 
port der Waren aus den Schiffen aufgestellt und ihr Betrieb flir eine 
bestimmte Zeit verpachtet*); so z. B. 1387 auf 2 Jahre an 2 Köhier 
Bürger«) für 110 Mark wöchentlich, \:VX\ für 100 Mark wöchentlich'); 
ein Heweis für die große Inanspruchnahme der Kranen und die 
große Hand(dstätigkeit im Kölner Hafen. Es waren im ganzen viv 
Kranen aufgestellt, einer am Lande und drei auf dem Wasser^); eine 
genaue Scheidung in der Benutzung wurde aber nicht durchgehalten»). 
Für ihre Bedienung war anfangs ein Kranenmei^ter angestellt; am 



1) Stein a. a. O.. IW. II. Nr. 21. 

2) Stein a, a ().. J?<1 II, Nr. IIS. § .-)»!. 

3) Stein a. a. O.. ikl. II, ^r. 148. § 9. 

4) Bt«in a. «. Bd. II. Nr. 148, § 60. 

6) Ennan, Qiwika. u. m. O» Bd. I, S. 88. 
«) Ennen, Quellon. a. a. () , \V\ V. ."löJ. 

7) KnntMi, QucIIpii, a. a (». Ikl. VI, 179. 

8) Cilein a. a. C).. 1kl. Ii, Nr. Iü3. 

9) Enneu, Quellen, «. M. O., Bd. I, B. 87. 
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Ende des 15. Jahrhunderts, mit dem wachsenden Aufschwung des 
Handels, wurden mehrere angestellt Ihre Tätigkeit lag in der Ober- 
aufsicht über das gesamte Kranenwesen; dazu gehörte ein wöchent- 
licher Rechenschaftsbericht an die Kentkammer über die Zahl der 
Stücke, die tagsüber ein- oder ausgeladen wurden, und über die Höhe 
der Einnahme'); ferner die gute Instandhaltung der (i erat Schäften, 
die von der Stadt in einem genauen Inventarverzeichnis aiifgononnnen 
waren*). Gerätschaften auszuleihen oder üi»erliaui)t ihr Amt zeitweilig 
T'nitefugten zu übertragen, war ihnen streng untersagt 'i. Da jeder 
Kranen bestimmten Zwecken diente, hatte der lUirger, der einen Kranen 
zum Aufwinden von unvorM-hriftsmäliigen Waren l)enutzen wollte, 
außer dem Kranengeld noch eine besondere (ieijühr für die Leistung 
lu hinterlegen. Das Kranengeld betrug nach einer Ordnung von 
1370 für ein Stück Wein von 1—3 Ohm 3 Schillinge, von 4 — 7 Ohm 
2 Schillinge, von 8—10 Ohm 3 Schillinge. Eine Tonne aus dem Schiti' 
zu tragen, kostete 8 Pfennige^). Über die Kranenmeister war als 
Aufeiditsbehörde der Stadt ein Kollegium von drei M&nnern gesetzt, 
die Kranenschreiber oder Beseher, die abwechselnd einmal monatlich 
die Kranen zu inspizieren hatten. Sie waren wohl hauptsächlich zu 
dem Zweck bestellt, um die fOr die Stadt durch die Verpachtung ziem- 
lich verloren gegangene Kontrolle einigermafien zu ersetzen. 

Die WeinscbrGder haben in Köln nicht jene Bedeutung gehabt 
wie in anderen StSdten; im Hafen vertraten ihre Stelle die Kranen- 
knechte, und im Ladenverkdir in der Stadt hatte das Weingesinde der 
Wirte mit anzufassen. Sie bildeten keine Zunft, auch ist von ihnen 
kein Zunfteid erhalten. Sie scheinen die Stellung von gelegentlichen 
Dienstleuten eingenommen zu haben; im übrigen standen sie untmr 
der Botmäßigkeit der Rheinmeister, nur mit ihrer Erlaubnis war es 
ihnen gestattet, Wein zu schröden '"). Da die zu Scbitle ankommenden 
Kaufleute sich der Kranenknechte zu bedienen pflegten, die zu I^nde 
zureisenden Händler aber durch das Personal der Wirte, bei denen 
sie abzusteigen pflegten, bedient wurden, so ist es zu verstehen, daß 
die Tätigkeit der Weinscliröiicr ^elir in den Hintergrund trat und sie 
iu den urkundlichen Machrichten keine Kode spielen. 



1) Stein tL a. O.. Bd. II, Nr. 314. 

2) EDnen. QucUeu, a. a. O.. Bd. I. ü. 88. 

3) Stein a. a. O., Btl. II, Nr. I(i3. 

4) Stein a. u. O., Btl. II. Nr. 43. 

5) Ötein u. a. 0., B<1. II, Nr. 148, § 31, 
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Die andere Seite des Kölner WoinhandelB bildete das Wein- 
geschfift der Wirte: der Weiohandel im Kleinen und der Weinzapf in 
den Tavernen. 

Wenn sich der Detailhandel aucii nicht mit dem Großhandel am 
Rliein messen konnte, so war sein Umsatz zu Lande doch immer sehr 
bedeutend und deshalb von der Stadt auf das genaueste geregelt. 
Die WivtG waren in erster Linie die Inhaber von Schankwirtschaften 
oder so^'cnannten Tavernen; daneben aber waren sie. ähnlich den 
Unterkäutern, Vermittler beim Handel der fremden Kaufleute mit 
den Bürjjem. Trotzdem standen sie nicht auf gleicher Stufe mit den 
Unterkäufern. Wenn sich auch ihre Tätigkeit nahezu ganz deckte, so 
waren die Unterkäufer ihrer Stellung nach mehr, denn die Wirte 
wurden nur im Falle der Not zu ihrer Unterstützung herangezogen, 
da ihr Gewerbe sie zu dieser Funktion besonders befähigt er- 
scheinen ließ. 

Der Wirt im mittelalterliclien Köln kann mit unserem heutigen 
Schankwirt nicht au! eine Stufe gesteflt Verden; Vorbedingung war 
fflr ihn der Besitz des Bflrgerrechts, inmierlun eine Tatsache, die eine 
gewisse soziale Stellung zur Voraussetzung hatte. Gewöhnlich ver- 
waltete der Wirt seine Taverne nicht selbst, sondern hatte dafttr sein 
Personal, vom Kistensitzer, der dem heutigen GesehfiftsfOhrer gleich- 
zustellen ist, abwSrts bis zum Jungen, dem heutigen Pikkolo. Er 
selbst widmete skdi ausschliefilidi des fremden Kanilentea. Da der 
Wirt einen offenen Laden mit Detailverkauf und Ausschank im Kleinen 
hatte, andrerseits aber unter demselben Dache die Weinkaufleute sogar 
mit ihren Waren, die sie in dem geräumigen Keller, den jede Taverne 
Im'smü. eiidagern konnten, einzukehren pflegten, so war es ganz natflr- 
Ucii. daß der Wirt leicht eine Vermittlung zwischen Händlern und 
Konsumenten herstellen konnte. 

Es ist schon mehrfach betont worden, daß für die Stadt der 
Eigenhandel von gnißerer Wichtigkeit war; da nun der Wirt Kölner 
liürger war. so war schon im ersten Stadiun» des beginnenden (icschäftes 
das Interesse der Stadt in der Person des Wirtes vertreten. Da 
andrerseits ein engerer Verkehr mit den Händlern den Wirten reiche, 
persönliche Vorteile einbringen konnte, so waren die (jrenzen dieses 
Handelsverkehrs behördlicherseits durch Verordnungen genau fixiert 

Die Vorschriften über die Vermittlungsgeschäfte der Wirte decken 
sich im ganzen mit denen, die für die Unterkäufer erlassen waren; 
daneben sind aber noch verschiedene Einzelheiten zu beachten, durch 
die die ezzeptionelle SteUung ihree Gewerbes noch mehr in die Er- 
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scheinung tritt. Wie die Unterkäufer waren natürlich auch die Wirte 
verpflichtet, die fremden Kaufleute auf die bestehenden Verordnungen» 
z. B. über den Detail verkauf, aufmerksam zu machen'). Außerdem 
war ihnen jede (ieschäftsverbindunji mit den fremden Händlern ver- 
boten, ebenso der Detailausschank an Kaufleiite, die zu Markte fuliren 
und nicht bei ihnen ihren Wein eingelagert hatten'). Der (iast wiederum 
durfte nur bei dem Wirt seinen Wein feilhalten. Itei dem er ihn ein- 
gelagert hatte Bei alledem war die Trennung von Olier- und Nieder- 
ländern auf das strengste «lurcligeführt. da die (iefahr vorlag, daß nament- 
lich im Durchgangshandel die Stadt durch das Zusammenarbeiten von 
Ober- und Niederländern Einbuße an Stapelgebühren und Akzisen 
erleiden konnte. Wirte, die hierbei bebülflich waren, wurden mit 
10 Harii bestraft«). 

Die fremden Kaufleute waren von dem Detailverkauf in den 
Tavernen der Wirte ausgeachlosaen; im Übertretungafall wurde dem 
Wirt das Beherbergungsredit auf ein Jahr entzogen, aufierdem hatte 
er noch 10 Mark Strafe zu zahlen*). Ebenso wie der Unto^dUifer 
hatte der Wirt uach Beendigunf( dee KaufgescfaSflee ein Recht auf 
eine Gratifikation seitens des Händlers; er erhielt nach jedem 6e- 
schiftsabschlufi ein Mafi Stiehwein«). 

Dem Wirt war eine anstfindic^ Behandlung der fremden HXndler 
zur Pflicht gemacht; beim Handel hatte er sidi strenge im Rahmen 
seiner Befugnisse zu halten und sich aller eigenen Geschäfte zu ent- 
iiaiten; dahin gehören die Verbote des (Teldausleihens. den Hftndlem 
entgegenzufahren und ihnen unter der Hand Aufträge zukommen zu 
lassen oder sie auf günstige Geschäfte hinzuweisen. Mit anderen 
Worten harten sie sich um die Geschäfte der fremden Händler gar 
nicht zu kümmern: dagegen waren sie verpflichtet, für das bei ihnen 
eingelagerte (iiit aufzukommen und dasselbe ungeschädigt für die 
Gäste aufzubewahren 

Wie aus dem Vorstehenden ersichtlich ist. besaßen die Wirte 
allerdings eine gewisse wirtschaftliche Macht über die Kaufleute, die 
zu Markt kamen; sie waren aber von diesen wieder insofern abhängig. 



1) Stein a. a. O.. Bd. II, Nr. 14«, § 1; Nr. 114. XV, § 5. 
8) Stein «. •. O.» Bd. U, Nr. 148. § 4. 

3) Steio a. a. On Bd. II« Nr. 114, XV. § 9. 

4) Stein a. a. O.. Bd. II. Nr. 114. IX, § (k 

5) Stein a. n. ().. M. II. Nr. 118, § W 

6) Stein a. a. O-, JJU. 11, Nr. § 147. 

7) Stein «. «. Bd. n, Nr. 148, | 5. 

VdkiwbtMilMftl. n. wfrtMlialliK«HliiolitL AUuuidlucM. H. S. ' 
H«rlB«yer, Wotnluuid«! tai OtMsto dir Hum. 
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als letztere ihre Tavernen frei wfihlen nnd die ihnen unbequemen 
Wirte jjetlissentlich meiden konnten. Vom Standpunkte <les zunft- 
niäfiiticn (iewerl^ebetriebes aus können die Malirei^eln fiir den \ erkeljr 
zwischen Wirten und (lasten untereinander perecht terti^t erseheinen, 
da sonst das ganze umständliche Abgabeweseu der Stadt umgangen 
werden konnte. 

Die andere Seite des Wirtsf^e^verbes betraf den Weinzapf oder 
den Weinausschank in Wirtshäusern. Die Tatsache, daß der Wein 
ein tägUches (ienußinittel aller Hevölkerungsschichten bildete, lälit die 
große Verbreitung der Kneipen im alten Köln verstehen. Im Jalire 1441 
wurden allein 248 Inhaber von Weinstuben gezählt, eine erstaonUdi 
große Zahlt ^enn man bedenkt, dafi hierbei nur die witidiehen Offentp 
liehen Wirtshäuser genannt sind, die zahlreichen Trinkstnben der Zflnfte, 
Gilden nnd sonstigen Vereinigangen ganz abgerechnet. Diese große 
Verbreitung der Kneipen lag im wesentUchen an dem riesigen Frem- 
denverltdir^). Außer ihnen gab es periodisdie Weinstuben, die nur zur 
Zeit des Zaples geflffhet waren nnd, wenn der Vorrat ausgeschenkt 
war, wieder gesddossen wurden. 

Vorbedingung fOr die Erlaubnis zum Ausschank war dre^ähriger 
Besitz des Bürgerrechts*). Außerdem mußte der Bewerber auf irgend 
ein städtisches Amt eingeschworon sein und einen Harniscli liaben, 
(1. h. in der städtischen Bürgerwehr eingereiht sein**). Beim Todesfall 
des Besitzers durfte die Witwe das (leschäft fortsetzen, doch nur 
während der Zeit ihrer Witwenschaft, bei einer Wiederverheiratung 
ging sie des Zapfrechts vcrhistig^i. 

Neben dem einzelnen Inhaber ^^ab es auch (iesellschaften mit 
beliebig viel Teilnehmern: da es aber N'orschrift war, daß die (iesell- 
schaften nur eine Taverne in der Stadt zur Zeit im Betriel» haben 
durften^), so war ihre Organisation die einer stillen (Jescllscbaft. indem 
die Teilhaber einen gemeinsamen (ie.schälLsf (ihrer einsetzen, der die Lei- 
tung der Tavernen versah, während sie sich auf die Hergabe des Kapitals 
und Kontrolle seiner N'erwendung beschränkten. Eine (Jesellschatt durfte 
aus Konkurrenzrücksichtcn nur einen Abgeordneten in die Weinschule 
entsenden, widrigenfalls sie außer 18 Mark Strafe auf 3 Monate von 
der Weinadiule ausgeschlossen blieb und damit in ihrem Gesehiftsgang 

1) £nnen. Gmh. a. a. O., Bd. II. S. 6<34. 

2) Stein a- a. O . K<1. II. Nr. 114. XVI. § 1. 

3) Slrin a. a. U., Bd. II. Nr. 148. § 1H9. 

4) Stein a. a. O., Bd. U, Nr. 168. § 68. 

5) Stein a. a. O., Bd. II. Nr. 114, XVI, | 4. 
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auf das höchste behindert wurde. Die genaneren Statotea einer eoleben 
Geeelliicihaft — im TOiliegenden FaDe handelt es sich om eine offene 
Handelsgesdisehaft in Aadien — enfhSlt eine ürknnde ans dem Jahre 
i960'); es waren im ganzen 3 Teibelmier daran beteifigt, ven denen 
2 sidi mit je 600, der dritte mit 200 Ottlden zur Verfflgung des Untsr- 
nehmens hielten. Zum Ausgleich für die geringere Kapitalsbeteilignng 
stellte der letztere seinen Keller der Gesellschaft zur Verfügung. Ferner 
war die Errichtung einer Filiale in Kleve vorgesehen doidi Mietung des 
dortigen Kellers. Endlich sollen alle Unternehmungen ausschließlich 
aus Mittf'ln der (icsellschaft bestritten und das in ihr angelegte Kapital 
nur für Weinhandel verwandt werden. Diese Form der Gesellschaft, 
die den einfacheren Grundlagen des mittelalterlichen Handels eotsprach, 
mag auch in Köln in Anwendung gewesen sein. 

Jeder Zapfer war vcrptiichtet. für seine Rechnung Weinzapf zu 
treiben; mehrere Tavernen zu gleicher Zeit oflfen zu halten oder für einen 
anderen, der das Zapfrecht nicht besab. niitzuzapfen, war untersagt*). 
Der Wirt hatte zum Betriebe seiner Tavernen das sogenannte Weinge- 
sinde zu halten, da-s sich aus dem Kistensetzer, dem Weinschenk, dem 
Weinrufer auf der Straße und dem Jungen zusammensetzte. Das 
Weingesinde war ^e obriglceitUche Einrichtung und besaß Beamten- 
charalrter; olfideD unterstand es der Weinsehule, an die sieh auch 
die Wirte bei der Mietung zn wenden hatten. Das Gesinde bekam 
von der Wdnsehule seine Stelle zugewieeen, der es die Aufgabe 
eines Poetens sogleich am nAehsten Tage mitzuteilen hatte*); die 
Dauer einer Stellung betrug mindestens ehi Jahr*); der Betreffimde 
mußte sich außerdem verpflichten, diese Stellung nieht heimlich zu 
verlassen und während seiner ganzen Dienstzeit dem Wirte den schul- 
digen Gehorsam mitgegenznbringen. Heimüdies Entfernen ans der 
Dittiststellung oder offene Widersetzlichkeit gegen den Herrn wurde 
mit zwei- oder fünfjährigem Verlust der Befähigung bestraft, in irgend 
ehiem Zweige des Weinhandels wfihrend dieses Zeitraumes angestellt 
zn werden^). 

Soweit war die Organisation des Weingesindes durch die Be- 
hörden zum Teil nach (iesichtsi)unkten geordnet, die noch heute 
die Grundlagen unserer Gesindevermietung bilden; die Weinsehule 

1) Loeraeh, AacheiMr RecbtsdeDkniilcr. 8. J78. 

2) Stein a. a. O.. Nr. 114, XVI, § 5. 

3) Stein tu tu 0.. Bd. II. Nr. 114, XVI. §. 1« 

4> Stein n a. O., I'.d. II. Nr. 148, § 93. 

öj bteiu a. a. Ü., Bd. II. Nr. 114, XVI, § 20. 
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deckt sich mit der Meldepolizei^ die An- und Abmeldung des Gesindes 
zu flberwachen hat. Beachtenswert ist ferner die Regelung der Kün- 
digung und endlich die Aussperrung derjenigen, die sich Übertret- 
ungen hatten zu Schulden kommen lassen. Merkwürdig, und mit 
heutif^on Ansichten schwer vereinbar, ist die Befugnis des (iesindes, 
die ILmdelstätigkeit ihrer Arbeitgeber im geheimen zu kontrollieren. 
Sie waren geradezu von der Behörde beauftragt und liatten. was vom 
sittlichen Standpunkte aus nicht unl>edenklich erscheint, an den Er- 
trägnissen, die der Stadt aus den Anzeigen über etwaige Übertretungen 
der Wirte zuflössen, einen rechtmäßigen Anteil. Im Tavernenbetrieb 
hatten sie namentlich darauf zu achten, dali der N'erschank <ler Fässer 
ordnungsgemäß vor sich ging, d. h. daß der Wirt ein einmal ange- 
stochenes Fafi auch bis zum Schluß ausschenkte'). Diese Maßregel 
mnfile den Wirt um so hflrter treffen, als es leieiit Torltommen konnte» 
daß der angezapfte Wein entweder nachtrflgUch als schlecht befimden 
wurde und nidit den Beifiül der Konsumenten fand, und daB dadurch 
der Ausschank endlos in die LSnge gezogen werden konnte. Man kann 
annehmen, dafi sieh in den meisten Fällen zwischen Wirt und Personal 
eine gOtliehe Übereinkunft trefien ließ; denn am Ende war der Wirt 
doch der wirtscfaaftlidi stfiikere Teil, da ihm gegen mißliebige Per- 
sonen das WM der Aussperrung zu Gebote stuid. Alles in allem 
ist das System, Dienende und Kontrolleure in einer Person zu ver- 
einigen, als verfehlt zu betrachten; auch im alten Köln hat es ent- 
schieden seinen Zweck nicht erreicht, da die Kölner Weinhandels- 
chronik von Differenzen zwischen Wirten und Gesinden nidits zu be- 
richten weiß. Vermutlich sah jeder Teil ein, daß er bei gegenseitigem 
Entgegenkommen am besten seine Rechnung fand. 

Der Vertreter des Wirtes war der Kistensitzer. Er war sein Ge- 
schäftsführer und führte das ihm übcrgebene Schankgewerlie selbständig 
aus. Mindestens alle 14 Tage hatte er eine Alirechuung vorzulegen. 
Der Weinschule mußte er einen lUii iren für 'JW Mark stellen -) und 
nahm in dieser Beziehung eine Sonderstellung unter dem übrigen Schank- 
gesinde ein. Um das Interes.->e von dem (icschält, dem er vorgesetzt 
war, nicht alizuknken, war ihm jeder eigene Wcinhandel untersagt; 
gegebenen Falls wurde ihm die Krlauhiiis, das. Amt eine.>5 Ki>tensii/.erö 
zu bekleiden, auf drei Jahre entzogen Der Lohn richtete sich nach 



1) Öteiu a. a. O-, Bd. II, Ö. Itiö, § 17. 

2) Htein «. «. O., Bd. II, Nr. 14ti, § 111. 

3) Bteln a. «. O., Bd. II, Nr. 148, § 99. 
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dem verzapften Quantum Wdn nnd betrag fttr jedes ansg^echenkte 
Fader zehn SchiUmge^). 

Das FttUen der Flaschen und die Bedienung der Gäste lag dem 
Weinsdienlcen ob; hierbei durften nur rechtmäfiig geeichte und ge- 
zdehnete Flaschen verwandt werden'). Wer ungeeichte Flaschen be- 
nutzte, mußte jedesmal (i Schillinge Strafe zahlen, der Erlös fiel halb 
der Stadt, halb dem Angeber zu. Der gewerbsmäßige Fälscher von 
Eichzeichen wurde krumin geschlossen oder an den Pranger ge>t('Ilt^ . 

Der ...hinge" hatte nur niedere HauHiirbeiten, wie die Reiniyuntr 
der Taverne, zn verrichten. Das niedere (lesinde erhielt vom Wirte 
freie Kost, da/u der Weinzapfcr (5 Schillinge, der Weinschenk 4 Schil- 
linge, der Junge IH Pfennige von jedoni ausgeschenkten Fuder als 
Lohn. (iraTifikationen. wie Extraspeise, von den (iä.sten anzuneliineii. 
war untersagt*): ebenso Wein, den er scheinbar zum Essen gratis er- 
hielt abends mit nach Hause zu nehmen, um hierdurch dem heimlichen 
Eigenhandcl vorzubeugen ■). 

Sobald ein Taverneninhaber die Erlaubnis zum Zapf erhalten 
hatte, mußte er vor seiner Tttr einen sogenannten Maien, einen Kranz 
aas frischeD Blattern oder einen Strohwisch aufhingen*). Zur Zeit 
durfte nur eine Weinsorte verzapft werden und audi nur zu dem von 
der Behörde festgesetzten Preist; das Quart stellte sich fOr gewöhnlich 
auf 8 Pfennige bis 2 Schillinge*). Zur Anpreisung der Ware und 
damit Oiste herbeizalocken, stellten die Wirte den sogenannten Wem- 
rufer an; dieser hatte sich vor der Tflr des Wirtes aufzuhalten und 
Namen des Wirtes und des ausgeschenkten Weines auszurufen. Die 
Wemrufer durften sich nur vor der Tllr ihres Brotherrn aufhalten 
und nicht fQr andere Wirte roitauBrufen In anderen Städten zogen 
sie herum und verdangen sich in den Wirtschaften, wo sie sich gerade 
auflüeltOD, zum Ausrufen des Weines, der dem jeweiligen Wirt, in des.sen 
Taverne sie sich gerade befanihMi. gehörte. Im Sommer durfte nicht 
vor 7 Uhr morgens mit Ausrufen l)egonnen werden; im Übertretungs- 
fall war der Schenk, vor dessen Türe es geschah, mit 1 Gulden haft- 

1) 8tein a. a. O., Bd. II, Nr. 148, § 85. 

2i Stein a- a. O.. Bd. II, Nr. 114. g 10. 
3i .Stein a. a. O., Bfl. II, Nr. L'9. 

4) btein a. &. O., ikl. 11, Nr. 114. § 3. 

5) Stein a. a. O.. Bd. II, Nr. 14a S 9ß. 

6) Stein a. a. O.. Bd. II, Kr. 114. XVI, 9 7. 

7) Stein a. a. O.. Bd. II. Nr. 114, XVI, § 8. 

8) Ennen. (icsvh. a. a. ()., Bd. II. S. «i04. 

9) Stein a. a. 0., BU. II, Nr. 148, § (K>. 
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bar I ). Der Weinrufer wurde vom Wirte beköstigt und erhielt ffir 
jedes ausgeschenkte Fuder 6 Schillinge Jede Vermittlung im Wein> 
geechilte und Annahme von (lesclienken war ihnen verboten. Natür- 
lich war es für den Wirt von Wichtigkeit, das Amt des Weinrufers 
in guten Händen zu wissen, da von ihrer (ieschicklichkeit und Ge- 
wandtheit der Besuch der Tavernen im wesentlichen abhing. 

Das Leben in den Tavernen selbst war von der Behörde relativ 
freigelassen; wenif^stens für Köln lassen sich Bestimmungen dieser 
Art nicht nachweisen, etwa wann der Wirt sein Lokal zu schließen, 
was für Speisen er verabreichen durfte, oder wie sich die (iäste zu 
betragen hatten. In dieser Beziehung scheint der rheinischen natür- 
lichen Ungebundenheit manche Konzession gelassen /.u sein. 

Ein wichtiges Kapitel ini Kölner Weinhandel bildet die Organi- 
sation der Weinsteuern und Abgaben. Sowohl die Weineinfuhr wie 
aneb der Weinzapf wurden von mehreren Steuern getroffen: die Wein- 
einlühr von dem Rutenpfennig und der Weineinfahrakzise, der Wein- 
zapf Ton einer WeinzapÄdote Da in Mittelalter allgemein die atldti- 
scfaen Rinnahmen aus Ertragssteuem getogea wurden, so ist es natOr- 
lieh, da0 die Stadt ihren ansgedduiten Weinhandel and Wdnzapf zur 
Grundlage ihres ganzen Steuersystems machte; kein anderer Gewerbe- 
zweig wurde nadi so viel versduedenen Riebtungen und so detailliert 
zur Besteuerung herangezogen wie Weinhandel und Zq>f. 

UrsprOnglich war dem Erzbischof die Erhebung ehier Wein- 
steuer vom Kaiser verliehen. Im Jshre 1258 eriiob indes auch die Stadt 
eine Steuer, wodurch sie in Konflikt mit dem Klerus kam. Dieser 
endigte damit, daß die Stadt dem Klerus das Erhebungsrecht entzog. 
Um das Jahr 1370 hatte sich das Steuersystem des Weinhandels und 
Zapfes ungeftbr so herausgebildet, wie es wihrend des Mittelalters 
gebandhabt wurde*). 

Der sogenannte Uutenpfennig wurde beim Messen des Weines 
durch die Visierer erliolx'n und führte seinen Namen nach den Ruten 
<ler \'isierer. Er war eine (iebühr, die derjeni^'o zu entrichten hatte, 
der «Ion Dienst eines Visierers in Anspruch nahm und da jeder im- 
portierte Wein mit städtisrlien Ruten gemessen werden mußte, eine 
Zwangsgebülu- für die Anneluuiiclikeit eines garantiert richtigen Malies. 



1) Stein a. a. ().. M II, Nr. 114. XVI. § 7. 

L'l Stnin a a. ().. M II. Nr. US. § m. 

3) Hichnrd Kiiippiiig, Die Köhler ÖUultrechaungeii dt» Miltelalt«», 
lid. 1, ö. XLlil. 
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Nach erfolgter Ifessong wurde der Wein mit einer die Quantität an- 
gebenden MariEe veraeheiL 

Der RutenpÜBnnig wird zam ersten Male im Jahre 1309^) ein- 
geführt In diesem Jahre hatten fOnf Kölner Bürger den Raten- 
pfennig vom Rate fflr sieben Mark wöchentlich auf zwei Jahre ge- 
pachtet. Der Gebührensatz betrag zwei Denarien von jedem Stückfatt. 
Für die rechtzeitige Ablieferung der Summe stellte jeder Pächter der 
Rentkammer zwei Bürgen, die im Falle der Nichtzahlung seitens der 
Pächter in Schuldhaft genommen werden konnten*). Mit der Ausbrei- 
tung des Weinhandels stiej^ die Höhe der Pachtsumme und cileichzeitig 
trat in den (iebührensätzen oine Differenzierung eiii. Eine Ordinanz 
des Riites vom Jahre 14(K) bestimmt, daß mau von Jedem Stück Wein 
bis zu 2' 5 Ohm Aveni^er (> Viertel ein Solidus, darüber hinaus zwei 
Solidi nehmen soll; von jedem kleinen Kali 12 Pfennige*). Im Jahre 
13tH) wurde der Kuteni)fennig an drei Bürger wöchentlich für 09 Mark 
unter gleichen Bedingungen wie liiOi) verpaclilet im Jahre 141 ä an 
einen Büiger fQr 58 Mark, im Jahre 1447 an zwei Bürger für 44 Mark 
Der Ertrag fOr die Stadtkasse war sehr bedeutend; z. B. 1379 brachte 
der Butenpfennig eine Einnahme von 3846 Bfaik 6 SdulUngen <). Als 
Oberaufsidit Aber die Pflcfater hatte die Stadt die BentmeiBter gesetzt, 
die die Stenenrorsehriften zn flberwadien und die Strafgelder einin- 
zieben hatten. 

Dem Butenpfennig Ähnliche Gebühren waren das Kranengeld 
nnd der Bestadepfennig. Das erslere wurde für das Emporwinden 
der Waren ana dem Schüfe erhoben und war nach der ülteatan er- 
haltenen Ordnung aus den 70er Jahren dee 14. Jahrhunderts angeaetzt 

wie folgt 7): fflr ein Stück Web von 1^3 Ohm 1 S^ 4—7 Ohm 2 8., 

8 — 10 Ohm 3 S.. für ein Ohm oder für eine Tonne 8 Denarien. 

Der „Stadepen nick** stellte ursprünglich den Lohn für die Hülfe- 
leistung der Ladeknechte beim Aufladen der Güter auf die Wagen 
dar. erweiterte sich jedoch später zu einer Exportsteuer und bildete 
eine Kontrolle über die ausgeführten Waren. Kölner Bürger waren 
von der Zahlung des Stadepennicks befreit; sie genossen sozusagen 



1) En neu, Quellen, a. n. ().. Bd. III. Nr. 572. 

2) Koipping a. a. O., liil. 1, S. XLV. 

3) Stein m. a. Bd. U. & 107, V. 

4) Ennen, Qodlaii, a. a. Bd. VI, Nr. L 

5) Stein a. a. O., Bd. II, S. 107, Anmerk. 1. 
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eine ExportprSmie: ebenso die Geistfiefakeit und der Herzog von 
JOlich und seine Ritter; diese aber nur fflr Trenkveinei). — Die 
Akzisesilze betragen im 14. Jahrhundert fOr einen Wagen 6 Schil- 
inge, fQr eine Karre 4 ScfaiUinge"); für eine einspännige Karre 
2 Schillinge. Von einer Karre, die mit Wein von 3 Ohm geladen 
war. wurden 2 Schillinge erhoben, von 1 Ohm H Pfennige, von 
1 Tonne 6 Pfenni^^e«). 

Von großer Bedeutung war die Weineinfuhrakzise. Sie wird vor 
dem Jalire \'Mn nicht erwähnt, bis dahin gab es nur eine Weinzapf- 
akzise; im Jahre 137f) wurde sie gegen die Aristokratie, die Vertreterin 
des Wcingrohhandels, eingefüiirt, dann wieder abgeschafft und 137») 
infolge tinanzieller Schwierigkeiten der Stadt von der Aristokratie 
selbst wieder ein^'t'tiilirt*). Obgleich sie anfangs nur so lange er- 
hoben werden sollte, bis die Finanzlage dei' Stadt sich gelie^-sert 
hätte, wurde sie späterliin doch beibehalten und bildete von 1394 an 
die wichtigste Kinnahnie der Stadt. Die Weineinfuhrakzise wurde nur 
von Bürgern erhoben, nicht von Fremden. Da aber in Köln bei 
jedem Weinhandel Bürger als Unterkäufer fungierten, so wurde tat- 
sächlich jeder eingeführte Wein von der Akzise getroffen, es sei denn, 
daß die Waren eines fremden Kaufmanns unverkauft blieben und die 
Stadt wieder verließen. Zuwiderhandlungen wurden aus fiskalisdiem 
Interesse sehr strenge geahndet; es stand darauf Verbannung auf ein 
Jahr und, wenn der Betreffende vor der abgelaufenen Zeit in die 
Stadt zurückkehrte, eine einjährige Haft in einem städtischen Turm. 

Im AnfEuig des 15. Jahrhunderts wurde die Akzise auf den Wein in 
Anwendung gebracht, den Bürger zu Lande oder zu Wasser an der 
Stadt vorbeiführten <); diese Maßregel war dem Bestreben entsprungen, 
Köln im weitesten Umkreis zur Zentrale des ganzen niederrheinischen 
Weinhandels zu machen. Wie weit die.ser Einfluß ging, beweist die 
Tatsache, daf^l im Jahre 147S drei Kölner Kaufleute ihren W'ein, den 
sie von der Mosel nach Brabant verfrachten wollten, der Külner Wein- 
importakzise unterwerfen mußten''). Der innerhalb Kölns gewachsene 
Wein blieb abgabefrei; ebenso der Wein von Weinbergen, die zur 



1) Stein n. a. ( »., II. 1 12. § 6. Kiiipping a. ». ü., Bd. I, 8. LXI. 

2) Knipping u u. O., Bd. I, S. LXII; Stein m. a. O., Bd. II. S. 112. § 2. 
Stein a. a. O.. Bd. II, Nr. 02, § 27. 

4) Knipping n. a. 0., Bd. I, b^. XLV. 
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Sttdt gehörten, wenn sie audi jenseits der Stadtgrenze gelegen 

Der Crang der Erhebung war folgender: Aller Wein vom Rhein 
her konnte nur (iurrli das Salzgassentor in die Stadt gebracht werden: 
hier hatte der Akziseneinnehnier seinen Stand. Dieser ^'ali <leni 
passierenden Händler ein Zeichen, worauf wahrscheinlich Zahl und 
(Jröße der Fässer und der zu bezahlende Betrag der Akzise vermerkt 
waren 'i. Daneben führte er ein liuch. in das er dieselben Ein- 
tragunpoii zu machen hatte, und das er Samstags auf der Rontkammer 
abzuliefern hatte. Nacli dem Huche wunlen sodann die einzelnen 
Akzi.sepllichtigen hcranj:ezof^en. Wie erwähnt, hatten die Wirte und 
Unterkäufer von der Vermittelung eines jeden Weingeschäftes der 
Rentkamnier Anzeige zu machen. Anfangs genügte diese Art der 
Erhebung, als aber <ler Weinhandel mehr und mehr zunahm, zeigten 
sich Mängel durch die große Zahl von rnterschleifen. Es wurden 
darum mannigfache Kefomien und KontrollmaÜregeln getrotfen. l)is am 
Ende des lö. Jahrhunderts die Steuer folgendermaßen gehandhabt 
wmrde: Wenn der Wein aus dem Sdiiff dnrdi die Kranen ausgeladen 
oder sonst an Land gebracht war, mußte der Krsnenmeister ein Ver- 
zeichnis aufstellen aber die Stückzahl, GrOfie und Eigentümer der 
Fisser; dieses Verzeichnis gab er jeden Abend dem Akziseeinnehmer 
am Salzgassentor"). 

Im Jahre 1487 wurden von der Stadt vier sogenannte Beseher 
angestellt, von denen jedem ein bestimmter Stadtteil zugewiesen war. 
Diese hatten in den Kellern der Bürger hemmzng^en und die Quantität 
Wein, die jeder Bürger im Keller hatte, genau festzustellen; sie hatten 
über flas Ergebnis ihrer Kontrolle genau Buch zu führen. Der Ak- 
ziseeinnebmer durfte erst dann dem Wein importierenden Kaufmann 
ein Weinzeichen geben, wenn er von dem betreffenden lieseher, in 
dessen Bezirk der Wein eingelagert werden sollte, einen Schein mit 
der Angabe erhalten hatte, wieviel Wein der importierende Bürger 
schon bei sich lagein habc^). Sie hatten sich dann am Tage darauf 
in den Keller dieses Bürgers zu begelten und eine Anf>tellung zu 
machen^). Auf dicM' Weise konnte die Üeiitkainmor jederzeit 

über das (Quantum W ein, daä bei einem Büiger lagerte, vergewissern. 

1) Stein «. «. O., Bd. II. 8. 141. 

2) Stein «. «. O., Hd. II. S. 107. VI. 

^^) Htein a. a. O., M. FI. S. 4.".!», 5} 5 

4i Stein II. a. <).. IUI II, (J_'7. § .'». 

.*») Stein a. a. ()., Bd. II, 8. «J8, § 6. 
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Wenn Weine zu Sdiiff exportiert werden sollten, so notierte der 
Beseher die Stückzahl und Inhalt und gab dem Bürger hierflber ein 
Zeichen. Dieser hatte es dem AkziseeinnefamMr zu bringen, der dar- 
Aber in seinem Buche die nötige Eintragung machte, auf die Rflck- 
Seite noch ein besonderes Vermerk druckte und es an den Kranen- 
nieister weiterf^ab. Jeden Samstafi; hatte der letztere die einf?ef?anRenen 
Zeichen auf die Rentkaumier zu bringen'). Wurde der Wein /u 
Liinde exportiert, so gab der Akziseeinnehnier das Zeichen nicht an 
den Kranennieister, sondern an <len Bcstader, der den Kranen- 
nieister am Lande vertrat, der alsdann dem Fuhrmann einen F>rlaubnis- 
sdiein /um Export auszustellen ^) hatte. Über die Höhe der Wein- 
einfuhrakzise sind Angaben erst aus dem Jahre \'.\X4 bekannt; sie 
betrug K Schillinge für jedes Fuder. Im Laufe der Zeit war sie 
mehrfachen Schwankungen unterworfen. 

Die andere große Einnahmequelle der Stadt war der Ertrag der 
Weinzapbkzifle. Sie irird schon im Jahre 1206 und 1240 erwShnt') 
und gehört damit lu den Üteeteii indirekten Stenern Köfais. Dann kommt 
sie erst wieder in einer Verordnung dee Rates von 1363 vor. Nach 
ihr wurde jeder Borger dazu angehalten, bei Strafe einer vieijihrigen 
Verbannung von jedem Fuder das als Akzise zu zahlen, was ein 
Viertel von der verzapften Quantität Wein Geldeswert habe«). In den 
folgenden Jahren wird die Erhebung bisweilen eingestellt, bisweilen 
erscheint sie zusammen mit der Weineinfuhrakzise, z. B. von 1392 bis 
13d4. Erst im Jahre 1417 wurde sie zu einer dauernden Einrich- 
tung, aber nicht ohne schweren Widerstand seitens der iiürgerschaft, 
die sich durch die Höhe der Akzise in hohem Maße bedrfltokt fflhlte*). 

Im Jahre 1443 wurde der Nachfüllewein oder wie er genannt wurde, 
der weiße vullewijn' ), zur Besteuerung herangezogen; seit 147t) auch 
der Haustrunk oder der sogenannte „drankwin"^; jeder Bürger hatte da- 
nach von jedem Fuder Wein, das er in (iestalt des „drankwin" zu Hause 
hatte, 8 Mark, jeder Wirt dagegen 16 Mark Zai)takzise zu .j^el)en. 

Auf Grund einer Ordinanz von 1401 wurde die Erhebung lier 
Weinzapfakzise folgendermaßen gehandhabt Jeder iiürger, der zu 

1) Stein a, a. O.. lid. II, S. »i2S. § li>. 

2) Stein a. a. O.. Bd. II, S. <j28. § y. 
3j Knipping a. a. O., XLVH. 

4) Steio a. a. O.. Bd. II, Nr. 40. 

5) Steia a. a. O., Bd. II. S. 224, AnnMrk. 

6) Stein a. a. O., S. 304. Knipping a. a. O., Bd. I, S, XLXlIl. 

7) Stein a. n. O., Bd. II. Nr. m § 11 und § 12. 
H) Stein u. a. O.. Iki. II. S. 304; Bd. II, Nr. 89. 
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zapfen gesonnen war, hatte sich durch die Weiiisclmle das dazu nötige 
Gesinde zu mieten und auf dem Rathaus ein Zeichen zu holen 
Nach d«n Zapf brachte er das Zeichen zurück und zahlte auf der 
Bentkammer die Akzise. Zur Kontrolle des Zapfes war ein Beseher 
angestellt: dieser hatte in den einzelnen Kellern herum zutiehen und 
darauf zu achten, dali niemand ohne ein Zeichen oder den vorschrifts- 
mäßigen „Maien" über seiner Tür den Zajjf ausführte: wer ohne eines 
dieser Zeichen zapfte, verfiel jedesmal in eine Strafe von IS Mark'). 
Wenn ein Zapfer seinen Zapf früher als am Zahltag der P'reitags- 
kanimer, der Kasse, die die Zapfakzi.se anzunelunen hatte, beendigt 
hatte und dann >üf()rt neues «iesindc für einen neuen Zapf mieten 
wollte, so muüte er den Rheinmeistern schwören, am folgenden Frei- 
tag seine rückständige Akzise zu entrichten. Wenn ein Zapf aber 
länger als drei Monate dauerte, so hatte eine Teilzahlung der Akzise 
zu erfolgen, und zwar am Ende eines jeden dritten Monats'). 

Auch bei dieser Akzise machten sieh bei zunehmender Aus- 
dehnung des Weinhandels Erweiterungen der Kontrollmaßregeln not- 
wendig. Im Jahre 1471 gibt es drei Beseher«), im Jahre 1476 sogar 
vier^), sp&ter gehen sie auf zwei herunter, um 1487 wieder auf vier ge- 
bracht zu werden. Den Besehem waren ebenfalls bestimmte Beorke 
zugewiesen, die sie tiglich abzugehen hatten. Die Akzise wurde nur 
m<matlich entrichtet, und die Bheinmdster durften eüiem Zapfer nicht 
eher neues Gesinde vermieten, als bis er seine Akziseacfauld vom 
letzten Zapf beglichen hatte*). 

Im Gegensatz zur Weineinfuhrakzise richtete sich tlie W^ein- 
zapfakzise nach der Qualität, nicht nach der Quantität des Weines. 
Es wurde von jedem Fuder der Geldwert von vier Vierteln der be- 
trelTenden Sorte erhoben"); in einzelnen Jahren auch von einem 
Ohm *'). Seit 1425 wurde die Akzise auf sechs Viertel für jedes Fuder 
ermäßigt " r. im .lahre 14si sogar auf zwei Viertel vom Ohm als Folge 
des erwähnten bürgerauf Standes ^°). 

1) Btein a. a. (X, Bd. II. Nr. 89. % 7. 

2) Stein a. a. O.. Bd. II, Nr. 89, § a 

3) St Pin a ft. O., IW. II. Nr. 247. 

4) Stein a. a. O., IM. II. Nr. 320. 

5) Stein a. a. O., ßd. II. Nr. 383. 
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Die angegebenen Steuersfttze fanden nur auf Rhein- und Mosel- 
weine Anwendung; Weine aus Frankreich und die iieißen Südweine 
Spanien« wurden nach ihrer Qualität höher besteuert. Hierbei kommen 
hauptsächlich der Romanie und Malvasier in Hetracht. daneben Claret, 
Rasfert und Muskateller. In den Kinfiihrvcrzeichnissen <,'ehören die 
Südwcino zu den sof^enannten Diiil' waren oder trockenen Waren: nach 
heutigen lie-irillen /u den Kolonialwaren. Die Steuer war auf diese 
niedriger als auf Weine, weswegen zahlreiche Steueriiinterziehuugen 
in Gestalt von täuächeudeu \ erpackungen versucht wurdeu'j- 

a. In den aufierhansischen Produktionsgebieten: Strafiburg, 

Nürnberg, Ulm. 

Im aufierhansischen Produktionsgebiete des südlichen Deutsch- 
lands kommen als Mittelpunkte der Weinkulturen drei Städte in Be- 
tracht: Straßbuiig, Nürnberg und Ulm. Von diesen drei Städten war 
jede das Zentrum der Produktion einer bestimmten Weiuart, und 
zwar StratJburg für die elsä-sser. Ulm für die schwäbischen und 
Nürnberg für die Fraukeuweiue. Eine ( losanitbetraclitung wenig^teus 
der Organisation des städtischen Weinhandels ist insotern gerecht- 
fertigt, als dieselbe; in allen drei Städten naturgemäß verwandte Züge 
trägt und die ungenauen urkundlichen Angalien über Einzelheiten der 
Organisation in der einen Stadt durch Krgiinzungen aus dem Tr- 
kundenniaterial aus der anderen Stadt in willkommener Weise klar- 
gestellt werden können. 

Für Straßburg war durch >eine geographische Lage die Be- 
nutzung des Rheines zum Transpurt seiner Weinerzeugnisso vorge- 
schrieben ; elsässer Weine gelangten auf diese Weise aber Köln nach 
Flandern und England. Während der Handel Strafibnrgs sich vor- 
zugsweise in einer Richtung bewegte, ist Nflmberg, die Stadt mit aus- 
gesprochenem Zwischenhandel, der, und mit ihm der Weinhandel, 
seinen Weg nach allen Richtungen strahlenförmig nahm. Fflr Deutsch- 
land war Nflmberg das Bindeglied im Welthandel zwischen dem 
Orient, Italien einerseits und dem Norden und den Städten des han- 
sischen Bundes andererseits. Die Entwicklung des Nflmberger Handels 
beginnt mit dem Ende des 13. Jahrhunderts. Schon jetzt ist die 
strahlenförmige Ausbreitung seines Handels an den zahlreichen Zoll- 



J) Knipping a. a. O., Bd. I. 8. XLIX. 
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abscblilBseii ericennbar, die es mit den vendiiedeDsten LSndeni voll- 
zog: Ungani, Italien, der Schweiz und den Niederlanden. Sie alle 
traten in ein festes Handelsverhältnis mit der Nürnberger Metropole 
Nürnberg konnte jetzt seine Kraft dem Ausbau seiner Handels- 
beziehungen im weiteren Sinne widmen: im lö. .lalirlnindort gesellte 
sich Frankreich und Portugal obigen I^ändern hinzu -). Der italienische 
Handel blühte niächtig auf; Nürnberger Kaufleute besorgten die Ver- 
frachtung von Leder. Öl und Wein aus Italien nach Mitteldeutsch- 
land, wo die Leii)ziger, Erfurter und P>reslauer Messen den weiteren 
Vertriel» nach Norddeutschland übernaliuien s*). 

Wichtig und kenn/.eiclmend für diese F.poche sind die vermehrten 
Handelsbeziehungen zwischen Nürnberg und der deutschen Hanse. 
Das Bindeglied des hansi.sch-nünibergisclieu Handels bildete Erfurt*). 
Es war der Mittelpunkt für die (iüter, die von den Seestädten nacii 
Nürnberg, Augsl)urg und Italien, und dann von Leipzig nach dem 
Rhein. Frankfurt am Main und den Niederlanden versandt wurden^). 
Ein nicht unbedeutender Handelsartikel war der Wein; er gehOrte 
einem der wenigen Handelszweige an, die sich in Nflmberg und Erfurt 
auf ihren Wegen kreuzten; von Sflden kamen die italienischen, von 
Norden dnreh die Hansen die französischen Weine. Letztere nahmen 
meistenteils ihren Weg Aber Lflneburg, Erfurt nadi Frankfurt nnd 
Kflmberg. 

Während von Strafiburg ans der Weinhandel in nordwestlicher 
Bicfatung; in Nflmberg von Norden nach Sflden und umgekehrt ging, 
wandte er skh von Uhn ana, dem Laufe der Donan fidgend, dem 

Osten zu. Da in Ulm und den benachbarten schwäbischen Gauen die 
Eigenproduktion blühte, spielte der Handel mit einheinuschen Weinen 
naturgemäß die hervorragendste Rolle. 

Der Weinhandel Schwabens läßt sich in seinen Anfängen bis ins 
9. Jahrhundert zurückverfolgen'') und erreichte seinen Höhepunkt 
gleichzeitig mit der Blüte der deutschen Hanse. Zu einer Zeit, als die 
beiden großen Wirtseliaftszentren des Mittelalters, die Städte im Hanse- 
bund im Norden und die oberdeutschen Städte mit ihren unerschöpf- 

1) Roth, Geaclüchte den NSrnberger Handds 1800^ !• Tdl, S. 24 ff. 

2) Roth a. u () , S. im). 

3) Roth «. a. U., 5j. 111. 

4) Both a. a. 0., S. 105. 

5) T. Dalberg, Beiträge xnr Gesch. d. Erfurter Handlung, S. 7. 

6) Nfibling, Ulme Weinhandel im Mittelalter. 8. 1. 
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liehen Hflfaqudlen und dem Beiclitiim ihter Großkanfmaoiuftinilieii im 
Saden, vermöge der ihnen innewohnenden Mtcht den dentechen Handel 
im gegenseitigen Austausch zu einer Hohe empoifOhrten, die er erst 
in unserer Zeit wiedererlangt hat. Ein lebhafterer Handelsverkehr mit 
Wein entwickelte sich in Ulm im 13. Jahrhundert i). Die Weinzufuhr 
erfolgte größtenteils aus zwei Richtungen, aus dem Südwesten und 
aus dem Süden. Aus Südwesten kamen die Weine aus dem engeren 
Schwabenlande, aus dem Neckartal. dem Rheintal und dem Elsaß auf 
der StraBe. die aus den Niederlanden durch das Rheintal über EK- 
lingen und (leislinjien nach rini führte Diese Strabe war gleichzeitig 
die älteste Poststralie Deutschlands-'). In (ieislingen und in Eßlingen 
waren Zollstationen, oder Zentralen der einheiniischeii Weinproduktion. 
Da fJeislingen zur Ulmischen Herrschaft gehörte 'i. so flössen die Er- 
träge aus dem Zoll, die recht bedeutend waren. Ulm zu. E> sind ge- 
naue Angal)cn Ober den (leislinger Zoll erhalten, die gleichzeitig den 
großen Anteil, den der Wein an dem verzollten Durchgangsgut hatte, 
zur Genfige klar legen*). Für jedes Pferd an einem Weingespann 
war ein Schilling zu hinterlegen; im 14. Jahrhundert genoß Ulm 
ebenftdls die ZoUeinnahmen ans den Meinen Orten stiner Umgebung, 
wie Heidenheim, Hohenmemmingen, Natten, Izelberg und Machtola- 
hdm*). 

Für die Weine des Neckartals war Eßlingen der grOfite und be- 
deutendste Handelsplatz*). Ein Seitental des Neckar, das Remstal, 
führte seme Weine über Heideeheün an die Donan; in Heidesheim 
gabelte sich der Weg nach NOrdlingen, Bopfingen, DinkelsbOhl im 
Norden, und nach Aalen und Ellwangen im Nordosten^. Diese 
Strafien, die lediglich nur fflr den lokalen schwäbischen Verkehr in 
Betracht konmien, geben ein trefTliches Bild von der aufierordentUch 
entwickelten Handelstätigkeit des Schwabenlandes. 

In Ulm mündeten die StrnlVMi. die von auswärts die Waren 
heranführten; von Weinen stand neben den eiidieimischen Sorten der 
Rheinwein in hohem Ansehen. Der Weg, den tler Rheinwein zunick- 
legte, ging von Cannstatt flber Eßlingen, Göppingen nach Ulm; in 

1 1 NiU.ling a. a. ()., S. 9. 

2) l'fatf, Geticbichte EHÜngena, 8. 2l«i. 

H) Nübling m. «. O., 8. 10. 

4) JftRer, Ulmt VerfaMonpleben. & 374. 

5) .lii^^ r a. a. O., Ö. 372. 
«I Pf.iff a. a. ()., S. 216. 
7) Nübling a. a. O.. 8. Ii. 
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Cannstatt mündete die Straße von Heidelberg über Heilbronn und 
von Speyer über Brackenbcim. Die Straße übor Hoilbronn ward am 
meisten befahron, sie dicnTc meist als We?; zur Frankfurter Messe M. 

Für die Weine Tirols endlich, die in don Timer Urkunden viel 
erwähnt werden, ist ein j^enauer Wejj; nicht festzustellen. 

Die Ausfuhr der in Ulm vertriebenen Weine nahm größtenteils 
die Richtung nach den DonaulSndern : an der Donau waren die be- 
deutendsten Handelsplätze Ingolstadt und mehr noch Kegensbui^: 
letzteres trieb einen regen Weinliandel über München nach Tirol und 
dem Süden Auf der Donau führte der Handel Wein von Ulm» 
Ingolstadt und Regensburg nach Ungarn, der Walachei bis nach Bul- 
garien und der TOrkel 

EndUch erscheinen auch Frankenweine aua den T&lem des Main 
und der Tauber auf den inmer Harkt; doeh nahmen sie nie die Be- 
deutung wie die tinheimisehen Sorten fOr sich in Anspruch. 

Bei der Bedeutung, welche der Weinhandel fflr alle drei Stfldte 
besafi, war der Bat jeder einzelnen schon frflhzeitig darauf bedacht, 
den Handel und Verkehr, sowie den Zapf und den Verkauf in der 
Stadt durch Vorschriften und Verordnungsn in eine fsste Organisation 
SU bringen. Der Mittelpunkt des städtischen Weinvwkehrs bildete natur- 
gemifi der Weinniarkt Über seine Entstehung ist nichts Genaues (ibor- 
liefwt: in einer Urkunde von 1424 wird der Ulmer Markt") als eine 
schon lange bestehende Plinrichtung bezeichnet Spätestens muß seine 
Entstehung in die Zeit der allgemeinen Entwicklung des Ulmer Handels 
verlegt werden, also ungefähr an das Ende des 12. Jahrhunderts. Da 
für die wirtsrbnftlic lie Entwicklung der oberdeutschen Städte nahezu 
die gleichen I-"aktoreii maligeliend gewesen sind, so ist diese Zeit auch 
für die Einrichtung des Nürnberger und Stratiburger Weinbandeis an- 
zunehmen. 

Aller W'ein, der in die Stadt gebracht wurde, mußte auf den Wein- 
markt geführt und dort niedergelegt werden *). Je nach der Richtung, 
aus der der Wein kam. wurde ihm ein Platz angewiesen Die Strali- 
burger Weinsticherordnung von 14H3 bestimmte '•i. daß alle Weine, 
die von der Zorn her, also aus westliclier Richtung, herangeführt 



1) Jäger a. a. O.. B. 716. 
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werden, auf der Seite des Marktes abgeladen werden, auf der das 
Ilau-s von Ottoniar Frankenlieim iap:. Daneben entschieden auch (iie 
(^)uantitäten ülier den Ort der Niedei leiruiiL;: in Stratihurj^ hatten die 
halben Fuder und N'ierlinge ihren i'latz hei der sogenannten Elenden- 
herherge. einer für die Unterkunft anner KeibenUer gestifteten, am 
Weinniarkt gelegenen Anstalt. 

Wenn Bürger selhstgezogenen Wein an die Stadt brachten, so 
mußten sie vor dem Abladen erst das l'ngeld entrichten: den frennlen 
Kaufleuten war dagegen das sofortige Abladen erlaubt, vorausgesetzt, 
daß sie auf die Einlagerung im Keller verzichteten Diese allgemeinen 
Voischriften gelten ffir Strafiburg und Ulm. Wenn jeder Händler, 
emheimiBcber wie fremder, gehalten war, seinen Wein auf den Wein- 
martrt zu llihren, wobei es gleichgültig war, ob es sein eigenes Ge- 
wftchs war, oder ob er ihn eingekauft hatte, so ging man dabei von 
der richtigeil Voraussetzung aus, daß der Stadt ein großer Ausfall an 
zollen und Torabgaben erwachsen wOrde, wenn den Weinbauern oder 
Wirten gestattet sein wflrde, ihren Wein auf dem Lande ein- oder zu 
verinufen. In Straßburg ließ sich der Bat auch noch außerdem 
von der Erwfigung leiten, daß, wer einmal in die Stadt zum Einkauf 
gekommen sei, auch geneigt wSre, zu Nutz und Frommen der Straß- 
burger ßarger Einkäufe anderer Art zu besorgen. In Namberg waren 
allerdings Weine, die ausdrücklich als Durchfuhrgut bezeichnet waren, 
von der Lagerung auf dem W einmarkt ausgeschlossen : Ausnahmen kxNinte 
der Ungelter insofern machen, als er den Kaufleuten nach vorausge- 
gangener Anzeige das Niederlegen des Weines auf dem Weinmarkt 
erlauben durfte ^j. 

Hierbei spielte wohl der Umstand mit, daß die Stiidt fürchtete, 
an den Kinnahmen des Ungelds und anderen Abgaben zu verlieren, 
wenn Käufer den als Durcligangsware bezeichneten Wein nicht kaufen 
konnten, sondern warten inuliten. bi.> iiersell)e die Stadt wieder ver- 
lassen hatte. Zuwiderhandhingen wurden mit dem doppelten Ersatz 
des Ungelds bestraft. Wenn der Wein unverkauft geldielien war, so 
durfte er nicht vom Markte fortge.^chatft werden^), .sondern mulite 
dort bis zum nächsten X'erkaufstag lagern, da dieses Verfahren leicht 
zu einer unlauteren Konkurrenz führen konnte; der Übertreter hatte 
das Ungeld zu ersetzen und ffir jeden Eimer fortgesdudfton Weines 

1) Baader a. a. O.. S. 203. 
2| Bruck* r h. a. O . S. 554. 

3) Baader a. a. U., 243. 

4) Baader a. a. O., 6. 242. 
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ein Pfund neuer Heller Strafe zu zahlen. Denjenigen, der beim Um- 
und Abladen der 'unverkauft gebliebenen Weine behilflicb war, war 
das Betreten der Stadt in einem Umkreiae von drei Heilen auf zwei 
Jahre verboten. 

Zur Aufrechterhaltung der Ordnung auf dem Markt und zur 

Siclierung des au^jestapelten Weines gegen I)iel)stali! waren von der 
Stadt Wächter angestellt, die in einem auf dem Markte hetiiidlichen 
Hause ihres Amtes zu walten liatten. In Straliburg hieß ilieses Haus, 
in dem drei Knechte von .-5 Ulir morgens an iinunterhroclien anwesond 
zu sein hatten, um von dort aus das An- und Ahfahron dor Weiu- 
transporte kontrollieren zu können und das Wcj^faln cn unverzollten 
Weines zu verhindern, der Pfennigturni '); in riin befand sicli auf dem 
Markte eine Wächterliude-), in der ein Wäciiter die Nacht verbrachte. 
Er hatte jede Stunde einen liunduan^' zu unternehmen und sich von 
dem guten Zustand der ihm anvertrauten Fässer zu überzeugen. Be- 
zaldt wurde er von den Wageideuten, und zwar erhielt er H Heller 
für jeden Wagen. Für Nürnberg finden sich solciie Aufseher in den 
Urkunden nur angedeutet. Der Markt selbst beschränkte sich nur 
auf bestimmte Tage der Woche, in Ulm auf den Samstag; doch durften 
die Fasser schon am Freitag herangefahren werden und in der Nacht 
von Freitag -auf Sonnabend auf d«n Markte lagern -^). Die Zeit der 
Eröffnung des Marktes richtete sich nach der Jahreszeit; im Sommer 
um 7 Uhr, im Winter um 8 Uhr morges^). Mit Begmn des Marktes 
wurde ein FShnchen aufgezogen*), und solange dieses Fähnchen wehte, 
wurden alle Vergehen auf dem Wemmarkt doppelt bestraft In Ulm 
war von Michaelis bis Ostern nach 5 Uhr abends und von Ostern bis 
Michaelis nach 8 Uhr abends jeder Verkehr auf dem Wehimarict ohne 
brennendes Licht verboten. Zuwiderhandelnde wurden als Dtebe an- 
gesehen. Der Schluß des Marktes hing scheinbar von den Käufern 
ab und konnte wohl nach <ler obigen Vorschrift über den Gebrauch 
von licht bis zur Pohzeistunde ausgedehnt werden. Es ist an- 
zunehmen, daß sich das Hauptgeschäft l)is mittags abgewickelt hatte, 
denn in Straßburg mußte für alle Geschäfte, die nach 12 Uhr mittags 
abgeschlossen wurden^), eine besondere Erlaubnis eingeholt werden. 

1) Brucker a. a. (>., S. .')2ö. 

2) Nabling a. a. 0., S. 2i. 

3) Nfibling a. a. O. S. 'JS. 

4) Bruekera. a. O., B. 587; Nübling a. a. O., 8. 23. 

Nühlinp n. a. ().. S. 2H. 
♦Jl Brucki^r a. a. ü., i^. i'tW. 
VoU(SKirtachaftl. n virtschafUgeschichU. Abhandlu»j,'un. H. 3. 6 
Hartmojar, WrinhMidal Im OvMato dtr Hmm». 
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Um die ZentraliBiening des Handels auf dem Weinmarkt wiric- 
sam zn gestalten, — jeder, der seinen Wdn nicht hier einkaufte, 
verfiel in eine Strafe von 5 Pfund und wurde noch auf ein Jahr aus 
der Stadt verbannt — schenkte der Bat der rechtmäßigen Abwicklung 
der Geschäfte grofie Aufinerksamkeit In Strafiburg wurden alle Per- 
sonen, die nur in dem V^erdaclit standen, den Weinhandel wucherisch 
auszubeuten, vom Markte ferngehalten; dagegen stand ihnen der Ver- 
kauf in eigenen Kellern auf das Risiko der Käufer hin frei. Wenn 
Wein unverkauft blieb, so durften sie ihn erst na« h 14 Tagen zu 
gewöhnlichen Preisen auf den Markt bringen oder ihn aus der Stadt 
ausführen. AVahrscheinlich sohte diese Maßiialinio absclirockond wirken, 
da eine Vorznüoriuig von 14 Tagen nanienlHch in der Haujitverkanfs- 
zeit iniiiiciliiii eition omptindlichen Schaden be<leutete. Eine beliel>Te 
Art betrÜLit'i i-clioii Weinge^ciiäftes wird in den Straßburger Polizei- 
verordniiiigc'ii erwähnt, das. hiernach zu scldießen. in großem Stile 
angcwandr wurde'): Ein Bürger und ein Auswärtiger tun sich zu- 
sammen, um Wein zu verkaufen und der Bürger sucht den Wein 
loszuschlagen, als ob er der Eigentümer wäre. Durch dieses \'er- 
fahren erwuchs der Stadt insofern großer Schaden, als der Bürger 
seinen Wein auf dem Markte zollfrei verkaufen durfte, wShrend dar 
firemde Händler Zoll zu entrichten hatte. Die hiergegen beabsiditigte 
Untereagung jedes gemeinschaftlichen Geschäftes zwischen einem Bürger 
und einem Fremden unterblieb, da eme solche Bestimmung jede grOfiere 
Ausdehnung des Handels unmöglich gemacht haben wfirde; man be- 
gnügte sich daher mit einer Strafe von zwei Pfund und ein Pfund 
vom Fuder, wobei die eine Hftlfte der eingegangenen Gelder der Stadt 
die andere den Weinstichem in ihrer Eigensdiaft als Marktpolizei zn> 
fiel In Straßburg kannte man auch die Einrichtung der schwarzen 
Liste, auf die die Namen aller deijenigen gesetzt wurden, die sich 
Defraudationen auf dem W^einmarkt hatten zuschulden kommen lassen -). 
Neben dem Weinmarkt Itestanden noch andere Zentralpunkte des Wein- 
geschäftes; hierher ist der sogenannte Weinstadel in Ulm zu rechnen. 
Dagegen beschränkte sich in Nürnl)erg und Straß))urg der städtische 
Weinhandel auf den Weinmarkt und die Keller der Wirte. 

Der Weinstadcl war eine städti>che Anstalt zur rmerbringung 
«-olciier Weine, dir in (he Stadf gebracht waren, um gar niclit oder 
erst .>-j)äter weitervci handelt zu werden. Der Wcin-taflei diente dem 
Durchgangs- und (iroßiiandelsverkelir und befreite jeden Einleger von 

Ii Hrui-kor a. a. O., S. "k>. 
2) Jjrucker a. a. ü., Ö. 5t>2. 
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der stidtischeii Besteaenmg; er reprSsentiert also «ine Emricfatung, 
wie sie in den hentigen FVeiUgern und Freihfllen wiedergekebrt ist. 
Der Stadel, der Namen leitet sich von stabiilnm [Warenhans] her, 
war sehr alt; die ersten Andeutungen finden sidi schon in Urkunden 

aus dem Jalire 1255'), direkt als Hof wird er 1348 erwähnt Nicht 
zu verwechseln mit dem Weinstadel ist der Weinkeller, dar zu Ende 
des 14. Jahrhunderts aus den Einnahmen und Schenkungen des städti- 
sdien Spitals angelegt wurde er stand mit dem Weinmarkt und 
dem Weinstadel in keinen Zusammenhang und wurde vom Spital aus 
verwaltet. 

Die Vorschriften für die Henutzunp; des Weinstadels sind zahl- 
reich und weith'iufi}?. Nacli Nüblinp:'^) niulite jeder Bürger und Fremde, 
der seine auf dem Weinniarkt gekauften Weine noch an denisclbeii 
Tage aus der Stadt brachte, von jedem Eimer 6 Heller an den Stadel- 
meister entrichten; blieb aber der Wein eine Zeitlang im Stadel liegen. 
.s<> erhöhte sich die Abgabe auf H Heller. Hei der Ausfuhr aus der 
Stadt waren von dem Eigentümer des Weines drei Zeichen am Tor 
abzuliefern: das des Stadel meisters, der dasselbe dem Fasse bei der 
EmKeierung in den Stadel angehängt, das des Weinkaufschreibers, 
der die Fister zu notiereo hatte, und endlich das des Weinziehers. • 
Beim Weineinkanf zu späterer Ausfuhr hatte der Käufer fllr jeden 
Eüner 4 Pfennige Stadelgeld zu gehen. 

]>ie Aufsidit fiber den Wehistadel ffüirte der Wemstadehneister; 
er hatte auf den im Stadel lagernden Wein zu achten, das Stadelgeld 
und den Weuizoll einzunehmen und die Beträge jeden FVeitag auf 
das Steneramt zu tragen; femer hatte er den Wem beim Ablassen 
auf seine Gfite hin zu prüfen. Im übrigen war er dem Weinkaof- 
Schreiber unterstellt Dieser hatte das Einkassieren der Gelder zu 
besorgen*). Endlich war dem Stadelmeister die Verwaltung und Aus- 
gabe der von der Stadt an hohe Fremde geschenkten P>hren weine Aber- 
tragen; er hatte Namen der Fremden und das verabreichte Quantum 
zu notieren, da jeder Durchreisende nur einmal im Jahre Ehrenwein 
zu verlangen das Recht hatte. Die \'erehrung geschah so. daß der 
Gastgeber, bei dem der Fremde aliwsticücn war. doin Bürgermeister 
einen Zettel sandte: die>er schickte ihn untcr/eiclmct an den Stadel- 
meister weiter, worauf dieser das auf dem Zettel angegebene Quantum 

]) Preaiel, Vrkundb. d«r Stadt Ulm. a M 

.Iii^'pr B. a. O.. S. 478. 

3) Nüblii.g a. a. O.. S. 20 ff. 

4) Niibling a. a. O.. 8. 27. 
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Wein dem fremden Gast zukommen ließ. I>ie Quantität des geschenkten 

Ehrenweine» richtete sich nach dem Range des Empfingers; mehr als 
zwei Fässer durften aber niclit verabreicht werden. 

Neben Weinmarkt und Weinstadel diente dem Weinhandel als 
dritte rein städtische Einrichtung das Eichhaus*). Es zählt zu den 
ältesten Einriditungen Ulms und wird schon erwähnt. Das 

Personal bestand aus zwei Eicliern. die nur f^enieinsani das Kich- 
f^escbäfr führen durften: dabei hatte aber jeder unabhängig von dem 
anderen jedes Faß zu eichen un<i die gefuiukineii Maße niitsaint dem 
Namen des Besitzers in ein Huch einzutragen. War die Kicliung be- 
endigt, so wurden die Resultate der beiden Eiclier miteinander ver- 
glichen und danach das endgültige Mali festgestellt. Außer zum Eichen 
diente das Eichhaus auch noch zum Aufbewahren der leeren Fässer; 
liierfür hatte der Eigentümer 4 Heller „Behaltgeld" zu zahlen Auf 
Verlangen hatten die Eicher dem Stadtrechner eine Abrechnung über 
die Höbe des eingegangenen Eichgeldes und den Erlös aus dem Ver- 
kanf leeror FiBser vorzulegen. Ehriiebkeit und FleiS war ihnen in 
ihrem verantwortangsToUen Gewerbe zur Pflicht gemacht 

Zur Überwachung der Vorschriften des Rates, zur Erhebung 
der Zölle und zur Regelung des Schankgewerbes, endlidi zur Organi- 
sation der Hfil&gewerbe beim Weinhandel war vom Rat ein ausge- 
dehnter Beamteni^parat eingesetzt, der in den einzehien Städten in 
den Grundzttgen das gleiche Gepräge zeigt Je nachdem, ob der 
Handel sich mehr auf den lokalen Ausschank, auf den Zwischenhandel 
oder auf die örtliche Produktion konzentrierte, treten die einzelnen Ab- 
teilungen und Abstufungen dieser Weinhandelspolizei mehr oder weniger 
hervor. Die wichtigste Einnahmequelle aus dem Weinhandel bildeten 
die Erträge der Weinzölle, das Ungel^ das nach der Quantität, bis- 
weilen auch nach der Qualität des zu verungeltenden Weines erhoben 
wurde. Die Bestimmung der Quantität war das Amt der \'isierer. Ihre 
Anzahl schwankt: in Nürnherf,' waren e> zwei '). Sie hatten an den 
Markttagen auf dem Woiniiuiikt anwesend zu sein und .sich jedem, 
der ihre Hilfe in Anspruch iiehnit ii wiiiltc. M»fi>rt zur Verfügung zu 
stellen. An den anderen l auen der Woche dienten sie dem Wein- 
stadelnieister *t. Wenn die Fässer mittels der Visierruten gemessen 
waren, wurden sie sogleich versiegelt; nur solche von den geschworenen 

1 Nübting a. a. O.. 8. 27. 

2) Nüblinc a. a. O , S -20 

3) Sander, reii-hAstüdiiacbe Hauiüialtuog Nürnberg«, Bd. 1, 240. 

4) Nübliug a. a. ü-, S. 22. 
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Viderern gesiegelten Fässer durften in den Handel gebracht werden^). 
Das widerrechtliche AbVtoen der Si^el war bei Geld- und Freiheits- 
strafen verboten. Vergeben der Visierer, zu denen namentlich das 
Falschmessen gehOrte» worden jedesmal mit (K) Heller l)estraft wobei 
es gleichgültig war, oh es mit oder ohne Wissen des Visierers gesdiehen 
war. Für das Visieren wurde eine (lel)fihr erhoben, und zwar in 
Nürnberg für einen Eimer 1 Iialblini{ auf dem Mariit und 1 Heller 
im Hause des Eigentümers. Die (iebühr war im voraus zu entrichten f). 
In Ulm wurde die Visierirebülir nach der (Qualität des Weines abge- 
stuft; Malvasierweiu kostete 4 Heller zu visieren; von gewöhnlichen» 
Wein wurden nur 2 Heller für das Fati erhoben; Ausfuhrwein kostete 
M Heller 3). Die Hälfte der Finnalinien aus der Visiergebühr tiel der 
Stadt /II und bildete einen Zuschlag zur (ietränkesfeuer. In Ulm ward 
sie von dein sotienannten Sieirler eingezogen, in Nürnberg mulite <ler 
Visierer das (ield alle vier Wochen auf die Losungsstube tragen V 
Die an<lere Hälfte der Kinnalnnen gehörte den Ungelterii. 

Die Ungelter hatten die Erhebung des Ungelds zu bewirken und 
waren nach der Bedeutung ihres Amtes fflr den Stadtliaushalt in allen 
StSdten besonders gut organisiert. Im Laufe der Jahre waren die 
Erträgnisse der GetrSnkesteuern bedeutend angewachsen und bildeten 
eine der hauptsSchlichsten Einnahmen. In Ulm machte das Ungdd zu- 
sammen mit den Ergebnissen aus der Besteuerung des Visieramtes, 
den Ertragnissen des Weinstadels und den Einkünften der Weinsticher 
ungefilhr ein Drittel der gesamten städtischen Einnahmen aus. Diese 
Tatsache läßt gleichzeitig auf die Bedeutung und Ausdehnung des 
Ulmer Weingeschäftes schließen. Die Einrichtung des Ungelds fällt 
in die ersten Anfinge der städtischen Steuererhebung; sichere Nach- 
richten sind aus Ulm erhalten^). Die erste Erwähnung des Ulmer 
T'ngelds tindet sich in einer Urkunde vom 9. August 1231. in der 
Heinrich VII. Ulm. Eßlingen und Überlingen von Steuer, Zoll und Un- 
geld befreit In einer anderen Urkunde von 12.55 wird das Ulmer 
Ungeid als eine sciion lange bestehende Einhditung bezeichnet '^j. Aber 

I) Baader a. a. O.. S. 246. 
2} Ilaader a. a. <).. S. 207. 
3) Nubiing a. a. O., i?. 22. 

•1) Sander a. a. On Bd. I, 8. 'J29. Die Lcwang w«r eine direkte Abgabr, 
die bb in die »weite Hälfte des 15. Jahrhunderta nnregdlniäßig, von d« ab jähr- 
ig erhoben wurde. 

b) Presse!. rrkundcril)\K-h der ötadt Ulm, S. 49. 

6) Pre8»el a. a. O., i?. 14. 
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eine einheitliche Uogeldonlnung, deren Inhalt verwindte Bestimmangen 

wie die von StraBburg und Nürnberg aufweist, erhielt Ulm erst 1524'), 

Die Erhebung des üngelds erfolgte entweder auf dem Wein- 
markte oder in den Kellern; in Nürnberg hatte der Ungelter heim 
Visieren dabei zu sein und nach Einhändigung des Ungelds dem 
Visierer sofort ein Siegel auf das vemngeltete Faß zu drücken, damit 
nicht nachtrri^jlirh noch unversteuerter Wein nachgefüllt werden konnte-). 
\'on jedem verungelteten Wein war auf der Losungsstube Anzeige zu 
erstatten. 

Wälirend dieser Gang der Erhebung auch für l'hii anzunehmen 
ist, zeigt er in Straliburg eine kleine Abweichung, die mit der Aus- 
bildung des Maklerwesens zusannnenliängt. Hier hatte der Makler, 
nicht (ier Händler das Ungeld zu entrichten. Darauf händigte der 
Makler dem Händler eine Marke als t^Uiittung dafür ein, daß der Wein 
zum Verkauf zugelassen sei'^). Das \'ersiegeln der Fässer, das für die 
Unversehrtheit des Inlialts immerhin eine größere Sicherheit bot, fiel 
in Strasburg fort Die Ungelter hatten nur den Namen des K&nfers 
za notieren und Ober den Absehlufi des Kaufee in ein dazu be- 
stimmtes Register eme Eintragung zu madien. Die Höhe des Un- 
gdds war nach der QualitSt und der rechtliehen Stellung des Hflndlers, 
ob Bürger oder FVemder, abgestuft«). In Nflmberg wurden fOr die 
leiehten Landweine, zu denen man die frflnldschen, Neekar^ und Tauber- 
Werne rechnete, von jedem Fuder 2 Gulden erhoben, von schweren 
Elsflsser- und Rheinweinen 8 Gulden, von franzfisischen Weinen ö Gulden, 
von Wein aus Bivoglio, dem Yeltlin und Bassano^ 6 Gulden, endlich 
von Romaniewein und HuskateÜer 8 (tulden^). Diese Ungeldtabelle 
gibt gleichzeitig dnen v<Mtr^ichen Einblick in die Mannigfaltigkeit 
der Weinsorten, die auf dem Nürnberger Markt gehandelt wurden. 

In Ulm wurde von Weinen, die dem Phvatgebrauch dienen sollten, 
Ungeld genjäli dem Selbstkostenpreis erhoben, von südlichen Weinen 
dagegen nur die Hälfte des vorgeschriebenen T'ncrehK. das für jeden 
Weinhändler. I5ürger wie Fremden, für jeden Eimer zu 120 Mali 
den Geldwert von lö Mali betrnir'' . Hefreiuntr von Ungeld trat ein. 
wenn ein Bürger seinen selbstgezugeueu Wein vor dem \'erkauf auf 

1) Xübling a. a. O., S. 14. 

2) Siebeo keet. Mftteriali«n «ur Nambergiacfafln G«Mhicfate, Bd. III, S. 22». 

3) Brucker a. a. O., S. 523. 

4) Siebonkec«. a. a. O.. B.1 IV. S. 22.5. 

5) Sicl.onkf-e^ a. a. O, Bd. IV, S. 225. 

6) Nüblinj; a a. O., S. 14. 



Digitized by Google 



— 87 - 



dem Markt in den städtischen Weinstadel einlegte; wenn er aber den 
W ein in seinen Keller einlegti*. so mußte er ihn wie jeder andere 
Wt'inhändler vorher verungelten lassen; es trat nur für ihn insofern 
eine Vergünstigung ein, als er hei sj)iitereni Verkauf das Ungeld im 
Verhältnis zur Höhe des erlangten Preises zu zahlen hatte. Eine ähn- 
liche Einrichtung bestand in Nürnberg: auch hier wurden dem Bürger, 
wenn er seinen Wein auf den Markt zum \'erkauf ausführte. des 
bezalilten Ungelds zurückei stattet. Die Voraussetzung war dabei natür- 
lich die, dafi bei der Einlagerung des Weines in seinem Keller alle 
Formalitfiten der Visierer, Ungelter und Einleger erfQllt varen: außer- 
dem mußte das ausgeffflhrte Faß mindestens 3 Eimer ft^sen. Wenn 
der Wein dagegen unverkauft blieb, mußte er von neuem Terungeltet 
werden 1). Das Ungeld war in Hellem zu entrichten, und zwar ge- 
wöhnlich gleich nach der Erhebung*); in Ntlmberg war dem Hlndler 
eme Zahlungsfrist von acht Tagen zugestanden. Wurde er dann von 
den Ungeltem gemahnt, so hatte er für jede Mahnung ein Pfund 
Heller zu zahlen. 

Visierem und Ungeltem lag zusammen die Überwachung der 
Ausfahrung der Katsvorschriften ob; vermöge ihres Amtes waren sie 
in der Lage^ sich hierbei gegenseitig zu unterstützen. Eine scharfe 
Abgrenzung der Pflichten der einzelnen Beamten läßt sich nicht genau 
durcliführen : namentlich die niederen (Jewerbe gehen in den einzelnen 
Städten oft ineinander über oder zerfallen in Ihitergewerbe, die in 
einer anderen Stadt in ein Gewerbe vereinigt waren. 

Als (Jehülfen der N'isierer und l'ngelter sind die Einleger, 
Wein/.ioher oder Faßzieher, auch Weinschröter genannt, anzusehen. 
Sie hatten das Abladen der Fässer und das Hineinbringen in die 
Keller zu besorgen. In Strahlburg vermittelten die Falizieher den 
Transport des Weines aus den SchiflFen auf den Markt und von da 
in die Keller*); sie waren den I ngeltern unterstellt, die bei etwaigen 
Übertretungen der Falizieher sogleich den siel>en Al»geordneten des 
Rates auf dem Pfennigturm Anzeige zu machen hatten^). Ähnlich 
verhielt es sich in Ulm mit den Weinziehero^) und in Nflraberg mit 
den Einlegern Letztere waren stidtiadie Beamte, d. h. auf ihr Amt 

1) Baader a. a. O., S. 246. 

2) Siebonkees a. a. O., Bd. III, 8. 221. 

3) Brucker n a. O.. R. 
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cingesclnvorcn ; es gab allerdingt, auch solche, die ihr Gewerbe frei 
betrieben'). Diese durften aber ihr Handwerk nur in Abwesenheit 
eines eingeschworenen Einlegers ausüben. Sie durften nur verungeltete 
Fässer in die Keller legen und Zuwiderhandelnde hatten strenge Strafen 
zu erwarten.; in Nflmberg beispielsweise ftufior kSrperiiehen Strafen 
eine eii^ährige Verbannung aus der Stadt In Ulm war es allerdings 
erlaubt, FSsser, zu deren Verungeltung der Ungelter an demselben 
Tage nicht mehr schreiten konnte, in den Keller zu bringen; docli 
war hiervon dem Ungelter ausdrflcklich Mitteilung zu machen'). Für 
das Einlegen ward eine Gebfihr erhoben, abgestuft teils nach der 
(iröße der Fisser, teils nach der Qualität der Weine; auch war die 
Taxe verschieden, je nachdem das Faß hinauf oder hinabgebracht 
wurde. 

Die Qualität der Weine wurde in Nürnberg zugrunde gelegt^); 
die Gebflbr betrug für ein Faß F.lsjisser Wein in den Keller zu bringen 
4 Heller, aus dem Keller auf den Wagen dagegen 16 Heller; für ein 
Faß französichen Wein ein Schilling; eine einmalige Dienstleistung 
kostete H2 Schillinge. Die Hälfte der pjnnahmen ans dieser Einlege- 
gebflhr fiel den Einlegern als Lohn zu; die andere Iliilff«' bildete wie 
bei den \'isierern ebenfalls ein Zuschlag zu den Finnahuieii aus den 
(ietränkesteuern. In Straljl)urg })il(let(' (lipdndje der Fässer die <irun(i- 
lage für den Lohn der FaUzieher; eine Kiidegegebühr wurde hier 
nicht erhoben •'). Sie erhielten als Lohn von einem Fuder zu 24 Ohm 
18 Pfennige, von einem hallten Fuder H Pfennige; wenn ein Faß 
großer oder kleiner war. so wurde ihnen der Lohn nach obigem Ver- 
hältnis berechnet. In l im hatte außer dem Käufer auch der den 
Wein an den Markt bringende F'ulirmann eine Abladegebühr von 5 
Hellern zu entrichten*); im Übrigen gab es eine bestimmte Taxe, je 
nachdem ob sich das Geschäft zwischen zwei Bflrgern, zwei Fremden 
oder zwisflien einem Bürger und einem Firemden abwickelte. Auch 
die Qualität der Weine kam bei Bemessung der Gebühr in Betracht 
Mehr Lohn als die festgesetzte Gebühr zu verlangen, war ihnen ver- 
boten; Oberhaupt war ihnen zuvorkommendes Wesen zur Pflicht gemacht 
und Annahme von Geschenken untersagt, zum Teil gegen hohe Strafe: 

1) Baader a. a. O., 2(>6. 

2) 8ichenkpo8 a. a. <)., IW. III, ö. 224. 
'i) Nübliiig a. a. O., 24. 

4) Sander a. «. O., 8. 241. 

5) Bracker «. «. O., S. 535. 

6) NObling a. a. O.. & 24. 
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in Stralihurf» '50 Pfennige für jede Übertretung, im Verhältnis zu 
ihrem Xenlienst eine schwere Bestrafung'). 

Das Kiiih 'fjegcwcrije zerfiel in den einzelnen Städten in mehr 
oder weniger verschiedene Untergewerh«^: >o das (ic\verl)e der K uren- 
männer in rini-'i. Ihnen lag speziell das Ali- und Zufahren der 
leeren Fässer in die Stadt oder an die Donau ob; ihrer Stellung nach 
waren sie den \\ agenniänneru untergeben, deren Hefehlen sie nach- 
zukommen hatten. Sie hatten die Aufträge in der Reihenfolge, wie 
sie sie bekoniineu hatten, auszuführen und erhielten für den Trans- 
port eines Weinfasses innerhalb der Stadt vier Pfennige. Zu diesen 
Untergewerben ist auch das Kflfergewerbe zu rwlitien, fiber das Hur 
ans Straßburg genauere Nachrichten vorliegen. Als selbstständigeB Ge- 
verbe ist es noch jOngeren Datums. Bis 1459 konnte es zusammen 
mit dem Wirtsgewerbe betrieben werden, in diesem Jahre aber trennte 
eine Verordnung des Rates die beiden Gewerbe; doch blieb es emem 
Wirt unbenommen, nach Jahresfrist zu seuiem frfiheren Wirtsgewerbe 
zurOckzukehren und umgekehrt"). 

Ihre Gewerbevorsebriften decken sich im wesentlichen mit denen 
der Faßzieher; 1494 erhielten sie eine eigene Lohntabelle, da Klagen 
fiber Betrügereien der fremden Händler durch Kflfer vorgekommen 
waren: für die vollständige Reinigung eines Fnderfasses bis zur Fertig- 
stellung zum Einfüllen erhielten sie 1 Schilling Lohn, für ein halbes 
Fuderfafi 6 und für einen Vierling H Pf. Für das Fmlegen eines Reifens 
hatten sie '2 Pf., i»ei einem halben Fuderfali 1 Pf. zu fordern. Zu- 
widerhandlungen wurden mit ö Schillingen bestraft. 

Die Vermittlung zwischen Käufer und \ erkäufer bildeten die Unter- 
käufer. Diese in Krdn wichtige Zunft ist in den oberdeutschen Städten 
bei weitem nicht so ausgebildet. Der Name komujt auch nur in Ulm 
vor; in Straliburg und Nünilterg treten dafür an(kMe Namen an die 
Stelle, wie Weinsticher und Weinmesser: atich ihre ursprüngliche Be- 
stimmung hat sich verwischt. Sie dienen nicht mehr der Vermittlung 
beim eigentlichen Gescliäft, sondern nehmen mehr die Stelle einer 
Gewerbe- bisweilen Gesundheitspolizei ein. In Ulm waren die Unter- 
kftufer neben der Geschäftsvermittlung auch beim Weinstadel beschäftigt, 
wo sie zusaounen mit dem WemkaufBchreiber über die nicht verkauften 
Fässer auf dem Weinmarkt Buch zu führen hatten*). Femer wurden 

1) Brupkor a. n. O., S. 5.3.'). 

2) Nü billig a. A. ()., 8. 25. 

3) Brucker m. O.. S. 538. 

4) Nabling a. a. O., 8. 23, 24. 
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sie den Ungeltern beigegeben, sie hatten an den Markttagen den einen 
Visierer zu begleiten, die Eriiebung des Ungclds mit zu bewirken 
und die 2^i)dungsunfiihigen dem Steuermeister anzuzeigen'). Mehr ge- 
werbepolizeilicher Art war die Einrichtung der Straßburger Wein- 
messer oder Weinsdiätzer*}. Sie waren gesdiworene Angestellte des 
Bttes und hatten jeden neuen Wein zu probieren und einen Preis 
dafOr festzusetzen. Zu diesem Zwecke hatten sie in den KeUern 
herumzugehen, wo der zu sehftizende Wein lagerte. Den Fässern 
Weinproben zu entnehmen und mit nach Hauae zu nehmen, war unter- 
sagt, wie Oberhaupt zum Zwecke einer unparteilidien Schätzung jede 
Übertretung mit einer Strafe von 5 Schillingen StraAburger Pfennige 
belegt war. Vor allen Dingen wurde darauf gesehen, daß jeder Schätzer 
getrennt sehi Gewerbe ansObte, um jede Beeinflussung zu vermeiden. 
Am reinsten hat sich die Aul^jabe des Unterkiufers noch in Nfirn- 
berg erhalten; er hiefi hier Weinsticher^) und hatte den Käufer auf 
seinem Rundgang über den Markt und durch die Keller zu begleiten. 
Eine ebenso wichtige Aufgabe für ihn war eine allgemeine Über« 
wachung der Vorschriften, die der Rat für den Weinhandel erlassen 
hatte, und für deren Befolgung durch die Bürger und durch die 
Fremden er dorn Kate gegenüber verantwortlicli war. Er hatte nament- 
lich sein Augenmerk auf die licindiclien Weinverkäufn der l^ürger 
außerhalb der Stadt zu richten'). Hierin hatte er rein poMzeiliche 
Funktionen zu verrichten. Seine Einnahme Itestand in dem Lohn, den 
er für die Begleitung der Käufer erhielt, un<l zwar ♦» Heller von einem 
Bürger und 1 Schilling von einem Fremden; eigene ( ieschäfte zu machen 
oder üeschenke anzunehmen war ilim bei Strafe verboten'). 

Dem Weingeschäft auf dem Markte steht der Weinverkauf über 
die StJäße und der Ausschank in den Wirt.^ciiatten gegenüber. Auch 
hier gab es lokale Verschiedenheiten; durchgängig ist der Unterschied 
zwischen Wirt und Zapfer, obgleich beide Gewerbe in den Ordinanzen 
des Rates gewöhnlich zusammengefafit behandelt werden, öflars gehen 
auch die Tätigkeiten der beiden Gewerbe ineinander Ober, so daß sich 
in diesen Fällen eine reinliche Scheidung nicht mehr fieetstellen läßt 
In Straßburg trieben die Zapfer den Zapf en gros und verkauften 
an die Wirte; letztere waren die Besitzer der kleinen Speisewirt- 

1 ) Niil)liiig a. a. O., S. !."). 

2) Bruiker n. a. O., 8. .'}19. 
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schaffen. Daneben befaßten sie sich aber auch mit dem Verkauf 
grölicier Quantitäten nach auüen. während die Zapfer öfters „(Jäste 
oder Freunde" in ihrem Keller sahen. Immerhin war das en gros-(Je- 
schäft iler Wirte nicht sehr ausgedehnt, denn das Amt der Weinrufer, 
die hierzu unbedingt nötig waren, zeigt nur geringe Ausbildung. Man 
kann allgemein den Zapfern ilen \'ertrieb im Großen zuschreiben, da 
für diese auch besondere Weinsticher angestellt waren. 

Nach der Seite der Weinwirtschaften hin zeigt I lm eine beson- 
ders großartige Entwicklung"). Die Weinwirtschaften bildeten keine 
eigene Zunft, sondern waren unter verschied^ie Zünfte verteilt; man 
sah sie als Annex der Bnnerwirtsehaft an. In Ulm waren die Wein- 
wirtschaften durchgängig mit Herbergen verbunden und zeigen in 
dieser Form durchaus modernes Geprilge. Sie waren qualitativ ver- 
' schieden; nach Haid gab es sogenannte forstliche Herbergen, die 
namentlich von forstlichen Personen mit großem Gefolge und Trofi 
bevorzugt wurden und durch ihre Einrichtungeo besonders dazu ge- 
eignet waren. Neben diesen forstlichen Herbergen, von denen Haid 
vier an der Zahl anfOhrt, gab es Herbergen zweiten Ranges, die 
ebenfalls in ihren unteren Rftumen eine Weinwirtsehaft besafien. Hier 
pflegten die kleinen Kauflente und Reisenden abzusteigen: Haid 
nennt niclit weniger wie i'tj mit Namen*). Die Reisenden der ver- 
schiedenen StUdte, die nach Ulm kamen, hatten unter diesen Herbergen 
ihre ganz bestimmten Absteigequartiere, die sie regelmäßig auf- 
suchten. Bezeichnend ist die Bestimmung, daß die Wirte der fürst- 
liciien Herbergen nicht in den Rat gewählt werden konnten, sondern 
nur die Inhaber der kleineren Weiiiwirtschaften. Man hetürcliTete durch 
den Verkehr der Wirte mit den fremden hohen Herren eine (iefähr- 
dung des Katsgeheimnibses und Einfluß der Herreu auf das Stadt- 
regimeiit. 

Als Vorläufer der H(!rberLrcn zweiten Ranges sind in Ulm die 
Trinkstuben der Bürger anzusehen, die aber gegen Ende <les 14. ,Iahr- 
hunderts wegen häuhg vorgekommener Unzuträglichkeiten von» liate 
verboten wurden-^). Die Kiteilung (ier Konzession war abhängig von 
der 2^ung einer Gebühr, wie in Nürnberg, oder von der Schätzung 
des zum Ausscbanlc kommenden Weines durch städtische Schfitzer; 
dieses Prinzip war in Strafiburg vorwaltend. In NOrnberg traf 

1) Nühling a. a. ()., 55- IS. 

2) Haid, Ulm mit seinem Gebiet. S. 243 ff. 
H) Nfibling a. a. O.. S. 18. 
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jeden Wirt eine allgemeine Steuer in (JestiUt einer Abgabe von 
4 Pfennigen für jedes Quantum versclienkt^n Weines! Zum Zwecke 
der Schätzung-) hatten die Schätzer in Strabburg die Keller der Wirte, 
die Wein ausschenken wollten, der Reihe nach aufzusuchen und den 
Wein zu probieren. Wurde der Wein fttr gut befunden, so wurde 
der Ausschank nach Festsetzung des Preises gestattet. Das Fafi. das 
zuerst zum Ausschank gelangen sollte, wurde dann versiegelt, damit 
nicht während des Ausschanks nachgefflUt werden oder andere Fässer 
statt dessen in Gebrauch genommen werden konnten; endlich wurde 
der Zollbehörde von der Ausstellung der Konzession Mitteilung ge- 
macht Der -Wirt seinerseits hatte sich mit der Schätzung unbedingt 
einverstanden zu erklären und bei einer Strafe von 3 Pfund Pfennigen 
keinen Wein unter der Angabe, er sei nicht richtig eingeschätzt, zurfick- 
zuhalten. Die Weine von Wirten und Zapfem erfuhren hinsichtlich 
der Schätzung »Heselbe Hehandhing; nur erhöhte sich beim Zapfer lif 
Strafe für die absichtliclie Unterlassung der Schätzung bis zu 10 Pfund 
Pfennigen*^). Endlich war die Krlaubnis zum Detailverkauf an die An- 
nahme eines ordnungsmäöigen Weinrufers geknüi)ftV;; dieser hatte 
dafür zu sorgen. daB die «lurch die Schätzer festgesetzten Taxen nicht 
überschritten wurden. Namentlich lag ihm die Bekanntgabe von dem 
statttindenden Weinverkauf eines Wirtes ob. Zu diesem Zwecke hatte 
er zweimal am Tage in der Stadt undierzugehen : wo Wein ausge- 
schenkt werden sollte, hatte er das Siegel des Ungelters abzunehmen 
und das seinige aufzudrücken. Er war dazu verptlicbtet. den Namen 
des Weines und den des Verkäufers deutlich auszurufen. wi.>>cntlich 
falsche Namensnennung wurde mit 1 Pfund Pfennige für jedes Kali 
bestraft. Die Funktionen des Weinrufers stimmen in Stralil)urg, 
Nürnberg und Uhu öberein. 

Die besonderen Bestimmungen fkh&r die Handhabung des Aus- 
schankes zeigen in den drei Städten viele verwandte Punkte: Der 
Wirt durfte nur einen Zapf zur Zeit im Betrieb haben; wenn er Rot- 
wein verschenken wollte, war ihm das Auftun eines zweiten Zapfes 
gestattet^). In NOrnberg durfte ein Wirt auch unter der Bedingung 
einen zweiten Zapf offen halten, daß er daselbst Wein m einer anderen 

Ij Baader a. a. O.. S. 203. 
2> Brueker a. a. O., 8. 541. 

3) Brucker a. a. O., 6. 542. 
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Preislage wie in seinem ersten Ausschank znm Versdiank brachte 0- 
Die Mafiregel entsprang dem Wunsche, dem Filialwesen und der Kon- 
kurrenz entgegenzutreten. Denn wenn ein Wirt in verschiedenen Stadt- 
teilen einen besonders guten Wein feilhielt, so schädigte er dadurch 
die in diesem Distrikt angesessenen Wirte. Der Ausschank der Wirte 
hatte sich innner im Ralimen des Detailhandels zu halten: in Staßburg 
hatte der Wirt für Jedes Fuder, das er, zum \'erschank im Kleinen ur- 
sprünglich angekauft, im Ganzen wieder ahgab, 5 Pfund Pfennige, 
für jedes halbe Fuder 3 Pfund Pfennige Strafe zu zahlen. Dies«; Be- 
stimmung wurde so streng durchgeführt, dab weder durch den liat. 
noch durch die Viktualienpolizei Erlaß der Strafe verfügt werden 
konnte- , wie es scheint lediglich darum, weil sonst die Wirte das 
Gewerbe dei Zapfer zu sehr gesciiiidigt haben würden. 

Die Zapfer hatten auf einmal mindestens ein hall)es Fuder zu 
verzapfen^). Wenn sie den Wein in Enij)fang genommen hatten, 
mußten sie sofort mit dem Zaj)f beginnen: länger als aclit Tage durfte 
die Frist bis zum Beginn des Zapfes für in die Stadt gebrachte Weine 
niclit ausgedehnt werden; für Wein, der im Stadtgebiet gewachsen 
war, verlängerte sich dieselbe auf 14 Tage. Im Zapf war die Reihen- 
folge im Anschluß an die gekauften Stücke Wein zu beachten^). Die 
städtisdien Abgaben kommen selbstverständlich auch fOr die Zapfer 
in Betracht; so hatten sie sich dem Urteil der Sdifitzungskommission 
zu fflgen und nicht mehr Wein auszuschenken, als von der Kommission 
auf einmal emgeschatzt war<); mindestens ein halbes Fuder mufite auf 
einmal verzapft werden. Die leergewordenen Ffisser waren möglichst 
noch an demselben Tage den Visierem anzuzeigen, die dann den 
weiteren Vermerk am Ungeld bewirkten. Die Anmeldung der BOiger 
zum Zapf war im Sommer bis abends H Uhr, im Winter bis abends 
9 Uhr erhiubt, doch stand es demjenigen Zapfer. der Haus und Kdler 
zusammen hatte, frei, Wein auch nach dieser Frist zum Zapf anzu- 
nehmen. 

Bemerkenswerte FiHasse über die Art des Wirtschaftsbetriebes 
linden sich in den Polizeivorschriften des mittelalterlichen Nürnbergs: 
speziell über die Offeuhaltung der Wirtschaften, über die Sonntags- 
ruhe, die Verabreichung von Speisen und den Weinverliauf an die 

1) Baader a. a. O.. S. 250. 
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Gtete. Die Öffnung der Wirtschalt stand ganz im Belieben des Wirtes; 

er konnte sie den ganzen Tag bis zum Ertönen der Feuerglocke, 10 Uhr 
abends, offen hnlton; dann hatten alle (läste das Lokal auf das schnellste 
zu räumen. Hierbei galt allerdings die Bestimmung, daß zugereiste 
Oiste von dieser Vorschrift ausgenommen waren, ebraso die Besucher, 
(he ..bei dem Wirt in Kost sind und ihr stet Anwesen bei demselben 
haben", mit anderen Worten die Stammgäste Diese Verordnung 
wurde aber bald abgeändert und <lic Stammgä.ste von dieser \>r- 
günstiLrinm ansi:('schI<)Rson. da sich im Laufe der Zeit ihre Zahl be- 
deutend vermehrt harte, und jeder unter dem \'orwand. Stanmiga.st 
zu sein, (he rolizeistundc ins unendliche ausdehnte. In Ulm war die 
Polizeistunde auf 10 I hr festgesetzt. Der Wirt, der dagegen verstieß, 
hatte die eigentümhche Strafe zu gewärtigen. 1(nk) Mauersteine zum 
Festungsltau zu stellen, während der Gast K» HeUer Strafe zu zahlen 
hatte ''X Eine Ausnahme wurde nur bei fürstlichen Gästen oder nam- 
haften Persönlichkeiten gemacht, mit diesen konnten die anderen Gäste 
so lange sitzen bleiben, bis jene die Wirtschaft verließen. Bisweilen 
war auch den Wirten der Kleinverkanf von Wein Aber die Straße ge- 
stattet; in Straßbnrg in der Zeit von 9 bis \2 Uhr abends. In 
Ntlmberg und Ulm scheint diese Vergünstigung nicht bestanden zu 
haben, da sie mit der froheren PoUzeistnnde nicht in Einklang zu 
bringen war. Ob die Polizeistunde erst um Mitteniadit eintrat, muß 
dahingestellt bleiben. Vielleicht ist bei dieser Bestimmung der Oe- 
sichtspunkt leitend gewesen, den Bfirgem nach Schluß der großen 
Zapf^^schflfte die Mö^chkeH zu gewShren, sich abends nach 10 Uhr 
noch Wdn in kleinen Quantitäten in ihre Häuser holen zu lassen und 
dadurch dem ausgiebigen Besuch der Wirtschaften entgegenzuwirken. 
Nach 12 Uhr war auch dieser Kleinverkauf verboten. 

Während in Ulm und Straßburg Wein- und Spciscwirtxliaften 
streng getrennt auftreten, gab es in Nürnberg auch Wein wirtschaften, 
in denen Speisen verabreicht werden durften; letztere beschränkten 
sich allerdings nur auf Brot und Käse, und zwar war der Verkauf 
aueij nur am Tage gestattet 3 . Der Kä.se sollte in diesem Falle 
aueh nur der Verbesserun.ij des Gcschmaokcs und einer größeren Be- 
köinmiichkeit des (ietränkes dienen M. .\n Feiertagen war jeder Aus- 
schank verboten, und zwar kamen hier die großen christlichen Feste 

1) Baader a. a. O.. S. 254. 

2) Jä^rer a. a. O., S. t2S 

:>.'< Siol)rnkr f>« a. a. O., Ild. IV, S. 725. 
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in Betracht, ferner die ganze Karwoche und die Apogteltage; aof 
Übertretungen waren hohe Strafen gesetzt Ebenso war ein grftßeres 
Zechen, Spiel nnd Tanz in den Häusern der Bürger Terboten« damit 
nicht die Bestimmungen Aber die Sonntagsrahe im öffentlichen Schank- 
gewerbe auf dieee Weise umgangen werden konnten. Nur durchziehen- 
den Pilgern durfte ein Trank gereicht werden*) 

Ein wichtiges Kapitel in den Verordnungen über die Organisa- 
tion des, städtisciien Weinhandels un)fa<^sen die Mafinahmen gegen 
betrügerische Manipulationen im Handel und gegen die Weinver- 
fälschungen. 

Eine andere Seite des betrügerischen Weinhandeis bieten die 
Maninulationen zwischen den Schenkwirten und den Marktfflhrem; 
letztere hatten die Waren. inei>tens auf Wagen, vom Markt nach den 
Kellern zu transportieren. Bisweilen standen sie in dem Dienst eines 
fremden Kaufmannes und führten die Waaren vom Lande in die Stadt 
ein. Hierbei war es ihnen natürlich leicht möglich, kleinere Quanti- 
täten Wein auf die Seite zu Imngen und mit Umgehung aller Abgaben 
den Wirten gleich in ihre Keller zu liefern »). Darum wurde Frem- 
den und Kinht'iniischen aufs streng.ste <lie Einlage nicht verungelteter 
Weine in ihre Keller untersagt. Wäre man hiergegen nicht uner- 
bittlich vorgegangen, s<» würden alle Weinmarkt.sordnungen und Ver- 
fügungen über die Handhabung der Steuern illusorisch geworden 
sein. Ebenso stand die Wempanscherei in Nfimberg, Strafiburg und 
Ulm in aufierordentlidier Blflte. Man trieb sie im Keller, beun Aus- 
schank, sogar auf dem Wege zur Stadt wurden den einzelnen Ffissem 
kleinere Quantitftten entnommen und durch Waaser ersetzt*). Anlafi 
zu den vielf^en Weinverfiüsdiungen gab ohne Zweifel die Erlaubnis, 
Werne verschiedener Qualität zu vermischen. Dieser Brauch war 
beispielsweise in den Hansestädten des Nordens streng untersagt, 
während in Straßburg nur die Mischung von jungem und altem Wein 
verboten war«). Man nannte diesen Vorgang „den Wein versetzen**; 
solcher versetzter Wein durfte erst drei Tage nach erfolgter Mischung 
verschenkt werden, vorlier mußte er den Weinschatzern zur eingehen- 
den Prflfung bei Strafe von ein Pfund neuer Heiler von jedem Faß 
vorgelegt werden^). Die ganze Strenge des Gesetzes wurde vom Rat 

1) Baader «. a. O.. 8. 2^5. 

2) Baader a. a. O.» & 345. 
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gegen die Weinpanseher im GroKen angewandt Man verfahr gegen 
Falscher meigtens mit AasweiBong; Freiheitsstralen^ körperlichen Zflcfa- 
tigongen; sogar Todesstrafe soll vorgekommen sem. I>ie Angabe einer 
Geldstrafe findet sich weniger oft wie bei den obigen Verordnungen. 

Eine schon sehr alte Verordnung des KOrnberger Rates zählt 
die Zusfttze auf. deren sich die Fälscher bedienten. Es finden sich 
dort genannt'): Eier. Milch, Salz, Wasser mit Kieselsäure, Leim, Ton 
und von Weinbeeren befreite Stengel: auch der Zusatz von Waid 
war sehr belieht-). Die Mischung der jungen Weine war unter der 
Bedingunj? erlaubt, daß diese bis zum heiligen Dreikönigstag liegen 
blieben: stellte es sich dann heraus, daß sie irgend eines Zusatzes 
bedurften, .so war nur die Beimischung von Milrh erlaubt; auf ein 
Fuder aber nicht mehr als Teile, also ein Teil Milch auf einen 
Eimer ^1. Später durften nur gleiche Weinsorten mit einander ver- 
mengt werden^). 

Eine pjgentümlichkeif, die vielfach zu ('bertreibungen und da- 
mit zu Weinver.schlechterungen führte, war das Ausschwefeln der 
Fäs.ser. wenn der Eigentümer eine Abnahme in der (Qualität, nament- 
lich jung eingelegter Weine, bemerkte. Er durfte aber nicht mehr 
als ein Lot Schwefel auf ein einfudriges Faß gebrauchen. War der 
Wein „Qberschwefelt" worden, so war die Einfuhr bei einer Strafe 
von einem Gulden für jeden Eimer verboten. Der Wein konnte so- 
gar gleich in die Pegnitz gesehfittet werden und der FSlscher wurde 
je nach der Schwere der VeHUschung an Gut und Leib gestraft^). 
Jeder, der sich der Beihilfe bei einer Panscherei schuldig machte, 
direkt dabei behilflich war, den Wein in schien Keller aufzubewahren 
oder ihn auf dem Idarkt an den Mann zu bringen, verfiel den gleichen 
Strafen wie der Fälscher selbst*). Alle Verordnungen, die sich auf 
WeinverfiÜschung bezogen, wurden je fOnfmal auf dem Wemmarict und 
vom Balkon des Bathauses herab verlesen. 



1) Sielten Icees a. a. O.. lid. IV, S. 718. 

2) Sieben keea a. a. Bd. IV, ö. 720. 

3) Baader a. a. O.. 8. 260. 

4) Baader a. a. O.. 8. 261. 
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Kapitel V. 

Der interlokaie Weinhandel in seinen Importgebieten. 
Lübeck, Bremen, Hamburg. 

I. Die Ratsweinkeller. Entstehung der Keller. Verwaltung. 

Gerechtsame. 

Wir haben bei der Betrachtung des hansischen Aktiv- und 
Zwischenhandels mit Enghmd, Frankreich und den nordischen Reichen 
die hervorragende Stellung des hansischen Kaufmannes kennen ge- 
lernt. Wurzel und Ursprung dieser Stellung lag außer in Köln im 
Südwesten in den drei Hansezentren des Nordens, Lflbeck, Bremen 
und Hamburg. Hier safi der «Jcdnigliche Kaufmann", der die ganze 
der damaligen Zeit bekannte Welt in seinen Wirkungskreis gezogen 
hatte. Während in Köln Eigenproduktion und Handel nebeneinander 
hergingen, beruhte der Gesanithandel von Liilieck, Bremen und Ham- 
burg auf dein Import- und Zwisolienliandel. Hieraus ergeben sich 
fOr die Betrachtung des interlokalen Handels manche neue Momente; 
der private Weinzai)f. der in Köln durch den eigenen Anbau hervor- 
gerufen war, füllt hier ganz fort, an seiner Stelle ersrhoinen staatliche 
Institute zur Kegelung und Fönlorung dos Handels: die Katswein- 
keller und die AusbilduJig des WeimiioiK^ijols durcii die Stadt. 

Die Ent,stehung der lüitsweiiikeller leitet sich von den Kellern 
der alten Klöster und Abteien her'); nber zwischen den Klosterkellem, 
deren Inhalt in lU^r ersten Zeit wenigstens aus.schlielilich für das per- 
s()nlirhe I!^^(l^^^fni^ der Mönche bestimmt war, und den fest organi- 
sierten Katsweinkellern der Hansestädte liegt ein langer Zeitraum der 
Entwicklung, ungefähr zwei Jahrhundertc. Schon bei der Anlage der 
alten Klöster und Dome waren die Gründer auf die Versorgung mit 
Wein bedacht; sie schufen, wenn auch nicht gleich Keller, so doch 
Gelasse zur Aufbewahrung des nötigen Weines, die sogenannten Wem- 
kammem. Solche Weinkammem gab es in Hildesheim schon um das 
Jahr 872. Aug den Besitzern dieser Weinlager wurden mit der Zeit 
wahrscheinlich auch die ersten WeinhSndler; ein genauer Gang der Ent- 
wicklung läßt sich freilich nicht nachweisen. Mit der Ausbreitung der 
städtischen Gewalt aber die Geistlichkeit mag sich der Rat bald eme 



1) Jan icke, Da-s Weinamt der Domherren zu HHdesheiii), in Zeitschr. d. 
histor. Vor. f. ^•if'.^f>r^*ac■hHen, 1887, S. 272. 
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Kontrolle Ober diesen Weinhandel der Geistlichen angeeignet und ihn 
8|»ftter, wie in Köln, selbst flbeniommen haben. 

Die Ratsweinkeller von Lübeck, Bremen') und Hamburg treten 
als vollendete Tatsachen auf. Am früliesten ist der Hamburger Keller*) 
erwflhnt, und zwar der d« i Neustadt, der schon im Jahre 1287 ge- 
nannt wird*). In Hamburg gab es, solange Altstadt und Neustadt 
noch nicht nuteinander vereinigt waren, für beide Stadtteile je eine 
getrennte Verwaltung; deslialb tinden sieh auch in den dicshezüglichen 
Urkunden von ri4() zwei Ratskeller angcfülirt. Die dründuiig des 
altstädtischen Kellers lälit sich ebenfalls nur aniielinien. sie wird in 
die Jahre von 127.'i bis l.'»2() verlegt. Der Lübecker Kellei wird 
zuerst in einer Urkunde von nandiaft gemacht Vi. Diese Urkunde 
enthiUt ein \ erzeichnis über Weine, die Lübecker Bürger im Keller 
lagern hatten mit uleichzeitiger Anf4:abe der gezahlten Miete. Der 
Bremer Keller endlich wird erst im Jahre namentlich genannt-'). 

Dieses Datum hat aber geschichtlich keinen Wert, da der Keller nach 
Andeutungen in Urkunden schon viel früher bestanden hat. 

Ffir die Entstehung der Ratskeller sind folgende Faktoren maß- 
gebend gewesen: Die genaue Ordnung einer mittdaltertidien Stadt 
verlangte neben den Instituten des Handels und des Verkehrs auch 
einen guten Weinkeller, denn der Bat bedurfte zu eigener Verwendung 
Wein, um seine Gflste: erlauchte Herren oder Abgeordnete fremder 
oder befreundeter StSdte, zu ehren. Ifan nannte diese dargebrachten 
Weine die Ehrenweine. Namentlich die Bewirtung der fremden Ge- 
sandten mag für die Grflndung mit entscheidend gewesen sein, denn 
in den größeren Städten pflegten die Abgeordneten der Hansestfidte zu 
gememsamen Tagbhrten zusammenzukommen, die sich in ihren Be- 
ratungen oft fiber Monate hinaus ausdehnten. Diese waren dann ganz 
auf die Gastfreundschaft des Versanunlungsortes angewiesen. Oft war 
auch die zeitgemäße Sendung ausgesucht schönen Weines sehr dienlich, 
um eine wankend gewordene Freundschaft zu befestigen oder eine alte 
noch fester zu gestalten. Außerdem hatte der Weinkeller noch einen 
anderen, von diesem ganz verschiedenen Zweck zu erfüllen. Die 
Stadt des Mittelalters erfreute sich, wie das Beispiel von Köln, Straß- 

1) Kohl, Der Ratsweinkeller in Bremen, S. 5. 

2) Koppniann, KfimmemfeGluinngen der Stadt Httuburg, Bd. I, S. 83, 

3) Meyer, Da» Einbeekeche Haue in HeinbuiY;, 8. 12. 

4) Weh rill a IUI, Der Labeckiidie Bataweinkdler, I. d. Zeitechr. d. Veveioe 
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bnrg, Nflrnberg und Ulm lehrt, emer aasgedeliiitiii Gewerbepolizei; 
als dieser stand Our das Recht zu, Aber die in der Stadt TeÄaiiilen 
Lebensmittel eine genaue Kontrolle zn führen, auf gote Qualität zu 
acbten und die Preise festzusetzen. So entstanden die Fleisch- und 
Brottaxen, wie sie ans Labeck vom Jahre ans Nfimberg in 

Gestalt einer Biertaxe nachgewiesen sind^. Die Polizeiverwaltung 
hatte auf jede absiditliche oder zufiülige Verschlechterung der Lebens- 
mittel beim Verkauf im Interesse der BOrger, und unter diesen nament- 
lich der firmeren Schichten, zu achten. Gerade der Wein war am 
meisten Versrhlcchterungen ausgesetzt, und daher faßte man sdion 
frflhztitig den Entschluß, seinen Verkauf unter die Kontrolle des Rates 
zu Stetten, indem man ihn in einem städtischen Institut zentralisierte. 
Hieraus entwickelte sich dann der Ratsweinkeller. Die erste Form 
war auch niciit die des Kellers, denn in Hamburg ist in den älteren 
T^rkunden nur von einem domn«: vini, einem kleineren Weinhause, die 
Rede'); erst mit dem w;tch^(Mi(i(Mi Hedflrfnis wurden unter diesem 
Hause dann KellereinrichtHii^'en un^ielet^t. 

Diese Momente lial)en im wesentlichen zu der großartigen Aus- 
gestaltung der Ratsweiükeller in den nordischen Hansestädten bei- 
getragen. 

Nach ihrer Wichfitzkeit und ihrem ausgedehnten Geschäftsbetrieb 
beansprucliten die Koller naturgemäli eine durchgreifende Organisation; 
Ober ihre Verwaltung sind im allgemeinen genaue Nachrichten vor- 
handen. Danach gestaltete sie sich folgeiuiermaßen : 

An der Spitze des Kellers standen die .sogenannten Weinherren 
oder Weinmeister, zwei Deputierte des Rates, die die Oberaufsicht 
flbsr den Keller zu fahren hatten. In Lflbeck, wo die Gesehidite des 
Weinkellers sich am weitesten verfolgen IftSt, werden solche Wem- 
herren sdion 1298 erwähnte. Aus Bremen kennt man die Einridi- 
tung der Weinherran erst ans dem Jahre 1370*). Anfangs war den 
Bürgern der Zapf zugestanden, nach 1370 durften dagegen nur noch 
die Weinherren zapfen lassen; seitdem durften die Weinhfindler den 
Wehl, den sie bei den Wehlherren nidit abgesetzt hatten, in der Stadt 
zum Verkauf ausbieten. Ursprflnglich war es Aufgabe der Weinhenen, 
die Veriiandlnngen über Ankauf von Wein mit den fremden Kanfleuten 

1) Roscher, System der Volkewirtsohafl. Bd. III, bearb. v. W. Stieda, 
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zu fahren; unter diesen sind namentlich Kölner Weinhftndler zu ver- 
stehen oder, wie sie damals genannt wurden, „die OSste vom Rhein**. 
Die Weinherren halten auf dem Markte oder auf dem Bathaose die 

Weine zu probieren und auszuwählen. Später stellten die Kölner 
Kaufleute ihre Fahrten ein, da die hansischen Weinkaufleute selber 
an den Rhein zogen, um ohne Mittelspersonen direkt an der Quelle 
ihre Bedürfnisse zu decken. In Bremen hat es scheinbar früher nur 
einen Weinherrn gegeben; 1400 werden zuerst zwei mit Xanien auf- 
gefühit. Seitdem f?ab es auch Stalllierren für den Marstall der Stadt, 
Fischherren für den Fischfanjr auf der Weser und Mauerherren als 
Inspekteure des Befesti.uunjisweseus. Die Institution der Weinherren 
ist eine durdigängige Erscheinung in den Hansestädten des nördlidien 
Deutschlands, sie lassen sich beispielsweise nachweisen in Humburg, 
Hildesheim und Wismar. 

In Hand)urg kommen Weinherren, von Anfang an zwei an der 
Zahl, zuerst Kif)«) vor'); ihre Stellung war eine sehr angesehene, da 
sie dem lijuige nach gleich hinter den Kanuneieiherren kamen. In 
Ilildesheim hielt sich der städtische Weinhaudel sehr lange in den 
Händen der Geistüicfakeit, die ihn in ihrer Domschenke betrieb und 
von Domherren ans ihrer Mitte heraus verwalten Uefi. Um 1300 legte 
der Rat selbst einen Weinkeller an*). Der DomkeUer erfreute sich 
aber noch mancher Privilegien; wichtig war die Abgabefreiheit von 
verkauftem Wein. Sptter, im Jahre 1303, verpflichtete sich das Dom- 
ki4»itel, keine Weintavemen mehr zu halten«), dafür behielt es die Ab- 
gabefreiheit und bekam die Erlaubnis zum Fremdenverkehr in seinem 
Keller. In die Zeit von 1360 bis 1380 fiOlt die Bildung des soge- 
nannten Weinamtes, das aus vier Domherren bestand. Diese Dom- 
herren hiefien dann Weinherren; sie hatten vor allem Kauf und Ver- 
kauf unter sich, ferner die Rechnungsbücher des Weinschenken und 
die Schlüssel zu den Kellern. Im \' ergleich zu Bremen und Lfibeck 
waren ihre Befugnisse nicht so ausgedehnt; während in Bremen imd 
Lübeck der Rat eigentlich nur dem Namen nach die vorgesetzte Be- 
hörde bildete, hatte das Domkapitel in Hildeslieim manche Gerecht- 
same in Händen behalten; bei ihm staiul die Wahl des einzukaufenden 
Weines, vor allem die Feststellung des Preises und die An>tellung 
der Weinschenken. Die llihlesiieinier Weinlierren stehen nielir auf 
der 2Stule der Keilermeister des Lübecker oder Bremer Kellers. \ ou 

1) Koppniann. Kümiucreirechnungen der Stadt Hamburg, Bd. VII, 8,54. 
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den Kcamten des Kellere erlangte der Weinschenk mehr und mehr 
eine «nflofiraiche Stelhm^: ursprünglich einfacher Küfer und Zapfer, 
schwang er sich im .laiire VWi bis zum Pächter auf mit größter 
Selbständigkeit: dem Domkapitel war nocl» die Preisbestimmung vorbe- 
halten. Von einer Verpachtung Kellers war um diese Zeit in Lülierk 
oder Bremen noch nicht die Rede. Auch für Wismar') ist das Amt 
eines Woinlierren aus dem .lahro \'.V.'>s urkuiidlirh beglaubigt-'): ebenso 
werden im .fahre K541 Wcinhorni aus Wi.suiar namentlich aiiifführt. 

Die Verwaltung eines Katsweinkellers ijehörte zu den angesehen- 
sten Offizien, denn die Ilern'U waren dem liate direkt verantwortlich. 
In Haml)urg halten sie ihm alle \ ierteljahr einen Kechenschaftsbericht 
vorzulegen. Zur riiterstützung der Weinlierren stan<l eine ganze S<-liar 
von rnterheamten zur V erfügung. An der Spitze des Kellers, unmittel- 
bar unter den Weinherren, stand der Kellerhauptmann, in Bremen auch 
Schenk genannt. Hier sclieint man nicht von Anfang an wie in Lübeck 
einen besoldeten Kellerbanptinann gehabt zu haben; vielmehr ist hier 
schon frühzeitig im Gegensatz zu Lfibeck und Hamburg die Verpach- 
tung angewandt worden, Aber die in einem alten Bremer Statut aus 
dem Jahre 1400 berichtet wird"). In LObeck trat der erste Pfichter 
erst am 14. Mfirz 1666 sein Amt an^). Fflr Hamburg kann eine Ver- 
pachtung nach 1565 angesetzt werden. Im Jahre 1604 wurde jedenfalls 
eine Verordnung des Rates öffentlich angeschhigen, nach der denjenigen 
der Keller mit allen Gerechtsamen überlassen werden sollte, der am 
meisten dafür bieten wQrde*). Der Gnmd der Verpaditangen lag 
meistenteils in finanzidUen Sdbwierig^eiten des Rates; wie wichtig ihm 
aber das freie Verfflgungsrecht QbOT seinen Keller war, zeigt die Tat- 
sache. daB Verpachtung und Eigenverwaltung oft miteinander wechseln, 
so z. B. in Lübeck*). Oft verpachteten die Pächter den Keller wieder 
weiter: das oben genannte Statut von 14(X) berichtet, daß der Pächter 
Hermann Ilemelingk den Keller gleich an zwei andere Bremer Bürger, 
Ilerberde Dukelen und Johann von Lese, w<Mterver]iachfete. Ein vom 
Ilat fest angestellter Beamter findet sich in Bremen erbt im Jalire löDö, 
der vom Kat den Titel Weinmann erhielt 
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Der Kellerhauptmann war die rechte Hand der Weinherren; später 
rückte er selber langsam in ihre Stellung ein, die Weinherren bildeten 
dann nur noch eine oberste Aufsichtsbehörde. Sie hatten sich in be- 
stimmten Zwischenräumen durch Revisionen von der Uichtif^keit der 
Verwaltun^^ zu überzeugen. Unter der Aufsicht des Kellerliauptmanns 
standen alle Weine, sowoiil diejenigen, die dem Ilate gehörten, als 
aucb dieiciiigen, die von Privaten eingelagert waren. Vor dem Antritt 
seines Amtes wurde er vom Rate beeidigt; in dem Eide .>>ind seine 
Pflichten genau begrenzt'). Er war den Weinherren zu unbedingtem 
Gehorsam verittiichtet: ferner war ihm eigener Weinhandel verboten. 
Den Grund hierzu bildete die Erwägung, dali ein Weinhändler, der 
gleichzeitig daä Amt des Kellerhauptmanns inne hatte, leicht zu Unter- 
schleifen verffilirt werden konnte. Wenn dieser femer neben sdnem. 
Amt auch sein Weingeschäft weiterfahren durfte, so konnte er für 
seine Genossen eine drückende Konkurrenz werden, da ihm durch 
seine geschftftliche Stellung und durch seine Verbhidungen mit den 
rheinischen Weinkaufleuten eine ungleich bessere Übersicht Aber den 
Handel im allgemeinen und Verwertung seiner Beobachtungen gegeben 
war. Dieser Vorteil wftre namentlidi dann für ihn in Betracht ge> 
kommen, wenn er im Auftrage des Rates jährlich an den Rhein reiste, 
um dort mit den Kölner Kaufleuten WeinUeferungen abzuschliefien. 
Auch die Annahme Ton Oeschenken war ihm verboten. Sein Lohn 
stellte sich jfthrtich auf 50 Mk., aufierdem jeden Freitag 6 Schillinge; 
dazu kam der Nießbrauch aus dem Erlös der leeren Fässer, die er 
auf eigene Rechnung verkaufen durfte. Dafür hatte er aber Licht 
und Kohlen für den Keller zu liefern ; immerhin wird bei dem großen 
Verbrauch an Fässern noch eine ansehnliche Einnahme für ihn abge- 
fallen sein, zumal da er von jedem Faß 2 Pfennige I^germiete und 
beim Verkauf s Pfennige Zapfgeld erliielt-). Ferner hatte er für 
Wohnung und P.oköstigung seiner Gesellen zu sorgen: liiot und Bier 
erhielt er dazu von der Stadt geliefert, außerdem für jeden Knecht 
wöchentlich eine Mark Kostgeld. 

Dem Kellerliaujitnianti standen zur Bewältigung des Zaj)f- 
gcschäftes und der Keclmungfülirung Untorbeamte und Diener zur 
\'erfiigung. In Lübeck waren es vier: ein lUnder, ein Schreiber und 
zwei Zapfer. Der Einheitlichkeit haliter mag sich die Darstellung vor- 
läufig auf den Lübecker Keller beschränken: über den ILuuburger 
Keller sind nur äußerst spärliche Nachrichten vorhanden, und was 
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überliefert ist, fällt zum größten Teil in nachhansische Zeit Dem 
Binder war die Aufsicht über die Fasser zugewiesen: er hatte daniuf 
zu achten, daß sie in tjuteni Zustand blieben, und die Bearbeitung des 
Weines zu hcsoipcn. Seine Tätiirkeit war ebenfalls in einem Eide 
zusaniiucii<iefaüt Er vcrptliclitctc sich zu guter l'tie^'e des Weines 
und zu einem gerechten Zapf für Anno und Reiche. Die einj,'egan,uenen 
(ielder liatte er zu verwalten. Eigener Weinhandcl und Zapfen unter 
der Hand war auch ilnn untersaut. Der Bin(hM erhielt jährlich 20 Mk.. 
seit ir)«)4 das Dopj)elte -i. Als l»esondere iMnnahnie war ihm die Fabri- 
kation von lächeln, hölzernen (icfälien mit einem Inhalt von 10—12 
Stübcheu, gestattet, die ihm der Kellerhauptmann jährlich abzugeben 
hatte. Diese Lecheln durfte er fflr 3 Schillinge das Stflck verkaufen. 
Der Schreiber hatte zusammen mit dem Kellerhauptmann die schrift- 
lichen Arbeiten zu besorgen und die Rechnungsbfldier zu fOhren; als 
Lohn erhielt er 6 Hk. jährlich. Die Zapfer endlich besorgten den 
Weinzapf; von ihnen verzapfte der eine ansschliefilich Bheinwein, 
vShrend der andere, der auch der Malvasierzapfer hiefi, den Zapf der 
spanischen und der französischen Weine unter sidi hatte. Ihr Lohn 
betrug 5 Mk. jährlich, daneben waren sie auf gelegentlidie Trinkgelder 
der Gäste angewiesen, femer gehörten ihnen die abgebrannten Licht- 
stflmpfe und das von den Kronen heruntergeträufelte Wachs, sowie der 
von den Gästen stehengelassene Wein; letzterer natürlich nur zur 
oiireiien Konsumtion. Als (Gratifikation erhielten sie Freitags 1 Schü- 
liug, Weihnachten .H Schillinge. 

Neben diesen 4 Gesellen waren noch zwei sogenannte Kohlen- 
greven angestellt, denen die Heizung und Reinigung des Kellers oblag; 
außerdem zu anderen Dienstleistungen noch vier Diener, die auch 
Sklaven oder Schlaven genannt wurden. Bei Eröffnung des Kellers, 
im Winter um s I hr. im Sommer um 7 Thr, hatten sämtliche An- 
gestellte zur Stelle und den ganzen 'Y,i\i bis zum Schlul^. der gewöhn- 
hch zwisrlien s und halb U Uhr stattfand, im Keller anwe.-end zu sein. 
Der Schreiber war nachmittags von 2- 4 l'hr frei: der eine Zapfer 
hatte von 1 — '.\. der andere von ;> -ö riir eine Mittagspause. 

Diese Organisation des Lübecker Kellers trifft mit geringen Aus- 
naliiiK'ii auch für den Bremer Keller zu und kann auch für den Ham- 
burger Keller vorausgesetzt werden, von dem über die.sen Zweig der 
Verwaltung keinerlei Nachricht voriianden ist. 



1) Wcbriuann a. a. O., S. ti2. 

2) Wehrmann «. a. O., S. HO, 



. ^ i y Google 



— 104 - 



Zum rmerschied von Liihock waren in Broineii (he PfiiHiten 
des Kellerhauptnianns zalilreiclier ' i. In liremon iLUMioLl er ciiic aiilicr- 
onlentliclie Vertrauensstellung: Kr hatte die sanitlii-hen ein^'clienden 
(leider anzunehmen: überhaupt war ihm beim Abschhili aller tjrn|..en 
(leschäfte völlig freie Hand gelassen. Kr hatte die j^anze Auf>i('lit ül>er 
den Keller und sich von der Ausführung seiner Anordnungen persön- 
lich zu überzeugen; ferner die AutTüllung der Weine zu überwachen 
und auf alle vorkoiumenUen Unregelmäßigkeiten ein wachsames Auge 
xn haben. Auch die Geftfie und KrQge standen unter seiner Aufsicht, 
fUr deren Richtigkeit und Bemheit er verantwortlich war. Waren 
Herren des Rates im Keller anwesend, so hatte er sie persönlich zu 
bedienen. Allgemein lag die Verwaltung des Kellers in Bremen viel» 
mehr beim Kelleihauptmann als in Lflbeck; so ftllt in LObeck die 
Aufsicht Ober die Krüge, Mafie und Gewichte ausschliefilich dem Binder 
zu, während sie in Bremen zum Verwaltungsbereich des Kellerhaupt» 
raanns gehörte. Der Kellerhauptmann wurde fdr damalige Zeiten 
ahfierordentiich gut bezahlt, so daiB die Kellerhauptleute wie die Herren 
lebten und sich öfters vom Rate wegen ihres prunkvollen Auftretens 
Verweise gefallen lassen mußten, ("^nter den Angestellten des Bremer 
Kellers ist der Weinrufer bemerkenswert, ein Amt, das in Lübeck 
nicht bekannt war: vielleicht verdankte er seine Entstehung dem Ver- 
kehr mit den Kölner Kaufleuten. Er hatte die frisch in die Stadt 
importierten Weine öffentlich auszurufen. Im (Gegensatz zu Köln war 
er in Bremen ein stfidtischer Beamter, nicht Brivatgesinde der Zapfer 
oder Wirte. Schreil>er werden aus Bremen nicht genannt, die Urkunden 
sprechen nur von ..Knechten des Weinkellers-'. Für alle diese speziellen 
Ämter hatte der Kellerhauptniann aufzukommen. 

Die zweite Eigentümlichkeit im Weinhandel der nordischen 
Hansestädte ist die Monopolisierung des Weinverkaufes. Während in 
Köln der Zapf und Weinverkauf abhängig war von der Zugehörigkeit 
zur Weinbruderscliaft und der Zahlung der vorgeschriebenen Akzise, 
blieb in Bremen und Lübeck der ganze Handel bis zum Übergang 
in die Hände des Konsumenten direkt unter der Kontrolle des Rates. 
In Köln wurde der Handel von der Stadt tiberwacht, in den Hanse- 
stftdten Norddeutschlands dagegen selbst betrieben. 

Natflriich bezog sich das Monopol nur auf den Detailhandel in 
der Stadt >); im Verkehr mit dem Ausland, das gleich jenseits der 

1) Kohl a. a. O., 8. 75 ff. 

2) Kohl a. a. O.. S. 13. 
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Stadt begann, stand dem Bflrger die Erlaubnis zum Weinhandel viel 
unbegrenzter offen wie in Köln. Das Rhein- und Moselweinmonopol 
kann für alle Keller der norddeutschen Hansestädte angenominon 
werden: füi- Lübeck, Bremen und Hamburg steht es urkuiullich tost. 
Die Einrichtung des Monopols hängt ebenso wie die Entstehung der 
städtischeii Ratskeller mit der Einrichtuim der Marktpolizei zusammen: 
um den Wein möglichst vor Fälschungen zu bewahren und den Kon- 
sumenten ein reines (ieträuk garantieren m können, sTellfe der Rat 
den Weinverkauf unter seine Aufsicht und nahm den Vertrieb in die 
Hand. Besonders wurden die Landweine und die feinen fremden Weine 
getrennt, da i)ei ihm die (iefahr der Vermischung vorlag. Meistenteils 
hatte der Rat ein Mrnuipol auf fremde Weine, während er die Land- 
weine an Private überlieli. In den mittel- und süddeutschen Städten 
bildete sich ein Monopol auf alle fremden Weine aus, während im 
Norden das Monopol auf Rheinwein beschränkt blieb, da dieser; so 
lange der Weinhandel von den rheimsehen Hlndlem abhflngig war, 
die einzige gangbare Weinsorte bildete. Als apftter im Norden un- 
gefähr um die Wende des 13. Jahrhunderts auch die ausländischen 
Weine Eingang fimden, blieben diese von dem Monopol befreit; ein- 
mal, weil die Konsumtion sich immer in bescheidenen Grenzen hielt, 
und zweitens auch deshalb, weil die Freimachung der einzelnen Handels- 
zweige von den Vorschriften des Rates schon grofie Fortschritte zu 
machen begann. 

Da die Keller in der Stadt das Zapfmonopol besafien, so ergab 
sich hieraus die Gelegenheit, auch mit der Umgebung der Stadt Wein- 
handel anzuknüpfen. Gewöhnlich folgte der städtische Binnenhandel 
den Straßen, auf denen früher die Weiukanfleute vom Rhein gezogen 
waren. Nach den Angaben in den Urkunden nahmen die Wege, auf 
denen Wein zu I>ande nach Lübeck und Bremen gebracht wurde, un- 
gefähr folgende Richtung: Von den oberdeutschen Städten Nürnberg 
und Augsburg ging der W^eg über Bamberg. Koburg. Erfurt, Braun 
schweig nach Lübeck und Bremen ' i. Zwischen Bremen und Brauu- 
schweig wurde schon ll^")<"> ein Vertrati iiesehlosseu -) zur Sicherung der 
beiderseitigen Handelsreisenden: ein Schitlalirtsvertrag zwischen beiden 
Stiidten i>t schon vom Jahre 1227 bekannt '). Im -lahro 1H7») wurde 
flerselbe erneuert. I)ie>e Schiti'ahrtsverträge sind darum wichtig, weil 
der Weinhandel über Erfurt bis Braunschweig zu Lande vor siel» ging; 

1) Hüilinaiin. Dn^ Stäiitowcocn de« Mittelaltem, Bd. I. S. 391. 

2) Mrf iiii-oJieft rrkuiidenbiu-h. 1, Nr. 209. 

3; liroiniHche* Urkundeiibuch, 1, Nr. 140, III, Nr. 490. 
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in Braunschweig benutzte er Flußläufe und gelangte mit Benutzung 
der Oker und Aller in die Weser. In einem Vertrage waren Braun- 
schweig und Bremen übereingekommen, die Oker auf gemeinsame 
Kosten schiffbar zu erhalten. Auf diesem Wege L'chingtcii die Waren 
aus dem Orient und aus Oberitalien nach den nördlichen Hansestädten: 
vermutlich folgte der Wein dersellten Richtung, doch läßt sich dies 
urkundlich nicht feststellen. < legen Ende des Mittelalters kam als 
Knotenj)unkt dv> westlichen Deutschlands Frankfurt a. M. auf. \ on 
Frankfurt gingen direkte Weintrans|)orte nach Liiljcck und Bremen. 
Hierfür liegen aucii urkundliche Nachrichten vor: im Jahre 14.');» be- 
klagt sich der Rat von Frankfurt bei dem Herzog Friedrich von 
Braunschweig - Lüneburg daß ein Frankfurter Weintransport, nach 
Lübeck bestimmt^ bei NOrten Qberfallen sei; dabei gingen „ein Faß 
und zwei FftBchen Wein, in Matten gebunden** verloren. Diese Wein- 
transporte gelangten durdi die heutigen Provinzen Hessen und West- 
fiilen an die Elbe und dann weiter nach Lfibeck, das namentlich 
mit Westfolen seit alters her in äufterst regem Handelsverkehr stand*); 
teils gingen sie ganz zu Lande, teils benutzten sie kleinere Wasser- 
läufe. In Frankfurt ging der für den Norden bestimmte Wein zu 
Schiff nach Köhi; dies war der weitaus beliebteste Weg; wenn auch 
manche Behinderungen auf ihm vorhanden waren. Nach urkundlichen 
Berichten kam in der Häufigkeit der Benutzung nach dem Seeweg 
der obengenannte Weg durch Hessen und Westfalen in Betradit*). 
Diesen Weg gibt auch ein Geleitsbrief des Frankfurter Rates an, den 
er einem Bürger zum Transport einer Sendung Wein ausstellt; der- 
selbe hatte 4 Fuder Wein auf drei Wagen verladen, ein interessanter 
Beleg für die große Ausdehnung der Weintransporte zu Lande. 

Allmählich hatten sich Lübeck und Bremen für ihre benachbarten 
Landschaften zu Kinkaufsplätzen für Wein lierausgebildet. Namentlich 
MekloiiUurL; bezog seine Winne nach dem Verfall seiner hoiinischen 
Produktion aus Lülieck. Der lüit von Wismar ist «iffcrs Kunde des 
Lübecker Uutskellers: mit Schleswig 'i uiul 01deni)urg unterliu'li Üremen 
Handelsbeziehungen in (le>talt von Weinlieferungen Allgemein konnte 
der Pächter des Bremer Kellers 1047 von sich sagen, dali ..er die an- 
stoßenden Naciibarn und Städte versorgen und verhelfen könne". jNeben 

1) HaiM. Urkundenbiich. VIII. Nr. 797. 

2) Moll wo, l>ie ;ilt. ■steil Lfilx-ckor ZoUroU«n, S. 42. 

3) Lübecker rrknii<loiil>uth, \'. Nr. Iii. 

4) BroiiiischL's L'rkuiuieiibuch, i, Nr. 4iy. 

5) Kohl a. a. O.. S. 18L 
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der handelspolitisch wichtigen Stellung von Lübeck als Durcfagangs- 
platz für den Seeverkeiir nach der Ostsee und Bremens als Einj?an{^stor 
für den Handel von der Nordsee nach dem Binnenland tritt Hani- 
burg mehr zurück. Von Bedeutung Ukt den Durchgan^shaiKiel ist 
es im engen Anschluß an Lübeck namentlich für den Landhandol, 
wenijjer für den Soovorkohr. Für Hamhurj? war die Vcrhindunfi mit 
Lübeck die Hauptverkehrsader in seinem ganzen IIan(lel>^'etriclie 
in zweiter Linie die mit LünetuuL' Auch auf diesem W'v^c kam der 
Wein nach Hamhur.i^: schon im Jahre 1278 wird in einer Lünehurger 
Zolholle W eudiandel nach llaml)urg erwähnt'^}. Auf den W egen von 
Hamburg ins Lauonburgische und nach Norden, ins Schleswigsche, ist 
Weinhaiidel nicht nachweibljar. Die Haupteintuhj \on Wein fand zur 
See statt, über die aber erst in nachhansischer Zeil die hamburgischeu 
SchilTerbücher reichlulie Auskunft gehenkt. 

Der Weiidiandel in der Stadt gestaltete sich nach Ankunft des 
Weines folgendermaßen; In Lübeck wurde in der Behandlung des 
Weines* der zu SchifliB in die Stadt kam, gegen den, der zu Lande 
importiert wurde, ein Unterschied gemacht*); Wein, der zu Schiffe 
kam, konnte sofort in die Keller gebracht «erden, dagegen mußte der 
auf dem Landwege importierte Wein erst durch die Weinherren unter- 
sucht werden. Weshalb diese verschiedene Behandlung des Weines 
stattfand, ist nicht nachweisbar; im Jahre 1504 wurde diese Anordnung 
denn auch beseitigt Der fremde WeinhSndler mußte seine Ware 
zuerst an der HolstenbrQcke ausladen; dann hatte er sich zu den Weüi- 
herren zu begeben und sie den Wein versuchen zu lassen. Von der 
Entscheidung der Weinherren hing dann die Einlagerung ab. Füi die 
Lagerung war eine Miete zu entrichten, und zwar fllr je<lcs Fali, un- 
beschadet seiner GröUe und der Dauer <ler Lagerung, 26 Pfennige; 
beim Verkauf des Weines multten 16 Pfennige Zapfgeld entrichtet 
werden. 

Die Einlagenmg von Wein stand jedernmnn frei; es wurden 
dann an jedes FaÜ zwei Schlösser gelegt, zu denen der eine Schlüssel 
im lloitz d<'> Kellerhauptmauns. der andere im l>e>itz do- Kinlegors 
verblieb. Das Anstecken eines Fasses hing von der Erlaubnis der 

1} Zcitecbr. d. Verein« für Hainliurg. UcHch., H<i. VI, S. 413. 

2) Hans. Urkundenbacfa, I. Nr. 8U6. 

3) Baateh, Hamburg» Seeschiffahrt i. d. Zeitschr. d. Vereins f. Hamb. 
Gesch.. Bd. IX. 8. 347 ff. 

4) Wöhrmann a. a. O.. S. 79 ff. 

5) Weh rill an II a. a. O., S. 83. 
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Weinberreii ab; war das Faß eiiunal angesteckt, so mnfite es auch ganz 
ausgeschenkt werden. Anch iu Bremen hatten die fremden HSndler 
ihren eingeführten Wein zuerst den Weinherren vorzulegen, da diese, 
nachdem sie ihn probiert hatten, das \'()rkaufBrecht fflr den Ratswein* 

keller vor den Bürj?ern geltend machen konnten. ErJ^t dann stand es 
den Händlern frei. (Um M ein in der Stadt zum \'erkauf auszubieten, 
und zwar „nach Rate des Hat es", wie in der Weinordnung von KJTO 
heifit M; das ist so zu verstehen, dali der Rat don Verkauf kontrollierte. 
Hürj^er. die Wein p:ekauft hatf<'n. hatten fionselben für sich zu vor- 
wenden: Weiterverkauf, im ^'aii/en oder in kleinen (.»nantitäten. war 
ihnen untersa^^t =). Durch diese Maiinahnien idieb das Monojxd in 
jeder }lin<iclit gewahrt. Dem Bürger war i«'(h s IIandelsj;esch;iff mit 
fremden ivaufleutcn untersii^t: im Tltertretun^^^sfalle hatte der Iländk'r 
auBer der Konfiskation seiner Ware noch ;*> Mark Strafe zu zahlen 
Nur der /ajd der sof»enannten knrzen Weine war dem Hnr^^er jzestattet 
In dem strengen Hheinweinmono|»ol der nordischen Städte trat 
im Laufe des DJ. Jahrhunderts insofern eine Änderung ein, als in 
Lübeck um diese Zeit einzelnen Bürgern der Zapf von Rheinwein in 
beaclirinktrai Mafie freigegeben wurde. In Bremen wurde mit dieser 
Institution schon durch das Weingesetz von 1489 gebrochen >). In 
demselben Jahre wurde auch der Zapf der heißen Weine, Romanie 
und Malvasier erlaubt; es durften aber jährlich nur 3 Boten Malvasier 
und 1 Bote Romanie von den einzelnen BQrgem verzapft werden*). 
Durch die genaue Ausfibung des Rheinweinmonopols war die Organi> 
sation des städtischen Weinhandels sehr vereinfacht; die ganze ausge* 
dehnte Kontrolle, die in Köln durch die Dezentralisierung des Zapfes 
bedingt war, fiel hier fort und der Ratskeller blieb der Mittelpunkt 
des gesamten städtischen Weinhandels. Das Monopol bildete für 
den Rat eine gute und vor allem regelmäüige Einnahme(}uelle. denn 
getrunken wurde in den Städten des Mittelalters auch iu Zeiten tiefster 
wirtschaftlicher Depression; daneben leiteten ihn aber auch (iesichts- 
punkte sanitärer Natur. Durch die Übernahme des Monopols iillein 
glaubte der Hat noch nicht sicher genug für die Reinheit des Weines 
haften zu können, darum erließ er außerdem eine große Zahl von 
V erordnungen gegen Weinverfälschung. 

1) Kohl a. a. O., S. 19. 

2) Oelricht, Vollatfindige Sammlung alter und neuer Gesetzbücher, Statut 
III, S. Jti. 

;5:i Kohl ri. a. O , S. 21. 

4; üelrtch^ a. a. O., S. 478. Statut LXVI. 
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Der Kampf gegen die sogenannten „Weinschmierer^ vurde mit 
Unterstatzang des Rates der einzelnen Stftdto von der Gesamthanse 
auf ihren Hansetagen systematisch gefOhrt Eine gemeinsame Aktion 
gegen diese Verfftlsdmngen setzte der Hansetag von 1417 ins Werk 
dnreh eine Botschaft an die Städte Kdln, Bingen, Frankfurt und Straß- 
borg, worin er ihnen befidil, „man solle den Wein so lassen, wie Gott 
ihn habe wachsen lassen und nicht anders"*). Die Verfälschungen 
von Wein im Verkehr mit Rußland und Polen sind schon berührt 
worden*); sie wurden aber nicht nur für den Verkehr ins Ausland 
vorgenommen, sondern auch heim Binnenliandel ganz ungeniert be- 
trieben. So beklagte sich i:is3 eine Versammlung zu Lübeck, dafi 
die Fässer des Gubensclien Weines zu klein seien, und wandte sich 
bcsrhwerdeführcnd an die Zentralpunkte des <Mil)cnschen Weinhandels, 
(iulx n. Fratikturt a. <). und KrosseU'^i. Nanienthcij aber in Köhl hat 
die \\ ciupanscherei in hoher Blüte i;cstau(UMi. Flandrisclie Urkunden 
sind voller Kla^'on ül>er Kölnische Weinverfälsciuin^^'en */: Um das Übel 
an der Wurzel zu tiissen. liclitete Köln im .lalire l-löl ein großes 
Kundschreiben an die Städte Antwerpen. Dortrecht. Kampen. Deventer, 
Arnheinj. Nyni wegen, Züphten, Wesel und I)uisl)urf^-'); es verlan^'t in 
dem Sehreiben Maßregeln gegen (he sogenannte Pulverung des Weines 
und erläßt Verwarnungen an die oberländischen Städte. Zustimmend 
antworteten Deventer und Utrecht, die sich aber von der Verwarnung 
der oberilndisehen StSdte nicfat viel versprachen. Ob sich dieses ge- 
meinsame Vorgehen der rheinischen Hanse wiederholt oder ob es zur 
Besserang der Weinverhfiltnisse beigetragen hat, ist aus dem vor- 
handenen Urkundenmaterial nicht ersichtlich. Es wird allerdhigs von 
Bestrafungen beriditet, die vielleicht als Folge dieses Vorgebens an- 
zusehen sind. In Amheim und Zfithen wurden Geldstrafen einge- 
fahrt, auch soU die Strafe des RSdems in einzelnen Ffillen angewandt 
worden sem. Im abrigen hatten die mit Wein handelnden Städte 
ihre eigene Gesetzgebung fOr WempanschereL 

In Bremen suchte man den Verfälschungen der Wute dadurch 
zn begegnen, daß der Rat, analog den Verhältnissen in Köln, die 
Zusammenhigerung von verschiedenen Weinen untersagte; dieses Ver- 



1) Wehrmann a. O., S. 97, Anmeritung. 

2) Hans, ürkundfiihiicli. V, Nr. 51G. 

3) Hanserressp. l. Abt., II, Nr. 2G<;, ^ 19. 

4) Hans. Urkuiidciib., VIII. Nr. lUJü. 
.">) Hans. Urkuudenb.. VIII, Nr. b2. 
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bot datiert ans dem Jahre 1596 1^), als sich mit dem Anwachsen des 
Weinversandes nach Bremen neben den französischen und spanischen 
Weinhigem dort anch Rheinweinlager aufgetan hatten. 

a. Die Weinakzisen. 

Neben dem Rheinweinmonopol genoß der Rat als zweitwichtige 
Gerechtsame die Erträge aus der in den Hansestädten viel verbreiteten 
Weinakzise. 

Die Weinakzise war eine Abgabe der ^Konsumenten an den Rat; 
man kann sie am ehesten mit einer Verbrauchssteuer identifizieren. 
In Wismar hieß diese Akzise auch Weinkaufspfennig; die städtischen 
Pächter der Weinverkauisbuden hatten von jedem verkauften Stflck 
Wein den Weinkaufepfennig zu entrichten, der zum Amtseinkommen 
der Ratsherrn gehörte. 

Über die Besteuerung des Weines liegen genauere Nachrichten 
aus Bremen vor. Man unterschied bei den einzelnen Abgaben das 
Rodengeld ^, die Weinakzise'), die Weinkonsumtionsabgabe und die 
Weinkranzj^erechti^eit*). Von diesen Abgaben fallen in die Zeit 
unserer Betrachtung nur das Bodengeld und die Weinakzise; die drei 
anderen kommen erst seit der Mitte des lö. Jahrhunderts vor. Nach 
Kohl soll das Bodengeld von einem Gefäß mit .,2 Röden'' erhoben 
werden, also von einem Faß im riegensatz zu Flaschen und Krüzen. 
Resser erscheint die Deutung ,.l»()(lent,'ol(l" als abgeleitet von „Rotlie"; 
denn Bothenzoll kommt schon früh in Bremen vor'). Der (iegen- 
satz von Faß zu Krügen und Flasr})on ist deshalh un-^lücklich gewfddt 
weil man sidi dieser llefiilic zu jener Zeit so gut wie niemals be- 
diente. Deshalb l)lieb('n aucii Flaschen und Krüge von dem Bothen- 
geld befreit, da sie nur in geringer Anzald vorkamen und wohl nur 
zur Verproviantierung des Schiffes dienten. 

Das Bothengeid ist noch als eine sehr rohe Besteuerung anzu- 
sehen. Man kann es auch als eine Art Stapelrecht auffa.ssen; durch 
Zahlung der Abgabe sollte das Auslegen des Weines auf dem Stapel 
sozusagen abgelöst werden; die beste Deutung ist vieUaeht, in dem 
Bothengeid eine Verbrauchssteuer im mittelalterlichen Sinne zu sehen. 

1) Kohl :i a. O. S. 27. 

2) Kohl a. a. ().. S. 41. 

3) Kohl a. a. O., S. 42. 

4) Kohl a. a. O., S. ßO. 

5) Kohl :i. a. O.. S. .^.3 

6) Haiti, ürkundenb., i, Nr. 223. 
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Es war eine Tonkzise, auf den Hafen flbeitrageD. Wie von allen 
Lebenamitteln an den Stadttoren eine feste Abgabe zu entrichten 
war, so war auch der Wein für jedes Pafi mit einer Steuer von vier 
Groschen bdegt 

In steuertechnischer Hinsidit ausgebildeter war die Weinakzise^). 
Sie wurde von Weinen erhoben, die zu Lande oder zu Wasser an 
die Stadt kamen; dabei waren alle Arten von Gefäßen in die Be- 
steuernnR eingesclilossen. Anfangs wurde nur Rlieinwein von der 
Akzise betroffen; die Weinkaufleute vom Rhein hatten nacli einer 
^'erfügung aus dem Jahre 1420 von jedem Ohm Wein 8 Grote 
Akzise zu zahlen -i. Dieser Satz bezog sich auf Rheinwein, der in 
der Stadt verzapft werden sollte: dapegen hatte Wein, der für den 
Keller bestimmt war. nur 4 (irofe Akzise zu zahlen. Später scheint 
jede Art von Wein zu der Weinakzise heran ^rozojron zu sein; denn 
in einem Statut von \4')() liciHt es ausdrücklich, liaß ..niemand von 
den Bürgern den Weinlierrn mit seiner Akzise entgehen soll". 1489 
findet sich auch eine genaue Festsetzung der Abgabe für den Zapf 
ausländischer Weine seitens der Bürger'): von jeder Bote Malvasier 
oder Romaniewein liatte der Zajtfer vor dem Auflegen 3 Mark zu 
entrichten. In der Folgezeit wurde die Weinakzise mehrfach erhöht., 
bis sie 1017 sogar die Höhe von 6 Gulden für jedes Ohm erreicht 
hatte. Die Weinakzise wurde im lö. Jahrhundert nicht vom Keller, 
sondern von den sogenannten Mauerherm^) eingefordert, d. h. von 
dem Teil des Rates, der die Verwaltung des stSdtisehen Verteidigungs- 
wesens unter sich hatte. Erst im 16. Jahrhundert flössen die Ein- 
kflnfte aus der W^akzise in die Kasse des Ratsweinkellers. 

Die Konsumtionsabgabe war eine Verbrauchssteuer im modernen 
Sinne und ward bei finanziellen Kotlagen als Zuschlag zum Rothen- 
geld erhoben. 

In der Rremer Weinkranzgerechtigkeit endlich kehrt die Kölner 
Sitte wieder, dafi jeder, der Wem für sich tsplea wollte, einen liaien 
oder Weinkranz tiber seiner Tflr auflilngen mußte; voiher hatte er 
die Erlaubnis der Wemherm einzuholen und die Abgabe fflr den 
Kranz zu zahlen. Mitte des 1.^. Jahrhunderts betrug der Kaufyreis 
für einen Kranz 14 Taler. Je mehr W'einsorten ein Zapfer aus- 
schenken wollte, desto mehr Kränze hatte er zu bezahlen. Endlich 

1) Kohl a. a. 8. 42. 

2) Kohl «. «. O., 8. 43. 

3) Gel rieh« a. a. O.. S. 682, Nr. XLIIl. 

4) Kohl ». «. O., & 43. 
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gingen auch alle Strafgelder, die für Obertretongen der Terscbiedenen 
Weinordnungen erhoben worden, an den RatsweinkeUer. Strafbar war 
vor allem der Zapf von Rheinwein, wenn er nieht ausdrOcklieh erlaubt 
war. Der Private, der gegen diese Vorschrift verstieß, hatte 5 Mark 
zu zahlen, außerdem wurde ihm sein Wein konfisziert <); ebenfalls 
strafbar war die Zubereitung von GewOrzweinen und der Verkauf von 
Branntwein 3). Auf beide Vergehen war eine Strafe von 10 Mark 
gesetzt. 

Aus Lüljock sind über das Steuerwesen l)ei weitem nicht so 
präzise Xachricliten zu erlialten; «.'leicliwohl ist anzunelimon. daß diese 
bpezialisierung der Altpilicn aucli für Liil»eck zutraf. Sicher ist. daß 
auch in Lühcck der liatsweinkollcr von jedem oin^ofülirtcn Wein eine 
Wcinakziso <M li(ih*). Selhstver>tiindlich war der (iehrauch falsciier Maße 
im \\ emhaudel strengen Strafen ausgesetzt; der Übertreter hatte 6 Solidi 
zu zalden. 

Ein weiteres \'{)rrerht oder eine Ver])tiiciitung des Kat.sweinkeiier» 
bestand in der Darreiciuiiif^ von Ehrenweinen sowie in (iratifikationen 
an den Ma^Mstrat und Auserwäldte der Hürgerscliaft. Die Institution 
der Ehrenweine findet sich aucii im Norden überall verbreitet, erwähnt 
sei nur Lübeck, Hamburg, Bremen und Lüneburg. Von ihnen zu 
unterscheiden sind die Herren- und Olfizialweine, die als Beitrag zum 
Gehalt der Ratsherren gegeben wurden, während die Ehrenweme 
fremden Herren und Gisten „zum Splendeur der Stadt** dargebracht 
wurden. Ihren Ursprung haben die Offizialwdne in der Anwendung von 
Naturallohn zur Zahlung von Arbeitsleistungen; diese Gewohnheit ging 
bis in die höchsten Beamtenstellen hinauf. So ließ der Graf Wilhehn 
von Holland Wein in der Form einer täglichen Abgabe jedem seiner 
Räte zum Nachttrunk zukommen, nicht als Gratifikation, sondern als 
Teil ihres Gehaltes. 

Die Ehrenämter, die der Rat der Hansestädte seinen Mitgliedem 
zu verleihen pflegte, waren meistenteils für diese mit großen Unkosten 
verknflpft, so daß sie gezwungen waren, bisweilen aus Privatmitteln 
zuzusetzen. Um dieses Defizit auszugleidien, erscheinen schon früh- 
zeitig die Abgaben der Gewerbetreibenden an den Rat Die Fischer 



1) Ostrich« a. a. O., Nr. 4, &. 20. 

2) Oelrichft a. a. O., S. tJßO. Nr. XXXVII. 

3) Gel rieh« h. a. O.. S. Üt>0, Nr. XXXIX. 

4) Weh miau II a. u. U., ä. U8. 

5) Sieh« oben 8. 85. 
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hatten in Bremen Lachse und Neunaugen M zu crehen. die Schlächter 
Lämmer, die Bäcker zu Wcihnacliten und Ostern Bröl. In Lübeck er- 
hielten die Ratsmitglieder auf Rechnung des Ratswciiikcllers Gänse, 
Fische, Zucker und andere Viktualien -). Zu den Sjieisen kamen Itald 
die Getränke. In Bremen erhielt schon im .lahre L">i>s jeder Kats- 
herr 12 Stübchen Wein zu Weihnachten ^j. Der BürjU'ernieist<M- und 
die Riitsherren standen sich natürlich am besten. Li Lübeck fand 
am 22. Februar, dem Tat^e. an dem die Ratsämter neu verteilt wurden, 
eine Weinausf^abe an die PkUtsherreii statt: Bürgermeister und Wein- 
herren erhielten drei Stübchen, alle anderen Mitglieder je ein Stübchen*). 
Ferner erhielt der Bat in Lübeck an zehn, in Bremen an zwölf be- 
stiittniteii Tagen, meistens an den großen Feiertagen, bestimmte Wein- 
gieschenke, und zwar soUte der Bfirgermeister immer das D(>i)pelte 
von dem bekommen, was ein Batsherr erhielt In Lübeck hatte jeder 
Ratsherr, der in öffentlichen Angelegenheiten verreisen mufite, Anspruch 
auf ein Stflbdien Wein für die erste Nacht in der Fremde: diese reidi- 
lieh bemessene Spende hieß der Nacfatwein. Dem Lübecker Nacht- 
wein Ähnlich ist der Bremer Sendewein, den man den Gesandten des 
Rates auf die Reise mitzugeben pflegte. 

Eine sehr alte Einrichtung waren die Rechnungsmahlzeiten an 
den Tagen, an welchen die Ratsmitglieder die Rechnungen der ein- 
zelnen Ressorts ihrer Verwaltung durchgesehen hatten; zu diesen Mahl- 
zeiten lieferte der Ratskeller unratgeltlich Wein. Das ausgegebene 
Quantum wurde aber für jeden genau bestimmt; immerhin erhielt 
jeder Teilnehmer ein bis zwei Stübchen Wein zugewiesen. Die Wein- 
vcrtcilung beschränkte sich aber nicht allein auf (h ii Rat, sondern er- 
streckte sich auf alle Teile der Verwaltung, auf die Syn<lici und Lie- 
richtsassessoren, die Mauer- und Sclmlherrn: sogar der Scliai'frichter 
samt seinem Deliqiu'iiteii genoli diese \'erminsti^iing. Li Hamburg 
durfte der Scharfrichter trotz seiner Uiiehiiicbkt it nn Üatskeller ver- 
keliren und mit anderen Bürgern in der sugenaiintrii Ilcnker-tube 
seinen Wein trinken 'i. In Bremen erhielten auch die Preilii^er Wein 
dafür, dali sie „für die richtige l lierkunft der neuen Weine" vouj 
Rhein nach Bremen auf den ivanzcln beteten"). 
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Da man im Mittelalter Aiibzoicliiiiiiigcn nicht zu vergeben hatte, 
glaubte man durch die Darbietung von edlem Wein am besten zu 
verfahren. Solche Ehrenweingaben an gekrönte Häupter und Ffirst- 
lichkeiten kommen in Lflbeck schon nm 1300 vor; während in Bremen 
die Sitte des Ehrenweines erst später entstanden zu sein scheint In 
LQbeck wurden die Gäste auf Grund einer Ordnung von 1504^) nach 
Bang und Würden bewirtet, und zwar sollte erhalten: ein König 4 Ohm 
und Tags darauf 16 Stäbchen, eine KOnigin 3'/, Ohm und Tags darauf 
8 Stobdien; ein Kurfürst 12, ein Herzog 8 und so fort bis zum fremden 
BatsBcbreiber herunter. Ebenso erhielten die zu einem Hansetage ver 
sammelten Abgeordneten der Hansestädte Sonntags eine bestimmte 
Menge Wein, abgesehen von den Gastmählern, die der Bat ihnen zu 
Ehren veranstaltete. 



Kapitel VI. 
Der Wein als Konsumtionsmittel. 

Weinsorten. Weinpreise. 

Es erflbrigt zum Schlnfi, auf die im Mittelalter bekannten Wdn- 
sorten einzugehen. 

Da die Kölner Kaufleute in den Urkunden als die ersten Wein- 
bändler genannt wurden, so ist die Annahme berechtigt, daß der Rliein- 
wein am frühesten seinen Einzug im nördlichen Europa gehalten hat'). 
Auch die alten Weinläger in Lübeck, Bremen und Braunschweig führen 
nur Rheinwein unter ihren Bestünden an: die ausländischen Sorten 
wurden erst durch drn Zwischenhandel der hansischen Kaufleutc von 
Spaniou nach KiijLrhuid und den östlichen Teilen der Ostsee f^ebracht. 
Anfanj^'s gin^^en unter dem Xaiucn Rheinwein auch Mosel- und Elsässer- 
wein; im Jahre 143;i werden in Bremen Händler vom Rhein mit Mosel- 
und Elsässei wein erwähnt^). Zu den Elsiisserweinen kann vielleicht 
auch ficr Wein au.s Bur^jund gerechnet werden; doch ist seine Stellung 
ungewiß, da er auch viel im Zusammenhang mit iranzüsischen Weinen 
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vorkommt Wfthrend die Mosel- und Elsftsserweine zom Rheinwein- 
monopol gehören, nehmen die Frankenweme und mit ihnen allgemein 
die deutsdien Landweme eine gesonderte Stellung ein; sie blieben 
dem Privathandel flberlassen. 

Eine Spezialisierung der Weine, namentlich der Rheinweine, ist 
erst im 16. Jahrhundert vor sich gegangen; vorher sprach man nur 
von weifien Weinen im Gegensatz zu den roten Weinen Frankreichs *) 
oder besseren oder geringen Weinen; unter starken Weinen sind 
immer die heißen Weine Spaniens und (iriechenlands zu verstehen*). 

In dieser Zeit erscheinen auch die Namen der zahlreichen deutschen 
I^ndweine. die Dresdener und die Meiliener. die hrandenbur^^nschen 
und schlesischen mit dem Wein aus (iuben an der Spitze, endlicli die 
als „Kratzenlierger" verschrieenen Kasseler Laiidweine, Krst am i'-nde 
des 1<). Jaiirhunderts bej^ann man den Wein nacli dem Orte seines 
Wuchses und am Anfang (h^s 17. .laiirhunderts nach den Jalirgänpcn 
zu unterscheiden'). Zur Zeit des hansischen Weinhandels ist von 
diesen Untersdieidungen noch keine Rede, und Spezialisierungen und 
Zeitangaben des Wuchses felilen vollständig. 

Zu den Bezeichnungen allgemeiner Art gehört der Ausdruck 
„kurze" Weine oder cort win, der sich in den ITrkunden des 15. Jahr- 
hunderts außerordentlich oft findet. Über den Sinn des Wortes finden 
siofa verachtedene Deutungen; einmal soll kurz gleich gering sein, und 
unter kurzen Weinen will man die grofie Zahl von deutschen Land- 
weinen verstehen, Kohl setzt die kurzen Weine allein im Gegensatz 
zum Rheinwein*). Die sicherste Deutung des Ausdrucks ist vielleicht 
die, unter kurzem Wein den Wehl aus Poitou zu verstehen^), denn 
in einer Gebflhrenordnung des Grafen Ludwig von Flandern im Jahre 
1360 f&r den Handel der deutschen Kaufleute in Flandern findet sich 
in den verschiedenen Ausfertigungen an derselben Stelle der Ausdruck 
Jaazer Wein** neben „Wehl aus Poitou**. Französische Weine waren 
schon sehr frfih in deutschen Landen geschätzt; am frühesten erwShnt 
finden sie sieh in einer Zollrolle, die Herzog Johann L von Saclisen 
für den Warenverkehr im Jahre 127S erteilt"). Im hansischen \ erkelir 
nach £ngland erscheint französischer Wein noch früher; sdion ili>7 
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wird ihm von Heinrieh II. von England ^eidiie Vergflnetigongen anf 
dem Markt zu London znetioaint wie den Rheinweinen!), {„, 
hansischen Handel ausschliefilidi vori^ommenden Sorten waren die 

Weine aus Poitou. ans dor Oar^oitnie und ans Bordeaux. Für die 
Poitouweine war la Rochelle, für dir (iascognerweine Bordeaux Aus- 
fuhrhafen; doch bildete letzteres auch ein eigenes Produktioiisj?el»iet. 
Der Poitouwein erscheint zuerst 1360 in d < n Handrisdien ZoUrolien'). 
Nacli seinen zahlreichen Erwähnunjjen zu urteilen, genoß er eine große 
Verbreituni,' und bildete einen llaujitausfuhrartikel Niederhurgunds^). 
An die Weine ans Poitou schlieücn sirli dio (iascogner Weine, die 
„Aschonver". im (iehiete zwischen der (iarnnne und den l'vrenäen mit 
Bordeaux als Produktionsmittelpunkt. Im hansischen Handel erscheinen 
sie gleichzeitig mit den Weinen aus Poitou^). Auch der (lasrogner 
Wein war weit verbreitet und bildete ein llauittanstnhrartikel nach 
(k'n Ländern der r)stsee-'). In den Ratskeilern von Lübeck und Bremen 
war er gern gesehen*'). Neben diesen drei Sorten tritt der Wein aus 
Auxois mehr zurück, er hieß auch Asoye oder Osoye, aus der gleich- 
namigen Grafschaft "j. Er kommt meisten.s im Gefolge der oben er- 
Sorten bei der Ausfuhr nach den Ostseeländem vor. 

Neben den französischen Weinen nehmen die spanischen Weine 
eine ebenso wichtige Stellung im hansischen Handel ein; ihr Abeate- 
gebiet erstreckte sich anf die Niederlande und En^and, erst in zweiter 
Linie auf die Ostseelander. In den Batskellem der Hansestädte ge- 
brauchte man sie namentlich zur Herstellung von Misdiungen, dem 
sogenannten Chiret oder Lautertrank. Zu den am häufigsten genannten 
spanischen Weinen gehörte der Romenay oder Romanie und der lial- 
vasier. Über den Romanie ist man lange im unklaren geblieben; schon 
die Schreibweise ist äufierst schwankend. Sein Ursprungsland soll nach 
Henderson die Romagnia in Italien oder die griechischoi Insehi 
sein*^: eine andere Auffassung verlegt ihn nach der kleinen Stadt 
Romania in Arragonien. Die sclnvankende Sdireibweise lälit den Schluß 
zu, dafi unter Romanie vielleicht spanischer und griechischer Wein ver- 
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standen werden kann, denn griechische Wefaie kommen bisweilen im 
Hansebandel vor. Schon im Jahre 1392 werden sie in der Verord- 
nung aber den Gewerbebetrieb der Weinschröter in Brflgge erwähnt*), 
worans anf einen ständigen Handel mit griechischen Weinen geschlossen 
werden kann; femer im Jahre 1453 als Importartikel in Holland*). 
Auch der Malevasier ist ehi griechischer Wein; sein Urspmngsknd 
ist Kanea und die Nachbarschaft des Ida"); auch in Lakonien, im 
südöstlichen Teile der Halbinsel Morea, wurde sein Anbau betrieben 
Von hier aus soll er sich über Cviwrn und die Provence verbreitet 
haben. Seine Schreibweise schwankt eben£iüls; in £i^;land nannte man 
ihn Melmesy^). in Deutschland Mahnesyon. woraus man geschlossen 
haben will, daü die Deutschen über England mit dem Wein bekannt 
geworden sein sollen. Er erscheint nahezu gleichzeitig mit dem 
Romanie: zwei .laliro früher. I.H'.m», kommt srin Name zuerst in einer 
Zollrolle aus Stial>uiiil vor*'). \'oii geringeri'r l'edfMitiHiii für den Aus- 
fuhrhaiidid i^t der (iranadawoin ; or kommt mir im /u>ai)ini(nihaiig mit 
den Iteidcn erstcren vor. Eine eigonriiiiiiiche Stellung nimmt der liivo- 
glio ein. der namentlich in Knt^laiid viel eingeführt wurde: er geht 
auch unter dem Namen Kil)oldi, vinum Pucinum. oder deutsch JU'infall. 
Nach Stieda') hat man es bei dem Rivoglio mit einem <lattungsiiamen 
zu tun für Wein. dess«m \ crhreifungsgebiet ursprünglich Kärnten un»l 
Istrien umfaBte; allgcmcm kann man unter Rivoglio einen italienischen 
Wein annehmen. Außer in England erscheint er auch im Handel mit 
Preußen, und auf dem Markt in Ulm war sein Name ebenfiüls bekannt; 
danach erstreckte er sicfa Aber alle Handelsgebiete der Hanse. 

Einem sp&teren Zeitraum gehören der Bastert und der Sekt an. 
Über die Art und den Ursprung des ersteren gehen die Meinungen 
ebenfalls sehr auseinander; er soU ein spanischer Wein und ans 
Rosinen hergestellt sein, nach anderen war er ein Hiscbwein, nach Art 
unserer Bowlen. Henderson hält ihn fßr einen Huskatwem*). Der 
Sekt ist noch jAngeren Ursprungs und fSllt kaum mehr in die Epoche 
des hansischen Handels. Das Wort stammt aus dem französischen 
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ond bedeutet trockner Wein, d. h. aus trocknen Beeren gemadil; indem 

man die Beeren so lan^'c am Stocke liefi, bis sie trocken geworden 

waren. Im hansischen Weinhandol kommt er nicht vor. 

Der VollBtändigkeit lialber sind nocli die sogenannten GewOrz- 
weine zu nennen, die kein fertiges Uandelsprodukt waren, sondern 
zu jcweiHpeni Gebrauch erst zusammengestellt wurden. Der berühm- 
teste (lewürzweiii war der sogenannte Klaret. Er wunle hergestellt, 
indem man gewöhnliclienj Ixindwoin Safran. Nelken. Zucker und Honig 
beimischte und die «xanze Mischuu;,' /.um Schliili durch eiueu Sack 
preÜte; das (iaii/e nannte man (h'ii Lantertrank oder ^Geläuterten 'i'rank M. 
Diese ( iewür/.weine wurden aus ^roiien Becheln getrunken, in deren 
Mitte sich ein durchlr>cherter Raum zur .Vufbewalirung von (lewürzen 
befand, falls dem Trinkenden der Wein noch nicht zu Dank gewürzt 
war. Dieser Wein erfreute sich bei seinen Zeitgenossen L'iolier Be- 
liciitheit: er ist „annintiu und schleckerhafti«.'". sagt Walther Hyff 
in seinem .,Konfektl)üchlenr' v(m l.')r)2-); vielleicht war es ein Be- 
dOrfnis beim Trinken des Rheinweins durch <len Lautertrank eine Ab- 
wechslung eintreten zu lassen und seinen Genuß bekömmlicher zu 
gestalten. ^ 

Wenn schon die Bestimmung der Weinsorten Schwierigkeiten 
macht, so fließen die Nachrichten Aber Weinpreise noch spfirlicher; 
im frfihen Mittehilter fehlen Oberhaupt jegliche Angaben. Später ist 
es schwer, wegen der Verftnderlichkeit der Manzen auch nur an- 
nähernd einen richtigen Preis zu bestimmen, geschweige denn den- 
selben in einer uns geläufigen Mflnzsorte auszudrficken. Im Jahre 
1405 wurde in Bremen das Quart Wein mit einem Grosdien bezahlt, 
ein Stflbchen mit 4 Groschen; wenn ein Ohm Wein zu 45 Stfibdien 
angenommen wird, so wurde damals ein Ohm Wein mit 45 Groschen 
bezahlt Ein Quart Rheinwein kostete 8 Pfennige^. Diese Bremer 
Preise zeigen mit den in England gezahlten nahezu eine genaue Über- 
einstimmung. Im Jahre 143.'^ kostete ein Quart Rheinwein etwas mehr 
als einen Groschen: Malvasier und Romaniewein durfte etwas höher 
verkauft werden. Für Bremen blieben diese Preise ungefähr ein Jahr- 
hundert lang ziemlich stationär. Auch in Hamburg hielten sich die 
Weine in ihren Preisen auf gleicher Höhe, ebenso in Lübeck. In 
Hamburg kostete lö63 das Stabchen, 4 Quart enthaltend, 1 Mark 
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8 Schillinge, 15(55 nur 8 Schillinge*), das Quart also 2 Schillinge oder 
etwas mehr als 3 (iroschon l>remisch. In Lübeck kaufte der Keller 
1572 das Ohm im Durchschnitt für 22 '/g Mark, das (^)uart zu unge- 
fiüir 2 Schillingen-); später erhöhten sich die gezahhon Preise für 
das Ohm bedeutend. Hiermit sind die Preisangaben für Wein aus 
der iiltcien Zeit erschöpft, erst aus nachhansischcM- Zeit lauten die An- 
gaben genauer. Die obigen Preise mögen nur beispielsweise genannt 
sein, hauptsächlich um zu zeigen, daü der Wein auch damals zu den 
Luxusartikeln gehörte. 

Was die Quantität des in den Ratskellern der Hansestädte lagern- 
den Weines l)etrifft, .so darf dieselite nicht mit dem Maßstäbe ge- 
messen werden, der heutigen Tages an einen einigermaßen assortierten 
Weinkeller gelegt werden würde. Der Bremer Keiler besaß während 
des Zeitraumes vom 14. bis zum 16. Jahrhundert einen Lagerbestand 
von durchschnittlich 200 Ohm*), der LQbecker war sdion frühzeitig 
reidihaltiger. Im Jahre 1671 lagerten in ihm 854 Ohm. Der jihr- 
Hebe Umsatz betrug rund 800 bis 900 Ohm«). Infolge des großen 
Umsatzes war die finanzielle Lage der Keller immei* eine ausgezeidmete; 
sie leisteten öfters Zahlungen fOr die Stadt oder aus ihren Überschüssen 
worden städtische Gebäude errichtet, wie in Bremen die Börse. In 
finanziellen Notlagen der Stadt griff der Bat bei ihnen auch bisweilen 
zum Mittel der Zwangsanleihe; ein Fall, der sich in Lflbeck ereignet hat 

Eine nordische Hansestadt ohne Batskeller war unseren Vor^ 
fthren ganz undenkbar; der Batskeller war für den Bflrger gleichsam 
ein Teil seines Heims und die zahlreichen Schilderungen geben ein an- 
ziehendes Bild von dem J.eiicn und Treiben, das sich zu allen Tages- 
zeiten in seinen Bäumen abspielte. Die (nite des Weines gab hierzu 
die Veranlassung, und gern erinnerten sich die Bremer, Lübecker oder 
Hamburger Büiger, wenn sie vor ihrem Schoppen saßen, daran, daß 
sie es ihrem Fleiß und Wagemut zu verdanken hatten, wenn sie sich 
an den (Jaben der entferntesten Länder erfreuen durften. 

Die alte Hanse ist in den Staub gesunken und die alten Hanse- 
städte sind teilweise von ihrer alten Höbe herabgestiegen. al»cr ihre 
Ratskeller sind geblieben, und erzälden noch heute von Zeiten, wo der 
hansische Kaufmann der Beherrscher der Meere war. 
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Vorwort 



In der vorliegenden Sclirift, welche ans dem Seminar des Herrn 
Professor Dr. W. Stie»la (Leipzif^) liervorgegan^'oii ist. vorsnclite ich 
ein ilhersiclitliclies Bild von dem Wesen, der Entwickelung. der finan- 
ziellen und volkswirtäcliaftlicheu Bedeutung des rumänischen Tabak- 
monopols zu geben. 

Die Antwort, ob mir das gelungen ist und ob idi damit zur 
Würdigung des rumänischen Tabakmonopols nach meinen Kräften bei- 
gcstenert habe, kann ieh nidit geben, doch hoffe ich es getan zu 
haben. 

Bevor ich nun diese Schrift der Öffentlichkeit fibergebe, drfingt es 
mich, an dieser Stelle meinen verbindlichsten Dank all den Herren 
zom Ansdmck zu bringen, welche mir ihre bereitwillige Hille jeder- 
zeit so freundlich zutefl werden liefien. 

Insbesondere aber ist es mir ein Herzensbedfirfiiis, meinem hoch- 
verehrten Lehrer Herrn Professor Dr. W. Stieda meinen aufrichtigsten 
imd tiefempfundensten Dank für die mir in bereitwilligster und liebens- 
wfirdigster Weise erteiltea Batschläge, fOr die mannigbchen, grund- 
legenden Anregungen und Unterweisungen, sowie fQr das stete Wohl- 
wollen, womit er auch die vorliegende Arbeit bereitet hat» widmen 
zu dürfen. 

Leipzig, im März 1905. 

D. Bustiiocescy. 
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Einleltntig« 



1. Entdeckung und Verbreitung des Tabaks. 

Über Ursprung und Alter des Tabakljaues bezw. die Verwendung 
des zwar entbehrlichen, aber doch in gewaltigen Mengen von der er- 
wachsenen Bevölkerung &8t aller Länder verbrauchten Genußmittels 
wTaba][** ist nichts Sidrares bekannt Wennschon nachgewiesen wurde, 
daß die Priester verschiedener Heidenvdlker, besonders im Orient, sich 
eines narkotischen Krautes bedienten, dessen durch Verbrennung ent- 
standenen Bauch sie einatmeten, um sodann, in gelindere oder stärkere 
Narkose versetzt, den Willen der Gottheit durch Orakelsprflche zu 
verkünden, so fehlt doch jeder Beweis dafOr, daß das zur Erzeugung 
der DSmpfe benutzte Kraut wvklicfa Tabak war*), um so mehr als 
gerade im Orient euie Anzahl anderer stark narkotischer GewSchse 
ihre ursprflngliche Heimat besitzt*). 

Ebenso unbekannt ist es, ob man in China die Tabakpflanze 
schon vor der Entdeckung Amerikas kannte, kultivierte und deren 
Kraut zum Bauchen oder aber, wie spät«'!- in Spanien, zu Heilzwecken 
verwandte. Aber auch die abendländisciien Heisenden, wie z.h. Marco 
Polo, Porten n 11. Pegoletti, Vasco de Gama u. a. m.. welche teil- 
weise sehr scharfe Beobachtungen über Sitten und (lebräuche in den 
von ilinen besucliten Ländern anstellten-'), berichten nirlits über den 
Tabak und das Tabak randien, würden alter zweifellos einer so fremd- 
artigen Sitte, wenn eine solche bestanden hätte, in ihren Rcisel)e- 
ächreibungen Erwähnung getan haben. Nach den heutigen Forscbungs- 

I| Kl 088, Heinrich, Der Tabak, sein Anbau und seio Handel, Dreüdeii 
18GG. 6. Ü. 

2) Kisallng, Der Tabak im Lidite der neuealen naturwiaBenaehaftlfehen 

Focwhungeo, Berlin 1803, S. 1. 

3) Tiedemann, Geschichte des Tabaks und anderer OenufimiUel, Fraok- 

furt a. M. 18r)4, S. 210. 
Volkiwirtschafü. u. wirudiivIUguächichtl. Abbnji(lluiigt«n. Ii. 4. 1 
BM«loc«iea, Om Tabakaonopo] in Bunlaiea. 
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ergebnissen mtissen wir ohne weiteres Amerika als Ursprungsland des 
Takaks betniHiten und Europa als denjenigen Erdteil, welcher zuerst 
von dieser PHanze und deren Verwendung Kenntnis erhielt. Die all- 
gemeine Regel, wonach Ciewolmheiten aus kultivierten Landern in 
weniger- oder unkultivierte Länder übergeführt zu werden pflegen, 
findet hier eine bedeutsame Ausnahme. 

Übrigens dürfte das Tabakrauchen in Amerika seit urältester 
Zeit üblicli gewesen sein: bei Entdeckung Virginiens durch Raleigh 
war dortselbst der Bau des Tabaks allgemein veriireitet. Es ist dies 
schon um deswillen erklärlich, als das Hauchen bei den Eingeborenen 
Amerikas für ein dem „großen di-ist" dai'gebrachtes Upfer galt und 
einen Teil des Sonnenkultus ilarstellte. 

Kolumbus war der erste Europäer, welcher 14112 von dem 
Dasein des Tabaks und seiner \'erwertung Kenntnis erlangte; er sah 
daÜ die Eingeborenen von Guanaliani /.\ iinderfönnige Rollen rauchten, 
welche aus mit einem Maisblatt umwickelten Tabaksblättern bestanden. 
IMe Art des Rauchens war der heutigen gleich, nur listen die Ein- 
geborenen die gröfiere Menge des Rauches durch die Nasenötfnungen 
entweichen so hissen'). 

Genauere Mitteilungen Ober den Tabak und dessen Verwendung 
gelangten 4 Jahre später (149()) durch den spanischen Mönch Fra 
Romano Pano') nach Europa. Kolumbus hatte letzteren auf seiner 
zweiten Expedition nach dem neuen Kontinent mitgenommen und lieB 
ihn auf der Insel Haiti behufs Bekehrung der dortigen heidnischen 
Eingeborenen zurOck. 

Eingehende Nachrichten Ober die Tabakpflanze als solche und 
ihre Kultur gelangten jedoch erst 1511 durch Petrus Martyr, einen 
spanischen Ge8chichtsschrcil)er. durch sein Werk: „De orbenovo'S Gra- 
nada 1516, vorerst in Spanien, dann im übrigen Europa zur allgemeinen 
Kenntnis. 

Im Jahre 1.520 gab der Statthalter von St Domingo, Gonzalo Her- 
nandez de Oviedo y Valdes^) ebenfalls eine genaue Beschreibung 
der PHanze. und 1Ö71 hebt der sjjanische Naturforscher und Arzt 
Nicolas Menardes in seiner „lieschreibung Westindiens'' erschienen 
zu Sevilla l.')?!) die Heilwirkung der Tabaki>tlanze besonders hervor. 

Jean Nicot, fran/ösi>eher (iesandt<'r in Portugal, sandte löCiO 
Tabaksauien von ihm bclbät kulivierter PÜauzen nach Paris. Linnä 

1) Ti«denanii a. a. O., 8. 14S. 

'2) Siehe seine Schrift: De illtlllarium ritibus 1-197. 
3) Seine Schrift: Uistoria general de las Indiaii Ut'db. 
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bestimmte die Species derselben und benannte sie nach dem Namen 

Übersenders „Nicotiana** 

Konrad von (losner, der bekannte Naturforscher und Poly- 
histor, wies lörii' in Deutschland zuerst auf den Tabaiv — welchen er 
durch \'enuittlung des Augsburger Stadtphysikus Occo-i erhalten liatte 
— und dessen Heilkraft hin. Aus letzterer Kif^enschnff erklärte sich 
wohl auch die imnierliin rasciie X'erbreituiif^ des Tabaks trotz der zur 
damaligen Zeit noch recht primitiven Verkehrsverhiiltnisse. Die Sitte des 
Tabakrauchens wurde um die Mitte des Jahrhunderts durch spanische 
Matrosen aus Westindien nach Spanien veri)flanzt, ebenso durch eng- 
lische Koloni.^teu aus Virginien nacii England^), so daß scli(»n gegen 
Ende des 1<>. Jahrhunderts das Rauchen in England, Holland, Portugal, 
Spanien, wenige Jahre später auch in Ägypten, der Türkei und Indien 
ziemlich bekannt war. Durch die holländische und en^ische Soldateska 
gelangte die Sitte des Ranchens in die Gegenden des Blidos und 
Mains und der 30 jährige Krieg trug dann des weiteren dazu bei^), 
dasselbe bald in den übrigen Teilen Deutschlands zur allgemeinen 
Verbreitung zu bringen. 

Aber nicht nur zum Rauchen, sondern auch zum Schnupfen 
diente der Tabak, und zwar hauptsächlich in Spanien, Frankreich und 
Italien. Die erste Schnupftabak&brik entstand in Sevilla; und Venedig 
gab Herstellung und Verkauf von Schnupftabak in Pacht (1657). — 
Der Konsum dieses Tabaks roufi ein sehr bedeutender gewesen sein, 
fühlte sich dodi Papst Urban VIII. veranlaßt, um Mitte des 17. Jahr- 
hunderts gegen diese Unsitte eine Bulle zu erlassen, welche erst 1724 
wieder zurückgezogen wurde. Aber mcht nur das Oberhaupt der 
römischen Kirche erblickte im (iebrauch des Schnupftabaks eine Un- 
sitte und im lUuichen eine Sünde, auch andersgläubige Kirchen^) 
und weltliche Fürsten bezw. Kegierungcn *•) zogen gegen letzteres 
zu Felde. England, die Schweiz. KuHland und Türkei belegten 
den Verkauf des Rauchtabaks und dcs>on \'erwendung mit schweren 
körperlichen Strafen und Verbannung, jciiorh. wie die stets grölicre 
\ erbreitung des Tabaks zeigte, ohue jeden Erfolg. Ja, mau dürfte 

1) Klo SS ii. ju ().. S. 7. 

2) Prunay, Frh., von, Über Tabukttteuorii, Leipzig ISäO. S. 5. 

3) L^on 8ay et M. Josef Cbailley, Nonveui Dictioniinire d'^oooomie 
politiqne. Paria 18»3, Tome II, p. 968- 

4) Kisslirig n. h. O., S. 2. 

5) Ticdeiiiuiiii a. a. ()., Ö. 171 ff. 

6) Mbocapnus seu de abiuu Tabaci Luxu« regius, Loudini lü03. 

l* 



wohl nicht fehlgehen in der Annalinio, daß gerade das Verbot die 
treihonde Kraft der Ausbreitung des Tubakkonsnms war. Demzufolge 
bliel) den geistlichen wie weltlichen Mächten, nachdem sie das Nutz- 
lose iiirer Kampfesweise eingesehen hatten, nichts anderes Übrig, als 
den Kampf einzustellen; sie änderten die Taktik ihres Vorgehens 
insofern, als sie aus fiskalischem Interesse zur Hesteuerung des 
Tabaks übergingen. Das \'erbot des Tabakhandels. Schnupfens und 
liauchens wurde gänzHcb aufgeholten, dafür trat die Tabaksteuer in 
Kraft, (lleich/eitig bestrebten sich die verschiedenen Staaten, den An- 
bau, die \'crarbeitung und den Handel des Tabaivs zu schützen und 
auf diese Art der nationalen Industrie einen neuen Zweig anzureihen, 
denn es war bei der rapiden Ausdelinung des Tabakverbrauches von 
vornherein klar, daß dieses Produkt als (lenulimittel ein tiriaii/iell 
sehr ergiebiges und geeignetes Mittel iler Uusteuerung werden würde 'j. 



1) M illiet. & 379, a. a. n. 8. 28. 



II. Begründung und Erhebungsarten der Tabaksteuer. 



Unter allen Konsomtionsstenern nimmt die Tabaksteuer die 
richtigste nnd rationellste SteUong ein, denn sie trifft einen Gegen- 
stand, der deijenigen Klasse von Konsnmtionsartikeln angehört, die dem 
menschlischen Leben ohne Zweifel entbehrlich sind. 

Es ist nun allerdings zuzugeben, dafi der Tabakgenuß durch die 
Gewohnheit für manchen uncntl)chrlich geworden ist und gar viele 
lioiHM- an einem anderen Lebensmittel sparen wurden, nis die Pfeife 
oder die Zigarre zu vonni^'scn. aber ein unentbehrlicher Verbrauchs- 
gegenstand ist der Ta1)ak doch nicht Man kann ein ganz nicnsclicn- 
würdiges Dasein füliren, ohne zu rauchen. Wenn unter Umständen 
bezüglich des Branntweins der Ansicht i)eigestinimt werden kann, daß 
eine gewis>e Quantität desselben zu den notwendigen tiiglichen Lel)ens- 
bedürfnissen eines Mensrhen gehöre, SO vermag mau das gleiche keines- 
wegs vom Tabak zu beliaupten. 

Noch mehr, in gewi>ser lUv.itOuing ist der 'rahakgeiinli iierade/.u 
gesundhoitssrhädhcli. In Frankreich ' i. England-; und Amerika wunien 
aus diesem (Irundc große rieseiischaftcn zur Bekämpfung des Kau( lieiis 
gebildet*). Nach der allgemein gehenden Anschauung ist der Tabak 

1) La Socit'K^ rontro TAlius du Tabac foiui/c par M. Pfcroix. 

2) British antital)a<'i"f) Society. Von Iiitpri-s>c sind liier zwei Aiitriijro, die 
in ciiitT t'ilzuiig in Ivlinburgh gt'stellt wurden und noch heute Cieltung lieansprucben 
d&rfien: „Que les principe» ooostitnuts qae ranfefme le tabac itant fortement 
v^n^enx, l'hftbitude de fumer et oelle de priaen tendent par de« voie<< divenes 
h nUöror la Constitution physique rt les facult^^* intelloftiiollps." Und ,.(^110 I'hsml'c 
du tabac ayant pour effot d'oxeiter si l)oire iioiiHfiilinuiii on fai-aiit niiitre une 
Sensation de soif morbide, inaiR encore cu raison de lV-puii>enient que dcterniine 
cotte rabstanoe p«r am proi>ri( ti.-. particnli^ret oe qui oonduit k pendro des boiMom 
qua Fon nippoM k fort propra h r£p»ar ks forces, il y a Ken de r^^er le 
tabac eomme pou^sant au crime et ü la dissipation dam lea maaaes" (Journal de 
Munt, 2:i. Mai IKCI. nach Parieu. II, iNl). 

3) Lewinatein, Ii., Der Tabak al> Objekt für Finunzmafiregehi und der 
jetzige Stand dar Taliakstauerfrage in Deutachland, Berlin 1892, 8. 36. 
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ein LnznairtUcel und infolgedessen ist es bereditigt, ihn zn besteuern, 
denn ein in diesem Sinne Luxus Treibender kann nicht als so arm be- 
zeichnet werden, dafi er steuerfrei zu lassen wftre. 

Lag die Notwendigkeit Yor, ein Genußmittel zu besteuern, so 
war es wohl die Torteübafteste Idee, einen solchen Gegenstand zu 
treffen, welcher den menschlichen Bedfirfnissen nicht nur entbehrlich 
erschien, sondern tatsflchlidi war und noch heute ist Aber nicht nur 
in dieser Richtung findet die Tabaksteuer ihre Berechtigung, sondern 
auch aus finanziellen und volkswirtschaftlichen Gründen, denn nach 
allgemeiner Überzeugung hat kein Verbrauchsgegenstand eine so große 
Steuerkraft wie der Tabak Den entsprechenden Beweis liefern nicht 
nur die bedeutenden Erträge der Tabaksteuer in den verschiedenen 
Ländern, und zwar hauptsächlich den Monopolländern, sondern auch 
die Sicherheit dieser Erträge 2). Kriegsfälle, finanzielle und wirt- 
schaftliche Krisen wiriicn nnr vorühergeiiend auf den Tabakverhrauch, 
nnd die Einnahmen sind nur augenblicklich beeinflußt. Nach dem 
Kriege in Fraiikieirh von 1S70 71 wurde beinahe ebensoviel Tabak 
konsumiert als \or deniselben. Auch in Osterreich hat die Krise von 
1873 den Taljakkonsuni nur unbedeutend verniindert •''). 

Ein anderer X'orzug des Taliaks als ßesteuerungsol)jekt besteht 
darin, daß die Frauen und Kinder im großen ganzen nielit getrutfen 
werden, sondern der erwachsene Mann allein steuerpflichtig ist-*), denn 
in den meisten Kulturstaaten beschränkt sich der Tabakverbrauch 
aus.schließlich auf die erwachsene, männliche Bevölkerung^). Ferner 
stellt die Tabaksteuer viel weniger eine Kopfsteuer dar, wie andere 
mdirekte Steuern, z. B. die auf Salz, Zucker, Mehl usw. Diese 
Gegenstflnde dienen jedem einzdnen Familienglied zur Nahrung, und 
es wurd das Haupt einer zahlreichen Familie infolgedessen hi viel 
höherem Ma£e getroffen*) als durch eine Steuer, welche ledi^di 
durch den Tabakgenufi des mSnnlichen Familienhauptes bedingt wurd. 

Noch ein Vorteil möge erwähnt werden, nfimlich der, dafi der 
Tabakkonsum ziemlich gleichmftßig unter allen Schichten des Volkes 



1) Schall. SohöDbergt Handbuch der poliUsdien ökonomi«, Tflblngea 
1807, Bd. in. 1, II. Aufl. S. 398. 

2) Scbäffle, Grundsätze der Steuerpolitik. Tübülgen 188a 

3) V. Prönay. Frh., a. a. O. S. 12. 

4) Conrad, FinanzwiaaeMchaft, Jena, 8- HO. 

5) Schall, Schönbergs HandwSrterbnch ^ 8. 308. 

6) Mayr, G., Das Deatflcbe Beich und das Tsbakmonopol, Stntigsrt 
1878, a 54. 
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▼erbreitet ist, daß also jeder in einem bestimmten Yerhflltnis zur Bei- 
tragsleistimg herangezogen wird. Der Reiche wie der Arme wird im 
Verbiltniszn seinem Vermögen besteuert, denn keine andere Verbranchs- 
steuer läBt sich derart nach der Qualität abstufen, wie die Tabalc- 
steuer. 

Die Berechtigung der Tabakbesteuerung ergibt sich noch aus 
der Tatsache, daß der Tabak keinen anderen Zwecken dient und in 
anderen Gewerben keine Verwendung findet. Kurzum, die Tabakbe- 
steuening ist berechtigt, weil sie einen Gegenstand der Komsumtion 
triflFt, welcher einmal entbehrlich, zum anderen häufig sogar der Ge- 
sundheit nachteilig ist; sie ist beliebig, trifft jeden nach seinem Ein- 
kommen, bringt doni Staate sichere und große Erträge, und dient in 
Zeiten der Finjuiznot vielfach als Ultimum Refngium. 

Die Besteuerung des Tabaks vollzieht sich iu vierfacher Art, 
nämlich als: 

I. Uriiroduzentensteuer, 

II. Fabrikatstcuer, 

III. Eingangszoil und 

IV. Monopol. 

Die Urprodu z en tensteuer. Diese ist entweder Pflanzen- 
oder Flächen- oder Gewichtssteuer. 

a) Die Pflanzensteuer bemißt die Steuer nach der Zahl der Ta- 
bakpflanzen. Sie ist in Belgien gebrftiidilidi, woselbst für jede Tabak- 
pflanze I7i Gentime bezahlt wird. 

b) Bei der Flächensteuer wird die Steuerpflicht ledi^ich nach 
der Große der mit Tabak bestellten FlAchen bemessen, wobei auch 
noch Abstulungen nach der Ertragstthigkeit des Bodens stattfinden 
können ^). 

Tatsfichlich ist diese Steuer nichts anderes als eine Extragrundsteuer. 
Sie bestand in Preuflen seit 1828 und im Zollverein von 1868 bis 
1879. Gegenwartig hat man diese Besteuerangsart ganz aufgegeben, 
sie besteht nur in Kuba*). 

Unter diesem System blieb die Fabrikation und der Verkauf 
des Tabaks steuerfrei, mvl der Steuerpflichtige war, wie dies auch 
bei der Pflanzensteuer der Fall ist, der Tabakbauer. 

Die Steuer ist leicht zu erbeben, aber nur bei geringem Steuer- 

1) Mayr, O.. Tabak und TabakbetteiwroDg im Handwdrterboeh der Staata- 
triaMnaefaaftan, Bd. VII. 

2) Lewin stein, G.. Die Belastung des Tabaks in den europäi-schen Staaten 
and in den utaatUch geordneten Lindem der Übrigen Erdtdie, Berlin 1894, 8. 43. 
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fnfi. Ist sie IiOber, dann wird sie zur grofien Hflrte, weil die Tabak- 
emte in verschiedenen Gegenden und Jahren ungleich ist und sogar 

eine Prämie ffir den Gebrauch von Surrogaten bildet Die Qua- 
lität wie auch die Quantität bleiKon unberücksichtigt, wodurch der 
Tabakbauer leicht geschadigt werden kaiui-). 

c) Bei der Gewichtsteuer wild die Steuer nach dem (icwicht 
der Emtemengc bemessen. Das zu erwartende Ergebnis wird an Ort 
und Stelle vor der Ernte amtlich eingesrliätzt. Später findet amtliche 
Narh/.älilnnii und Verwiegnng t\Q< fermentierten Tabaks statt, -worauf 
die Öteucr heim Tabakptlanzor erhoben Nvinl. 

Die Gewichtstencr bestand in I'roiilien von 1H19— 1Sl><) und 
besteht gegonwärtiLj in Deutschland kombiniert mit einer Flächensteuer, 
d. h. der Tabakptianzer bezahlt an Steuer für kg Tabak in fer- 
mentierteni oder getrockntneni Zustande 4.'» Mark. Die TabakpHanzer 
zalden für (irundHächen von weniger als 4 a eine Flächensteuer, und 
zwar 4,5 Pfennig für jeden mit Tabak bepflanzten Quadratmeter. 

Gegenüber der Flächenstcuer stellt sie zwar eine Verbesserung 
dar, jedoch sie hat immerhin noch große Nachteile. Vor allem beengt 
sie den Tabakbau durch die häufige, sehr belästigende Kontrolle gegen- 
fiber den Produzenten*). Ein solches Beispiel zeigt das deutsche 
Gesetz vom 16. Juli 1879, welches an listiger und drflckender Kon- 
trolle dem strengsten Monopol nichts nachgibt^) 

Sie vereinigt sich sehr schwer mit dem Prinzip der Abstufung 
der Steuer nach der Qualität des Tabaks, denn sie berflcksichtigt letz- 
tere gar nicht 

Alle diese Arten der Urproduzentenstauer haben die Schatten- 
seite, dafi sie den Tabakpflanzer zu Steueryorscfafissen <rft für mehrere 
Jahre nötigt und dadurch den Grofibetrieb durch finanziell gut fun- 
dierte Firmen begflnstigt*). 

Ein hoher Steuersatz zwingt ferner die Urproduzentensteuer zur 
Verwendung auch des versteuerten schlecht(>n Materials sowie allerlei 
Surrogaten, sie reizt also zur Täuschung und Defraudation und macht 
dadurch denselben kostspieligen und umfiuigretchen KontroUapparat 



1) Conrad a. .i. O., S. 112. 
2; Eheberg a. ii. O.. 8. 2U0. 

3) Bheberg a. a. S. 290. 

4) Kfirti, Desider, Betrachtungen über das Staat«monopol im aUgemeineo 

und das Tabakraonoi>ol hn epezirllcn, BiKln|H>8t 1690, S. 17. 

5) Öchönbergs Handbuch etc., S. 573. 
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notwendig wie das HonopoP). Eine Rfidcvergfltung der aosgefOhrten 
Tabakerzengnisse gestattet die Urproduzentenstener nicfat, weil die 
Ennittlnng der Menge des hierzu verwendeten stenerpflichtigen Roh- 
materials mit Schwierigkeiten verknflpft ist*). 

Zu allen diesen Übelstinden kommt noch der geringe Ertrag 
der Urproduzentensteuer, trotzdem der Tabak für eine ausgiebige Be- 
steuerung wohl geeignet ist, welclie z. B. in Deutschland einen jftlir- 
liehen Durrhsolmittsertrag von 15 bis 30 Mill. Mark ergibt. 

Diesen Nachteilen steht der einzige Vorteil gegenüber, daß die 
Tabakindustrie durcli nichts gehemmt ist und sieb infolgedessen 
blühend entwickeln kann'). 

Der oft hervoraeliobene Vorfeil, dalJ die Urproduzentenstener 
den Tabakbau giiiisti^ hecintlul.if, insofern der Tabakliauer veranlalit 
sei, nur gute Tahaksortm zu l»auen, fällt nicht schwer ins (icwicht. Zur 
Heluing der Tabakkultur kann die Urpnxlu/.entensteuer viel weniger 
beitragen als das Monopol, hei welchem der Staat se]lt>t das größte 
Interesse hat, den Tabakbau nach Mr)ylichkeit zu fönlern. 

Die Fabrikatsteuer wird nach (iewicht und Art der lui Inland 
hergestellten Tabakfabrikate erhoben. Sie ist unter zwei Formen ver- 
wirklicht, und zwar als: 

I. Materialsteuer, d. h. wenn die SteuMieriiebnng bei dem Ein- 
gang des Tabaks in die Fabrik stattfindet, wie dies in Griechenland 
der Fall ist«), und 

IL Fabrikatsteuer, d. h. wenn die Tabakerzeugnisse beim Ausgang 
aus der Fabrik besteuert werden. Diese letzte Form kann durch- 
gefOhrt werden: 

a) als Fakturensteuer, weldie nach den von den Fabrikanten 
auszustellenden obligatorischen Fakturen Ober die von ihnen ver- 
arbeiteten Quantitäten erhoben wird. Dieser Stenermodus bestand 
Anfiuig der sechziger Jahre in den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, hat sich aber als unzureichend erwiesen, weil die Kontrolle 
auBerordentlich schwierig ist, so daß leicht bedeutende Hinterziehungen 
eintreten können^}. 

1) Kürti, Dc«idrr. n. a. O., S. 18. 

2) Schön bergs Uaudbuch etc., 8. 573. 

3) Sidie: Schleiden, Znr Frage der Beeteuemog dee Tabeka, Leipzig 
1878. 8. 2S. 

4) Lewiimtein, G., Die IMastung uaw., a. a. O. S. 7. 

5) Conrad a. a. O., 8. 113. 



b) Sie wiM nach Gewicht und Art der Fabrikate bemessen. 

Dieses System ist in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
(seit 1H68), Rußland (seit 1838), Bulgarien und Runielien dnrchgefülirt. 
Die Erhebung der Steuer geschieht durcli Anwendung von Stenii>el- 
marken (in Amerika stamps, in Rußland, Bulgarion und Runielien Ban- 
derollen genannt), welche der Fabrikant von den Behörden bezieht 
Jedes Paket mit zum Verkauf bestimmter Ware muß, bevor es 
in den Handel gebracht wird, mit einer bestimmten Stempolitiarkc 
oder Banderuile verseilen werden, welche bei dem Verbrauch zerstört 
werden muß. 

Unter diesem System. Tabak.stemi>elstcucrsyst('i)i . auch Bande- 
rollensystem genannt, ist die Tabakkultur und -fabrikation frei, was 
einen blühenden Tabakbau und pAport ernni^Iiclit. Als Beisi)icl da- 
für dienen die \'ereinigten Staaten von Noi ilanieriku : dort bat sich 
die Stempelsteuer für Tabakkultur und -fabrikation sehr günstig er- 
wiesen ' ). 

Als ein bedeutender Vorteil der Stemi)elsteuer kommen noch 
die beträchtlichen finanziellen Ergebnisse hinzu, wie die Vereinigten 
Staaten aolehe aufwiesen. Nicht das gleiche Besaltat zeigt dieses 
System in Rußland; hier sind die Tabakkultur und die finanzieUen 
Erträgnisse noch weit entfernt von den eben hervorgehobenen Vor- 
teOen. 

Im Vergleich zu der Urproduzentensteuer ist die Fabrikatsteuer 
bedeutend gttnstiger, denn sie stellt einen wesentfichen Fortschritt 
dar. Die Steuerzahlung liegt dem Konsum nfther, und es ist eine be- 
friedigende Rflckvergfltung der Tabakfabrikate beim Export mOglich*). 
Femer gestattet dieses System emigermaßen eine Berflcksichtigung 
der Qualität, insoweit eine Abstufung der Steuersätze nach den 
Gattungen der Fabrikate (Rauch-, Schnupf-, Kautabak, Zigarren und 
Zigaretten) möglich ist, aber es gestattet keineswegs die Durchführ- 
barkeit einer realen qualitativen Abstufung. Wohl wurden Versuche für 
eine weitergehende Berücksichtigung der Qualität gemacht, aber keine 
zufriedenstellende Resultate damit erzielt; sie wurden aufgegeben, 
weil man die Steuerhinterziehung nicht zu verhindern vermochte 3). 

T'^m Defraudationen auszuschalten, sind stron,<?e Kontrolimaß- 
regeln getroffen, welche den Tabakbau von der Produktion bis zur 

1) Siehtt: Felier, Tabakmonopol and die amerikaniacha Tabakstaaer, 

Leipzig 1878. 

2) Eheborg a. n. O.. S. 291. 
3j Kourad a. a. O., ä. 113. 



Konsumtion verfolgen, wie die bezflglichen Gesetze der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika*) und Rußland*) es beweisen. 

Daraus entsteht im allgemeinen eine teilweise Hemmung der 
Industrie, die BegOnstigung des Großbetriebs und damit in engem 
Zusammenhang stehend die Abhängigkeit der Tabakbanem. Neuer- 
dings haben die Tkuste auch den Tabak in den Kreis ihrer Tätigkeit 
gezogen, und es wurde ein Tabaktrust gebildet Infolgedessen 
können wir sagen, daß auch in Amerika ein Tabakmonopol besteht, 
nicht zugunsten des Staates, wohl aber zugunsten einer privaten Orga* 
nisation. 

Einganpszoll. Bei dieser Besteuerungsart wird der vom 
Allslande eingeführte Tabak durch den Zoll besteuert Es kann dies 

ein Zoll sein: 

a) mit Vorbot des heimi>;rhon Tabakliaues (Portugal seit 1864 bis 
1SÖ4, Grolibritannieii und Agypti'n) und 

b) mit Zulassun;^ steuerfreien heimischen Tai>ak}tauos (Nieder- 
lande. Dänenuirk, Schweden. Norwegen, Finnland, Schweiz und viele 
andere außereuroi>äis(he (iebiete.) 

Zweifellos besteht der Zoll auch in jenen Ländern, wo schon 
eine andere l!(>teiu'runf^sart vorbanden ist, weil sonst die inlämlische 
Tabakproduktion und -fabrikation nicht mit der ausländischen kon- 
kurrieren könnte. Bei beiden Arten dieses Systems findet man als 
Ergänzung eine Spezialsteuer (Lizenz) auf Fabrikation und Verkauf 
zum Zwedk der Erzielung höherer Ertrflge. 

Von diesen zwei Arten kommt aber nur die erste, Monopobsoll* 
System oder das englische System genannt, in Betracht. Es beruht 
auf dem Verbot des inländischen Tabakbaues und der Besteuerung 
der Einfiihr durch hohe Zollsätze, unterstatzt durch eine Lizenz von 
100 Proz. des Wertes. 

England verfolgt mit diesem System erstens den Zweck, große 
Erträge zu erzielen und zweitens für seine Schiffiihrt und seinen See- 



1) Siehe: Lewinstein, G., Der Tabak ab Objekt für Ftnansniatngeln 
und der jatcige Stand der Tabaketenerfnige in Dentachland, Beriin 1802. S. 27, 28;: 
Eflrti a. a. O., S. 28. 29. 

2) Siohp: Mayr, G.. Das Dput^^chp Reich und da« Tnbakmonopol. S. 70 ff. 

3) Scmproniua, Der Tabak und seine hjteuerkraft. Monatsschrift für 
christliche Soualreförm, XXIV. Jahrg. 1902, Heft 5, 8. 217. — Nach Semler 
•teht an der Spitie dieaee Tabakyndikata der bekannte Rockefetler. Die vier 
Kontrolle ausübenden r>cxoll>(<hnften Htdien zusammen ein Kapital von 200 Millionen 
l>oUar dar. Die tropiadie Agrikultur 2 AvtA^ WiMDarl903, fid. Iii, S. 346. 
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handcl das Monopol zu erlangen, um das britische Reich mit Bohtabak 

zu versehen. 

Der \ ()rteil dieses Systems lictit in seiner Einträglichkeit, ihm 
gegenül)er stehen jedoch aucli f::roüc Nachteile. Vor allem hat es 
die Unterdrückung und seilist das \'er>ch\vinden der Tal»akkultur zur 
Folge, und es kann nicht geleugnet werden, daß dies eine scliwere 
Schädigung der landwirtschaftlichen Interessen bedeutet. Selbstver- 
ständlich kann dieses System auch nicht da eingeführt werden, wo 
sich eine gut entwickelte Tabakkultur vortindet. In England, woselbst 
zur Zeit der Einführung dieses Systems (17. Jaiirhundert) die Taluik- 
kultur wenig entwickelt war, konnte es nur nach gewaltigem Wider- 
stand zur Anwendung gelangen. 

Ferner verteuert dieses System nicht nur die Tabakfiibrikate 
infolge der außerordentlich hohen Zölle, wodurch die Zigarren und 
die Zigarretten in England teuerer sind als in HonopoUftndem 
sondern es erzeugt auch, wie kein anderes, schlechte Fabrikation und 
Schmuggel, letzteren trotz der insularen Lage des Landes, welche 
einen veihiltnismafiigen Schutz gegen ihn bietet Wenn wir des 
weiteren berficksichtigen, daß auch bei diesem Sjstem ein genügender 
Qnalititssteuerfuß nicht möglich ist und die Lizenzgebfilnen eine be- 
trächtliche Höhe erreichen, daß infolgedessen nur finanziell gut situierte 
Personen begOnstigt werden, so ist dieses System als sehr mangel- 
haft anzuerkennen. 

IV. Monopol. Das Monopol ist eigentlich keine Steuer, sondern 
nur eine Form der Steuererhebung, welche darin besteht, daß der 
Staat sich das ausschließliche Recht der Kultur, Einfuhr, Fabrikation 
und des \'erscbleiße& des Tabaks oder nur einzelne dieser Geschäfts- 
zweige vorbehält. 

Normalerweise ist das Monopol staatlich, und es ist im Roh- 
tabakmonojiol und \'ollmonopol verwirklicht. Bei dem KohtaV)ak- 
monopol ist der Staat alleiniir<M- und au>Mhliol.!licher Käufer des ge- 
samten zum inländischen \ *;rbrauclie l)estimmten lioliinaterials, und er 
verkauft es wieder zu erhöhten Preisen an die Privatfabrikanten. Der 
Verkaufsgewinn bildet die Steuer*). Das N'ollnionopol, welches die 
häufigste Form ist, besteht darin, daß der Stiuit alle Geschäftbzweige 
der Tabakindustrie in seinem Besitz hat^j. 

1) Scmpronius, Der Tabak etc. a. O.. S. 219. 

2) Diese Monupolart besteht in Nionrapna und (Jnat^'mala. 

3) Ea bcstt:ht in Frankreich, Ü»terreicli- Ungarn, Italiua, Spanien, l'unugal, 
Rum&uien, Serbien und der Türkei. 
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Der Tabakbau ist im Prinzip frei, aber er anterliegt bestimmten 

KontroUmaßregeln und sein Ertrag ist gegen alljährlich festgesetzte 
Preise an den Staat abzuliefern. Im l'allo oiiies dem Tabakbau un- 
günstigen Klimas und ebensolcher rodcnl cschaffenheit bezieht der 
Staat das notwendige Material von dem Auslande. 

Jede Herstellung von Tabakfabrikaten oder Surrogaten ist voll- 
ständig ausgeschlossen, und schwere Strafen sind für diejenigen 
festgesetzt, die im Besitz von ^lasdiinen oder Werkzeugen, welrhe 
ausschließlich zur Uerstellung von Tabakfabrikaten dienen, befunden 
werden ' ). 

Das Volinionopol kann in drei Formen durchgeftihrt werden: 

a) als flas in eigener Regie betriebene Monopol (Frankreich, 
Österreich-Ungarn. Italien. Rumänien); 

b) als verpachtetes Monopol i Spanien, Portugal, Serbien) und 

c) als kointeressierte Regie, welche dem Staat durch Vertrags- 
bedingungen eine gewisse Anteilnahme sichert (die Türkei). 

Als die vorteilhafteste dieser drei Arten erscheint, wie es die 
Eifshnuig der LSnder, in denen sie besteht, lehrt, die erste. Die 
beiden anderen Arten sind wegen ihrer groflen Naditdle im Vergleicfa 
zu ihrer Ertrfiglichkeit zu verwerfen. 

Über die Frage, ob die Monopolstener den anderen Bestenerungs- 
arten vorzuziehen sei, gehen die Ansichten weit auseinander. Die 
reichhaltige Literatur fiber diesen Gegenstand beweist, welche weit- 
gehende Bedeutung diese Frage hat und findet infolgedessen ebenso- 
viel Anhänger wie Gegner. So sind z. B. die Meinungen der National- 
Okonomen und Fhianzmfinner bezflglich des Monopols ebenso divergent 
wie di^'enigen der interessierten PraktUcer. 

Stellen wir nun die für und gegen das Monopol geltend ge- 
machten Gründe vergleichend einander gegenüber: 

Man wirft dem Mcmopol vor. es schade der Tabakkultur sowohl 
durch deren Beschränkung auf bestimmte (legenden behufs Verein- 
fachung der Kontrolle, als auch durch die Festsetzung der den Tabak- 
bauem für ihr Produkt zu zaldenden Preise. Dadurch würden die- 
selben geringere Preise erzielen, als es bei freier Konkurrenz der 
Fall sei. 

In der Einschränkung der Tabakkultur sehen wir keinen Nach- 
teil für die Landwirtschaft, weil die Anzahl der Tubakptianzer doch 
immerhin im \ erhältuis zur Gesamtzahl der Landwiite eine geringe 



1) 6chönbcrg8 Handb. etc., 8. 575. 
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ist Außerdem zeigen gerade die Monopolländer eine stete Zunahme 
der Tabakkultur M. Die Frage, ob bei freier Konkurrenz die Tabak- 
pflanzer bessere Preise erzielen würden als beim Monopol, wurde zu- 
gunsten des Monopols lioant wertet. So bezahlt die französische Regie 
den T:ihaki>ro(luzeiitcn liöhere Preise, als es bei freier Konkurrenz ge- 
schehen würde'). Wenn dies auch nicht in allen Monopolländern der 
Pall ist, so wird dieser Mangel jedoch durch andere \'orteile ausge- 
glichen, so z. B. durch die Sicherheit des Verkaufs der gesamten 
Ernte, die Peseitigung der Ausbeutung durch den Zwischenhändler, 
die (ieldvorschüsse, die die Regieverwaltungen den Tabakbauern zum 
Zweck des Tabakl)aues gewähren u. a. ni.; alle diese \ Orteile sind bei 
freier Konkurrenz ausgeschlossen. Dazu koniiucn noch die Pestrebungen 
der Regie, den Tabakbauer durch Belehrung, Verteilung von Samen 
guter Tabakpflinzenarten, finanzielle Beihilfen zur Errichtung von 
Trockenhäusem, Prämien n. a. m. zu nnterstOtzen und dadurch gleich- 
zeitig den Tabakbau zu heben und zu Terbesaem. In dieser Be- 
ziehung ist das Beispiel Frankreichs lehrreich. Dort ist man in der 
Lage, einen erheblidien Teil des Bohtabakbedarfs fOr die wohlfeilen 
Zigarren mit inlandischem Erzeugnisse zu befriedigen«). 

Auch die Tabakindustrie und der Tabakhandel stehen dem Tabak- 
monopol ablehnend gegenflber, mit der Begrfindung, daß sie unter der 
Herrsdnlt des Monopols zu leiden h&tten. Bis zu einem gewissen 
Punkt scheint dies m Ländern mit hochentwickelter Tabakindustrie 
und blühenden Tabakhandel, wie es z. B. in Deutschland der Fall ist, 
zuzutreffen; immerhin dflrfte aber selbst unter diesen Verhältnissen 
das Mono])ol niclit strikte zu verwerfen sein, wie es auf gegnerischer 
Seite geschieht 

Durch das Monopol ?rird die Tabakindustrie keineswegs aufge- 
hoben, sie tritt nur in den Besitz des Staates; infolgedessen werden 
die Arbeiten in ihrer Erwerbstätigkeit weder unterbrochen noch ge- 
str.rt. Lediglicii die geriii;4(! Zahl der selbständigen Zigarren - Ar- 
Ix'itcr würde zu einem Weciiscl ihres l\rwerbes genötigt sein, falls 
nicht auch sie vom Staate bezw. der Regie bebchäftigt werden können*). 

1) Kiirti a. a. O., S. [i') ff. 

2) Moiil, Moritz, Deuk«chrift für eine Keidu-Tabakregie, äluttgart 1878. 
8. 16. 88. 

3) 8ch5nb«rgs Handb. & 577. 

A\ In der Rcichstagxretle vom 12. Jiuii 1882 sagt Bismarck io dleaer 
Beziehung foigeml*-^ : ,,!>(iiii di.- llOOOO Tahakarbciicr und die ininX I^-ute, die 
der Tabakhandel beschäftigt, würden von der K^ie mit Leichtigiceit absorbiert und 
untergebracht 
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Wohl Wörde im ersteren Falle die Hausindustrie f^oscliädigt werden, aber 
in Anbetracht der meist schlimmen Zustände derselben in gesundheit- 
lirlier Beziehung würde dies eher einen Vorteil als einen Nachteil 
bedeuten, denn „Ein und derselbe Raum" — wird in den Jahresbe- 
richten pro 18H3 von dein Fabrik- Inspektor für Bremen ausgefülu t — 
„wird als Schlaf- Wohn- und Arl)eitsziininer, in einzelnen Fidlen auch 
noch als Küciie l)enutzt. Dabei wi(lerstrel)t im alliiemeinen dem Ar- 
heiter eine entsprechende Ventilation, weil sie dem Räume zu viel 
Wärme entzieht"'). Unter dem Monopol ist der ^Vrbeiter besser ver- 
sorgt 

Aber auch der Tabakhandel wird durch das Monopol nicht be- 
troffen, er besteilt weiter fort. Der Export steht den Monopolländern 
im gleichem Malle otVen. wie den anderen Ländern auch. Die Tabak- 
Ausfuhr Österreich - Ungarns und Frankeichs ■'^) beweist zur Genüge 
dafi der Export auch mit Monopolbesteuerung vereinbar ist. 

Die Behauptung der Monopolgegner, daß die Monopol Verwaltung 
kostspieliger ist und unter ihr sddediter gearbeitet werde als es bei 
der Privatindostrie der Fall sei, ist durch nichts bewiesen. Im Ge- 
genteil ist dem Staate die Möglichkeit geboten, durch die Zentralisiening 
des Betriebs, Anwendung von Maschinen, Arbeitsteilung, Verminderung 
der Sorten Tabakfabrikate billiger herzustellen, als dies der Privat- 
Industrie möglich ist, bei welcher wegen der Zersplitterung des Ge- 
scbäfts die Atisgaben wachsen. Die durch Reisen, Frachten, Aua- 
stattung, Reklamen usw. verursachten Ausgaben feilen beim Monopol 
gfinzlich we^ wodurch ebenfalls erheblidw Erspafnisae erzielt werden. 

Des weiteren fehlt jeder Beweis dafQr, daß die Regie schlechte 
Ware liefern wlllde. Das Gegenteil trifft zu: die Regie bedient das 
Publikum besser als die Privatfabrikanten, denn die Regie hat kein 
Interesse, ihre Fabrikate zu verfälschen, eine Gepflogenheit, welche 
nicht selten in der Privatindustrie vorkommt, wo Runkelrübenblätter, Kar- 
toffelkraut, Zichorienblätter und andere minderwertige Surrogate statt 
Tabak verwendet werden. Daß die unter Monojjolverwaltung herge- 
stellten Tabakfabrikate jedenfalls besser und infolgedessen beliebter 
sind, als die aus dem Verhältnis der freien Konkurrenz hervorgehen- 
den, dafür zeugt in beredter Weise der stetig wachsende Export 
Österreichs an Zigarren und Tabak. 

Die verliältnismäUig geringe Anzahl Tabaksorten in Monopol- 
lündem fällt nicht schwer ins (iewicht, weil sie den Anforderungen 

1) iStntistik iii.'ü Deutschen Keiebcd, Bd. XhU. 

2) Öchüaberg8 Uaudb., S. ö7ü/77. 
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der Bevölkerung voHanf genfigt ErfidirungsgemSß zeigt selbst das 
Publikum der Monopolländer nur für gewisse Sorten Neigung. Auch 
ist die Zahl der Sorten in den Monopollftndem hinsichtlich Quali- 
tät und Preislage nicht derartig unzureichend; in Frankreich ist die- 
selbe durch Dekret vom 9. Mai 1894 bedeutend erhöht worden^), in 
Osterreich ist sie fast zu grofi. Die Sortenzahl wird femer noch 
durch importierte fertige Waren vergrößert, so daß dem konsumieren- 
den Publikum eme große Auswahl geboten ist 

Gegen das Monopol führt man weiter an, daß es den Schmuggel 
und den Unterschleif viel mehr befördere als die anderen Steuersysteme. 
Es ist nicht zu leugnen, daß der Schmuggel und der Unterscbleif in 
Monopolländern stark ist, denn je iiöiicr die Steuer eines Gegenstandes 
ist, in um so größerem Umfang wird er geschmuggelt Es ist aber 
nicht \Yeniger Tatsache, daß die Defraudation auch in den Nichtmono- 
polländcrn, B. in England''), Preußen oder Rußland') sehr stark 
betrieben wird. 

Endlich wird noch dem Monopol zur Last geloprt, daß der Miß- 
brauch der Staats^cwiilt durch die \'ortoilung der Anhaiihc/.irkc an 
die Tal)akbauer und das Anstcllun^'>riM'ht der vielen Tahakdebitanten 
in bedenklicher Weise vermehrt werde. Diesem ('beistände ist aber 
sehr leicht abzuhelfen, z. Ii. durch das System der \ erpachtung der 
Verkaufsstellen, wie es z, l\. in Österreich-Ungarn besieht, und schließ- 
lich gibt es in koustitutionellen Ländern genug Mitl^, einem Miß- 
brauch der Staatsgewalt entgegenzutreten. 

Die^en gegen das Monopol geltend gemachten Gründen stehen 
folgende für dasselbe gegenüber: 

a) Das Monopol gestattet die volle Freiheit der Steuer nach der 
Qualität der Ware abzustufen; 

b) die Steuererhebung erfolgt zur richtigen Zeit unmittelbar bei 
dem Konsumenten; 

c) es gestattet Kostenersparnis durch Zentralisierung des Be- 
triebes und die Beseitigung des Zwischenhandels; 

d) es gewährt Sicherheit gegen Fälschungen; 

e) es bewirkt sicheren und leichten Absatz fflr den Tabakpflanzer 
und Befreiung desselben von Schikanen der Zwischenhändler, 
durch Bekanntmachung der im voraus bestimmten Preise; 

1} BuUetia de statitstique et de Legiälatiuii 1894, S. tilU nach Öchönbergs 
Hudb. sitiert. 

2) V. Pr&nay a. a. O.. S. 27. 

3) Kür Ii a. a. O., S. 42. 
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f) die üüflndische Tabakkultar wird durdi den Einflnfi der Mono- 
polTerwaltnng gehoben; 

g) es tritt bessere Fflrsorge und gereebtere Berfleksichtigung 
fflr die Arbeiter ein, und endlidi 

b) gewihrt das Monopol größte Sicberheit bezOglidi der Höhe 
des Steaerertrsges. 

„Unter diesen ümstinden** — sagt Zeller mit Becbt — „lumn 
ein in der Sache begründeter Zweifel darüber nicht besteben, daß 
dem Tabakmonopd vom stenerlicben und finanziellen Gesiditspunkte 
der unbedingte Vorzog vor allen flbrigen Formen der Tabakbesteuerung 
einschliefilicb der Fabrikatsteuer zukommt^).** 

Diese volkswirtschaftlichen und finanziellen Vorzfige des Tabak» 
monopols veranlaßten vcrscliieilcnc europäische Staaten zur Einführung 
desselben. Heute besteht das Tabakmonopol in adit europäischen 
Ländern, deren Einwolinerzahl 40 Proz. der gesamten europäischen 
Bevölkerung beträgt'). 

Was der Monopolisierung des Tabaks in den anderen Staaten 
hindernd im Wege stellt, beruht nicht auf i»rinzi])icllen (iesichtspunkten, 
sondern hier sind andere Faktoren volkswirtscliaftlicher. i)olitisehcr und 
finanzieller Xatiir iiuiliu't liond, wclclic ihrerseits wieder (iureh die all- 
gemeine „Aluieimnm ^'ei^en alle slaatliciieu Monopole, durcli die Be- 
seitigung einer viele l»e>rli;itti^u'nden l'rivatindu.>trie und nicht in letzter 
Linie auch durch die Frage nach Höhe und l infang der Entscliiidigung 
für die aus ihrem bisherigen Wirkungskreis entfernten Industriellen 
und Handeltreibenden ihre Begründung finden" '■}. 

Das klarste Beisjiiel in diesei- Beziehung bietet Deutschland, 
woselbst trotz der Beiiuihiingen Bismarcks, der als letztes Ziel der 
Tabakbesteuerung bekanntlich das Monoi)ol erblickte*), die Einführung 
des letzteren dennoch unterblieb. Der Hauptgrund hierfür dürfte 
wohl darin zu suchen sein, daß in Deutschland Industrie und Hand^ 
in Tabak auf hoher Entwicklungsstufe stehen. Infolgedessen würde 
nicht nur die Entschädigungsfrage bedeutende Schwierigkeiten bereitet 
haben, sondern es wären auch durch die Änderungen in der Steuer- 
form unübersehbare wirtschaftliche Umwandlungen hervorgerufen worden. 

1) Schön bergs Handb^ S. 579. 

2) Mayr. O., a. a. O.. S. 89. 

Eheberg a. ii. Ü., S. 293. 
4) KeiduttagBrede vom 22. Februar 1878. 

q 

Vi>lk»wirliM-lmftl. u. wirtsnhMfi'-r4'vhi(litl. A)>han<llan|pni. U. 4* ** 
Uaauiucoscu, Da» Tubakiuunuiiol iii Kuuiftiüoii. 
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In letzter Zeit macht sich das Bestreben nach EinfAhrnng des 
Monapols auch in anderen Lindem bemerkbar, wie in der Schweiz 
und Bulgarien'), und es dflrfte voraussichtlich die Zeit nicht mehr 
allzufern sein, in welcher man in dem Tal)akmonqK>l den idealsten 
Zustand der Tabaksteuer sSmtlicher Staaten Europas erblicken wird'). 



1) Milliet. E. W., Die Beschaffung der Hilfamittel zur Durcbfübruog 

der Unfall- und Krauken Versicherung. in-lK-soinlore durch BestPiicrungdos Tabaks, ver- 
öifentlicht in der ächweizeriHcben Zeitschrift für Geuieinnützigkeit, XXX VIII Jahrg., 
Zürich 1899. 

2) Leipziger Tageblatt 1904, Juli. 

3) V. Stein, Lehrbudi der FioanzwisMnschaft 1878, Bd. II. 8. 272. 
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III. Der Tabak und die Tabakbesteuerang in Rumänien 

bis zum Jahre 1864. 



Die Einftthning des Tabaks in BnmfliiieD gesdiah ziemlich lange 
Zeit nadi seiner Verbreitung in der earopaischen Türkei, wohin er zu 
Anfimg des 17. Jahrhunderts» wShrend der Regierang des Sultans 
Achmet I., durch englische Seeleute seinen Weg gefunden hatte. 

In dieser Zeit und auch später noch stand Rumänien unter der 
Herrschaft (Ut Osmanen. Die grolJo Menge von Türken, die nach 
Rumänien kam und (he hier lange Zeit, sei es als Beamte, sei es als 
Kaufloute bheben, brachte die Sitte des Tabakrauchens mit sich. 
Außerdem trug auch der lange Aufenthalt der türkischen und der 
rumänischen Truppen in «Ion verschiedenen Kämjifcn der Türkei gegen 
andere Staaten viel dazu l»oi, dal! sich die Sitte des Taliakrauchens 
unter allen Schichten des rumänischen N'nlkes vcrlireitcte. Einen 
sicheren Beweis dafür liefert die (liesheziii^liclic Terminologie: tntiin ') 
(Tabak I. lulea (Pfcifeiikopt\ riubiic, Worte türkischen lTsprnn^>, wie 
anch (lei- rumänische Ausdruck ..Tabak trinken" den türkischen Aus- 
druck „üt>chmek tütün**^) wiedergibt. 

Die alte Sitte, die in Rumänien bestand, daß man aus sehr 
langen Pfeifen (Tsubuck genannt; oder aus kurzen Pfeifen mit Ton- 
köpfen rauchte und dali man den Besuchern Kaflfee und eine frisch 
angezündete Pfeife anbot, gilt noch als weiterer sicherer Beweis dafür, 
dafi das Tabakrauchen in Rumänien durch die Türken eingeführt wurde. 

Einmal eingeführt, verbreitete sich das Tabakraudien sehr sdmell, 
wurde bald zur Uewohnheit und nahm solche Dunensionen an, daß 
es als unentbehrlich angesehen wurde*). „Tabak**, sehrieb Andreas 

1) Kutnunien, Bulgarien und Serbien nennen den Tiiliaiv Tulun, ein türkiM^he« 
Worl, dttit liauch bedeutet, während fast alle anderen Länder die lieuennung Tabak 
bis henUtttad^ beibehalten haben. 

2) Tabakrcitiiiig 1S77, Nr. 32. 

3) QeKhicbte der MokUui und Walachei, Leipzig und Frankfurt 1790, 8. 11& 

2» 
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Wolf, „wird in der Moldau häufig erzeugt, weil das mfimdidie Ge- 
schlecht ohne sonderliche Ausnahme des Alters hier zu Lande his zum 
Eitel raucht und schnupft" 

„Auch weibliche Personen habe ich nicht selten Tabak rauchen 
sehen, hauptsächlich Griechinnen und Zif^eunerinnen, die sich in der 
Farbe des Gesichts so ziemlich gleich sehen, (ieborene Moldauerinnen 
pflegen nie zu rauchen und halten es vielmehr für einen Spott, wenn 
sie sehen, daü Konstantinopolitanerinnen ihren Mund zu einem Bauch« 
fang machen M " 

Wie in anderen Ländern, so erhob auch in Rnniänien die (leist- 
Hchkoit ihre Stimme peiren das Tabakrauchen. da sie es füi nidit wv- 
einhar mit den ieli^n<isen \'urM-liriften erkhirte. denn die iechisdi- 
nrientalisclie Kirche hielt das Hauchen für eine Sünde-). Die (ieist- 
iiclikeit nannte den Tabak „tenfHsches Kraut" und das Kanclien ..das 
TeufelswcMk'' und in ihrem Kampf stützte sie sich auf die Schriftstelle: 
„Was aus dem Munde }^eht. ist unrein." 

Jedoch liestanden in Rumänien iu(ht die .schweren Strafen, wie 
dies in anderen Ländern der Fall war, der Raucher hatte also weder 
körperliche Strafen noch \'erbanuung aus dem Lande zu befürchten. 
Es bestand kein direktes gesetzliches Verbot des Tabakrauchens, wie 
z. B. in der Schweiz") oder Deutschland^). 

Nach der Einfflhrung des Tabakrauchens fing man nunmehr an, 
den Tabak in Bumänien selbst zu bauen. Mit der Ausbreitung des 
Bauchens und Schnupfens wuchs natflriich rasch die Nachfrage nach 
Tabak und dadurch entwickelte sich in gleicher Weise der Anbau des- 
selben. Das Klima und die Bodenbeschaff'enheit waren ihm damals, 
wie heutzutage noch, sehr gOnstig. JDer Tabak kommt glQcktich** — 
schrieb Baicewich — „und mit größter Leichtigkeit fort; zwar scheint 
er nur von gemeiner Art, aber Ober den möglichen Wert desselben 
l&ßt sich nicht urteilen, da nicht die geringste Sorge oder Verfeme- 
rung auf den Bau desselben verwendet winH)." 

Zweifellos konnte zur damaligen Zeit von einem sorgfältigen 
rationellen Tabakbau nicht die Rede sein, um so mehr als das ruroä- 

1) Wolf, Andreaa, Iloitrnge zu einer stiitiKtiärh-hiatoriachcn Beschraibuog 
den FürHU'iituniA Moldau, Hcnuannstadt 1805, S. 39. 

2) Tarieu a. a. Ü., 1kl. 11, S. 78. 

9l Schweizerische ZeitAchrift für Gemeinnfitzigkcit, XXX VI II. Jahi|f., ZQridi 
1890. Heft 3, 8. 383. 

4) Lew in stein a. a. ()., S. .'). 

ü) Beiucrkungeu übvr dii' Moldau und Walachei, Wien 176Ü, &^. 20. 
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nisdie Volk noch unter der schwer drückenden Herrschaft der Türken 
stand, wo für Leben und Vermögen keine Sicherheit bestand, überall größte 
Unwissenheit herrschte und jogliclier Fortschritt ausgeschlossen war. 
Jedoch gab es auch (iem'endon, z. Ii. in der Nähe des Sirotriusses, wo 
vorzügliche Tabaksortoii erzeuj^'t wurden, deren Preis sicli noch ein- 
mal so hoch stellte, als der im allgemeinen für den polnischen Tabak 
gezahlte. Infolgedessen wurden sie auch häutig nach der Türkei, Ta- 
tarei und nach Polen verkauft V). 

Der Tabakbau entwickelte sich nun im Laufe der Zeit immer 
bedeutendor. Der preußische Konsul Neigcbaur berichtet im Jahre 
\f<4X, dali sehr viel Tabak gebaut und nach der Türkei verschifft werde, 
weniger nach Europa und dann nur in den besseren Sorten dorthin 
einigen Absatz finde, wenn die Preise gedrückt seien -). Ferner zeigt 
er, daß unter den Waren, die im Werte von 276878 Piaster im Jahre 
1836 dordi das Zollamt Miehaileni naefa 68tierreicfa ausgeführt wurden, 
sich aueh Tabak befand 

Anfangs war der Tabakbau vollständig frei und erlitt keinerlei 
Beschränkungen. Für den Handel mit Rohtabak und für die Tabak- 
industrie, wenn man zu diesen Zeiten von einer solchen überhaupt 
sprechen kann, bestanden ebenfiidls kerne speziellen Bdastungen. Jeder- 
mann durfte Tabak bauen, verarbeiten und verkaufen, ohne besonderen 
Abgaben unterworfen zu sein. 

Von dem Verkehr mit Tabak aller Art wurden nur die allge- 
meinen Zoll- und Acciseabgaben erhoben, wie von den anderen 
Nahrungs- und Genußmitteln auch. Zum ersten Male finden wir in 
der zweiten Hfilfto des 17. Jahrhunderte den eingeführten Tabak mit 
einem Zollsatz von 80 Bani^) pro Oka '-i lidegt«). 

Eine Bcst(Mienin<T des inländischen Tabaks finden wir sodann im 
Jahre 1693 in Moldau. Die Veranlassung, den Tabak zu besteuern, 
entsprang nicht dem Bestreben, das Hauchen zu verhindern oder zu 
vermindern, sondern dem Fürsten Einnahmen zu vcrschatten. Durch 
ScluMiknngen an Klöster und (lünstlin^^e. sagt Creanga'), wurde die 
Anzahl der Ötaatsdomänea stark vermindert, so daü die Fürsten nur 



1) Qescbichto der Moldau uiui Walachei, Lin|tzig und Frank liirt IT'JO, 8. 123. 

2) Neigebaar. Beschreibung der Moldau and Walachei, Leipzig 1848, 8. 248. 

3) Neigebau r «. a. O., 8. 264. 

4) 80 fiani V, Lei alter Wihning, 1 Lei alter Währaug = Oß7 Fra. 

5) Oka -= 1 kp js:. u' 

0) Archiva, Anul X, Juin^y, 18i>U, b- ()21. 
7) Creanga a. a. 8. 118. 
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auf die Stoiioroiiinahmen angewiesen waren, deren Erbebang um so 
leichter mögUcii war, als in den DonaufOrstentQmem von dneni Stpuer- 
bewilligungsrecht der Stände nicht die Rede war. Da nun die Aus- 
gaben immer mehr wuchsen, so mußten infolgedessen auch die Ein- 
nalinien vergrößert und andere neue Steuerquellon gesucht werden. 
Das kam :ini deutlichsten in der Zeit der sog. ,.j»hanariotischen Epoche" 
zum Ausdruck, in welcher die aus Phanar M stammenden Fürsten über 
die Donaufürstentümer herrschten. Selbstverständlich erhielten diese 
Fürstensitze die Personen, die dem Sultan am meisten dafür zahlten. 
Die Fürsten ihrerseits verfehlten aber nidit, die dem Sultan für die 
Erlangung des Thrones gezahlte (Jeldsuninie wieder aus dem Lande 
herauszuziehen und autäerdeni noch große lieichtumer anzusammeln. 
Daraus entstand die Vielseitigkeit der Steuern und am meisten der 
indirekten Angaben. Eijenso wurden sehr viele neue Steuern ein- 
geführt. „Es kam eine Zeit*' — sagt der Historiker Xenopol — 
mWO die Forsten alle Verniögensgegenstände mit einer Steuer belegt 
hatten nnd sie sdifießlidi nur mit Hilfe des WOrfc^nches eme neue 
Benennung finden konnten. Es wurde sogar eine Sehomsteinsteuer 

dngefOhrtV 

IHe auf den Tabak gelegte Steuer, genannt „TutunarituI**, war 
eine Flichensteuer ohne Berflcksiditigang der Ertmgsttidgkeit des 
Bodens, also eine einfiicfae Flichensteuer und stellte somit die primitivste 
Form der Tabakbesteuerung dar. 

Sie war auf ^Pogon**") berechnet nnd man bezahlte 4 Lei 
(=Mk. 1,20) fflr jeden mit Tabak bebauten Fogon«). In der Walachei 
war diese Steuer etwas höher. Man bezahlte 4 Lei 16 Paras (a Mk. 1,30) 
pro Pogon und die Steuer wurde im Monat August erhoben^). 

Die Schriftsteller und Chronisten dieser Zeiten geben keine 
nShere Beschreibung über die Ausdehnung der dem Tabakbau ge- 
widmeten Fläche und die Erträge dieser Steuer, sondern wir finden 
nur hie und da kurze und unklare Erwähnungen darüber. Demnach 
scheint der Tabakbau nicht sehr verbreitet gewesen zu sein und infolge- 
dessen die Steuer nicht die ganze Bevölkerung getroffen zu haben'}. 

1) Eine Burg in Konstantinopel. 

2) Xenopol, lutoria Rominilor, JaMy, Bd. XII. 
d) Ein Pogon = Ü,f>i>l ITU ba. 

4) Letopiaetele Manteniei « Moldcnr«! geatmmelt von M. Kogalniocanu, 
Bd. II, S. 249. 

5) Carra, M., Histoirp de laMoldavie et de la WaLi( hir, Paris 177H, S. JfU. 
()) Idiern, äUidii de Econoniie politica «i fiaanto, Bukarcbi i8ü.'>, Bd. II, 

S. 241. 
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Aufierilein pHegten wohl <lor Vorsicht luilher die Fürsten die Hejzister 
ihrer Einnahmen beim Verlassen des Thrones mitzunehmen und damit 
verschwand auch jede Spur des Nachweises über die Einnahmen 
irgendwelcher Steuer. Et> iät bekannt, daß die Eiunahiuen der 
Tabaksteuer 

im Jahre 17r)0 5(XK) Lei (14as,50 Mk.) 

ITC)«; 42(K) Lei (20r)H.7() Mk.) 

17(h Tilöo Lei (2:i82,<)0 Mk.) und 

1771 löiHK) Lei (44l)5,.50 Mk.) betrugen '). 

Die hohe fast doppelte Einnahme des Jahren 1771 ist in der 
reichen Tabakerntc dieses Jahres begründet. ^Venn wir bedenken, daß 
der Taltak in dieser Zeit eine sehr ausgiebi^j^c Einnalnncquellc in Frank- 
reich bildete, woselbst das Tabakmoiiopol schon bestand und dem 
Staat eine Fach tsumme von ötKKKK) Livres brachte (etwa 425000 Mk.) '') 
und in Österreich das verpachtete Tabakmonopoi für das Jahr 1759 
778 800 fl. (1 322600 Mk.) brachte'}, so kann man sehen, wie ungemebi 
klein die Tkbaksteaereinnahmen m Rnmfliiien gewesen sind. 

Es war aber gut, daß die Steuerkraft des Tabaks nicht ausgenutzt 
wurde, denn die Eninahmen dieser Steuer, wie die vieler anderer 
flössen gemäfi der mittelalterlichen Staatsaufiassung, laut welcher die 
Privatkasse des Fürsten und die Staatskasse als identisdi angesehen 
wurden, in die Privatkasse des Fürsten, und sie war ein Mittel, die 
Einnahmen desselben zu vermehren, trug aber nicht zum staatswirt- 
schaftlichen Nutzen des Landes bei. 

Bis zum Jahre 1831 trat keine Änderung in der Besteuerungsart 
des l abaks ein. Nur der Steuersatz erlitt Abänderungen. So wurde 
in der Periode von 180ß bis 1812 der Stinjen^) mit Tabak l)ebauten 
Terrains mit 10 Paras-^) besteuert. In dieser Zeit wurde die Tabak- 
steuer, wie auch alle anderen Steuern <>) verpachtet. Wegen der aus 
der Tabaksteuer erzielten kldnen Einnahme wurde die.se Steuer nicht 
allein verpachtet, sondern im Verein mit zwei anderen, nämlich: 



1) Carra. M. a. a. O , S 2ß4. 

2) Forbonnai», Kechirche« et ootmidcrations «ur le» financett de la France 
dcpnb 1595 juaqu'en 1721, Li^ge 1758, T III, p. 222. zitiert nach PrönayA 
lUMkrtsueni, Leipcig 1880, & 42. 

.3) Wickett, R A., Btadira über du tetemiehisehe Tabakmonopoi, Stott- 

gut 1897, S. 9. 

4) Uiigetähr 2 qni. 

5) Eine Para iitt von 1 Lei alter Wihrung. 

6) Ureehia, V. A., btoria BomtnOor, BukavMl 1896, Vol. IX, p. 499. 
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Dijiiiarit ul ') und Pogonaritul -). Welche Höhe die Einiiahnien aus 
der Tabaksteuer erreichten, ist nicht festzustellen, weil die bei der 
Zuteilung' er/.ielte I'acht.summe summarisch und ohne Spezifikation der 
einzelnen Steuersorten angegeben ist. Nur für das Jahr 1812 sind 
die Einnahmen der Tabaksteuer angegeben; sie betrugen in der 
Waladiei 60000 Lei (17 982 Mk.) und in der Moldau 50000 Lei 
(14d85 Mk)»). 

In diesem Zeitraum wurde der auslSndisdie Schnupftabak mit 
50 Paras pro Oka und der inlindische Schnupftabak mit 10 Paras 
pro Oka besteuert*). Die schon bestehende Tabaksteuer von 10 Paras 
pro Stityen blieb auch von 1812 bis 1816 in Kraft und wurde von da 
an auf 17 Para erhöht^ Die Bojaren waren wie früher so auch 
jetzt von der Tabaksteuer befreit Die Art der Steuererhebung blieb 
dieselbe, nämlich die Verpachtung mit Dümaritul und Pogonaritnl. 
Das Flächensteuer^stem bestand bis zum Jahre 1831 fort» von diesem 
Zeitpunkt an trat sodann eine grOndliche Änderung in dem potitisdien, 
wirtschaftlichen und finanziellen Leben zum Wohl der DonaufQrsten- 
tflmer ein. 

Es sei hier noch erwähnt, daß in dieser j^anzen Periode die 
Einfulir des ausländischen und die Ausfuhr des inländischen Tabaks 
keinem besonderen Eingangs- oder Ausgangzoll unterlag, sondern dem- 
selben Zoll wie jede andere Ware auch, nämlich Pioz. ihres Wertes"). 

Durch den Frieden von Adrianopel (14. SeptenilM i ]Si>«i) bekam 
Ruliland das Protektorat über die Moldau und Walacliei, und es ver- 
lieh ihnen, den Friedcnsbedinizuimcii f^cnuif]. ein neues Staatsgrund- 
gesetz, das sogenannte Organische iiegleinent, welche.^ zwar von den 
IJojaren beider Länder ausgearbeitet, al)er in Petersburf? im Interesse 
KuLllands {,'eändert worden i>t. Dassellie trat IS'U in Kraft, narlideni 
es nur zum Schein den runiänix'iien ilojarcn unterbreitet worden war. 
Es wurde von der Türkei und Rußland genehmigt';, was die Rumänen 

1) Dijmaritul war die Steuer anf die Bienen- und Schweinezucht. 

2) Pognnariiul war muh mne Flächensteuer, wdche man für die Wein- 
berge pro Fuj^on L)e7.alik'i) nullte. 

3) Xenopol a. a. 0., Bd. X, S. 123. 

4) ürechia a. a. O., Bd. IX, S. 537. 

5) rrechio, Din Domina hu Joan Caragea. Avenina la tmn, Hiflcari 
contra (irccilor, Flnaiitc, Hukarfst \'MM\ p. 140. 

(3) Baicoiauu, C Dr., (K't^i'hi<-hte iler runiänisvhen Zullpulilik »eil dem 14. 
Jahrhundert bi» 1874, Stuttgart IbüO, S. 57. 

7) Bresolanu, J., Vecfaile inatitulianl ale Rmniniei, Bukarest 1882, p. 167. 
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mit vollem Bedit als eine Verletzung ihres Rechtes der Selbstragierung*) 
ansahen. Das Organische Reglement, welches man als erste politische 
Staatsverfassong bezeidinen kann, hat den DonaafÜrstentOmem be- 
deutende Vorteile gebracht, indem es ihnen die Entwickelung zum 
modernen Staat erieichtert bat*). Bezfiglich des Finanzwesens fShrte 
das Organische Reglement ein ganz neues System ein. Im Gegen- 
satz zu dem bisherigen Modus konnte der Fürst nicht mehr die 
Steuer auflegen und mit den Einnahmen nach seinem Belieben schalten* 
Alle Steuern wurden als Staatseinnahmen erklärt und dem Fürsten 
eine jährliche Zivilliste ausgesetzt. Die Einnahmen wie auch die Aus- 
«^nhon wurden festgestellt, also zum ersteii Male trat da£ Budget im 
tinanziellen Lehen der Donaufflrstentümer in Kraft. 

Die bisherigen indirekten Sfonern. sogciiunntc Kusu mat uri^), 
wie auch die Naturalabgaben, die ihrer Natur und ihrer Krhcbuugsart 
nach ftlr das \'olk ungemein drückend waren, wurden abge.schati't^), 
und an ihre Stelle traten als Kinnalnne(|uellc die Zölle. Salzeinnahmen, 
die Kojifsteuer und ( iewcrbcsteuer. Die meisten der bis dahin be- 
stehenden Privilegien wurden ebenfalls abgescliafift. nur einige wurden 
beibehalten ''). Der i)rovisorischen russischen \ erwalrung war es un- 
möglich, die seit .Jahrhunderten be>tandenen. in das Volkswohl tief 
einschneidenden Mißbräuche mit einem Sciilage zu beseitigen, um so 
mehr, als seitens der Bojaren wie auch der Geistlichkeit ihr die größten 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt wurden. Bojaren und Geistliche 

1) Die Selbstre<rieriiii^ der Donuiifiirst^'iilüiiicr war auch in <\om Adriuiioix K r 
Frieden anerkannt wurden. Der bcziigiiche Arl. V laul«t: „Les pnncipauuis de 
M^ddavi« et de te VftlMihie s'^lant, pwr «uite d'une OH|MtaUtion , plac^es bou» la 
iooc^raiiiu- de la SttUinie Porte ei la Ruaeie iqwit garantie lear pmp^rit^« II ettt 
cntondu qu'olles conftfrvcront tous Ics privil^gc8 et immunit^ qui lenr ont 6i6 
aeeordes, snit par lenr« capitulatioiis, Roit par Ics traites oonolns cntro Jet« deux 
empirc» on par le« hatti — churifs ^nian^s en divers tenipa. Kn conHcnjuence, 
eile» joaironk du Hbre ezerdce de lenr cnlte, d'une aureti parfiute, d'une admi- 
niatnUon nationale ind^pendenle et d'une pleine liberti du oomnMnse: les clauaos 
additionclles an.x stipnlations ant<'>c(^entes, jn^(*e8 n^essaires pour a-^surer & cen 
doux provincos la jonisjiance do leurs droits, M»\t oonsign<^s dans Tarto K^par£ 
ci — Joint, qui est et sera con»iUdr^ comme faiMUit partie intögrante du präsent 
tiAit^'. 

2) Baieolann, C. Ür., Gesdilelite der Zoll- und Handelapolitik Ruminiens 

(laton'a politicei noa.4trc vamalc si eonuTcinlc), Bukarest 1904, S. .1. 

3) Buaumaturi, ein Wort türkischen Ursprungs, das „indirekte öteuer** 
bedeutet. 

4) § 61 des Organischen R^ements der Walachei. 

§ H6 „ „ „ „ Moldau. 

5) Das Organische Reglement der Moldau, Aneze F. & 184. 
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benutzten ihre frühere Stellung und ihr Ansehen und wollten nacli 
wie vor auch ihrerseits aus dem T^nde Nutzen ziehen. Dies geht 
aus folgenden Worten des (lenerals Kiselef. des damaligen russischen 
Verwalters der Donaufiirstcntiinicr. khir hervor: ..Nachdem die provi- 
sorische russisclie Verwaltunij; ihre ganze Aufmerksamkeit auf (Hesen 
Umstand gerichtet hat. hat sie sich über/engt, (hiß die Hojaren, die 
die Reformen verlangten, die Begrenzung der ftirstlichen Macht be- 
zweckten, aber sie haben sich nie vorgestellt, dali diese Reform, die 
das durch die fürstliche Macht ent.standene ri)el vertilgen sollte, auch 
das pflichtwidrige System ihrer eigenen, auf die ungerechten Natural- 
abgaben gegründeten Interessen treffen würde, welche in Krniangelung 
einer guten \V irt.schaftswei.se das einzige Mittel ihrer Existenz bildeten. 

Unter diesen Verhältnissen für die neue Reform von den Bojaren 
eine anfrichtige Mitarbeit zu erwarten, wäre gleichbedeutend gewesen 
mit dem Verlangen der Verzichtleistung auf ihre Rechte, welche sie 
doch im Gegenteil mit allen möglichen Mitteln zu verteidigen suchten. 
Unter den gleichen Umstanden war auch auf eine Mitarbeit seitens 
der Geistlichkeit nicht zu rechnen, welche ihrerseits ebenfalls die 
Rechte zu verlieren fOrchtete, die sie unter der Regierung der Forsten 
gewonnen hatte 0*** 
V Weil durch das Organische Reglement die Stftdte eme gewisse 
Selbständigkeit erlangten und dadurch ihre Ausgaben sich vermehrten, 
wurde die Tabaksteuer zur städtischen Steuer erhoben, die im Verein 
mit anderen Verzehrungsstenem die Ausgaben der Städte zum Teil 
decken sollte. Diese Tabakaccise wurde direkt von den Städten selbst 
ohne Vermittelung des Staates und nur von der einheimischen Pro- 
duktion erhoben oder aber veri>«ichtet -). 

Als Tabakaccise blieb die Tabaksteuer bis zum Jahre 1863 in 
Kraft, von welchem Zeitpunkt ab dann durch das Gewerbegesetz dieses 
Jahres den Tabakhändlern eine Verkaufs^-teuer neben der schon be- 
stehenden Tabaksteuer auferlegt wurde. Denigemäli wurden die Tabak- 
händler in vier Klassen eingeteilt, und die entsprechende Gewerbe- 
steuer wechselte je nach der Art des \'erkaufs en gros oder en 
detail — und nach der Größe der Stadt- lievölkerung. «lurch welche 
der Tabakhandel betriebeu wurde, wie folgende Tabelle es veran- 
schaulicht: 



1) Oodrcscii, T., Uricariu. Vol. X, p. L'Ss (narh Altsundrini). 

2) Baicoianu, C., Geschichte der ruiuunischcn ZoUpulilik elc, iS. 82. 
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Was diese Verkaufssteiier dem Fiskus ein^^hraclit hat, ist nicht 
zu ermitteln, weil die entspreclit'nden Kinnalimen in den statistisclicn 
Angaben nicht spezifiziert sind. Jedenfalls kann beliuuptet werden, 
daß diese Verkaufssteuer sehr wenig einträglich war und wegen der 
schlechten Finanzlage Rumäniens der damaligen Regierung den Anlaß 
bot, das Tabakraonopol einzufilhreii. 

Aus dem oben Gesagten geht hervor, daß der Tabak seit seiner 
Einfflhning bis zum Jahre 1864 zwei Besteuemngsarten unterlag: 

a) einer ein&eben FIflchenstener bis zum Jahre 1831 und 

b) euer Tabakaceise bis zum Jahre 1864, verbunden mit einer 
Verkaufesteuer im Jahre 1863. 

Ihrer Natur nach waren diese beiden Steuersysteme nidit imstande, 
die große Steuerfthigkeit des Tabaks auszunutzen und dem Fiskus 
bedeutende Einnahmen zu bringen. Wflhrend fast alle Staaten Europas 
Mittel gefunden hatten, aus der Belastung des Tabakkonsnms er- 
beblicke Heiträge für ihre finanziellen Bedürfnisse zu ziehen, war dies 
leider in liumänicn nicht der FaU, was unter den bisher obwaltenden 
Verhältnissen nicht zu verwundern ist 



IV. Die Einführung des Tabakmonopols, seine Dauer und 
die bis zum Jahre 1872 an seine Stelle tretende Tabak- 
steuer. 

Das heutige Königreich Rumänien bestand \ü< zum Jahre l'^r>0 
ans den beiden Donaufürstciitüineiii Walachei uiui Mohlau, jedoch 
waren ihre liewohner, (hi beide Kürhtentiimer in früheren .lahron einen 
Staat bihleten, gleiciuMi Stammes und Bhites, wie aucli ihre Sprache, 
Sitten. (lebränche und Kebdon die Hauptmerkmale einer Nation 
.sieh nur durch wenig unwesentHeh«» Al)\veiehungen voneinander unter- 
scheiden, in den IIauj)t/ügen aber (Ue jxh'iehen sind. lU'iilc Kürsfen- 
tiinier waren aber poUtisch nicht unal>hängig, sondern standen unter 
der drückenden Herrschaft der Osmanen. 

Sowohl die Türkei als auch Kuüland ') waren bestrebt, die l»eideii 
Fürstentümer ihrem Reiche einzuverleiben und traten deshalb dem 
eifrigen Bemühen derselben, siel» von jedwedem fremden EintluU zu 
befreien, um nach späterer Vereinigung und Regeneration und Annahme 
sowie Verbreitung europäisch-abendländischer Kultur in die Reihe der 
zivilisierten Staaten als gleichberechtigt einzutreten, stets hindernd ent- 
gegen. Jedes der beiden Reiche sah in diesen Bestrebungen der 
beiden FOrstentQmer seine eigenen Interessen gefährdet. Die Türkei 
befürchtete den Verlust ihrer Oberhoheit, welche sie aber erst im 
Jahre 1877/78 durch die segensreiche Regierung König Karls, des 
GrQnders des modernen Rumfiniens, verlor. Rußland andererseits 
befürchtete dadurch die Gelegenheit zu verlieren, seinen im stillen 
langst gehegten Plan ausführen zu können, nämlich bei der ersten 

I i r)ie^i-ri Reich wilnle durch Kinvi rl» iIhiii;; der Ix'ideD DooaufQntentQmer 
einen offenen noch KonstAiitinoiH-l eneidti haben. 
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sieh bietenden Veranlassung die Fftrstentflmer zu anneictieren, Gemftfi 
dem Pariser Frieden vom 30. MSrz 1856 trat dne definitive Begelong 
der staatliehen VerliSltnisse Bumflniens im Jahre 1859 ein, als die 
beiden gesetzgebenden Versammlungen am 17. Januar und 5. Februar 
den Oberst Alexander Cuza zum FQrsten wShtten, welcher den Thron 
als Alexander Joan I. bestieg. Dadurch wurde die Personalunion der 
beiden Fflrstentflmer eine vollendete Tatsache, und mit Freude sahen 
die Rumänen ihren alten Wunsch in Erfüllung gehen. 

Ein neues Leben begann. Ein reforinatorischor (leist für 
modernen Aufbau des Staates machte sich überall bemerkbar. ..Die 
Fürstentümer" — wird u. a. in der Thronrede ausgeführt — „sinci der 
frucht- und ziellosen Versuche müde, sie wollen sich von diesem ihre 
Kraft vernirhtenden Zustande liefreieu. Sio wollen vorwärts schreiten, sie 
wollen ein Leltenszeichen von sich geben. Die rein j)olitisrhe Epoche 
ist abgeschlossen, und die Zeit ist ^'ekoninien. in der wir uns vor- 
wiegend mit den nnser L.aüd betreüenden wirtschaftliclien Fragen be- 
schäftigen niii-sen ' i.*' 

Denientsi»reeliend übernahm der Fürst die Reorganisation der 
Finanzen, der Justiz, der Armee, der öffentbchen Bauten, des Acker- 
baues, Handels und \'erkehrs. 

Zu (lie^enl Zweck bedurfte Fürst Cuza al)er (lehl, welches in 
jener Zeit nicht vorhanden war, denn bei der Übernalime seiner Re- 
gierung bestand keine glänzende finanzielle Lage. In der Walachei 
hatte das Budget von 1857 mit einem Defizit von 5507097 Piaster 
und 1858 mit einem solchen von 5030442 Piaster abgeschlossen*), 
wihrend das Budget der Moldau ein Defizit von 5277583 Piaster 
ergeben hatte*). Die Staatsschuld der Moldau betrug im Jahre 1858 
29905318 Piaster und diigenige der Walachei 18914292 Piaster«). 
Die Öffentlichen Kassen waren leer; in der Moldan hatten die Offiziere 
ihr Gehalt auf mehrere Monate nicht bekommen, die Soldaten fehlten, 
ebenso Kleidung und Schuhe, die Dorflehrer waren seit einem halben Jahr, 
die FInanzkontroUenre seit 7 Monaten nicht bezahlt worden. Der 
Staat erbettelte von den Privaten das Geld und schfimte sich nicht, 
es anzunehmen'). — Trotzdem wurden die Ausgaben selbst in dem 

Ii Hai CO i Uli u a. a. 0., t?. 10."). 

2) Aiiaiele ecunomice läüO, Nr. 1, p. 8. 

3) Bttigetole Moldavief, p. 736. 

4) Moniturul ofk-ial 18G9 2. Deceinhre. 

5) Xenopol, Domoi» Ini Cusa - Voda. Jawy 1903. Bd. II. p. 186. 
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ersten Jahre der Regierung noch stark erhöht — Das Budget der 
Waladiei wuchs von 40000000 Lei in 1859 auf 74000000 1860 M 
und da^enige der Moldau von 22000000 1859 auf 44000000 Lei 
1860*). Die Ausgaben wurden vennehrt, aber an die entsprechenden 
Decknngsmittel nicht gedacht; die Einnahmen waren höher geschfitzt 
als sie in Wirklichkeit waren, so daß das Gleichgewicht zwischen 
Aasgaben und Einnahmen, wie dies bei einer geordneten Flnanz- 
wirtseliaft der Fall sein soll*), fehlte. So wurden die tatsächlichen 
Kinimhiiien der direkten Steuer von r>3(KK)(XK) Lei auf 76000000 Lei, 
die der Stempelsteuer von 27 000000 auf 38000001) geschätzt*), ohne 
Rücksichtnahme auf die durch so verschiedene Umstände bedingte 
Unsicherheit der Höhe dieser Einnahmen. So wollten z. H. die früheren 
Privilefiiertcn die Steuern nidit zahlen und suchten sich ihren Ver- 
pflichtungen soweit als niüglicii zu entziehen '^). In der Thronrede vom 
4. Dezember IHOl wird ii. a. ausgeführt: „Die größte Schwierigkeit 
bestand darin, im Lande ein auf der (ileichheit basierendes Steuer- 
system statt des iäsher auf Privileg heruiienden einzuführen '').•' Auch 
die Nachlässigiieit der Behcirden bei der Einkassierung der Steuern, 
sowie <ier Mangel eirier regelrecliten Rechnungsführung trug viel dazu 
bei, den Unterschied zwischen Kinnalinie und Ausgalte zu vergröliern. 
Wenn wir ferner noch in Detracht ziehen, daü die Kaniniern kein 
Bestreben zeigten, das Rudget zur recliten Zeit zu votieren, wie sich 
aus den Worten der Thronrede ergibt: „Seit Besteigung meines Thrones 
konnte man nur ein ^ziges Budget votieren und auch dieses erst 
6 Monate nach Beginn des Finanzjahres^)'*, so mußten selbstver- 
stSndlich bedeutende Defizite entstehen und die schon geschilderte, 
den Verhflltnissen nicht entsprechende gOnstige Veranschlagung der 
Einnahmen zu unberechtigter Steigerung der Ausgaben und weiteren 
Fehlbetrflgen führen^. Statt die Ausgaben soweit als möglich zu be- 
schrflnken und durch eine strenge Steuerkontrolle und Heranziehung 
neuer Steuerquellen zu einer Vermehrung der Einnahmen beizutragen, 
gingen die verschiedenen Rogierungen auf dem alten Wege weiter. 



1) Honitoral oficial, al tivel BomineBti 1860. 13. Octobra. 

2) Monitorul oficiiJ al Moldovei ISfiO 10. August. 

3) Kheberjr, FiimiizwisH'n.si-hnft, Ii«Mji/.ig IHKH, Ö. 321. 

4) Expunerea pruet-luli de budget pe anul 1803. 

5) Xenopol, Douinia lui Cuza. Voda Vul. II, p. 187. 

6) MonHonü oficial al Moldovei 1861 9. Decembre. 

7) Monitorul ofieuü al Moldovw 1861 9. Decemlwe. 
8i Eheberg a. a. O.. ä. 323. 
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Zur Dedcimg der Ausgaben wurde durch das Gesetz vom 5. Hirz 
1862 das System der Schatzanweisungen eingeführt, weil man eine 
Anleihe im Auslande fQr nidit ratsam hielt*). Wegen des Mangels 
an Geld warm die Anleihen mit großen Opfoni \orbunden, wurden 

des weiteren aber auch nicht zweckentsprechend angewendet. Es 
konnte daher nicht ausbleiben, daß in den folgenden .hiiiren wiederum 
neue Anleihen erfolgten, was schließlich zur Gewohnheit wurde ^) und 
daß die Aufnahme neuer Anleihen nur unter größten Schwierigkeiten 

und ersehwerenden Bedingungen möglich war. So erklarte sich z. 11. 
der Bankier Halfon bereit, dem Staat einiReMillioncn Lei zu boif^en, 
wenn ihm die Zolleninahmen verpfändet würden. Im Jahre 1H()4 
wuchsen die Aussahen von TJT Mill. auf 204 Mill. Lei In diesem 
Jahre hatte der Staat neben iW.n oi dentliciien Au%'aben auch noch 12 
'Slül Lei den üemeindekasäen und den recktiicheu Gelddepositeu zurück- 
zuzahlen *). 

Diese finanzielle Notlage zwang die Regierung. Mittel und Wege 
zu suchen, um dem liaiikrott. der den Staat Ix'drolite, zuvorzukommen. 
Sie riclitete ihr Augenmerk vor allem auf den Tabak, in der richtigen 
Annahme, daß durch dessen rationelle und ausgiebige Besteuerung 
eine bedeutende und sichere Einnahmequelle zur Deckung der wach- 
senden Ausgaben sich ergeben wlirde. Die Wahl des Steuerobjektes 
beweist, daß die Tabakbesteuerungsfrage ehie Ueblingsbeschfifligung der 
Finanzminner in Zeiten der Geldnot ist Der Staat vindizierte sich das 
Becht und die Pflicht, die Ergiebigkeit der Tabaksteuer als eine ge- 
rechtfertigte Abgabe in der größtmOgUchsten Weise auszunutzen; dies 
war bei der bisher bestehenden Tabaksteuer, bei welcher von einer 
Vermehrung der Einnahmen kerne Rede sein konnte, nicht mO^^cfa. 
Bei der momentanen finanziellen Lage Rnmfiniens war es dringend 
nötig, einen Modus der Besteuerung in Vorschlag zu bringen, dessen 
finanzieUes Resultat zur Fallung der leeren Staatskasse in hervor- 
ragendem Maße beitrug. 

Die hohen und sicheren Einkünfte, die der Tabak den Monopol- 
ländern gewährte, dienten als Beweggrund für die Einführung des 
Tabakmonopols, wodurch die für den Staat notwendigen Summen 
wenigstens zum Teil beschatl't werden sollten. Die Einführung geschali 
durch das Gesetz vom 5. Dezember 1604, 

1) HoDitoral oficd 1862 26. Febr. 

2) Monitorul oficial 1869, IL Dec. 

3) Xenopol, Doinnia lui C. Vol. II, pu 191. 

4) MoDoitorul oficial 1ÖU4, 13. JuU. 
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Diesem pTCsetz gemäß hatte das eingeführte Monopol den Cha- 
rakter eines VoUinonopoIs, denn der Staat beliielt sich ausscldießlich 
das Recht des Taliuklcuics, der Fabrikation und des Verkaufs vor. 
Der Tabakbau durfte entweder nur tür die Regie oder nur für den 
Export betrieben werden. Der Tabakpiianzer mußte sich in jedem Jahre 
eine Erlaubnis zum Tabakanbau auf 50 qm Ackerland von der Regie- 
verwaltung besorgen; die Erlaubnis war peradnüch uod wurde Ton 
einer spezieUen Kommission erteilt, welcbe aus dem Piftfekt des Be- 
zirks, dem BezirksfinanzkontroUear und aus einem Mitglied des stän- 
digen Bezirksrats bestand. Der Tabakpflanzer war verpflichtet, die 
ganze erlaubte GrundflScbe zu bebauen, die er aber ohne Genehmigung 
der Regie nicht fibertragen durfte. Die gesamte Tabakemte mußte 
er der Regie liefern. Wenn die Ernte, infolge irgend eines Unfalles, 
nicht die erwartete Quantität brachte, so sollte dies der Tabak- 
pflanzer den betreffenden Behörden kund geben. Die Erfaiubnis, Tabak 
zum Expo]*t zu bauen, wurde nur solchen Personen bewilligt, die be- 
hördlicherseits als zahlungsfähig anerkannt waren. Der Tabakexport 
mußte bis zum 1. August des folgenden Erntejahres stattfinden. Man 
bewilligte eine N'erlängerung von einem Monat, wenn die gleiche Quan- 
tität konstatiert war. Falls wegen einer gerechtfertigten Ursache der 
Export nicht stattfinden konnte, wurde noch eine Verlaniicrnng ge- 
stattet. ab(M- in diesem Fall war der Tabakptlaiizer verpflichtet, die 
'raiKtkernt(> in die Lagerhäuser der Regie zu bringen und dafür eine 
bestimmte (iebühr zu zahlen. 

Das Gesetz cntliielt ferner Maßnahmen in Bezug auf die Fabri- 
kation, liezirk>^niagazine, den \ erkauf, die (ieneralverwalliing, sowie 
Maßregeln verbietender und strafender Art. Alle Tabakhäiidler und 
Privat persunen waren verpflichtet, ihren \'orrat an Tabak Iiis zum 
l. Mai ISdö zu exportieren: andernfalls iiiuUten sie densell)en an die 
Regierung verkaufen, und zwar zu folgenden Preisen: für 1 Oka tür- 
kischen Tabak erster Qualität DX Piaster; für 1 Oka geringerer Qualität 
22 Piaster; für 1 Oka persischen Tabak, je nach der Qualität, 7 — IG 
Piaster; ffir 1 Oka rumfinischen Tabak von tfirkisdiem Samen, je nach 
der Qualitfit, 7 — 12 Piaster; fOr 1 Oka rumSnisdien Tabak von rumä- 
nischem Samen 2 — 7 Piaster. Diese von der Regierung bezahlten 
Preise waren um 100 Proz. niedriger als die, zu welchen die Tabak- 
hfindler den Tabak verkauften. Das liefert den Beweis, welchen un- 
geheuren Nutzen die Tabakhftndler bei ihrem GeschAft gehabt haben. 

Freilich gmg die Wandlung der Tabakacdse zum Monopol nicht 
ohne Kämpfe ab; heftige Angriffe erfolgten und die Interessenten 
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wann damate sehr erregt» denn das neue Geaetz brachte dem Tabak- 
handel, welcher allein zu jener Zeh in Romfinieo noch blflhteO» starke 
Störung. Das Gesetz konnte wegen der grofien Unzufriedenheit, die 
im Lande herrschte, nicht in Kraft treten und wurde zurflcfcgestellt*). 
Der FOrst Cuza kam aber wegen der dringenden Finanznot auf sein 
Dekret znrttck und setzte durch den forstlichen Beschluß vom 3. Juli 
1865 (las Gesetz von 1864, allerdinj^s in vollständig veränderter Form, 
wieder in Kraft Der Staat behielt nur das Recht des Tabakverkaufs, 
er hatte also ein HandelsnumopoL Er verkaufte den Rohtahak 
durch seine Spezialagenten und den verarbeiteten Tabak durcli Debi- 
tanten, indem er die Tabakfabrikatc sowohl aus dem In- als aus dem 
Auslande bezog. Die Dobitanten bekamen einen Rabatt von 20 Proz. 
aus dem Reiner! rap;. Die I'x'anitcn des rmljcrliolioii Dienstes sollten 
Garantie leisten, nämlich: die Chefs der /cntralmagazino eine solche 
von 2ÖIMK) - HO(X)() Lei, je nach der I'edeutung do> Maj^w-iiis; die 
Chefs der He/.irk.sniagazine 1;")»MM) Lei, die Magazinautx lier I. Klasse 
12(HX) Lei und IL Klasse 8(X)() Lei: für die anderen Beamten ver- 
langte man die (Jarantie einer als zahlungsfähig anerkannten Person. 
Das (iesetz trat am 1. August in Kraft. Die aulierordentlicii liohen 
Preise des Verkaufstarifs seitens der Regierung — der Fiskus bean- 
spruchte einen Nutzen von 1(K) — ;i(X) Proz. im \'ergleich zu den 
früheren Preisen — verbunden mit der Unzufriedenheit der Tabak- 
hfindler und -pflanzer, riefen aber eine so große Erbitterung und Auf- 
regung gegen die Regierung hervor, daß sich am 3. August') ein nicht 
unbedeutender Aufetand in Bukarest erhob, welcher nur mit Gewalt 
nach zweistfindigem Kampf unterdrückt werden konnte^). Diejenigen 
Tabakhättdler, welche nicht rumänische Untertanen waren, wollten die 
TabakvoiTite der Regie nicht abliefern und bestflrmten die Konsuhite, 
um von denselben Schutz zu erlangen; aber nur der Osterreichische 
Agent hat im Auftrage seiner Regierung bei dem Ministerrat einen 
sehr energischen Protest eingereicht, in welchem verlangt wurde, daß 
der rumfinische Fiskus den eingezogenen Tabak bar und nach seinem 
Werte bezahlen solle. Der russische Konsul hat es den Untertanen 
seiner Regierung freigestellt, ihre Tabakvoiräte nicht abzuliefnn, je- 

Ii A IIt;<Mifiiie Zeiluiij; ist',"», iMilago zu No. f». 

2) .Stürza, A. D., Trcizcci üc am de Douiiiie ai Itcgclui Carul, bukarcMt 
Vol. I, p. 7a 1807. 

3) Xenopol, Domnüi lui Cuza. Vol. II, p. 32. 

1) Henke, Hutnänien, Lud und Volk, Lripug 1877, a 101. AHgeiiMtoe 
ZeiUiii^r 186."., No. 221>. 
VolkjwirUcbalU. u. wimchafUgeachiciiU. Abhandlungen Ii. 4. 3 
Butatoevaeo. Dm Tatxluaonopol ia Riunini«a. 
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doch mit der Bedeutung, dafi de dieselben auch nicht verkaufen dürf- 
ten Es war eine Zeit, in welcher die fremden Hfindler frei schalten 

und walten konnten ohne Rückweht zu nehmen auf das nationale 
wirtschaftliche Streben. Ihre Interessen fanden Schutz durch ihre Re- 
gierungen und diplomatische Interventionen. Sie konnten die Donau- 
fürstentümer ausbeuten, ohne zu den T>asten des Staates, aus welchem 
sie ihren reichen Gewinn zogen, irgend etwas beizutragen, wozu pje- 
rade sie am ersten in der Lage waren, weil sie nicht nur zahlreicher, 
sondern audi reicher als die rumänischen Händler waren. Auch dieses 
(leset/, iielj viel zu wün.schcn übrig. \'(>r allem führte es das Tabak- 
bau dclsmonopol ein, diejenige Form des Monoi)ols. welche im \'er- 
glcich zum vollen Monopol sehr nachteilig ist. Sie erheischt eine viel 
strengere Kontrolle und kann doch nicht die iiohen Erträge sichern, 
wie es das volle Monopol tut, denn der An- und Verkauf des Tabaks 
bi(;fet den lieaniten reichlich (ielegenlieit. den Fiskus zu betrügen. 
De.Nhalb ist diese Form nur da durchführbar, wo man auf einen aus- 
gebildeten und pHichtbewußten Beamtenstand rechnen kann, was leider 
zu jener Zeit in Rumänien nicht derFall war. 

Von Anfang an wurde den Uißbrftudiea seitens der Monopol- 
beamten TOr und Tor gedffiiet Der Ankauf der Tabakware sollte 
durch Kommisstonen Sachverständiger geschehen, deren je. eine fOr 
jeden Bezu*k bestimmt war. Diese Kommissionen aber haben den 
Tabak verschieden klassifiziert, denn eine Norm wurde fOr die 
Kontrolle dieser Klassifizierung nicht festgestellt; viele haben ver- 
dorbene Tabakblätter und-iabrikate und solche ohne Wert angenommen; 
und niedrige Tabakqualitäten wurden als höhere abgesehätzt*). Daneben 
bezahlte die Regierung den froheren Tabakhändlem eine Entsdiädigung 
von 15 Proz. aus ihrem Geschäftsgewinn, so dafi die Regierung eine 
Summe von 19G00OOO Lei ausgeben mufite. Wegen des Mangels 
an Debitanten verkaufte der Staat dieselbe TiUiakware wieder an den 
früheren Tabakhandler ujit o'mo.in Rabatt von 'JO Proz. Da das Gesetz 
die Ver])ackung der in den Handel kommenden Tabakwaren nicht vor- 
geschrieben hatte, was das einzige Mittel gegen die Steuerhinterziehung 
ist und auch dem Fiskus sichere F>träge gewähren konnte, wurde den 
Debitanten die (Jelegenheit geboten, den Staat durch Schmuggel und 
das Publikum durch die Vermischung verächiedener Tabaksorten zu 
betragen. 

n .Vn^M'iueine Zritiinsr No. 1805, 229, 
2) titurza, a. a. O. Ö. 71 ff. 
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Die Honopolverwaltung ließ sehr viel zu wünschen ttbrig, sie 
besafi alles andere nur nicht die Eigensdiaft einer guten und ge- 
schickten Verwaltung. Der Ankauf des Produkts bedingte eine Reihe 

Yon einzelnen Maßregeln, die theoretisch wenigstens nicht bestimmt 
waren, da kein Reglement bestand; hieraus entsprang eine WillkOr- 
herr Schaft der einzelnen Beamten und Debitantan, welche an sich schon 
zu verwerfen war, dem Monopol selbst aber nur zum Schaden ge- , 
reichen mußte. Mit Recht wird in der Rede des Regierungsrates vom 
2f<. April 186G folgendes ani^'eführt: „In der Verwaltung des Tabak- 
monopols — wenn man überhaupt noch von Verwaltung und Monopol 
reden kann - ist dem 8taate wie dem PubUkum eine doppelte Lock- 
speise dargeboten worden, und beide, Staat wie Publikum, sind darauf 
hineingefallen; beide wurden die ()j)fer der Habsucht der Tabak- 
debitinten und derjeni^'en Personen, die mit der Einführung und Ver- 
waltun;; (ii<'S('s Monopols beauftragt wurden*)." 

Zweifellos konnte auch unter solchen Umständen das Tabak- 
nionopol dem Fiskus nicht die Einnahme bringen, auf welche gerechnet 
wurde. Während der ganzen Zeit seines l'/j jährigen Bestehens brachte 
das Tabakmonopol 14 711 Ö27 Lei als Bruttoeinnahmen und 55(X)000 Lei 
als NettoeinnahmeUf d. h. die Ausgaben im Betrag von 10211527 Lei 
betrugen 63 Proz. der Oesamteinnahmen. Wie klehi diese Einnahmen 
waren, ergibt sich aus der Tatsache, dafi zwei Privatgesellschaften im 
Laufe dieser Zeit um die Pachtung des Tabakmonopols sich bewarben. 
Eine Gesellsdiaft griechischer Kaufleute*) stellte der Regierung den 
Antrag, das Tabakmonopol für 24 Jahre in Pacht zu nehmen und 
ihr für je ehie Periode von 6 Jahren jährlich folgende Summe zu 
zahlen*): 

L Periode 7 Hill Piaster 

n. „ 8/t, „ 

IIL „ 9 w n 

Eine lediglich zu diesem Zweck konstituierte Gcsellschait unter 
dem Namen „Erste rumänische Gesellschaft für das Tabakmonopol'*, 
deren Betriebskapital von 40 Mill. Piaster in 40(X H> Aktien zu 1(XX) Piaster 
geteilt war^), machte ein noch vorteilhafteres Angebot, und zwar wollte 
dieselbe zahlen: 

1) Allgem. Zeitung, BeOage m Na 336. 1865. 

2) Stürza, o. a. O. S. 83. 

3) Allgetu. Zeitung. 1865, No. 135. 

4) Monitor offic. 1871. No. 272. 

3* 
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ffir die L Periode 12 MUL Piaster 

II fi II» »» i4 n « 

« II m* n ff fi 

.. .. TV. , 18 .. 
Die erzielten kleinen Einnahmen beweisen, dali das Taliakmonopol 
nur dann die Möj^liciikeit bietet, erhebliche Einnahmen ans dem Tabak 
, zu ziehen, wenn es gut verwaltet wird. Dieser unbefriedij:jende Erfolg 
des Monopols sowolil. y.n welchem der Mangel an geeigneten und ge- 
wis.senhaften Beamten, die ungünstigen politischen VerhiUtnissc und 
der hartnäckige Widerstand der Taluikiiiindler viel beigetragen haben, 
als auch die zunehmende Unzufriedenheit der Konsumenten mußten 
naturgemäß zur AbschafTung des Tabakmonopols führen, welclies vor- 
her mit so großer Mühe und Schwierigkeit eingefQhrt war, dies geschah 
schon nach einer Dauer von nur 1 Vt Jahren, in welcher Zeit es so 
schlecht verwaltet wurde, dafi Universitatsprofessor Disescu (Bukarest) 
mit Recht sagen konnte: «Ich weiß nidit, ob das Tabakmonopol wirklich 
funktioniert hat>)." Durch das Gesetz vom 27. Januar 1867 wurde 
es aufgehoben und der Tabakhandel erfreute sich wieder der FVeiheit 
Es wurde demselben nur ein EinfiihrzoU auferlegt, nämlich: 

fOr 1 kg Rauchtabak 16 Lei 
„ 100 Zigarren 16 „ 
„ 1 kg Sdmupftabak 20 „ 
ohne Unterschied der Qualität 

Der Tabakezport war frei von jeder Gebühr. Die Tabaktrafikanten 
mußten eine Lizenz vom Staat besitzen und waren nach dem Um&ng 
des monatlichen Verkaufs in 5 Klassen eingeteilt: 

Die erste Klasse bezahlte 1480 v. 
zweite „ <40 „ 

„ dritte „ „ 370 „ „ 
„ vierte „ „ 185 „ „ 
.. fünfte „ .. 37 .. 

1) ic^^elben verkauften die Tabakfabrikate nach Belieben, aber sie 
waren verj)tii('htct, eine gewisse Quantität i)ro Monat von der Regie 
anzukaufen, um die in den Kegicniagazinen noch lagernden Tabak- 
niengen zu räumen, da ein Verkauf in anderer Weise nicht angängig 
erschien. Der Ausverkauf fand nach folgendem Tarif statt: 

Türkischer Tabak, genannt Jaka 1 Oka 28,50 Lei 
„ WM Orta 1 20, 

„ „ „ Char 1 ,. 14.75 ,. 

2) Disescu. C- U.. Draptul public Uouiüq. Bukarest. Bd. III, S. 1094. 
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Tabak, genannt Persioean oder ßasma 

I. QuaUtät, Oka 12,r)( ) Lei 
II. „ „ 10,75 „ 
III. ,, 9,o(3 ,f 

Rumänischer Tabak von türkischem Samen 
1. QuaUtät« Oka 9.50 Lei 

II. „ ,1 6,<5 n 

ITT 6— „ 

Rumänischer Tabak von einlieiinlschem Samen 
I. Qualität, Oka ö, ~ Lei 

nti 

m9 

Russischer Tabak (Mahorka) Oka I>oi 
Havannazigarren I. Cjualitiit pro 100 Stück ii.'),?;") Lei 
„ „ II. „ HX) n.öO „ 

Ausländische Zigarren verschiedener Qualität^ pro 100 Stück 8,50 Lei 
Einheimische Zigarren I. Qualität pro 100 Stück 4,70 Lei 

n f, IL ft 100 n 3f35 

Schnupftabak Garet I. •« Oka „ 20,— „ 

n w II* ♦» ♦» »♦ »f 16^75 ff 

n Ceain „ n 28, — 

«* Sket » ». w J6»75 „ 

H einheimisch I. Qualität „ ,. 4,70 „ 

•t n II» n •» ♦» « 2, „ 

Dieser Maßregel gemäß hoffte die Regierung in 2 Jahren ihren 
sämtlichen noch lagernden Tabak ausverkaufen zu können und damit 
noch einen guten Ertrag zu erzielen. Diese Hoffnung erfOllte sich 
niclit. Die Schuld daran lag wiederum an der Xachlässi^^it der 
Verwaltung hinsichtlich der strikten Durchführung der von der Re- 
gierung bezüglich des \'erkaufs des Tabaks erlassenen Verfügung. 
Die nocb vorhandenen Tal>akniengon wurden nicht ausverkauft. Die 
Regierung sah sich genötigt, den gesetzgebenden Körperschaften einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, welcher einen doppelten Zweck hatte: einer- 
seits den unbedin'jtoii vollständigen Ausverkauf des in den Uegie- 
magazineri iL'eijliehenen T.iliaks. andererseits die Kiiitüliruntj einer 
ausgiehi^'eren Besteucrun^'^iU t al> das frühere System, welclies in dem 
Zeitrauuj von , Monaten'» nur .T4ü>>14i^ Piaster') an Einualinien 
einbrachte. Der ( i( >L't/cnt\vurf schlug eine Ciewichtösteuer von 40 liani 

1) Seit dem 27. Janiiiir bis 12. AngttSt 1868. 

2) Monitor ofic lb7J. No. 272. 
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pro Kilogramm inJändischeii Tabaks vor, ohne Unterschied der Quali- 
tät. Er wurde angenommen, und als Gesetz trat er am 31. Mai 1868 
in Kraft 

Infolge dieses Gesetzes sollten die Tahakptianzer einer dazu be- 
stimmten Kommission den Ausfall der Tabakernte in Büscheln und 
Haufen'), sowie das (iewicbt des geernteten 'iabaks bekannt ^^elKMi. 
Die Deklarationen wurden von dem Unterkassierer des Bezirks i^ejjrüft 
bezw. kontrolliert Unf^cnauc oder unterlassenq Deklarationen wurden 
mit Geldstrafen geahndet, jedoch wurde eine Minderdeklaration bis zu 
If) Proz. des Gesamtgewichts zugelassen. Die Einkassierung der Tabak- 
steuer geschah im Monat Juli des nach der Ernte folgenden Jahres 
durch den Steuereinnehmer, denen ein Riibatt von 2'/2 Proz. bewilligt 
war. Der Tabakhandel war, wie frülier, frei, aber die Tabaktiafikanten 
waren gesetzlich verpflichtet, pro Monat eine der Klasse des Debits 
entspreohende bestimmte Menge Tabakfabrikate im Werte ▼on 37 bis 
1480 Lei aus den noch im Besitz des Staates befindlichen froheren 
Monopolbestftnden zu entnehmen, um dem Staate die Möglichkeit zu 
bieten, seme Tabakvorräte TollstSndig ausverkaufen zu kOnnen. Der 
Tabakhandel blieb unberQcksichtigt, wurde demnach ebenso wie der 
mit allen anderen Waren betrieben. 

Der zur damaligen Zeit bestehende Tabakeinfuhrzoll wurde er- 
höht und man bezahlte: 



„ 1 Kilogr. Schnupftabak .... 11,80 „ 

Den Reisenden war aber fOr ihren persGnlicfaen Gebrauch ohne Ein> 
fnhrzoll der Import von 600 g Rauchtabak lose oder in Zigaretten- 
form, oder 50 Stück Zigarren, oder 150 g Schnupftabak, ohne Unter- 
schied der Qualität, erlaubt. Kinfuhrzollfrei waren ferner die für den 
persönlichen Gebrauch der Vertreter der verschiedenen Mächte in 
Rumänien eingeführten Tabakfabrikate. Der Export war ebenfalls 
zollfrei; in diesem Falle wurde die Steuer von 40 Rani pro Kilogramm 
zurückgegeben. 

Das neue Besteuerung.systom brachte weder den Tabakpflanzern 
noch dem Fiskus Vorteil. Den TaijakpHaiizern war es nachteili^^ weil 
diesellten neben dem Betriebskapital noch das zur Bezahlung der Steuer 
notwendige Kapital besitzen mußten, denn sie waren verpflichtet, die 

h I)i> KominmBion br-^tniid »tis dem Bürgermdster, Pfarrer and Lehrer 
des Dorfe«, wo die Tabakerute la^. 



für 1 Kilogr. Rauchtabak 
„ 100 Stfick Zigarren . 
„ 100 „ Zigaretten . 



9,44 Lei 
9,44 „ 
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Steuern zu bezahlen, ehe sie die Ernte verkauften. Woil die nipiston 
Tabakpilanzer aus kleinen Landwirten bestanden, die über ein großes 
Kapital itiolit vorfügten, waren sie, um die Steuern zahlen zu können, 
genötigt, die Ernte zu jedem Preise zu verkaufen. Der Steuerfuß 
von 40 Hani pro Kilotrranini war zu hoch und dadurch sehr drückend, 
dies um so mehr, wenn man berücksichtigt, daß infolge der primitiven 
Anbaumethode der durchsclinittlicho Ertrag eines lia ;)( M )kg betrug. Der 
Tabakpflanzer sollte aber als Steuer IMO Lei bezahlen, während der 
Bruttoertrag eines ha nur 210 Lei ergab, da die Preise für Rohtaliak 
sehr niedrig waren: ein Kilogramm dessell»en kostete l'O Bani. Al»er 
auch dem Fiskus war die ( Wnviclits.steuer nicht günstig. Die Kontrolle 
wurde von den Unterkassierern ausgeübt; diesellien konnten ihr Amt niclit 
gewissenhaft verschen, weil sie von Zirkumskription zu Zirkumskriptioii 
gehen mußten: außerdem hatten sie auch noch anderweitige Amtsi)tiicbten 
zu erfüllen, so daß eine tatsächliche Kontrolle illusorisch wurde und der 
Steuerhinterziehung hinreichend Gelegenheit zur Betätigung gegeben war 
Dem entspradien die Einnahmen, nändidi vom 12. August bis 
Ende des Jahres 

1868 . . . 5211 Lei 
in Jahren 1869 . . . 1575574 

1870 . . . 1127510 „ 

1871 . . . 1147152 „ 

Wie ein Rflckblick uns zeigt» war der Tabak in dem Zeitraum 
von 7 Jahren drei Besteueningssjstemen unterworfen: einem Tabalc- 
handelsmonopolf einer Handelssteuer und einer Gewicbtsteuer. In 
dieser ganzen Periode erlitt der Tabakbau keine Einschrftnkung, er 
war frei, doch konnte er keine Forlschritte machen. Im Gegenteil 
bemerken wir große Schwankungen sowohl in der Größe der dem 
Tabakbau dienenden Bodentläcbe als auch in der durctiscbnittUchen 
Produktion, wie aus folgender Tabelle ersichtlich ist*)* 



Jahrs 


Hektar 


Die gesamte 
FroduktioD 
kg 


pro^^^tar 


m-i 


36112 


1 347 14S 




isr.*» 




07(5 7.'>:i 


1»40 


I,s«i7 


•_':j71 


•(4-1 (V_»7 


:m 


ISHS 


11(51 


.')31 4J1 


4:ü 




2131 


504 im 


237 


1870 


3114 


1 002 022 


321 


1871 


3207 


1313541 


409 



1) Die Ziffern sind aus Monitorul oficial vom 20. Mariie 1871) eutiioiuuieii. 
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Diese Schwankiuiffeii finden ihre Erklärung in den verschiedenen 
Bestononingsversuchen und den schon in dieser Periode bestehenden 
Hcsteuorungssystenien. die nicht ohne Einfluß auf die Tabakkultur 
bl<'il)eii konnten, denn der Tal»ak])rian/.er hatte nicht mehr den Mut, 
seine Kr.äfte dem Tabakbau zu widmen, da er tagtäglich gewärtig sein 
niußtf^, einem neuen Besteuerungsysteni unterworfen zu werden. \'om 
finanziellen Standpunkt aus aber betrachtet, charakterisiert sich diese 
Periode in Anl)etracht der Steuerkraft des Tabaks als wenig einträglich, 
denn in diesem 7 jäiuigen Zeitraum lieferte die Tabaksteuer den Ge- 
samtbetrag von: 12520902 Lei v., also einen jährlichen Durchschnitts- 
betrag von 1 788 715 Lei v. 

Auf die durchschnittliche Bevölkerung dieser Periode von 
4131349 Seelen^) kommt also pro Kopf 0,43 Lei y., ein ykÜ zu geringes 
Steaermaß, weui wir ans die große Stenerkraft des Tabaks vergegen- 
wärtigen. Die Ursaehen liegen teils in der Natur der eingeführten 
Tabakbesteaerungsystemei selbst, teils in der schlechten Verwaltung» 
welche im Anfang dieser Periode in allen Zweigen des Öffentlichen 
Lebens herschte und in der Beantwortung der Tronrede vom 27. De- 
zember 1866 folgendermaßen geschildert wird: tJ)id sichtbaren Miß- 
brftnche in unserem Lande in den verschiedenen Zweigen der Öffent- 
lichen und der Gememde-Verwaltung entspringen aus der Anarchie 
und der bei uns eingefOhrten Lioenz, unter dem Druck von Ideen und 
Bestrebungen, die nachdem sie so traurige Resultate gezeitigt haben, 
vom ganzen Land verurteilt wwden. Der Mangel einer Kontrolle, 
der Mangel einer strengen Verantwortung derjenigen, denen öffentliche 
(iolder zur Verwaltung anvertraut sind, hat den Mißbräuchen in einem 
bisher noch nie gekannten Grade die Türen geöffnet*)". 

1) Der Bevölkorutigsdurchfichnitt ist nach den Angaben in Alexandrinin 
Statistik. 8. 04 geraoboet 

2} AUgem. Zeitmig, Na 4, 1867. 
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HL Wiedereinführung des Tabakmonopols. 

Als Fflrat Karl toh Hohenzollern am 10. Mai 1866 den Thron 
Rumäniens besti^ und dadurdi den allgemeinen Wunsch der 5 Millionen 
RumSnen, die ihr Schicksal ihm anvertrauten, erfOllte, fand er eine 
bedrohte finanzielle Lage vor, die eine besondere Aufmerksamkeit er- 
forderte und eine schnelle und sichere AbhOlfe verlaugte. Leider hatte 
der Fürst Cosa bei seinem unfreiwilligen Rflcktritt die Finanzen des 
Landes in einem derartigen Zustande hinterlassen, dafi selbst bei größter 
Ordnung und Sparsamkeit Jahrzehnte notwendig; waren, um die ent- 
standenen Schäden auszugleichen und den Kredit des Landes wieder 
auf <lie Höhe zu erheben, auf der er vor der unverantwortlichen Wirt- 
schaft der letzten Regierung gestanden liatte. Trotz dem Eifer, womit 
Fürst Knil in alle Einzelheiten der verschiedenen Verwaltunpszweige 
Einsicht zu neiinien und MiÜhriuK he abzustellen suchte, jjclanu es ihm 
vorerst nicht. Uuniiinieii auf {gesunde politische und wirtschaftliche 
Bahnen zu lenken. Das ('hei saß zu tief und hatte sich zu fest ein- 
pewurzelt. um es mit einem Schlage beseitigen zu können; dazu ge- 
hörten Jahre, vielleiclit viele Jahre, wenn nicht Jahr/.eiinte. 

Anfang des Jahres IHGT gaben die Zeitungen von <ler I^age 
Rumäniens ein sehr trauriges Bild. ,,R()nünid" iiufierte sich folgender- 
weise: „Demoralisation uiul Verderbtheit herrschen in der Justiz und 
der Verwaltung; der Handel ist in der größten Not Vollständige 
Verarmung bedroht einen großen Teil des Landes. Der Staat ist mit 
Schulden belastet; die Steuern sind so hoch, daß sie nicht mehr zu 
ersdiwingen sind, und ein naher Untergang steht zu erwarten*)**. 
Trotzdem bemflhten sich die Finanzpraktiker Rumäniens nicht dem 
Übel zu steuern, und die schlechte finanzielle Lage bestand weiter fort 
Die Budgets stsUten nur ein scheinbares Gleichgewicht zwischen den 
Einnahmen und den Ausgaben her, denn unter den Einnahmen befanden 

1) Koiuinul 18(}7, 3. Jaouar. 



- 42 - 



sich verschiedene Posten, deren Höhe ülusorisdi \vnr. Deshalb scliloß 
naturgemäß jedes Jahr mit ^nem größeren oder kleineren Defizit ab. 
W«gen der Höhe der Steuern und der Undurchführbarkeit des kostspie- 
ligen aus Frankreich eingeführten Steuererhebungssystems blieben große 
Steuerrückstände. Beim Amtsantritt Mavrogheni's als Finanzininister 
im Jahre 1R71 betrugen dieselben 10 Millionen Lei*). Von Tag zu Tag 
wuchs die P'inanznoT, so daß im Jahre 1H71 die staatliche Existenz Hu- 
mänicns selbst hodroht war. Der Tribut an die Hohe Pforte ffir das 
Jahr \^10 wdv noch nicht bezahlt und wurde eingefordert. al)er die 
Staafska.ssen ein hielten selltst nicht einmal den fälligen Betraj,' von 
381)()4 '/j tilikische Lire (S().')(MK) Lei), so daß das Finanzministerium 
einen Wettbewerb für diejenigen Bankiers auszuschreiben genötigt war, 
welche die Zahlung des Tributs für Rechnung der Regierung vorschuß- 
weise zu übernehmen geneigt sein sollten In einem an die Präfekten 
der Landesbezirke erlassenen Rundschreiben legte der Minister des 
Innern, Catargiu, die finanzielle Lage folgendermaßen dar: „Der Staat 
befiuid riiSti damals in einer sehreekliehen Lage, die Kassen iraren er- 
schöpft und von GtiUibigem bedrängt, die Beamten warteten anf Gehalt, 
die Armee anf Sold, die Kreditlosigkeit war allgemein ■).** 

Dieser finanziellen Katastrophe konnte die damalige Begierung 
nur durch eine Anleihe entgegentreten. Aber das Geld war anf den 
europäischen lürkten wegen der großen von Frankreich zu leistenden 
Kriegsentsdiädigung schwer zu bekommen. Der Staatsmechanismus 
Rumäniens wäre damals auf alle Fälle lahm gelegt worden, wenn die 
Banque de Roumanie der Begierung nicht noch Hilfs geleistet und 
IVi Millionen Francs geliehen hätte. Damit machte man aber der 
finanziellen Not kein Ende. Die damalige Regierung wurde nunmehr 
gezwungen, das Budget von 1872 gegen das Vorjahr um 11 Miliitmen 
Lei Ausgaben zu verringern (Allg. Ztg., No. 134, 1^71), und man 
sann gleichzeitig auf Mittel, der Staatskasse neue Einnahmequellen zu 
eröflfoen. 

Zweifellos konnte bei diesem Bestreben ein so ergiebiger Gegen- 
stand, wie der Tabak, nicht unberücksichfiirt bleiben. Die Regierung 
wies wiederum auf ihn hin, als auf das heilkräftige Kraut, <las jedes 
Finanzgebrechen heilen könne. Man beschlnf.) die Wiedereinführung 
des Tabakmoüopols, welches als die beste Bestcuerungsart des Tabaks 



1) Allgemciae Zeitung, Biilage zu Nr. 97, 187L 

2) Allpremeinp Zoitiing, Nr. \'.U, 1S71. 
3} Allgemeine Zeitung. Nr. 134, 1673. 
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angesehen wnrde, da sie dem Staat hohe nnd sichere Eitrige zu 
gewähren imstande sei. Die Wiedereinfflbrong des Tabakmonopols 
erschien zur Verbesserang der Finanzlage durchaus notwendig, und 
es wurde dies in der Thronrede von 1871 folgendermaßen doknmen- 
tiot: .3i^e R^erung wird die Votierung der schon in frflheren 
Sitzungsperioden vorgelegten Entwürfe des Tabakmonopols u. a. m. 
unterstützen und verlangen. Diese Gesetzentwürfe sind durchaus not- 
wendig und so schnell wie möglich zur Beratung zu bringen, flamit 
bei Beginn des IcQnftigen Jahres die Sicherheit geboten ist, sämtliche 
Staatsansgaben ordnungsgemäß regehi zu können und neue finanzielle 
Schwierigkeiten vermieden werden, welche die guten Erfolge des Werltes, 
das wir Alle übernoinrnen haben, ilhisorisch inachon würden ')." 

Denselben (irun<l finden wir in dem Bericht der Delegierten- 
kommission. „Zwei Kammersessionen" -), sagte der Berichterstatter 
Ci. Bratianu. ..verliefen, ohne (hiB dieses (ieset/ zur Beratung gekommen 
wäre, weil man wahrscheinlich den Moment des In-Kraft-tretens einer 
solchen finanziellen Maliicgel aufschielicn wollte, deren schlechter V.in- 
druck im ganzen Land sich aus früherer Zeit noch fühlbar niachte^). 
Die Aufschiebungen und die Unschlüssigkeit jener Kammer waren 
nur noch in einer Epoche möglich, in welcher sich die Budgetanforde- 
rungen nicht in einer so offenkundigen Weise ermitteln ließen, wie 
dies jetzt der Fall ist, wo jeder Zweifel ausgeschlossen ist Die Dele* 
gierten waren nidit so staatsmännisch veranlagt, die Vorteile dnes 
bei der Bevölkerung so wenig beliebten Besteueningssystems wie des 
Monopols stark genug hervorzuheben nnd ihre Ansichten dem Volke 
gegenüber energisch zu vertreten*).** Die Ausbeutung dieser neuen 
Einnahmequelle war um so mehr notwendig, als man bereits fOr das 
Jahr 1878 ein Defizit von 18 Millionen Lei voraussah. „Sie sehen 
also", sagte der damalige Finanzminister, „dafi bezflglich der Berech- 
tigung der Besteuerung ein Zweifel nicht mehr besteht Die von 
Ihnen verlangten Steuern suid berechtigt, sind dringend erforderlich 

l; Stürza, a. a. O. S. 261. 

2) Im Jahn 1869 wuzdo ein GewtMntimrf sor Einffilirung dct Tabak» 
moBOpoli vom FSnansmiiibter Golesca voigelcgi, welcher die l^DfOhning dea 

Tabak nionopols als „kointerMsicrte Regie" bezweckte. Im folgenden Jahre (1870) 
legto der damalige Fiiinnztniiiister (ira(li«(ranu einen neiion Gesrt/onlwnrf vor, 
der die Einführung des Tabakrnonopola aU Pacht form bezweckte. Alle beide 
GeMtsentwfirfe kamen aber iregen dea oben angegebenen Gnmdea vktA m BenUnng. 

3) Anepielmq; auf dae Tabakmonopol von 1864—1867. 

4) ßratianu, G.. Monitorul oficial. Nr. 296, 1871. 
6) Monitorul oficial, Mr. 272, 1871. 
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TrotzaUedem hat die Kiiifülinin^' des Tabakmonopols, die doch 
zur Verbessening der Finanzlage Rumäniens unbedingt notwendig 
war, große Erbitterung; hervorgerufen. Wiederum tritt in der altge- 
wohnten Heftigkeit die Agitation der Tabakhändler zur Verteidigung ihrer 
Forderungen in die Schranken: wenn schon nicht in demselben Orade, 
wie es im .lahrc lH(i4 der P'all war. Der Grund dieser Unziifricdcn- 
heit versteht sich von seli)st: die Händler konnten nicht mehr solche 
kolossalen (iew inne erzielen, wie bisher, wo sie eine Oka Tabak mittlerer 
Qualität mit 00- 70 Lei verkauften'). Eine Zahl von 20—80 Groß- 
tabakhändlern hatte den ganzen Tabakhandel in Händen und diktierte 
auf dem Markt dessen Preise. Mit Recht konnte man deslialb sagen, 
daß das Tabakmonopol schon bestehe, jedoch nicht im Interesse des 
Staates'). Bei der Beratung des Gesetzentwurfs in der Kammer 
wurden von einigen Abgeordneten wieder die allgemeinen Einwände 
gegen das Tabakmonopol hervorgehoben. Im besonderen beriefen sie 
sich auf die schon in der Periode von 1835—1867 gemaditen traurigen 
ErCahnmgen und auf die Naditefle, welche damals dem Staate aus 
dem Tabakmonopol erwadisen waren, wie auch auf die Tatsadie, daß 
diese Neuerung den Sitten und Anschauungen d«* mmSnisdien Be- 
vOUcerung widerspreche. „Niemal8^ sagte eüi Abgeordneter, „be- 
stand das Tabakmonopol in unserem Land, niemand hat bei uns je 
80 etwas gesehen. Wohl haben wir eine Torflberg^ende fihnliche Be- 
steuerung um 1866 gehabt Wir haben aber auch damals schon die 
Stimme des Publikums gehört, welche sich so stark gegen diese Neue- 
rung erhob, dafi das Tabakmonopol abgeschafft wurde 

Die Einsprüche fimden aber bei der Mehrheit keinen Anklang. 
Dieser stand die Finanznotlage vor Augen und ihr Bestreben war auf 
deren Beseitigung gerichtet; da.s wichtigste Hilfsmittel zu diesem Zweck 
erblickte man aber im Tabakmono])ol. Viel heftigmr nodi wurde die 
Frage beraten, ob die Regierung das Tabakmonopol in eigener Regie 
betreilten oder es einer Privatgesellschaft verpachten solle. Gegen die 
Paclitform wuido. wenn auch ohne Erfolg', das ij^roße Militrauen her- 
vorffehoben. welches man den Konzessionären entgegenbrin^'en niüsso. 
Diese hätten schon verschiodciie rnterneliiniiiüjen anderer Art j^eleitet 
und diese in wenijj: veitrauciicrweckender Weise zu Ende geführt. 
„Ja, .sagte der Al>^'eor(hictc .lonescu in ijezu;; darauf, „wir hal)en 
leider immer an Unternehmungen abgegeben; mir ist nichts bekannt, 

I) Monitorul oficial, Nr. 296, 1871. 

'_') Boliac. Monilornl oficial, Nr. 274, 1Ö71. 

3j Monilorul oficial, Nr. 272, 1071. 
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was uns geblieben und nidit durch Unternehmiingeii bewirkt wOrde: 
die EiseDbahnen, die FloibrOckeii. Sie haben gesehen, was wir mit 
den letzteren erlebt haben, die Brücken über den 01t nnd Trotns sind 
zerbrochen^).** Trotz alledem wurde rias Pachtsystem seines Vorteils 
halber angenommen, obschnn es im allgememen zn verwerfen ist, 
weil zwischen den Staat und den Konsumenten, zwischen den Fiskus 
und den Steuerzahler eine Mittelperson tritt, die natürlicherweise 
für ihre Tätigkeit belohnt werden muß und außerdem sehr oft für 
die Angehörigen des Staates einen Blutegel (larstellt. Unter den 
lierr^rliendcn T^nistiinden jednch niuüte die Wahl der Pachtforni als 
das Zweckeiit.^]»! cchendste augesehen und gutgeheißen werden, denn 
einerseits konnte der Staat auf sichere Erträge und Vorschüsse rechnen, 
und andererseits hätte der Mangel an deni zum Regiehetriel>e erforder- 
lichen Kai»ital, wie dies sclion die traurigen Erfalirungoii der ersten 
Tahaknionopolperiode (isiö ISiu) bewiesen hatten, auch diesmal die 
Durchführbarkeit des Monopols unmöglich gemacht. 

Dazu trug auch das Deispiel anderer Monopolländer bei. die 
ebenfall» ursprünglich das Pachtsyteni gewählt und zufriedenstellende 
Resultate damit erzielt hatten, wie z. B. Frankreich, Österreich und 
Italien. Ein wetterer sehr berechtigter Grund zur Wahl des Pacht- 
systems beruhte in dem Mangel an geeigneten Beamten für die Aus- 
fahrung des Tabakmonopols. Das Gesetz wurde von der National- 
Versammlung angenommen und trat durch das fürstliche Dekret am 
Februar 1872 in Kraft Das Tabakmonopol war also wiederum 
eingeführt, und zwar als verpachtetes Monopol. Es war ein volles 
Monopol, und enthielt dementsprechend die drei Zweige der Tabak- 
mdustrie: Tabakbau, -fabrikation und -verkauf. 

Der Tabakbau wurde durch dieses Gesetz nicht beeintrBchtigt; 
er war im ganzen Lande erlaubt und nur gewissen Mafiregebi unter- 
worfen. 

Die anderen diesbezfl|ßidien gesetzlichen Bestimmungen waren 
gleich denen des Gesetzes vom 5. Dezember 18()4, die oben bereits 
erwShnt sind^). Die Pachtzeit war auf 15 Jahre festgesetzt; sie war 
in drei Perioden zu je fünf Jahren mit einer Erhöhung des Pacht- 
schillings von 20"/o für jede fünfjährige Periode eingeteilt. Am */jo. Mai 
1872 wurde das Tabakmonopol durch öifentliche Lizitation einem 



1) Mmutoml oflciaU Nr. 274, 1871. 

2) & B. 49, 50. 
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grofien ungarisch-jadischen Hause aus Budapest verpachtet 0- Dieses 
Haus, genannt ..Franko -Ungarian Bank"^). machte die „Banque de 
Roumanie" zur Teilhaherin. Alle beide waien finanziell starke An- 
stalten und infolf^edessen konnte man auf iliie Zahlunfjsfähijjkeit und 
die Ausführung des Vcrtraj^es rechnen. Das Ceschäft gestaltete sich 
also für l)cide Teile glänzend und am meisten für die Finanzen 
Rumäniens, da man vorher glaubte, nur 3 — 4 Millionen Lei für die 
erste Periode erzielen zu können In dem abgeschlosseneu \ ertrag 
ist im wesentliclien tiestimmt worden: 

1. Die „Franko-Ungarian Bank'* übernimmt das Recht des Tai)ak- 
monopols in ganz Rumänien für eine Periode von 15 Jahren, welches 
Recht sie gemäü dem Gesetz vom 5. Februar 1872 ausüben wird. 

2. Der Unternehmer soll seinen gerichtlichen Wohnsitz in Ru* 
minien hftben und durchaus der rumänischen Gerichtsbarkeit unter- 
worfen sein; er darf keinen fremden Schutz in Anspruch nehmen. . 

3. wahrend der Pachtdauer soll die Regie nidit als ein privates, 
sondern als ein öffentliches Institut angesehen und bebandelt werden. 
Sie ist bezfiglich ihrer GeeehftftsfQbrung von jeder Gebtthr befreit 

4 Die wF^ko-Ungarian Bank" veipflichtet sich, eine jflhilicfae 
Pachtsumme von 8010000 Lei für die ersten fünf Jahre, 9612000 Lei 
fOr die zweiten fünf Jahre und 11534400 Lei fOr die dritten fOnf 
Jahre in monatlichen Raten pränumerando der Regierung zu zahlen. 
UnpOnktiiclie Zahlung gibt der Regierung das Recht einer zweiten 
öffentlichen Lizitation auf Rechnung und Gefahr des Unternehmers, 
und dies nur nach einer einmaligen einfachen Aufforderung zur Zahlung. 

5. Die Regierung hat das Recht, ül)er die Einhaltung ihrer Re- 
Stimmungen und die Interessen der Tabakpfianzer und Konsumenten 
zu wachen. 

6. Der Unternehmer verptliciitet sich zur Hebung und Förderung 
der inländischen Tahakkultur. und er ist gehalten, die ganze Quantität 
des Rohstoffes, die für Tahakfabrikate 'i^ 4. und 5. Qualität notwendig 
ist, nur vom Inlande zu beziehen. 

7. Der Unternehmer wird zwei P'abriken. wie auch die notwen- 
digen Magazine auf seine eigenen Kosten bauen lassL-n. Alle diese 
Bauten bleiben nach dem \ erlauf der Pachtzeit Resitztum des Staates. 

1) Am dem Leben König Karin von Sumioieii, Anfseidmangen eine« 

Augenzeugen. Stuttgart 1894, Bd. II, S. 'JTI. 

2) Allgeuieine Zeitung, Nr. öi), löTÖ. 

3) Mooiturul oficial, Nr. 272, lb71. 
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Hieraus ergibt sich, daß der Zweck der rumänischen Regierung 
nicht nur ein rein finanzieller war, sondern sie wollte auch die Tabak- 
kultur und -Industrie im Lande heben und fördern. Wenn nun auch 
der letzte Zweck nicht voll erreicht worden ist, wie wir später stehen 
werden, so übertraf der erste die kühnsten Erwartungen, denn die 
Höchstangchote von und 11 Vj Millionen, im (lef^cnsaf/. zu den 

je 5 Millionen des Voranschlages der Regierung'), bildeten eine nicht 
unbedeutende Summe bei der ungünstigen Lage der rumänischen Fi- 
nanzen. Im ersten Jahre der Pacht gestaltete sich die Sache zur Un- 
zufriedenheit der Pächter, die am 11. Juli 1S72 mit (ienehmigung 
der Regierung in eine Aktiengesellschaft mit einem Betriebskapital 
von 2;) MiUionen Lei sich umwandelten. Das (lesetz hatte einige Be- 
stimmungen, die der Pachtgesellschaft nachteilig waren. Dasselbe sciirieb 
vor, daß alle Bauern, die Tabak bauen wollten, verpflichtet seien, der 
Regieverwaltang kundzugeben, wieviel Hektare sie bebauen wollten; 
die Regieverwaltung sollte diese Anmeldangen in einem Zeitraum von 
10 Tagen beantworten. Wenn der Bauer in dieser Frist keine Ant- 
wort bekam, dann konnte er die angemeldete AnbauilScbe mit Tabak 
bebauen, unddieBegieverwaltang war verpflichtet, die Ernte anzukaufen. 
Die Frist war aber zu kurz bemessen, um seitens der Begieverwaltung 
alle Anbaubittschriften beantworten zu können. Infolgedessen erhielt 
die Begieverwaltung größere Mengen Tabak als sie verwenden konnte, 
und es wurden ihr daher QberflOssige Ausgaben verursacht Den 
größten Schaden eriitt aber die PachlgeseUschaft infolge des Tabak- 
schmnggels, welcher große Ausdehnung gewonnen hatte und dem man 
nicht erfolgreich entgegentreten konnte, weil das Gesetz keine ge- 
nügenden diesbezüglichen Bestimmungen enthielt Dasselbe schrie)) 
nur eine bestimmte Geldstrafe gegen Schmuggel vor, die aber in den 
meisten Fällen nur illusorisch war, vreü die Schmuggler zum größten 
Teil vermögenslos sind. Außerdem war die Feststellung der Kontre- 
bande sehr schwierig, weil eine Haussuchung nur mit (Jenehmigung 
des Tribunalpräsidenten angeordnet werden konnte; die Ausführung 
dieser Formalität nalmi aber H — 7 Tage in Ansitrucli. so daß der 
Schmuggler Zeit hatte, jedes Verdachtsmoment zu beseitigen. 

I nter solchen Umständen verlangte die Pachtgesellschaft die 
Änd(!rung des (iesetzes in dem Sinne, es mit schärferen und sichereren 
MaBregeln gegen den Scliniuggel auszustatten und dadurch die Lücke 
des Gesetzes zu beseitigen. Die rumänische Regierung war derselben 

1) Au» dem lA^hen Uäw., bd. II, S. 204. 
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Meinung, weil durch den Sdimuggel niclit nur das Interesse der 
Pachtgesellscbaft, .sondern auch das des Fiskus selbst geschädigt 
wnrde. Das Tabaknionopol sollte nnterstAtzt werden, weil es eine 
bedeutende Ehinahniequelle bildete, die durch gesetzliche Mittel ge- 
sichert werden mußte. Demgem&fi wurde nach heftig geführter Be- 
ratung das Gesetz am 9. Mai 1873 geändert Die wichtigeren Be- 
stimmungen des noch in demselben Jahre in Wirksamkeit getretenen 
Gesetzes sind folgende: 

1. Die Zeitfrist, in welcher die Begieverwaltung sich Ober die 
Anbaubittschriften der Tahakpflanzer auszusprechen hatte, wurde von 
10 auf 25 Tage erhobt 

2. Niemand darf an Tabakblättern oder -fabrikaten mehr als 
100 g Hauchtabak oder 50 g Schnupftabak oder 25 Stück Zigarren 
besitzen, wenn der Betreffondc nicht selbst Tahakptianzor ist oder die 
Tabakfabrikate nicht mit der Marke der Kegle versehen sind. 

3. Auch der Friedensrichter kann die Genehmigung zur Haus- 
suchung geben, falls am Orte selbst ein Tribunalpräsident nicht vor- 
handen ist. 

4. Die nicht hc/ahlten Strafen für den Schmuggel werden in 
Gefängnisstrafe umgewandelt. 

Dadurch änderte sich jedoch der frühere Zustand nicht, denn 
die wahren Ursachen dieses (ibels wurden nicht beseitigt, nämlich 
der Manuel an einer einheitlichen und geschickten Leitung. In den 
ersten zwei Jahren maclite die Pachttreseilsciiaft schlechte (Jeschäfte, 
indem sie einen beträchtliciien leil ihres Kapitals verlor, und zwar 
4 390128 Lei'). Der Grund dafür lag darin, dali die Gesellschaft 
die Tabakregie erst von Grund aus organisieren, Fabriken bauen und 
tüchtige Beamte heranbilden mußte. Danach und solange der Eng- 
linder Wingfield an der Spitze der Begie stand, gingen die Gesdiflfte 
etwas besser. DerMlbe brachte Ordnung und Pflnktlicfakeit in die 
Geschifte, so daß eine mifiige Verzinsung des Betriebskapitals ge- 
sichert war. Im Jahre 1875 wurde ein Nettogewinn von 951 328 Lei 
erzielt, oder 3,98 Proz.^. Unter der Leitung des Generaldtfektors 
Lange gingen die Regiegeschifte wieder schlecht, obschon derselbe 
den Aktioniren goldene Berge versprach*). Im Jahre 1876 erzielte 
die Pachtgesellscbaft einen Reinertrag von 143136 Lei^). Der Grund 

1) ÄllgMiiehie Zoitung, Nr. 335, 1875. 

2) A]lgem«iiw Zeitaiig, Nr. 335. 1875. 

3) Allgemeine Zeitung. Nr. 89, 1876. 

•I) Cicalek, Tht-odor, Dr.. Der Tabak, desson Anbau, Ver.irbcitnni^ und 
Verbrauch, Huwie seiut; iieili^ulung lür deu Welthaudd uud die ätauUiitiuuxeu, 
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dafflr lag einerseits in der großen Höhe der Ausgiaben, ivie wir später 
sehen werden, — hier fOhren wir nur an, dafi der Generaldirdrtor der 
Regie einen jährlichen Gehalt von nicht weniger als 120000 Lei be- 
Icam, anßerdem hatte er freie Wohnung, licht, Heizung etc.; ein 
Fabrikdirektor bekam 40000 hei jlihrlidi*), — andererseits in der 
NadilftBsigkeit der Verwaltung. Das Land war nicht mit den not^ 
wendigen Tabak&brikaten versorgt In vielen Gememden gab es 
kein Debitlokal, und wo ein solches bestand, konnte man nicht die 
gewünschten Qualitäten eriuüten. Zahlreiche diesbezügliche Beschworden 
wurden laut und verlangten von den Präfekten amtliches Einschreiten. 

Wenn die Regieverwaltunf? den Art. 15 des (iesetases erfüllt 
hätte, in dem es heißt: „Alle Behörden der Unternehmung, wie auch 
alle Dehitanten sollen Rumänen sein", dann konnte die Hegieverwaltung 
Dcl)itanten in allen (lemeindcn finden. Dann würde der Konsum 
nicht leiden und sieh auch keine (lies])ezüglichc Kla^'o mehr erlieiten. 
Die Regieverwultung w(»llte davon nichts wissen und stellte in iiiren 
Dienst so viel«; Fremde, zum gröljten Teil .luden, dal! der damalige 
Minister des Innern sicli gezwungen sah, ein seiir ernst gehaltenes 
Rundschreiben an alle Distriktsjiräfektcn des Landes zu erlassen, worin 
dieselben aufgefordert wurden, auf das strengste darüber zu waclien, 
dafi unter den Heamten der Keiiic sich keine ..Fremden befändefi, <l. h. 
solche Personen, welche nicht das volle ruujänische Slaatsbürgenecht 
besitzen"*). 

Die Tabakfabrikate waren im allgemeinen schlecht und die Preise 
zu hodi. In einem Handelsbericht des Kaiserlichen Deutschen Kon- 
sulats zu Gahitz finden wir darfiber folgendes: „Da nun aber auch 
die Bierbereitung durch hohe Steuern an Staat und Kommunen sehr 
verteuert wird (10 Maß Bier ca. 8 Sgr.), wodurch auch der Genuß 
des Bieres der firmeren Klasse sehr erschwert wird (das Maß leichten 
Bieres kostet im Einzelverkauf 5 Sgr.), so ist es gewiß um so be- 
dauerlicher, daß das jflngst ins Leben getretene Tabakmonopol auch 
noch Einschränkungen im Genüsse des Rauchens, natOrlich ebenfalls 
vorwiegend den armen Leuten, auferlegt. Der dem Tabakrauchen in 
hohem Grade huldigende Rumfine wird durch die bedeutende Ver- 
teuerung des Tabaks in der Tat sehr hart betroffen, da ihm das Tabak» 
rauchen sozusagen angeerbt und von froher Jugend auf zur 'ein- 

verüftenilichl in dem Achten .labrenbc>riclit dc8 Vereitia der WieiMT HniidclHakadcinie 
1880, Wien 1880. a 204. 

1) Monilorul oficial, Martie, 1879. 

2) Allgemeine Zeitwng, Nr. 2.'>8. 1872. 

VLlk-iwirSsc haftl. u. wirl5rh»f»f!i.-<-s<liulitl. Atitiai'.<ilung«n, iL 4. 4 

IluBuiocetca, Um TitUAkiiioiiupul tii Hiuuätuun. 
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gefleischteD, kaum zu bekfimpfenden Angewohnheit geworden ist').** 
Vier Jahre später schrieb die .^gemeine Zeitung" darüber folgendes: 
„Das vor vier Jahren hier eingeführte Tabakmonopol ist für die an 

starken Konsum von Tabak gewohnte Bevölkerung von Rumänien 
außerordentlidi drückend und vermehrt nicht wenig die allgemeine 
Unzufriedenheit. Die übrigen Steu^n tr^en häuptsächlich die firmere 
Bevölkerung hart; das Tabakmonopol erregt aber auch den Milimut 
der Woldhabenden, weldie selbst für teueres Geld keinen guten Tabak 
mehr erhalten können.'' Die billigeren Tabakciualitäten waren am 
schlechtesten, wie aus der folgenden Schilderung des Abgeonhieten 
Pruncu hervorgeht: „Das Tabakpaket, welches dem Bauer verkauft 
wird, bleibt drei M(mate in dem La^'erhause der Fabriken liegen, ferner 
noch zwei Monate in den Distriktslagerliäusern, ferner einen Monat beim 
Bezirksentreposenr. bis es endlicii an den Debitanten der Gemeinde 
gelangt, so daß dann, wann es der Bauer sich kauft, der Tabak in 
dem Paket nur aus Pulver, aus Kleie besteht. Nun gut. der arme 
Bauer kauft es so wie es ist, denn er kann nicht sehen, was darin 
ist; er geht auf das Feld, und wenn er das Tabakpaket aufmacht, 
dann bläst der Wind ihm den ganzen Tabak weg." Ein anderer Ab- 
geordneter bestätigte im Parlament, daß in den Tabaki)aketen der 
Regie Laub gefunden worden sei^. Dem Vertrag gemäß war die 
Regieverwaltung verpflichtet, die zum Verkauf gelangenden Qualitäten 
der Tabakfabrikate nicht schiechter herzustellen, als die auf dem 
Finanzministerium deponierten Proben seien. Aber es wurde be- 
wiesen, daß die im Verkauf sich befindenden Qualitäten um 30 Proz. 
schlechter waren als die deponierten Proben. Auch hatte die Re- 
gierung die Pflicht und das Recht, darOber zu wachen, daß die 
Tabakkonsumenten nicht ausgebeutet würden, doch hat sie es 
allem Anscheine nach an dieser Überwachung fehlen lassen. Unter 
diesen Umständen wurde die Tabak konsumierende Bevölkerung mit 
Notwendigkeit auf den Unterschleif und Schmuggel hingewiesen. 
Der Bauer, welcher sich den Luxus nicht gestatten konnte, teuere 
Tabakfabrikate zu rauchen, zog sich, getrieben von dem Bedürfnis 
nach einem narkotischen (ienußmittel, in irgend einem versteckten 
Winkel seines (Jartens oder Feldes einige Taltakpflanzen für sein 
eigenes Bedürfnis. Andere Leute legten sich anf das Rauchen von 
geschmuggeltem Tabak. In den an der türkischen (irenze .gelegenen 
rumänischen Bezirken wurde sclir viel türkischer Tabak wegen seiner 

I i llniidelisorchiv. Jalirj». ]H72. W. II S. ".38. 

2) Vergati. D. C, Mouitorul oficial 1879, Martie lü. 
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BUligkdt und gaten Beschaffenheit geraucht, mg vor vier Jahren 
niemand für möglich gehalten hätte, und in den an der österreicliisch- 
ungarischen Grenze gelegenen Bezirken bediente man sich ebenfalls 
sehr viel des Tabaks der österreichischen oder ungarischen Regie*). 
Zu der Ausdehnung des Schmuggels trug auch der Umstand bei, daß 
im Jahre 1873 das wichtige Gesetz der Regelung der Schanklizenz 
auf dorn platten Lande eingeführt wurde. — Bis zu diesem Jahre 
waren Schankwirte fast nur Juden, welche die Bauern nach allen Rich- 
tungen ausnutzten. Sie machten alle Versuche, den Bauer nicht nur 
bei jeder Gelegenheit zum Trinken anzuregen, sondern waren auch 
stets bereit, ihm Geld auf Wucherzinsen zu leihen, so daß in kurzer 
Zeit die Zinsen gmiier waren als das geliehene Kapital; außerdem 
fälschten sie tust durchgängig die (Jetränke durch Beimischung gesund- 
heitsschädlicher Substanzen'). Diesem (iesetze gemäß durften die 
Juden in den Dörfern keinen Ausschank mehr halten und ebenso 
keinen Tabak verkaufen. Dadurch hat man sie zu den ärgsten Konter- 
bandiers gemacht"). 

Hierzu kommt nodi die Periode des 1877er Krieges, weldier die 
Lage des Monopols derart verscfaleehlerte, dafi die „Allgemeine Zeitung*' 
folgendes schreiben konnte: „Das Monopol der Geselleehaft, welche 
das Tabakmonopol in RnmSnien um die betrliditliche Summe von 
8 MilL Francs per Jahr gepachtet hat, ist illusorisch geworden. Die 
russische Armee und die Tausende von Juden, welche in ihrem Ge- 
folge sind, bringen aus Rußland und der Türkei so viel Tabak nach 
Ruminien, wie ihnen beliebt, obgleich die russische Regierung in der 
mit Rumänien abgeschlossenen Durchzugskonvention sich ausdrflcklich 
verpflichtet hat, den Tabakbedarf für die russische Armee von der 
rumänischen Regie zu kaufen V 

Nach der Angabe der Regie betrugen die uneriaubte Kultur und 
der Schmuggel: 

Jahre Unerlnulito Kultur Schmuggel 

1875/76 44ä Fügoaue G 681 kg 

1876/77 820 „ 16 452 ., 

1877 78 141(3 :?2 .'530 

Die Ausdehnung der unerlaubten Kultur ist nicht so zu verstehen, 
daü die baueru unter den Augen der iiegieverwaltung so groüe Flächen 

1) Allgemeine Zeitung 1876. 

2) Creanga, C. D., Die Fioaozen Rnmänieoe iu SdMin* Finansarchiv, 
Jahig. Itt, 1899, Bd. II, 8. 141. 

3) Leben König Karls, a. a. O. Bd. II, 8. 906. 
1) Allgemeine Zeitung 1877. Nr. 229. 

4* 
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unerlaubterweise mit Tabak bepüanzen Icounten, denn das war nicht 
möglich, sondern die Begieverwaltung ließ durch ihre Agenten die ein- 
zelnen Tabakpflanzen zählen, die die Bauern im Geheimen zogen, und 

10000 Tabakpflanzen wurden einer Pofjone (= 40.H9 Ar) gleichgeachtet 
Dadurch erlitt die Pachtgesollschaft empfindliche Einbuße an ihren Ein- 
nahmen, und sie drohte, ihre Zahlungen einzustellen und Schadenersatz 
zu volangen wenn die Regierung nicht die gewünschte Modifizierung 
des ursprünglichen Vertrags bewilligen würde»), obschon dieselbe für 
dieses Jalir (1877, 7H) einen reinen Ertrag von Ji^ööäJJH Lei gehabt 
hatte '). Die r:irlif<Tesellschaft verianef«': die derzeitigo \ <Tbindlit'hkeit von 
jälirHchcMj soIoikh) L<'i (»linc joile wcntcio Stcitzcnm^' Iiis zum Ablauf dos 
Kontraktes Ijciziibclialtcii. Da^cf^'en sollten, sobald die .lalireseiiuialinien 
der ItoiLrie is Millir»ii(>ii iib('r>tiegen. von dem Übcrs<-hus.se 4.'") l'roz. der 
riini;nii>( hen Kc/^'ierun;^ zufallen. Die lumänischc Kef^icruniL^ war jje- 
ncigt, diese Modifizierung anzunehmen und wollte der Nationalversamm- 
lung einen diesbezüglichen (iesetzentwurf vorlegen; dies wurde aber 
durch die j)olitische Situation verhindert. Die Pacliti;esellscliaft führte 
jedoch das Monopol weiter in der N'oraussetzung. daß die Modifikationen 
angenommen werden würden. Im Jahre 1X78, nach dem Ende des 
Russisch-Tfirkischen Kriege.s, erlangte Rußland Beßarabien, obgleich 
ersteres Land durdi die am 16. April 1876 mit Rumlnien abge- 
schlossene Konvention die Verpflichtung abemabm, die Rechte und 
die Integrität RuroSniens den Verträgen gemäfi zu respektieren. Dies 
veranlafite die Pachtgesellschaft, wiederum ihre froheren Ansprache 
geltend zu machen, indem ihr jetzt der juridische Grund zur Seite 
stand, daß das Objekt des Vertrags vermindert sei. Es ist hier nicht 
der Ort, darauf einzugehen, ob dieser Grund zur Auflösung des Ver- 
trags genflgte oder nicht, die Pachtgesellschaft nahm das erstere an 
und kflndigte am 30. September 1878 den Vertrag«). Gleichzeitig 
stellte sie solange die Zahlungen ein, bis die Angelegenheit in der einen 
oder der anderen Weise erledigt wäre. Die damalige Regierung legte 
der Nationalversammlung einen bezfl£^dien Gesetzentwurf vor, welcher 
folgende Hauptitunkte enthielt: 

1. Der Tabakbau wird nur noch in sechs Bezirken erlaubt; 
2. der Tabakbau behufs Exports wird strengeren Maßregeln unter- 
worfen; 3. die Untersuchungsmaßregeln und die Strafe gegen den 

1) Aus dem Leben usw., Bd. III, B. 417. 

2) Allgemeine Zeltnng 1877, Nr. 245. 

3) »fonilonil oficial 1879. 16. Martie. 
3) Monikirul uficial 1»79, 20. Martie. 
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Schmuggd werden verschärft; 4. der jflhrlicbe PacfatschUling von 
9610000 und 11534400 Lei wird aof 8115000 Lei ohne jede Stei- 
gerung bis zum Ablauf des Vertrags festgesetzt, und der Staat be- 
teiligt sich mit 45 7o an dem Überschusse, wenn die Jahreseinnalimen 
der Regio 18 Millionen Lei übersteigen. Dieser Gesetzentwurf be- 
zweckte, (las System der ..kointeressicrtcn Re^^ic" einzuführen, wie es 
bereits in Italien bestand. In der Hauptsache lag <ler Regierung 
daran, sichere Tabakeinkünfte zu haben; die Form, unter der sie ein- 
gehen würden, war Nebensache; aus dioscm Clrundo ontscldoß sie sich, 
djis ficsetz zu ändern, olino damit einen Ijostiiiiiiilen Plan zu vor- 
fol^'cn. Im j^anzen genomnuni ents{)ra('li der I iosot/.ciitwurf vollständig 
den Aiisj)rüchen der Pachtgesellschaft, während die Regierung <lie 
Furcht bewog, keinen Päcliter mehr zu fiiidou. welcher wenigstens 
8 Millionen Lei dem Fiskus gcwähriMi köiinlc. falls der Vertrag auf- 
fjclöst \Mirde. Die.se Furcht war l>is zu «miumu gewissen Punkt ge- 
rechtfertigt, denn jetzt uuifaüte das Tahaknioiioiiol ein kleineres (lebiot 
als früher. Das Verlieren der sicheren l'aclitsuuiinc von IHUO'mki Lei 
wäre eine groUe Einbuße gewesen, die das Budget nicht vertragen 
hätte und eine groüe (jefahr für die durch den siegreichen Krieg von 
1877/78 zerrütteten Finanzen Rumäniens. Hierzu kam noch die Furcht 
der Regierung, die rumflnischen Finanzen im Auslande diskreditiert zu 
sehen. „Meiner Meinung nach**, sagte der damalige Finanzminister, der 
gegenwärtige Ministerpräsident D. A. Stürza, Mverschaflft uns die Regie 
des Tabakmonopols nicht nur eine sichere Staatseinnahme, sondern 
auch einen Teil unseres Kredits auf den Börsenplätzen von Paris und 
London 

Die Beratung Aber diesen Gesetzentwurf wurde sehr lebhaft Die 
Gegner des Monopols griffen, wie früher, das Monopol an und ver- 
langten dessen Abschaffung, ohne die geeigneten und genflgenden 
Mittel und Wege zu zeigen, die die Einnahmen des Monopols ersetzen 
könnten. Dies wäre eine ungesunde Finanzpolitik gewesen, denn eine 
Abschaffung des Tabakmonopols hätte in jener Zeit eine bedeutende 
Steuervermehrung und -ansdehnung zur Folge gehabt Die finanzielle 
Not forderte zwingeud das Weiterbestehen der PiOL'ie. deren Reinein- 
künfte 7 "/o des Rudgets und .■V.i.L")" ,, der gesamten indirekten Steuern 
bildeten — also ein befriedigendes Ergebnis. Die Mehrheit der Alt- 
geordneten \v;ir fiir weitere Reibehaltung (le.> Monopols, aber sie lehnte 
den Entwurf ab. Damit verlor die Pachtgesellschaft jede Hoffnung 



1) Mooitorul oficial 167U, ä. 11)57. 
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und sie verharrte bei der Auflflsiing des Pachtvertrages. Am 24. März 
1879 legte die Regierung einen diesbezflglicben Gesetzentwurf vor, aus 
dessen B^irOndung wir folgendes entnehmen: „Wegen der wieder- 
holten DeUarationen der Tabakraonopolsregie bdiufe AufUtoung des 
heute noch zu Kraft bestehenden Vertrages und der Gefahr, die der 
Existenz dieser wichtigen Staatseinnalmie daduroli entstehen könnte, 
wenn wir wegen der Regie den gerichtlichen Weg l)esclireiten würden, 
und wegen der Notwendigkeit, daß der Staat das Fortbestehen dieser 
Verwaltung nicht unterbricht, ist eine Auflösung des Vertrages un- 
vermeidlich. Durch diese Maßnahme wird ein verwirrter Prozeß ver- 
mieden, die Fortdauer der Roi^ieverwaltnng weiter beibehalten, und 
der Staat wird hei der nächsten Lizitation, die gesetzmäßig stattfinden 
wird, einen klaren und deutUchen Weg einschlagen')." Das (iesetz 
wurde an^enomnien und der \'ertrag mit gegenseitiger Ühereinstim- 
mung gelöst Die (iesellschaft verkaufte dem Staate die Vorräte im 
Betrag von 3 638 805 Lei. und zwar gegen die rückständigen Raten 
der Pachtung im Betrag von 3 3SOIKX) Lei 2). Alle Bauten wie auch 
Maschinen. Werkzeuge und Zul)ehör gingen in den Besitz des Staates 
Über geniäii dem Vertragt) und der Cbereinkunff, jedoch unter der 
Bedingung*), daß der Staat der Pachtgesellschaft den Betrag von 
740000 Lei zahle, welche Summe die Amortisationsquote für die un- 
beendete Zeit dm Vertrages darstellte'). 

Das Gesetz vom 28. Hirz 1879 sanktionierte diese Oberem- 
Stimmung, und damit endigte die Wirtschafft der Pacfatgeeellsehaft 
Die Venraltung ging auf die Regierung Aber. An der Spitze stand 
ein Bat von acht HitgUedem und ein durch fDrstUches Dekret er- 
nannter Oeneraldirektor. Diese Verwaltung war aber nur provisorisdi 
und sie sollte nur bis zu einer neuen Lizitation, die aber nidit mehr 
stattfand, bestehen. Diesmal wurde das Monopol derartig verwaltet, 
dafi man ffir unmer darauf verzichtete, es wieder zu verpaditen. Das 
Gesetz vom 7. April 1881 beseitigte das Monopol in seiner Pacht- 
form und führte den eigenen Regiebetrieb ein. Derselbe besteht un- 
unterbrochen bis heute unter der Herrschaft des Gesetzes vom 



1) Honitonil oficial 1879, 27. Hartie; 

2) Monitoral oficial 1879, lieben, Bd. IV. S. 187. 

3) Moiiitorul oficial 1S79. S. 1882. 

4) Art. 21 uini 'J2 der Konvention. 
b) Art. ü der Konveulion. 
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28. Februar 1887, welches sich in nur ganz wenigen und unbedea- 
tenden Punkten von dem vorhergegangenen Gesetz unterscheidet. — 
Werfen wir einen Rückblick auf die Entwicklung der Dinge dieser 
Periode, so können wir schon, daß die Durchführung des Tabak- 
mnnopols nur unter groüen Sehwierigkeiten sich vollzog. Wegen der 
Höhe der Preise und der schlechten Tabakfahrikatc wurde der Mono- 
polverpachtung von der Bevölkerung das größte Mißtrauen entgegen- 
gebracht. Daher zeigt diese Periode einen ununterbrochenen Kampf 
mit dem Schmuggel und der unerlaul)ten Kultur, der seit dem Rück- 
tritt der Pachtgesellschaft und der Übergabe des Monopols an den 
Staat ganz von selbst aufhörte. 



IV. Die Regie in ihrer heutigen Gestaltung. 



Obschon das in Folge des siegreichen Krieges von 1877/78 ge- 
wonnene Gebiet Dobnmdsdm schon seit 1878 dem ramlaiBdien Teri- 
torium angehört, erstredete sich doch das in RumAnien bestehende 
Tabakmonopol bis zum Jahre 1882 noch nicht daraut 

Die Verschiedenheit der Nationalitftten, wie Türken, Tartaren, 
Russen, Bulgaren, Griechen, Armenier, welche die Bevölkerung dieser 
Provinz bildeten und welche bis zu jener Zeit eine ganz andere Lebens- 
weise unter der Herrschaft der-Tarkei führten, machte die Ausbreitung 
des Tabakmonopols, wie auch anderer Gesetze, die in Rumfinien in 
Kraft waren, ftlr einige Zeit nodi unmdglicfa. Durdi das Reglement, 
betreffend die Festsetzung und die Erhebung der Steuern in der Do- 
broudscha*), wurden der Tabakhandel und -bau frei gelassen. Es 
wurde eine Zollgebülir von 500 Lei pro 1(X> kg zu dunsten des 
Fiskus für die Einfuhr der Tabak- und Schnupftabaksorten, sowie 
Zigaren erhoben. Eine (iewichtsteuer von 75 Lei pro KK) kg belastete 
die im Tnnorn der Dobroudscha kultivierten Tabaksorten. Durch 
diose liohe Zollj;ebühr beabsichtigte die damalige rumänische Regie- 
rung die Einfulir fremdor Tabaksortou zu ersrliwcnMi und die Be- 
wohner (H('>('r Provinz mehr auf dio Tabaksorten RuniänicMis hinzu- 
weisen, zu welchem Zweck die aus Rumänien stammenden Tabaksorten 
bei ihrer Einfuhr in DobroudM'lia nur einer Taxe von 75 Lei pro 
KM) kg unterworfen wurden. Damit verfolgte mau gleichzeitig den 
politischen Zweck, die Verbindung mit den Bewohnern dieser Provinz 
zu einer engeren zu gestalten, sowie dieselben an die lumänischen 
Regiefabrikate zu gewöhnen, um dadurch die Einführung des Tabak- 
nionopols dort zu erleichtern. 

Vier Jahre dauerte dieser Zustand, worauf das Tabakmonopol 
dann ohne Schwierigkeit auf dieses Gebiet ausgedehnt wurde, und 



1) Monitorul ofidal 1878, 17./29. November. 
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zwar durch das Gesetz vom 2. Juni 1882. Seitdem bildet das ganze 
Königreich Rumänien ein einziges Monopol.^ohiot. Es ist aber nicht 
so umfangreioli, wie das anderer Länder. Wäiirend das französische 
Tabakmonopol ein Gebiet von 536464 qkm mit Hh;i)Gl<)4r) Seelen, 
das österreichische ein solchos von 675 887 qkm mit 48 141 961 Seeion 
und (las italienische ein (iebiet von 2S6('i'^L^ qkm mit .'i2 9<)l 247 Seelen 
umfaßt, erstreckt sich das rumänische Tabakmonopol nur auf ein (iebiet 
von 131 353 qkm mit 6 081 572 Seelen'). Seinem Hessort f^ehören 
aber, wie den obonerwälinten Mono|)olen, alle drei Zweige der Tabak- 
industrie: Tabakbau, -fabrikation und -verkauf an. 

Der Staat hat sieb diese Reclite auNschlielilicli voilx^lialten. indem 
er sich verptiiclitet. jedes Konsnmfionsbedürfnis an Tabak /u befrie- 
digen, und betreibt das Monopol kraft des Gesetzes von l.ss7. welches 
die GrundlagtMi der gegenwärtigen Organisation enthält. So ist es 
niemandem ge.stattet, Tabak zu bauen ohne Erlaubnis des Staates, 
nur dieser darf Tabakfabrikate herstellen und verkaufen. Deshalb ist 
es auch ausgeschlossen, aus anderen Stoflfen Ranchfabrikate zu erzeugen. 
Dies geht, obscbon das diesbezügliche Gesetz hier ergftnzungsbedflrftig 
ist, aus § 76 hervor, welcher folgendermaßen lautet: „Es werden als 
betrügerische Fabrikanten betrachtet die Privatpersonen, welche Werk- 
zeuge fOr die Tabakfabrikation besitzen. Die Werkzeuge werden kon- 
fisziert und der Zuwidertiandelnde wird einer Geldstrafe von 50— 500 
Lei unterworfen, aufier der in § 75 vorgeschriebenen Geldstrafe.** 
Auch die Einfuhr von Rohtabak und Tabakfabrikaten ist verboten. 
Ausnahmweise können Privatimonen für ihren eigenen Bedarf Tabak 
einfflhren, unter der, Bedingung fQr jedes Kilogramm Tabak denselben 
Preis zu bezahlen, welcher im Verkaufetarif der rumänischen Regie für 
die entsprechende Qualität festgesetzt ist. Diese Gebühr kann bis 
60 Lei pro Kilogramm Rauchtabak steigen. Diese Ausnahme erschien 
erforderlicli wegen der Raucher, die nicht an den rumänischen Tabak 
gewöhnt sind. Die eingeführten Tabakfabrikate für den N'erbrauch 
dos königlichen Hauses und denjenigen d<'s diplomatischen Körpers 
sind ohne <lci»übr i>elassen. Den Reisenden ist eine l'iiifiihr bis zu 
100 g RauchUdiak oder l<x> Stück Zitrareffen oder 2») Zigarren oder 
•/,,; kg Schnn]tftabak obne (lehüiir erlanltt. Wenn frenuh; Scliit^'e in 
rumänischen Häfen ankommen, müssen sie den miti.'ebraebten Tabak 
in amtliche Verwahrung geben; andernfalls niüs.>cn sie eine <ieldstrafe 
von 50 Lei für je 1 kg Tabak zalilcn, und der Taljak wird auücrdem 

1) Die statifstiNchon DaU'ii .-^ind aus dtTi gw)praphi»ch-8lalistis{'heii Tabellen 
aller Länder der Erde von Fr. v. Juraschck, Frankfurt 1UU4, entuoiuuien. 
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noch konfisziert. Der Staat betreibt das Tabakmanopol durch eine 
spezielle verantwortliche Verwaltung, nämlich durch die Regie, die ihre 
eigene Organisation besitzt und dem Finanzministerium untersteht. 

Obschon die Regie die Eigenschaft von Landwirt. Händler und Indu- 
striellem in sich vereinigt, ist trnt7.<ieni ihr Hauptzweck die Erhebung 
der Tabaksteuer, also ein Zweck mehr tiskalischer als landwirtscliaft- 
lieber oder industrieller Art. Das rechtfertigt deutlich ihre Abhängig- 
keil vom Fiuanzniinisteriuni. Ganz ähnlich i.>t es auch in Frankreich, 
Österreich-Ungarn, Italien. An der Sjützc der Tabakregie steht ein 
Rat von Mitgliedern und ein ( ieneraldircktor. die zusammen die 
Generaldirektion bilden. Der Gcneraldirektion steht folgender Wirkungs- 
kreis zu: 

a) Sie hat die Aufgabe, dem Tabakbau im ganzen Lande die 
Ausdehnung zu geben, welche zur vollen Deckung des Regiebedarfes 
erforderlieh ist und auch noch einen Absatz in das Aualand ermöglicht 

b) Die Leitung des technischen Teils des Ankaufes der Tabak- 
blfttter. 

c) Die Sorge für die Bearbeitung der eingelOslen rohen Tabak- 
blätter zu Fabrikationszwecken, deren Aufbewahrung, Versendung und 
zweckmftfiigBte Verwendung. 

d) Die Besorgung des Einkaufes und Bestellung des ffir den 
Fabrikbetrieb erforderiichen auslfindischen Rohstoffes. 

e) Die Leitung des Betriebes der Fabriken in administrativer und 
technischer Hinsicht 

f) Die Sorge fftr den Verkauf der Tahakfabrikate. 

Also leitet die rumänische Regieverwaltung, wie die Italienische 
auch den Verkauf, im Unterschied von Frankreich und Österreich- 
Ungarn, wo dieser dem Finanzministerium zusteht Die Mitglieder des 
R^tes werden durch königliches Dekret auf i\ Jahre ernannt Sie 
haben die allgemeine Überwachung und Kontrolle über den Geschäfts- 
gang der Regie; sie entscheiden nhcr die Ausgaben, welche die Summe 
VOM 3(MK) Lei überschreiten, wit' auch über die Ernennung des Bo- 
amtenpersonals und über dessen Gehalt. Zu diesem Zweck sollen 
die Mitglieder wenif^sten.s zweimal monatlich zusammenkommen. Das 
Finanzministerium hat das Recht des Einspruchs bezw. des \ t'rl)ots 
jeder Maßregel gegenüber, die dem (iesetz widerspricht oder die es 
für den Staat schädlich erachtet. Der Generaldirektor, welcher ver- 

li rifiiircnt, F.. La IW^ir ii( s lahacs en .Vutriohc-Hongric et en Italic, 
veröffentlicht im „M^murial des Mauutacturw de i'^Ut, Tome Troisi^me, Deuxi^e 
Livraiiion Paris 1901, p. 281. 
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pflichtet ist, alle gesetzlichen Anordmuigen auszufahren, wird eben- 
falls dnrcli königliches Dekret auf 5 Jahre ernannt Ihm stehen alle 
ainleren fungierenden Beamten verschiedenen Grades mit einer etats- 
mäßigen Besohlung vot 631410 Lei (irM>2) zur \'erffigung. Es wird 
niemand zum Beaiiiton ornannt, welcher nicht «his Bürgerrecht besitzt 
oder der die bflrgerliclieii Ehrenrechte verloren hat. Sie sind Ilegierungs- 
heamte und ihre Ernennung wie Entlassung' erfolgt liei den Beamten 
mit einem luoiinf liehen (lolialt von Lei und darüber durch könig- 
lirlios Dekret, für (li<' anderen durch die (Jeneraldirektion Bezü^dicii 
der Sicherheit ihrer Stelhintr liostclit krine Bcstiinnuing. Sie sind dem 
Verfügungsreclit der Vor^M'sctzten unbecüngt unterworfen, was als s<'hr 
nachteilig anzusehen ist. Noch mehr, alle Beamten sind von den poli- 
tischen Einflüssen al)liängig und können infolgedessen iiirem lieruf nicht 
ujit dem nötigen Fleili sich widmen. Dazu bestellt noch in Rumänien 
die alt(> und schlinnne (Jewohnheit, daß je(h^ politische Partei ihre 
eigenen Beamten hat. Dieselben steigen und fidlen mit ihrer l'aitei, 
SO daß eine ernste Tätigkeit in der kurzen Zeit, in welcher gerade 
eine politische Partei am Ruder ist, nicht möglich ist'). Als Beispiel 
fahren wir an, dafi in dem Zeitraum von 25 Jahren, seitdem das 
Monopol von dem Staat verwaltet wird, 7 Generaldirektoren an der 
Spitze der Regie standen; daraus ergibt sich, daß diese im Durch- 
schnitt nur 3'/, Jahre Im Amte gewesen sind, obschon sie auf 5 Jahre 
ernannt waren. Diese Unsicherheit und Furcht, jeden Augenblick 
abgesetzt werden zu können, entmutigt die Beamten und infolgedessen 
können pflichttreue tflcfatige Angestellte nicht ausgebOdet werden. 
Das ist desto schlimmer, wenn es sich um ein Unternehmen handelt, 
welches ein gut ausgewähltes geschultes Personal beansprucht, um 
die gewünschten Ergebnisse liefern zu können, denn eine gute Ent- 
wicklung des Tabakmonopols hängt von der gewissenhaften Tätig- 
keit der Beamten ab. Die Sicherheit einer Stellung bietet auljerdem 
den Vorteil, daß das Beamtenpersonal durch die längere Praxis 
eine gewisse Fachbilduni; gewinnt und dadurch besser in der Lage 
ist, den vielen und verschiedenen Anforderungen des Berufs zu ent- 
sprechen. (Jesetzlich besteht bei der Anstellung der Beamten der 
Nachweis einer sjM'/.iellen Vorl>iIdiint,' nicht: ilire Anstellung geschieht 
ohne vorherige Prüfung. Dieses äj'slüui uutbpricht keineswegs dem 

1) In ötterreich- Ungarn werden nur Direktoren und Impektoren durch 
kaieerlichcfi Dekret crtmnnt. 

J) Cronnpn, (i. D., Die Finiuuen Uum&nieos, in Schaue' FinaoEarchiT, 
Jahrg. ll>, 18UU, Bd. II, Ö. Ib7. 
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Cliarakter des Monopols. Das Personal iiiun iintor Itossoron He- 
jünf^ungen aogestellt worden. Eine liöhere Ausbildung befäJiigt den 
Beamten, seine Kräfte dem Fortschritt der Regie auch in höherem 
Grade zu widmen, und das ist um so notwendiger, als es bekannte 
Tatsache ist, da Ii der Beanife. dem das persönliche Interesse feldt. 
nicht dieselbe ArlicitstVeudigkeit besitzen kann, wie sie bei einem An- 
gestellten der Privatindustrie des öfteren /u finden ist. Die \orbil- 
dung des lieanitenpersonals muß in enger Be/ieliung zu den drei 
Tätigkeitszweigen der Regie: Taltakliau, -fabrikation und -verkauf 
stehen, (hnin der (ieschäftsgang der Regie ist sehr wenig bureaukratisch. 
Es ist vor allem aber notwendig, das primitive System der Anstellung 
zu ändern und eine ähnliche Prüfung einzuführen, wie in Italien, wo 
selbst die Kandidaten zur Ablegung einer solchen verptbchtet sind. 

In Italien besteht das technische Personal au.s Diplomingenieuren 
einer Ingenieurakademie oder ausnahmsweise aus Diplomierten einer 
chemischen Schule, die wenigstens zwei Jahre als Pr&pantor einer llni- 
versitftt angehört haben. Sie werden aus der Zahl der Bewerber ge- 
wSblt In dieser Weise setzt sich auch das hauftnflnnische Personal aus 
Diplomierten einer Universität oder wenigstens aus den Bakkalanreaten 
und das technische Personal der Kultur aus den Bakkalaureaten oder 
den Diplomierten einer landwirtschaftlichen Akademie zusammen. SpAter 
müssen die Kandidaten, welche die Prflfnng gut bestanden haben, eine 
Praxis durchmachen, und zwar das technische Personal der Manufak- 
turen sechs Monate das chemische Laboratorium der Manulaktor in 
Rom besuchen und das technische Personal der Kultur die Schule von 
Scafati'j absolvieren'). Diesen Lücken des rumänischen Gesetzes tritt 
die Regieverwaltung bei der Besetzung der höhereu Stellen durch die 
Bevorzugung derjenigen Bewerber entgegen, welche die polytechnisclie 
Schule in Bukarest oder eine solche in Deutschland oder Frankreich 
absolviert haben, und durch eine bessere Auswahl des Beamtenpersonals 
der Tabakkultnr. indem die Regieverwaltung hier diejenigen Bewerber 
bevorzugt, die das Zeugnis einer praktischen o<ler höheren landwirt- 
schaftlichen Schule Rumäniens oder des Auslands, oder da.s Diplom 
eines landwirtschaftlichen Instituts o<ler cmer Universität des Auslands 
(mit licvdr/.ngung Deutschlands und Frankreichs] Itesitzeii. Für die 
Beförderung der Beamten besteht el>enfall> keine Bestimmung: alles 
hängt von dem Willen der ( leneraldirektion und des (icnerahlirektors 
ab, di(! ^Mit oder schlecht beeinflußt werden können. Die schlechten 

Ii Iii «Jti Näh«- vim Nfapol. 

2) Laurent, F., a. a. U. Ö. 264. 
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Folgen dieses Systems brauchen nicht weiter hervorgehoben zu werden, 

da sie sich von selbst verstehen. 

HoflFentlich wird die rumänische Regierung, die in den letzten 
zwei Jahren den Beamten der dffentlichen Verwaltung und des Polizei- 
wesens Sicherheit der Stellung und Regelung der Befördciung gewähr- 
leistet hat, auch die Regiebeaniten baldmöglichst dieser Wohltat teil- 
haftig werden lassen. Die Gehaltsverliiiltnisse der Regiebeamten, wie 
überhaupt der anderen Staatsbeamten waren Ins zum Jahre U>(M), HM)1 
durchweg gut und zufriedenstellend, oft zu hoch bei den höheren Be- 
amten. Im Jahre l!*(tl,liMJ2 reduzierte die Rei^ierung wegen der 
Krisis von 1H1>9, die besonders in den Staatstinaiizen und im I^ndes- 
kiedit zutage trat, alle (ieliälter nach einer itrogressiven Skala von 
1 20 l'ioz. so dali ^egoiiwürtig die Beanitengehälfer bedeutend 
niedriger sind. Die beifolgende Tabelle I veranscliauiieht es: 

p»i^ Budget 

^«'«n 1900/1901 1901/1902 

(inuraldirektor 24000 Ld 16320 Lei 

Fabrikdirektor 12 fKK)— 10800 „ 0600-8040 .. 

Unterdirektor 1Ü8Ü0— (iOOÜ ., 8040—5340 

Inspeklor UGüO ., 7680 

Dienstchef 9000- 6000 6200-5340 ,. 

Knltnirevimr 6000— r>400 5340-4800 „ 

DMrrhHfhnittlicliiT (n lialt für citien Be- 

aiiitcii dor Zi-iitraidirektion . . 3000 „ 2570 „ 

Tatsächlich erhalten die Regiebeamten etwas weniger Gehalt, 
weil sie infolge des Gesetzes vom !<>. Dezember 1899 eine Gebalts- 
Steuer von 5 Proz. monatlich entrichten mtlssen. 

Trotz der Mängel, die sich hie und da zeigen. iKTuht die Orga- 
nisation der Regie im allgemeinen auf gesunden (Irundlagen, welche 
die Erreichung eines regelmäüigcn Betriebes ermöglicht haben. 

I) Croaiiga, I). (!., Die Finanz|M>litik Ruiiiiiiiieiis in ihrer iieiit-sten Ue- 
slaltutig und die für die Cstttiieruiig der Fiiiaiizkriäiä gelroffcntii Maiiiiahiiieii. ver- 
6ffentlich( in Schanz' Finaninrafaiv, Jahrg. 20, 1903, Bd. I, 8. 1 n. 2&. 
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V. Der Tabakbau unter dem Monopol. 



I. Technisches. 

Die Tabakpflanze gehört nach dem System von Linne der 
ö. Klasse') an und nach dem System von Jussieu und Eichler*) 
zur Famihe der giftigen Solanaceen. Sic bildet in dieser Familie eine 
eigene Gattung: die Nicotiana. Der Tabak ist eine einjährige Ptianze, 
die eine Höhe von 1—2 m erreicht. Ihre IMätter sirxl ungeteilt, 
wechselstäudig. selir groß, oi- bis lan/ett förmig, mit Drüsenhaaren be- 
setzt. Die Blüten erscheinen an der Spitze des Stengels als izlocken- 
förmiijer Kelch. Die Hlumenknme ist trichterförmig und die Samen- 
kap.sel liat zwei oder vier Fächer, welche viele kleine runde gelb- 
braune Samenkörner enthalten. Das Wurzelsy>teni ist gradläufig, mit. 
starken, wenig verzweigten und fast gloicli dicken Fibrillen. 

Die llaupt-Norteii der Tabakptiati/c .^iml folm'mle: Nicotiana macro- 
phylla ider Maryland-Tabak), Nicotiana taliacuni ■ tler \'irginische Tabak) 
und Nicotiana rustica (der Bauern- oder \ cilchentabak . Durch <lie 
Verschiedenartigkeit des Bodens und der Behandlung der Ptianze 
entstehen verschiedene Nebenarten, die aber mebr eine botanisdie 
Bedeutung haben. Die in RumAnien gebauten Tabaksorten sind türkischen 
Ursprungs und gehören der Nicotiana macroyhylhi oder dem Maryland» 
Tabak, und zwar der Unterart: gestidtem Uaryland-Tabak') an. Sie 
heifien: Jaka, Sarasun und Persicean und wurden deshalb gewShlti 
weO sie solche Blätter erzeugen, die f&r den geschnittenen Rauch- 
tabak sehr geeignet sind und dies fQr die rumSnischen Tabakkonsumenten 
als ein Hauptvorzug des Tabaks gilt. Es sei gestattet, eine kurze 
Charakteristik dieser drei Tabaksorten zu geben 

1) KisHÜng. «. a. O. 8. 15. 

2) Koning, Der Tabak, Btudleu über seine Knltur und Biologie, 190Q, 
Leipilg und Anisterdaiu, 8. 2. 

3) Ki.>-.liiijr, .1. :i. <>. S. IS. 

4) l'upovici, M., Tuliuiiil, Hukarml lh*JÜ. 20 ff. . 
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Jaka. Der Stengel erreidit eine mitäere Höhe und verzweigt 
sich an der Spitze. Die Blätter sind klein, schmal und lanzettförmig; 
sie haben keinen Blattstiel und stehen von dem Stengel in kleinen 
Zwischenräumen spitzwinklig ab. Die Blattsubstanz ist dünn und die 
Farbe der Blüten ist rosa. Das Wurzelsvstem ist wenig entwickelt Diese 
Tabakart ist sehr früh reif, und alle Blätter werden ungefähr gleich- 
zeitig reif. In der Türkei erzeugt sie die renommiertesten Tabake 
Europas. Mit der Zeit gewöiint sie sich an Klima und Boden, und 
es entsteht eine Nebenart mit größeren Blättern und dickerer Blatt- 
substanz, aber ergiebiger im Ertrag. 

Samsun. Diese Nebenart erreicht «lic Ilölie von 1' ^ ni. der 
Stengel ist nur sehr wenig an der Spitze verzweigt. Die Hlättrr sind 
von mittlerer (inWie und ellij>senf<)rniiger (lo>talt. Sie liesitzeii Blatt- 
stiel und ihre Blätter stehen dicliter als die .lakaWhiitcr iiiid von dem 
Stengel meist rechtwinklig ab. Die Blattsuhstan/ ist dicker als hei der 
Jaka und die Blüten sind ungefähr gieiclitarbig. Das \Viir/el.\vsteni 
ist stark entwickelt. Die Blätter sind .später reif und reifen nicht 
gleichzeitig. Sie entartet aber nicht so schnell wie die Jaka. 

Der Persicetn verzweigt ddi stark in der oberen Hilfte des 
Stengels. Die BIfitter besitzen elliptische Form und stehen meist recht- 
winklig, jedoch nicht dicht ab. Die Blattsubstanz ist dick und die BlQten 
sind rötlich. Das Wurzelsystem ist gleich dem der Samson. Diese 
Sorte ist etwas froher reif als die vorhergehende Art und wird nicht 
gleichzeitig reif. 

Nur der Anbau dieser drei Tabaksorten ist gestattet Die Regie- 
verwaltung sollte aber zum Zweck der Ausfuhr noch andere Tabak- 
sorten einffibren bezw. pflanzen hissen, und zwar solche, die große, 
also gut fOr die Zigarrenfabrikatiim sich eignende Blätter erzeugen. 
Bei dem günstigen Klima und der guten BodenbeschafTenheit Rumäniens 
dürfte eine gute uml reiche Ernte erzielt werden. Der Tabakhau ist 
nicht frei, sondern, wie in allen MonopolUUulern, auf bestimmte Distrikte 
beschränkt und verschiedenen Maliregeln unterworfen. Gegenwärtig 
ist der Tabakl)au in folgcMideu lU Distrikten gestattet: Ilfov, Jalomitza, 
Dimlxivifza. Konianati, Vlasca. Tutova, Muscel. Vilcea, Tnlcea und 
Constant/.a. Diese Einschränkung ist eine vernünftige und dem Fiskus 
vorteilhafte Maliregel, denn jedes neue l'Hanzgebiet fordert groüe Au.s- 
gahen. Man mulJ nicht nur die zur Ablieferung der Ernte notwendigen 
Lagerliäu.ser bauen lassen oder mieten und das hi-z übliche Personal 
bezahlen, sondern auch das notwendige Überwachung.-^persoual unter- 
halten, um dem Betrug entgegenzutreten. Aulicrdem ist es der Kegie- 
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Verwaltung dadurch, daß sie berechtigt ist, die Oebiete, auf denen 
Tabak gebaut werden darf, zu bestimiDen. gelungen, solche Land- 
flflchen :uis/iis()iließen, die für eine gute Kultur nicht geeignet sind. 
Der Tabakbau darf nur entweder auf Rechnung der Regie oder zum 
Export getrieben werden. Die Regieverwahung Ikv.w. der (Jeiu'ral- 
«lirektor veröffentHcht jedes Jahr im Laufe des Monats Oktober die 
Anzahl der für den 'labakbau des foli^cnilen Jahres zuzulassenden 
Hektare. (Jleichzeitig werden die llauptbedingungcn, unter welchen 
die Tabakptianzer arl)eiten müssen, wie auch die Preise, welche bei 
AbliefcriHiu der Ernte liozalilt wenlen, bekannt tioniacht. Diese Preise 
werden alljalirlirh im Oktober von der Regieverwaltuug festgesety^t 
und nach t icnehmigung des Einanzmini.storiums im Staatsanzeigor ver- 
öffentlicht. Ihre Festsetzung geschieht nacli <len Ptianzzouen und nach 
der Qualität, und zwar folgendermalien: 

I. Zone von 0,20— l.iMj da» Kilugraiuiii 
II. „ „ 0,30-1.80 

III 0.30-2,10 

IV. „ „ 0,20— 3,0«> „ 
V. „ „ 0,20—4.00 ., ,. 

Bei der FeststeUnng der Preise orientiert sich die Regieverwaltung 
nach der Lage und Bescbaffenheit des Bodens, den kUraatiscben Ver- 
hlUtnissen und der Qualität der erzeugten Tabake, so wie deren Her- 
stellungskosten. Bevorzugt sind aber die Tabake, die in hflgdigen 
Gegenden gezogen sind. Diejenigen Pflanzer, welche Tabak bauen 
wollen, haben in den bezeichneten Bezirken bei ihren GemeindeSmtem 
in einer schriftlichen Erklfirung anzugeben, wie viele Hektare sie zu 
bebauen gedenken und ob sie auf Bechnung der Regie oder zum 
Export pflanzen wollen. Es wird niemand zum Tabakbau zugelassen, 
der nicht das bestimmte Flächenminimum zum Anbau benutzt und 
zwar 25 qm für die Kultur auf Rechnung der Regie und 10 ha für 
den Export. Zur Erleichterung der Kontrolle darf die Anbaufläche 
nidit geteiit sein. Die Anmeldungen der Kultur auf Rechnung der 
Regie müssen spätestens bis zum 20. Januar und zum Export bis zum 
1. März des Erntejahres bewirkt werden. Die Regiedirektion entscheidet 
über diese Anmeldungen bis spätestens 10. Februar resp. 10 März und 
erteilt die Erlaubnisscheine über die festgesetzte Orölie der Fläche 
ohne (lebühr. Die Erlaubins ist nur für das laufende .lahr gültig und 
der TabakpHanzer muli jährlich vnii ncucni dit^ Frlaidjuis dazu einholen, 
die ihm auch erteilt wird, insoweit er dickes Recht nicht durch regle- 
mentswidrige Handlungen oder eine durch seine Nachlä.ssigkeit ent- 
standene schlechte Ernte verwirkt hat. Die Erlaubnis ist streng per- 
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sönlich und ohne Genehmigung der Regieverwaltung an dritte Persünen 
nicht Qbertragbar. Aber selbst in diesem Fall darf man den Erlaubnis- 
seheiii nur an tSmea anderen Tabakpflanzer flbertragen. Der Tabak- 
pflanzer, welcher ohne Erlaubnis Saatbeete bestellt, wird mit einer 
Strafe von 2 Lei fOr jedes Hundert Fflfinzlinge bestraft und zur Ver^ 
nichtung der Bepflanzung verpfliehtet. Diese Strafe darf aber 25 Lei 
nicht flbersteigen. Eine Geldstrafe von 5 Bani far jede Pflanze besteht 
für unerkubte Tabakkdtnren. 

Der Tabakpflanzer ist verpflichtet, die volle im Erlaubnisschein 
festgesetzte Anbauflfiche zu bepflanzen; andernfalls hat er für je 100 
unbebaute Quadratmeter 5 Lei als Strafe zu entrichten. Nur besondere 
Hinderungsgrflnde können ihn von dieser Strafe befreien. Alle diese 
MaUregcln bezwecken, daß die Regie genau weiß, wer baut, wo 
und wieviel gebaut wird. Sie sind unbedingt notwendig, um dem 
Untei srliloif iiiid Scliniuggel entgegenzutreten. Die Tabakpflanzer, die 
auf Rechnung der Regie hauen, dürfen ferner nur die drei von der 
Regie erlaubten Tabaksorten bauen und nur mit solchem Samen, der 
ihnen zu diesem Zwecke von der Rcgicverwaltung, und zwar unent- 
geltlich verabfolgt wird. Jede andere Sorte wird vernichtet und den 
schuldigen Ptlanzcni für die Zukunft das Ketht, weiterhin Tahak zu 
bauen, entzogen. Der Tal)ak>anien wird teils im Lande erzeugt, teils 
eingeführt. Man führt ihn aus den liurcii guten Taliaksanien hekannteii 
Itezirken Maccdoniens jährlich im Werte von (5 1.S(KM> Lei ein'). 
Diese Maliregel liegt ebenso im Interesse der Regie wie des TaWak- 
ptlan/ers. Würde man den l'Haiizern bezüglicl» der Sainenwalil freie 
iland lasseil, ilaiiu würde mau auf keinen Fall eine Ernte gleich- 
artigen Tabaks erzielen, sondern jeder Tabakbauer würde schlieUlich 
eine andere Samensorte verwenden. Die Regieverwaltung hingegen 
wäre gar nicht in der Lage, die Ernte auch nur einigermafien voraus- 
sehen zu können, die ihr geboten werden würde, und die Menge der 
Tabakarten und -Nebenarten wfirde von Jahr zu Jahr größer werden, 
bis endlich eine Obersicht völlig zur Unmöglichkeit wttrde. Femer 
verlangt die Verschiedenheit der Blätter eine verschiedene Behandlung 
in Fabriken und Magazinen, die große Kosten verursachen. Die Tabak- 
fabrikate worden nicht mehr gleich sein und dadurch zu Unzufrieden- 
heit und Kkgen des Publikums fOhren. Es sind flbrigens auch nicht 
alle Tabakpflanzer befilhigt, gute samenerzeugende Pflanzen auszu- 

1) üUaiicscu, D., Kaport geiicral, Pariiciimrca liuiuiuiei la expuüilia 
nnlTwnh din Paria 1900, Bakarat 1901. p. 397. 

V«lkawiitwlMfU. a. wirtwlmftisotchklitl. AUuuMlIangfNi. U. 4. 5 
Bataloceie«, Dm TktaluwNWfol in Banlaiea. 
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sncheii; viele kennen nicht einmal die richtige Art der Behandlung, 
guten Samen zu erzielen; sie kennen oder beseitigen femer nicht die 
Ursachen der Sortenvennischung und der daraus entstehenden £nt- 
artun«?. Die meisten werden demnach einen Samen von geringerer 

oder höchstens mittlerer Qualität verwenden und die Folge davcm 
würde eine dürftige und Ptian/enkraiikluMten erweckende Ernte, un- 
sichere Klassifizierung und bedeutender Scliadeii sein. Zugegeben 
selbst, daß die meisten Tabak bauenden Länder ausländiHcben Samen 
niebt mehr einführen, sondern inländische Sanienjuodukte verwenden, 
so darf doch nicht autler acht gehissen werden, dall in diesen Ländern 
der Tahakbau auf einer hohen Entwicklungsstufe steht und man des- 
halb in der Lage i.>t. L-iitcn Samen im eigenen Lande zu erzielen. 
Die rumänische Regie sollte ihre Aufmerksamkeit auch diesem wich- 
tigen Punkt zuwenden und die Erzeugung des Samens im Inland be- 
fördern. Dies würde einen doppelten Vorteil haben: erstens <lie Er- 
zeugung von Samensorten, deren fruchtl)are Eigenschaften dem lokalen 
Bedürfnis entsprechen, und zweitens, die für den importierten Samen 
jährlich zu zaliienden Summen von 6 — 18000 Lei brauchten nicht mehr 
fiher die Grenze zu gdien. In der letzten Zeit wurde auch im Inland 
Samen dnrch Zuchtwahl eizielt, aber nur in den Gegenden, welche zur 
Erzeugung der geringeren Tabakqualitilten bestimmt sind. Der Tabak> 
bau beghint am 1. März und dauert bis Ende September. Um einen 
Schaden durch FrOste» die zu Beginn des Tabakbaues meist noch vor- 
herrschen, zu umgehen, wird der Same nicht direkt auf dem Tabak- 
acker, sondern zuerst in Saatbeeten ausgesät Die einzig gebräuchlich 
Art der Saatbeete ist das Gartenbeet Bei Nadit und frostigen Tagen 
bedeckt man diese Saatbeete und befeuchtet sie täglich, bis die Pflänz- 
linge 5—6 Bltttdien besitzen. Ist das Saatbeet zweckentsprechend 
und in richtiger Weise angelegt, so erzielt man fast stets befriedigende, 
selbst gute Erfolge. Es kommt allerdings häufig vor, daß die Saat- 
beete nicht gut vorbereitet oder zu wenig geschützt sind, wodurch 
dann naturgemäß bedeutende Schäden entstehen können, sei es, 
daü die PHänzlinge sich zu spät entwickeln, sei es. daß sie wegen 
Frösten oder kaltem Regen eingehen. Die im S;mtbeet gezogenen 
rtlänzlinge werden nun. sobald sie. wie bereit.s erwähnt, .') — <> IMättchen 
besitzen, ohne Beimischung anderer Ptlan/.ensorten auf das freie Feld 
veri>tlanzt. und zwar naeh Schnur und Linie und in izUMchen Alistäiulen. 
Das \'ersetzen geschieht im Monat ^lai. Die Rciht n- und Ptlanzen- 
abständc stehen im Zusammenhang mit der liodeuart und deu anzu- 



. kj ^ i y Google 



— 67 — 



bauenden Tabaksorten. Im aUgemeinen sind folgende Abstinde ge- 
bräuchlich: 

Bflim Zwucbm den Rmhen Zwisehen dm Pfluien 

PenlOMn 60— 70 cm 35—40 cm 

Sarnsun 50— (iä „ IJO— 35 „ 

Jakji 45—50 „ 25—30 „ 

Das Versetzen bedarf großer Aufmerksamkeit, weil hiervon die 
Entwicklung der Pflanzen abhängig ist Stehen (iiesellK ii zu dicht, 
so werden nicht alle Blätter von der Sonne getroffen und die Qualität 
wird infolgedessen einbüüen; stehen sie hingegen in zu weiten Ab- 
ständen voneinander, so wird eine gcrinj^ere Quantität resultieren und 
die Erntcmcn^j^e vermindert werden. Die beste Vcrsetzungsmetliodc 
ist die von den Tabakhauern in Doitro^ia angcwan<lte. Sie graben 
kleine Löcher, die sie mit Wasser füllen. Nachdem das Wasser von 
der P'rde absorbiert ist, sct/.on sie den I'Hänzling hinein. Diese Me- 
thode findet mehr und mehr \erbreitung. Die Unkräuter, die auf 
dem Tabakfeld zwisclien den Tal)ak]itlan/,en wachsen und ilir(! Ent- 
wicklung hindern können, werden durch .laten entfernt. Dieses tindet 
ein- oder zweimal statt. Das erste Mal .s(dl es 14 Tage nach er- 
folgtem \'ersetzen stattfinden. Das Behacken geschieht nur einmal, 
und zwar 15—20 Tage nach dem ersten Jäten. So oft es nötig 
erscheint, moB begossen werden. Sobald die Tabakpfianzen jene 
Entwicklung erreicht haben, die sich durch den beginnenden Ansatz 
der Blfitenknospen kennzeichnet, beginnt das Köpfen, d. h. man ent- 
fernt die Blflten, damit sich die Blätter besser entwickeln können. 
Ausbrechende Seitensprossen werden durch Geizen vernichtet, welche 
Prozedur so oft als nötig stattfindet Wenn die Blätter eine hellgelbe 
Farbe angenommen haben, leicht brechen und ihre Oberfläche schwach 
gerunzelt erscheint, dann ist die Tabakpflanze reif und wird geemtet 
Dies geschieht im Monat August und Anfangs September, manchmal 
auch noch Anfangs Oktober. 

Nach Abfuhr der geernteten Blätter von der Ackerfläche sind 
die Tabakbauer verptlicbtet. alle zurückgebliebenen Stcngelstümpfc 
und Wurzeln zu vernichten; bei Unterlassung dieser N'orschrift wird 
dieae Vernichtung von amtswegen auf Kosten des Tabakbauers an- 
geordnet Die gepflückten Blätter werden sortiert und in groüe. luftige, 
aber gegen die Sonne schützende Schuppen gebracht. Hier bleiben 
die Uliitter 12 1'4 Stunden liegen, in welchem Zeitraum die erste 
Fermentation eintritt. Hierauf reiht man Blatt für Blatt mit einer 
Nadel auf 3—4 m lange Bindfaden. Werden die Blätter zu dicht 

ö» 
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gereiht, d. h. denurt, daß Blatt auf Blatt dicht anliegt, ohne der Luft 
Durchlaß zu gewihren, so verursacht dies oft bedeutenden Schaden, 
weil in diesem Fall der mittlere Teil der Bhttsubstanz verbrennt 
oder fsiult und dadurch wertlos wird. Die Tabakschnfire sollen gleich 
lang sein. Sie bleiben in freier Lufl und werden der Wirkung der 
Sonne ausgesetzt, bis sie dachreif, d. h. trodcen werden. In der Nacht- 
zeit werden sie zum Sdiutz gegen Regen und Wind zutiodcckt. Diese 
Methode ist zwar schon >elir alt. allein, wie die Erfahrung lehrt, für das 
Aromader Illätter von dem LrnUJten Naciiteil '). und zwar ist der in dieser 
Methode liegende Nachteil für die rumänische Tabakkultur größer, als 
dies vielleicht in anderen Tabakländern der Fall ist. Wie durch die 
Kulturversuche der Regie festgestellt wurde, brauchen die in Rumänien 
anL^'chautcn Tabaksorten vom Versetzen der Pflänzlinge an bis zur 
Reife der JUlätter folgende Vegetationsperioden: 

1. Jaka 75 Tage 

2. I^eni (Ilfov). ... 77 „ 

3. Samson 78 „ 

4. Patru Frali (Jalomita) 80 „ 

r>. Persicean 80 „ 

Ck T'nguresc S^f) 

Da es nun bei den rumänischen Tabakbauern öfters vorkommt, 
daß das V^ersctzen der Pflänzlinge erst im Juni stattfindet, so kann 
naturgemäß die Reife der Tabakblätter nicht im Monat August, sondern 
erst im September, manchmal sogar noch spftter eintreten. In solchen 
Fallen kann man kaum mehr auf eine zum Trocknen des Tabaks un- 
bedingt notwendige, ununterbrochene Periode von 20—25 schönen 
warmen Tagen rechnen, und so erfblgt dann ein nur notdürftiges 
Trocknen^ unter mißlichen Wittemngsverhältnissen. Dazu macht sich 
oft noch der Mangel an nötigen Hilfekrflhen fOhlbar, wenn es sich um 
schnelle Beseitigung der Tabakschnfire wegen eintretenden Taues, 
Regens oder Frostes handelt usw.'). Welch weittragende Bedeutung 
gerade das Trocknen des Tabaks hat und wie nötig es ist, auf die 
Nachteile der glnzlich veralteten, aber trotzdem noch jetzt gebriuch- 
lichen Methode hinzuweisen, geht wohl am besten aus folgenden Aus- 
führungen Semlers^) hervor: „Die erste Methode — nSmlich das 
Trocknen in der Sonne — ist urwtichsig, sie sollte von strebsamen 

I) Semicr, Die Tropische Agrikultur, S. 400- 
2} Popovici, a. a. O. S. 86. 
3) Popovici, a. a. O. S. 80. 
41 Semler. a. a. O. S. -109 ff. 



uiyui^L,ü Ly Google 



zficlitern gar nicht in Betracht gezogen werden. Den Wilden darf 
man nicht verargen, wenn sie ihre geernteten Tabakblätter auf eine 
Schnur reihen und so lange in der Sonne hängen lassen, bis sie dürr 
geworden sind. Findet man in halbzivilisierten Ländern, daß die Sonne 
nur 7.uni Narhtrocknen benutzt wird, so sollte man daran schon einen 
Fortschritt erkennen; wenn aber ein zivilisierter Tabakzüchter 
seine Ernte an der Sonne trocknet oder nur naclitrocknet, 
80 kann er nicht entschuldigt, geschweige gelobt wertlen . . .** 
..T^m darüber klar zu werden, niuli man wissen, dali die (iüte 
des Tabaks in hohem (iradc von seinem Gehalt an aromatischen Olen 
abhängt. Dies voiausgesciiirkt, braucht nur an die Behandlung der 
aromatischen Kräuter erinnert zu werden. Wer trocknet dieselben in 
der SonneV Doch nur der. dem jede Sachkenntnis und Erfahrung fehlt. 
Jedes Dorfkind vveilJ, daß sie im Schatten getrocknet werden müssen, 
und bei der geschäftsmii lügen Zubereitung geht man in neuerer Zeit 
noch einen Schritt weiter und trocknet sie unter der Presse, ein Ver- 
fahren, das man auch auf den Safran ausgedehnt hat. Die Sonne ver- 
flflcbtigt, richtiger ausgedrflckt, zersetzt das aromatisehe öl rasch, wovon 
man sich leicht fiberzeugen kann, wenn man eine abgeschnittene Rose 
hl ehie Schublade legt und eine andere auf em sonnenbeschienenes 
Fenstergesims. Selbst das Tageslicht fibt ehien zersetzendeif Einflufi 
auf das aromatische Ol aus, weshalb man alle Pflanzen, in welchen man 
diesen Bestandteil zu erhalten wflnscht, besser noch als Im Schatten, 
im Dunkel trocknet und aufbewahrt Wenn auch der Tabak im ge- 
wöhnlichen Leben nicht zu den aromatischen Krautern gezählt wird, 
so gehört er doch in Wirklichkeit zu ihnen, muß also m gleicher 
Weise behandelt werden. Er sollte also, soweit es durchführbar ist, 
unter Ausschluß des Lichtes getrocknet werden. Das wird auch von 
vielen intelligenten TabakzQchtem verstanden und beachtet, nur wollen 
manche eine Ausnahme gemacht wissen, wenn es sich um die Produktion 
von hellfarbigem Tabak handelt. Zu den Mitteln, welche die Kr- 
zeugiing dieser, übrigens nicht lirniti<j: liegehrten Faibe möglich machen, 
soll auch das Trocknen bei einfallendem laicht gehören, mit anderen 
Worten, da.s Trockenluius soll mit Fenstern versehen .sein. Andernfalls 
soll es nur Türen haben. Nocli in anderer Weise ist das Trocknen 
an der Sonne nachteilig: es vollzieht sich zu schnell, zum mindesten 
da. wo die Sonne eine emptiiulliclie Wärme au>strahlt. uiul wenn «lie 
\N'itterung nicht ilauenid günstig ist. scIiwcImmi anfLyi-häiiLftcii IlIattiT 
überdies in steter Uefahr, vom liegen verdorben zu werden. Es löt 
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oben *) darauf hingewiesen worden, daß in lufttrockenen Klimaten die 
Schwierigkeit des allmählichen, gleichmftfiigen Trocknens eines der 
Nvicliti^'sten Hindemisse fflr den Tabakbau sei; es wurde ferner gesagt, 
das lernten der ganzen Pflanzen sei demjenigen der Blftttcr vorzu- 
ziehen weil dann das Trocknen der letzteren langsamer und gleich- 
mäßiger verlaufe. Damit steht gewiß nicht die rtonuty.ung der 8onne 
zum Trocknen im Einklänge, zumal wenn die lilätter und nicht die 
Pflanzen geerntet werden. Allerdings ist auch eine Grenze für die 
Dauer des erfolgreichen Trocknens r^e/.ogen, doch liegt die (iefahr dv.r 
Übereilung viel n;lher. Auch föribnt es die Aiisschwitziing des Kleb- 
stotYes. welcher den Blättern Glätte und Elastizität verleiht, wenn <lie 
Poren sich langsam schließen; ferner möge man bcriick.^ichtigen. daß 
die Säfte eines Blattes in allen Teilen zur gleiciizeitigen \ erdunstiing 
gelangen müssen, da sonst die Farbe, (ilätte und Elastizität iiiciit 
gleiciimäUig sein können. Während <les Trocknens Hießen aus dem 
Stengel in die Rii»i>en und aus diesen in die Gewel)C Säfte nach, und 
zwar sind es wertvolle Säfte, denn sie enthalten viel aromatisches Öl. 
Die Größe des Tabakblattes macht es leicht verständlich, daß die Ver- 
teilung des nachrückenden Saftes nur langsam erfolgen kann. Bei 
flbereiltem Troeknen wflrden die Ränder des Blattes ihre Auisauge- 
fäliigkeit verloren haben, wenn das mittlere Gewebe noch mit Saft 
gefflllt wäre, und nachdem dieses getrocknet, wflrden die Rippen noch 
feucht sein. Von den bereits erwähnten Nachteilen abgesehen« wäre 
zwischen den beiden Übeln zu wählen: entweder das Trocknen des 
Gewebes zu weit fortschreiten zu lassen oder die Blätter mit feuchten 
Rippen zu yerpacken, wodurch sie in steter Gefehr des Verderbs 
schweben. Durch Ausschneiden der Mittelrippe kann allerdings dim. 
Verderb mit einiger Sicherheit vorgebeugt werden, und es geschieht 
auch zuweilen, allein es geschieht zum Schaden des Zflchters.** 

Durch die Einwirkung der Regieverwaltung wurden in letzter 
Zeit eine Zahl von Trockcnanstalten errichtet, in welchen die Blätter 
durch die einzig richtige Methode'^) des Trocknens mit Luft behandelt 
werden, aber sie ist verhältnismüijig noch zu wenig verbreitet, und die 
alte Methode mit ihren Nachteilen dominiert noch bei den meisten 
Tabakptianzern. Das Trocknen der Tabakblätter dauert 2 - 4 Wochen. 
Von dem Augenblick des Blätteranreihens ab beginnt der Veritikateur 
die Tabaksdinüre zu zälüen und sie sowohl in seinem Journal als 

1) Semler. 1. c. S. 377,78. 

2) 8eiiilrr, I. c. S. 46H »U. 

3) Sciuler, a. a. 0. S. 4lki. 
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auch in dem des Tabakpflanzors einzutragen. Gleichzeitig bezeiclinet 
crf^terer den Ziistaml der 'I'aliaksclinürc; für jede fehlende Tabaksclinur 
hat der Taliakbauer eine (ieldstrafo von 6 Lei zu zahlen und eine 
gleiche Zahl von Tabakschnüren wird ihm konfisziert. 

Nachdem die Tabakblätter einen gewissen (Irad von Trockenlicit 
erreicht haben, beginnen der Verifikateur und der Bürgermeistor des 
Dorfes, in dem die Tabakernte stattfand, mit dem allgemeinen Wietzen: 
sie nehmen ein Protokoll auf, in welchem die Zahl der Tal>akM liiüire 
und deren Tiewicht verzeichnet wird. Bis zur Al»lieferung der Ernte, 
welche gewöhnlich im Monat Dezember stattfindet, läßt man ein 
Sinken von 10 Proz. des (lesamtgewichts der Tabakernte zu. Kür 
jedes darüber felüende Kilogramm jedoch bezahlt der Tabakbauer als 
Geldstrafe 5 Lei und es wird ihm eine gleiche Quantität Tab«k kon- 
fisziert. Wenn der Tkbak trocken ist, schreitet der Tabakbaaer zur 
Sortierung and zum Binden in BQschel von 2d— 30 Bhitt. Die BQschel 
mflssen so gebunden sein, daß die oberen Seiten der Blätter in gleicher 
Richtung liegen, jedes Bflschel wurd mit emem Blatt der gleichen 
Qualität zusammengebunden. Vernachlässigt dies der Tabakpilanzer, 
so läuft er Gefahr, seine Ernte niedriger eingeschätzt zu sehen. Die 
BQschelarbeit (Papusitul) ftngt im Oktober an und dauert bis Ende 
November. 

Die fertigen Büschel werden in Haufen von öo (JO cm Höhe 
und einer der Länge zweier Büsrliel entsprechenden Breite arrangiert, 
bis die Büschelarbeit beendet ist. Die Herstellung der Haufen ge- 
schieht kontraktgemäß und. zwar müssen: 

1. die Haufen T. Qualität aus solchen Büscheln bestehen, die 
die kleinsten, am schünäten hellgelb gefärbten, ganzen und gesunden 
Blätter enthalten; 

2, die Haufen H. Qualität solche Büschel aufweisen, welche 
mittlere, gesunde und ganze Blätter von derselben Farbe (gelb) ent- 
halten : 

.*). die Haufen HI. Qualität endlich solche Bü^ciicl repräsentieren, 
deren Blätter gh'irher (Irölio und Farbe sind; die Blätter können 
w(!nig gebrochen tiiul die Farlic darf etwas dunkler sein. Die zurück- 
gebliebenen, nur die sclilechten Blätter enthaltenden Büschel werden 
ebenfalls in Haufen, sogen. Furda, gelegt. Die gleichartigen Haufen 
niedrigerer Qualitäten werden hierauf in Ballen zu 30 — 40 kg Ge- 
wicht verpackt, die der besseren Qualitäten m solche von 25—30 kg 
Gewicht Alle Kulturarbeiten wie auch die Wahl der Blätter, die 
BQschehurbeit, die Verpackung geschieht nach den Anweisungen des 
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verpflichteten Kulturpersonals. Diese Maßnahmen sind sowohl im 
Interesse der Regie als aadi in dem der Tabakbaucr notwendig. 
Erstere wird vor Schaden bewahrt, letztere sind fiberzeugt, dafi sie 
dadurch die Ware nach ihrem vollen Werte bezahlt erhalten. Da 
nun dem Tabakpflanzer die Pflicht obliegt, seine Ernte der Regie ab- 
zuliefern, so mufi er sie zu diesem Zweck mit obric^eitlidiem Begleit- 
schein und auf seme Rechnung zu dem Lagerhaus bringen. Jedem 
Tabakpflanzer ist das Magazin wie auch der Tag, an dem er abUefem 
soU, vorgeschrieben. Solche Magazine bestehen 15, nfimlich: 

9 in Bukarest 

1 n Isacea (Dobrodgia) 

1 „ Ghimpftti (Vhisca) 

2 n Gaesti (Dimbovitza) 

2 „ Vladuleni (Romanatzi). 

Sie wurden in der Zeit der Staatsbetriebperiode errichtet, denn die 
Staatsregieverwaltung hatte als Erbschaft von der Pachtgesellschaft, 
welcher sehr wenig am Fortschritt der Tabakkultur hig, nur einige 

Magazine en planche flbemommen, die ungenfigend und 

nicht zweckentsprediend waren. Sie wurden nach den Entwürfen des 
höhereu technischen Staatsrats erbaut und von den Regieingenieuren 
ausgeführt Sie bestehen aus Mauerstein und besitzen große Räum- 
hVIikeiten, die ca. 0000000 kg einheimische und r>(K)(XX) kg ausländische 
Tabakblätter aufzunehmen vermögen. Ilinsirlitlirh der lokalen Verhält- 
nisse ist die Anzahl der Magazine aber immerhin zu gering, denn 
viele TabakpHanzer müssen große Wegstrecken bis zum vorgeschrb- 
benen Lagerhaus zurückzulegen. Eine entsprechende Vermehrung 
dieser Magazine ist deshalb wünschenswert, denn sie dürfte einen 
günstigen Einfluß auf die Tabakkultur aiisültcn. 

Der Manfi;el an Magazinen könnte alter aiirli (hnrh die in Oster- 
reich liesteliende Maßregel ausgeglichen werden. Hort bewilligt die 
Regie den Tabakjttlan/.ern eine bestimmte Kntsrliiidiiiiiiig für die ent- 
stehenden Frachtnnkosten und zwar je nach der (Iniße der zurück- 
gelegten Entfernung'). Die Ablieferung der EnWa dauert von Dezember 
l>is Ende .I.iiiuar. Die zum Lagerhaus transportierte Jabakernte wird 
von einem (»tler zwei Delegierten der Regie angciionmien. dit? in (iegen- 
wart des Tal)aki)t1anzer> ISaHen für Hallen liin.-iclitlicli der Qualität 
prüfen und letztere gleichzeitig fei>t^tellen. Dies i.st der wichtigste 
Moment für den Tabakbauer, weil von einer richtigen Abschätzung 

1) Lanrent, F., a. a. O. S. 286. 
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der Ernte der Lohn seiner Jahresarbeit a))häii^'t. In dieser Hinsicht 
scheint mir das Exi)ertenwesen nicht die genügende Garantie dafflr 
zn bieten, dafi die Ernte ihrem wirklichen Wert entsprechend einge- 
schätzt und dem Tabakbauer der Lohn zuteil wird, der ihm von 
Rechts wegen gebohrt. Es unteriiegt wohl keinem Zweifel, dafi die 
Experten der Regie gewissenhafte Beamte sind, die weder zu Gunsten 
der Regie noch zu Gunsten der Tabakbauer handeln, aber es ist doch 
nicht ausgeschlossen und liegt in der menschlichen Natur begrQndet, 
dafi sie unwillkOrlich oder beeinfiufit von andern in Fehler verfallen. 

Beschwerden seitens der Tabakbauer, dafi ihre Ernte zum Preis 
einer niedrigeren Qualität eingeschätzt worden sei, haben nicht gefehlt, 
traten sogar öfter zu Tag. Zur grdfieren Sicherung einer richtigen 
Ernteeinschätzung und zur wenigstens teilweisen Beseitigung obiger 
Beschwerden sollte die rumänische I\e<,ncvcrwaltung das französische 
Experten verfahren einführen. In Frankreich wird die Qualität der 
Ernte durch eine Kommission festgestellt, welche aus fünf Personen 
besteht, nämlich aus dem Verwalter des Tabakentrepots (dem Enti*e- 
posour), dem Magazinkontrolleur und drei vom Präfekten ernannten 
TabakpHanzorn, welche kcMiuMi Tabak mehr bauen'). Zwar ist nicht 
zu leiiLMien. datS dort auch heute noch Khigeu seitens der Tabakbauer 
Nveireri /u iiiedrij^er KinschätzunL; besteben, aber inimcrhiu bietet dieses 
System eine viel .^iciUerc Sicheriieit für eine richtige Kinschät/.ung. 
Die Klagen gänzlich zu beseitigen, dürfte schon aus psychologisclien 
Gründen zur rnmöglichkeit geboren, da der Mensch im allgemeinen 
l)ekanntlich seinen Wert, sei dieser nun moralischer, intellektueller oder 
materieller Art, stets höher einzuschätzen pflegt, als es der Tatsache 
entspricht. 

Sodann wird bei Anwesenheit des Tabakptlanzers eine noch- 
malige Abschätzung der Tabakernte nach der Qualität vorgenommen, 
und noch am gleichen Tage erhält der Tabakpflanzer seinen Berech- 
nungsschein, auf dem die Anzahl der Bfischel, die Qualität, das Brutto- 
und Nettogewicht, der Preis, der Gesamtwert, die Abzflge und die zu 
zahlende Summe verzeichnet sind, worauf der Erhebung des Geldes 
nichts mehr im Wege steht Bei dieser Gelegenheit unterrichtet man 
die Tabakpflanzer Ober die Behandlung der Tabakernte, hebt nötigen- 
falls das Recht des weiteren Tabakbaues bei demjenigen Pflanzern auf, 
die eine durch Nachlässigkeit oder ähnliche Grflnde hervorgerufene 
schlechte Ernte abgeliefert haben, man tadelt oder lobt und belohnt die 

1) CreizeuHch, a. a. 0. 77. 
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tflchtigsten Tabakpflanzer durch Prämien. Mit der Zahlung des Geldes 
endet die mOhaame und mit vielen Unannehmlichkeiten verbundene 
Arbeit des Tabakbauers. In dieser ganzen Zeit, nämlich seit dem 
Augenblick der Erlaubnis zum Anbau bis zur Ablieferung der Ernte, 
stehen die Tabakpflanzer und die bebauten Tabakflächen unter strenger 
Begiekontrolle, die durch Verifikatoren, Überwachungsagenten, Unter- 
inspektoren und einen Generalinspektor ausgefibt wird. Zu diesem 
Zweck erhält jeder Tabakbauer ein Buch, in welchem die Gröfie des 
ihm bewilligten Pflanzterrains eingetragen ist und in dem gleichzeitig 
die Kontrollbeamten den Befund ihrer Kontrolle (Anzahl der Tabak- 
furchen, der Pflanzen, der Blätter an jeder Pflanze, Ernteergebnis usw.) 
verzeichnen. 

Für die Kontrolle des Tabakbaues zahlte die Regie im Jahre 1 IK)2 
194,709 Lei, also Proz. der Gesamtausgaben jenes Jahres im Be- 
trage von 8 426 4CK ) Lei. In Frankreich ^) machen diese Kosten 1 ,50 Proz. 
und in Italien nur O.l'n Proz. Frcs. ') der Gesamtaus<?aben aus, ob- 
srhon in Italien die Tal>akkiiltiir sehr zerstreut ist Der italienische 
Tabakptlanzer iiat aber für die Beaufsichtifiinif,' des Tabakl)aiies eine 
kleine Abgal)e (tassa di vigilanza) zu zahlen, die im Jahre 1*.H)1;1902 
pro KX) kg 1)7 Centimes betrug. In Ö.sterreich-Üngarn gehört die 
Beaufsichtigung der Tabakkulturen zum Ressort der Finanzverwaltung. 
Die Yorliältiiisuiällig hohen Kosten der Kontrolle in Rumänien sind 
durch die .Au.sdehnung der Tabakkultur in den neuen (Icbietcn ver- 
ursacht worden. Die in den .Magazinen eingelieferte Tabakernte unter- 
liegt vor der \ crarbeitung dem Fermentationsprozeß. Dieser besteht 
in einer Gärung, die durch den Einfluß von Luft, Wärme und Feuchtig- 
keit bedingt wird. Die Zersetzung wird durch einige Mikroorganismen 
henrorgerufen. In der Zeit der Fermentation steigt die Temperatur 
von 25^ bis auf 60 ^ Dabei entweichen verschiedene organische Gase, 
wie auch der noch vorhandene Feuchtigkeitsrackstand. Durch die 
Fermentation erst bekommt der Tabak seinen typischen Geruch und 
Geschmack, sowie die bekannte braune Farbe. Der Fermentations^ 
proxeß ist der Hauptfiiktor zur Erzielung eines guten Bauchprodukts 
und die schwierigste Manipulation der Tabakherstellung, weshalb auch 



1) Borot'hiict nach flcii Aiignl)oii in ..Conipte en nintit'ro« et en «l^^nicr-* «If 
r*'Npl()itaii()i) du Monopole des Tabacs pour l'annde 190:2'', Paris, Inipriiucrie 
Naliuiinlc. 1903. 

2) Jdem mu „Asienda Det Tabacchi, Rektlonc e Bilancio industriale per 
rcscreixio dal 1. JurUo 1001 al 30 Quigno 1008, Roma 1003. 

3) Laurent, F., a. a. O. S. 282. 
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der Fermentation stets die grOBte Anfmerksamlieit und Sorgfolt ge- 
widmet werden muß. Die Lagerungssysteme des Tabaks znm Zweck 
der Fermentation wechseln je nach dem Stand und der Art des Tabaks. 
So ordnet man die besseren Tabakqualitäten zu Haufen von 0,50— 0,60 m 
Höbe und in der Länge zweier durchkreuzter Bflschel an und die 
Tahak<iualitjiten III und IV zu großen Haufen von 1,20 -1.50 m 
Höhe, 1,20 ra Breite und beliebiger oder aus den jeweiligen Ver- 
hältnissen sieb ergebender Länge. In der Zeit der Fermentation legt 
man die Haufen um, und zwar derart, (hiß die Randl)flschel nunmehr 
in die Mitte zu liegen kommen. Üadurcb bezweckt man, eine gleich- 
mäßige dürun^' luM vorzurufen. Für die besseren Tabaktjiiabtüten fixiert 
man die Tenipcratur zwiscbcn 25" und 35 *>, iür die nieilrijJicren zwi- 
schen ;>(M'— 45" und für grünoii Tabak zwi>rbon 45" und 

Der Fennentiitions]U"ozel.i Ix'^innt im Friililinj,' des nach.slfoif^'enden 
Jabros und endet im Juni, worauf die Biischol sviederuni nacb der 
Farlic ausgewäblt und die )>esseron Tabak(iualitiiten zu Ballen von 
25— .'»<» kg. die niedrigeren zu solrbon von 7o — HO kg verpackt werden. 
Der verpackte Taliak wandert sodann in das Zciitralla^orliaus i Buka- 
rest). Hier wird er einer nocbmaligen, aber nur .geringen Fermen- 
tation unterworfen, wodurch sich eine u(!ue l'mlagerung der Büschel 
im SpätfrOhling nötig macht; doch beschränkt sicli diese letztere 
Prozedur lediglidi auf den feineren Tabak. Der vollständig fer^ 
montierte feinere inländische wie auch ausländische Tabak whrd mit 
besonderer Sorgfalt behandelt und aufbewahrt Er wird jährlich 
Ballen fOr Ballen mehrmals untersucht Dabei ist man bestrebt nicht 
nur den guten Ruf des Tabaks zu wahren, sondern auch seine Be- 
schaffenheit noch möglichst zu verbessern. Zu diesem Zweck besteht 
ein spezielles Personalt welches die Behandlung der Tabakblätter in 
den Lagerhäusern von Maoedonien und Österreich erlernt hat; außer- 
dem sind einige sehr geschickte Arbeiter aus Maoedonien vertrags- 
mäßig engagiert, um die richtige Behandlung der Tabakblätter den 
anderen Arbeitern zu lehren. Der fermentierte Tabak bleibt bis 
zu seiner Verarbeitung in der Manufaktur im Zentrallagerhaus auf 
Lager. 

9. WirtschaiUiche und statistische Ergebnisse. 

Die Kultur des Tabaks eignet sich melir als die jeder anderen 
Pflanze für den Kleingrundbpsitzcr. woniger für den mittleren oder 
grolien Landwirt Diei»e i:Iigeutüuiliclikcit erklärt sich auä der bc- 
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ständigen Arbeit, die, wie bekannt, der Tabakbau verlangt Von der 
Zeit (lei- Ausstreuung des Samens in die Saatbeete an bU zum Ver- 
kauf der dachreifen lilätter sind, wie schon gezeigt, eine große Zahl 
von Handarbeiten nöti^^. die meist nuch durch Frauen, Kinder oder 
altersschwache Personen ausgeführt werch-ii können. Der kleine Land- 
wirt kann beinahe kostenlos die crfonlerliclien Arbeiten leisten, weil 
ihm die ^ninstiufo GeleLroidieit j^'ehoteii ist. seine Famihcnglieder als 
uneiitgt'itliciH* AiiM-itskriiltc /.ii vorwenden, während dem großen Land- 
wirt der Tabakbau wegen der großen Ausgaben erscliwert. wenn nicht 
unmöghch gemacht wird, da er doch alle erforderlichen Arbeiten (buch 
fremde Leute gegen hohen Akkord- oder Tagelohn verrichten lassen 
muß. I)ai)ei arbeiten fremde Personen l)ekanntlich nicht mit einem 
solchen Inteiosse. wie der kleine I^andwirt mit seinen Angehörigen 
auf der eigenen Scholle. Infolgedessen wird die Ernte des (iroß- 
landwirts weniger gut und dementsprechend der Nettoertrag niedriger 
ausfallen als beim kleinen Landwirt Es verliert auch bei einer schlechten 
Ernte der Großgrundbesitzer mehr als der kleine. Letzterer kann 
auch durch eine Reihe weniger guter Jahre in seinem Wirtschafls- 
betriebe nicht oder wenigstens nicht erheblich gestört werden, weil er 
den Tabakbau nur als lukrative Nebenbeschäftigung betreibt Auskigen 
hat er nicht oder doch nur geringe, er verrechnet also seine Arbeit in 
diesem Falle, als hute er sie teilweise umsonst getan und schränkt seine 
Lebensbedürfnisse, wenn er nicht in dem besseren EmteausM der von 
ihm neben dem Tabakbau betriebenen Kulturen genügenden Ersatz ge- 
funden hat, den Verhältnissen entsprechend ein. Berflcksichtigt man 
des weiteren, daß die Tabakkultur unter dem Monopolsystem einer 
strengen und lästigen Kontrolle unterworfen ist. daß die Überwachung 
der Arbeiten eines großen Gutes seitens des Besitzers unzureichend, 
wenn nicht gar unmöglich ist und ein solclicr T'mstand zum Unter- 
scldeif von Tabakblättern geradezu auffordert, daß schließlich der He- 
.sitzer auch für die Handlungen seiner Arbeiter verantwortlich. al.so 
strafbar ist, so halten wir die Erklärung.' und Begründung dafür, warum 
die Tabakkultur in den Monopoliandorn in viel höherem Maße als in 
anderen nur von kleinen Landwirten lirtrieben wird. 

So iiat die Kinfühniiig des TalKiknionojioIs in Rumänien liewirkt. 
d;iß fast alle dieienigcii ( iniligrnndboit/.er, die vorher Tabakkultur 
bctrielxMi hatten, sie nunmehr aufgaben. Die Folge war ein Rückgang 
der (irölle der Aid)autläche, die von iia lim .lahre ]><1'2) idötzlich 

auf 417 ha (im Jahre isT.')) sank. Dießem Rückgang der Anbantläche 
folgte naturgemäß derjenige der Produktion; so hudeu wir lurlvuuiamen 
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im Jahre 1873 eine solche yon nur 79786 kg oder im Durchachnitt 
189 kg pro ha (auf 417 ha AnbauflSche). Allerdings mOgen zu diesem 
Rttck^g auch die grofien Tabakvorrftte, weldie sich zur damaligen 
Zeit im Lande befanden, das ihrige mit beigetragen haben; wurde 
doch im Jahre 1871 allein Tabak im Werte von 2928782 Lei und 
im Jahre 1872 solcher im Werte von 10756736 Lei eingefinhrt>). In 
den folgenden Jahren der Pachtperiode stieg die AnbauflSche auf 4651 ha 
mit einer Produktion von 2800000 kg oder im Durchschnitt 610 kg 
pro ha (im Jahre 1876); sie hielt sich aber nicht auf dieser Höhe, 
sondern sank hierauf unuiitorbrochen bis zu 2 249 Hektar mit einer Pro- 
duktion von 762436 kgotler im Durciischnitt .-J.'M) kj,' pro Hektar (im Jahre 
1879); (lies entspricht einem jährlichen Sinken der Anbaufläche in 
dieser I'eriode um' 3,4% (s. graphische Darsteihing A). Der (irund 
dafür ist darin zu suchen, daß die Pachtgesellschaft den Tabakbau 
einschränkte, um die Ausgaben der Verwaltung und die für die Ver- 
folgung des Schmuggels und Unterschleifes entstehenden nicht unbe- 
deutenden Kosten zu vermindern. Am deutlichsten zeigt sich der 
Rflckgang in der oberen Moldau selbst, wo der Tahakliau. der einst 
einen gewaltigen Umfang besaß und gute Erträge lieferte, seit der 
P^inführung des Tabakmonopols fast vollständig aufhörte'). Auch mögen 
die vielen Schikanen mit dazu beigetragen hal)en. die die Tai>akt1anzer 
bis zur AlilieA'ruiig der Tabakernte seitens der Hegiea^'cnten zu er- 
dulden hatten^). Während dieser Period<' wurden im l)nrcli.-«clinitt 
r)2H kg pro Hektar geerntet und das Kilogramm mit 78 Cts. bezahlt, sodali 
der Ertiag pro Hektar ca. 412 Lei betrug. Diese Summe würde für den 
Tabakbauer eine gute Belohnung seiner Arbeit gewesen sein, wenn er 
sie tatsächlich bdcommen hStte; aber er war das Opfer von Mittels- 
personen , die ihn ausbeuteten, denn die Regieverwiütung kaufte die 
Tabakemte nicht direkt von ihm, sondern durch Vermittler. Außer- 
dem wurden die Tabakbauer nicht mit dem von der Kommission fest- 
gestellten Einlösungspreis bezahlt, sondern sie bekamen weniger, wie 
es aus der vom damaligen Finanzminister Stürza m der Kammersitznng 
vom 20. März 1879 gemachten Mitteilung hervorgeht: ,Jhr wifit, dafi • 
die Konzessionäre bei den Tabakbauem schlecht angeschrieben sind . . .; 
ich habe Mafiregeln ergriffen, daß letztere sicher sein dürfen mit dem 

Ii Monilonil oficial 1879, 1. April. 

2) Bericht ül»or dos Ernteergebnis in der oberen Moldau im Jahre 1S7G 
and den Qetreidcexpurt nach DeutsohUmd. Pre«ifiiMhM Hmdelawcbiv, Jahrg. 1877, 
Bd. I. a 43& 

3) Monitonil oficti 1879, Vbuüt 20. 
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Ton der Kommission festgesetzten Einlösungspreis bezahlt zu werden 
und dafi sie fernerhin bei der Verwiegung und Ablieferung der Tabak- 
emte nicht mehr, wie dies bisher der Fall war, Schikanen unterworfon 
sind.** 

Mit (lern Übergang der Regie in die Hände des Staats im 
Jahre 1879 nnlini der Tabakbau eine größere Entwicklung an, ob- 
gleich er niclit melir im ganzen Land, sondern nur in bestimmten 
Bezirken erlaubt war. Schon im folgenden Jahre (1880) stieg die 
Zahl der mit Tal)ak bel)auten Hektare Ackerland von 2249 auf 4(>41 lia 
mit einem Produktionsertrag von ölöTHOM kg. Der Tnl)akl)a>i liatte 
sich also un> das Dop))elte vergröUort. In den fol^MMideii Jahren 
wurde die Anl)autiäclie zwischen 4(Mi() und T(KH) ha lieiliehalten mit 
einer Produktion zwischen 3- ') Mill. kg. In den Jahren 
1HS(), ls'.»s und \XW, in denen weniger bebaut wurde, betrug die 
Anbaufläche 2— .'KMK) ha mit einer Produktion von 1— 2'\, Mill. kg. 
Die größte Ausdehnung' fand sie im Jahre 188!), wo 7Hn;i ha dem 
Tal)akl)au gewidmet wurden und die Produktion 5 49.") 371 kg betrug. 
Seit IST'.» -1902 wurden 114(](;4 ha mit Tabak bebaut, also durch- 
schnittlich 4778 ha pro Jahr. Die Gesamtemte betrug 79406656 kg, 
wofflir die Kegie Verwaltung den Tabakbauem 45481288 Lei zahlte. 
Im allgemeinen zeigt, wie aus der graphischen Darstellung A er- 
sichtlich ist, die AnbanflSche in dieser Periode grofie Schwankungen. 
Diese wurden hervorgerufen durch die seitens der Regieverwaltung 
wegen zu großer Ansammlung der Tabakvorrftte getroffene Einschrftn* 
kung des Anbauareals, mehr aber noch wegen der Niedrigkeit der 
dem Tabakbaner gezahlten Einlösungspreise, wie spater klargelegt 
werden wird. In der Gesamtheit vergrößerte sich während dieser 
Periode die AnbauflSche um 52 Prpz., was einer durchschnittlichen 
jährlichen Zunahme von allerdings nur 2,17 Proz. entsprechen wflrde. 
Jedoch wäre es unpraktisch und unklug gewesen, dem Tabakbau eine 
schnellere Ausdehnung zu geben, um so mehr als die Tabakpflanze ein^ 
guten Hodens und einer sehr sorgfältigen Behandlung bedarf). Der 
Tabakbau wflrde in den seitens der Regie erlaubten neuen Anbau* 
* gcgenden in Frage gestellt worden sein, würde man die Ausdehnung 
von Anfang an zu intensiv betrieben halten un<l ohne vorerst über 
einen nTttigen Stamm von TabakjtHanzern zu verfügen, die ihre Er- 
fahrung durch tzutc Erntcci /(Mmni>se bewiesen hatten. .Mit der Tabak- 
kultur beschäftigten sich auch in dieser Periode nur Kleingrundbcsitzer, 



1) Kourad, a. a. O. ä. Iii. 
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deren Zahl von 8019 im Jalire 1879 auf 12000 im Jahre 1902 stieg. 
Es vermehrte sich demnach ihre Zahl in diesor Periode um mehr als 
die Hälfte ((52 Proz.i. Durchschnittlich widmeten sich jährlich 13 (MX) 
Tabakpfianzer dem Tal)akbau. so dali auf jeden l'tlanzer .'5;') t\m ent- 
fallen. Im Vergleich mit anderen Ländern ist die Ausdehnunj^ der 
Aubautläche von nicht gerinf^er Bedeutung; der Prozentsatz im \'er- 
hältnis zur Fläcliengr()IJe Rumäniens gleicht dem Dentscidands. Frank- 
reichs und ist sogar holier als der Italiens, wie es die Tabelle 11 ver- 
anschaulicht (siehe S. 40). 

Die durclischnittliche Produktion eines Hektars Ackerlaiul ist 
aber eine bei weitem geringere als diejenige der genannten Länder. 
Während in Deut.schland von einem Hektar 23Ö9 kg. in Frankreich 
1Ö32 kg, in Österreich 1141 kg und in Italien llt»4 kg geerntet 
werden, erreicht das Ernteergebnis in Rumänien kaum 653 kg. Dies 
beweist, wie wenig die Tabakkultur Rumäniens im Vei^eieh zn der 
anderer Länder vorgeschritten ist Es findet seine Erklärung in dem 
Mangel an landwirtschaftlicher Bildung, den veralteten Kultnrqrstemen 
und den ungünstigen wirtsehaftlichen Bedingungen, unter denen der 
größte Teil der Pflanzer zu arbeiten gezwungen ist Hinzu kommen 
noch der Mangel einer rationellen Dflngung der dem Tabakbau dienenden 
Bodenfläcfae, die unvorteilhafte Koppelwirtschaft und die Beschaffenheit 
des Tabaksamens, der verschiedentlich Pflanzen mit kleinen und dflnnen 
Blättern liefert Dort, wo die Tabakknitur sorgfältig betrieben wird, 
resultiert auch eine höhere Durchschnittsproduktion. So wird im Be- 
zirk Jalomitza und in der Dobrodscha pro Hektar 1000 kg Tabak 
geemtet und die \'ersuchskulturen erzielten im Jahre 1895 sogar eine 
Ernte von durchschnittlich 1.)<h) kg pro Hektar. 

Die Tabakkultur als solche hat in dieser Periode einen Fort- 
schritt zu verzeichnen, wie dies die durchschnittliche Produktion pro 
Hektar beweist (graphi.sche Darstellung B). Während im Jahre 1X79 
nur 339 kg pro Hektar geerntet wurden, erzeugte die gleich grolie 
Fläche im Jahre 1902 <»;').■» kg. mit anderen Worten: der Durch- 
schnittsertrag stieg während der ganzen Periode um 48 Proz., Iiezw. 
pro Jahr um 2 Proz. Dii' schwächste Ernte wurde l><T!t erzielt, in 
welchem Jahr sie pro Hektar nur 339 kg ergal). den stiirk>ten durch- 
schnittlichen Ertrag halten die Jahre isso mnl iSKS zu verzeichnen, 
und zwar mit 1111 hezw. lOf);") kg pn» Hektar. Innerhalb der ganzen 
Periode beziffert sich die durchschnittliche Produktion auf 7UJ kg pro 



i) i'upovici, a. R. O. S. 101. 
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•) KinschlieHIich der Steuer. 



Iloktur. wiilirend (iiesell)e in der früheren PaditpcMiodo niii r»2s kg 
l»rt) Hektar ll('tnI;^^ Im allf^enicinfMi \v('i>t die ']"al»akprodukti()n be- 
deutende Schwan kim^en auf, die jedoch itic)ir oder minder auf die 
kh"iiiatischeii \ erhältnisse des Landes zuriickzutuhren sind. In dieser 
Beziehung ist trotz (Ut allijeniein anerkannten Fruchtharkeit des 
Hodens die rnmiiniMlie Landwirt.^chaft ^'egenüher der des gesamten 
\Vesteuropas ungelieuer benachteiligt. Das Klima i^t aulierordenthch 
veriinderhCli: äuBerst strenge Winter und mit groBer Hitze und Dürre 
verbundene Sommer sind nicht .selten; letztere machen sich seit einigen 
Jahren sehr fühlbar und sind jedenfalls eine Folge der im allgemeinen 
in sehr unrationeller Weise betriebenen Abholzungen 

Ate ein Beweis dafür, dafi die Tabakkiütnr der letztbesprochenen 
Periode eine Verbesserang erfahren hat, dOrfte des weiteren das 
prozentuale VerfaSltnte der Bohtabakqaalitäten dienen. Am deutlichsten 
wird dies seit 1897 durch das Sinken der geringsten Qualität (Furda) 
von 28 Proz. (1897) auf 1 Proz. (1902) (s. graphische Darstellung C) 
veranschaulicht Der prozentuale Rflckgang gerade dieser (billigsten) 
Tabakqualität ist deshalb bedeutsam, weil sie die Preise der fibrigen 
Qualitäten stark beeinflußt und infolgedessen den Bruttoertrag bestimmt, 
da bei keinem anderen Produkt die Qualität eine so grofie Rolle spielt 
als beim Tabak. So wird z. B. der beste Tabak aus einer hflgeligen 
Gegend mit 4 Lei pro Kilogramm, das gleiche Quantum gewöhnlichen 
Tabaks ai)er mit nur 2( > 'M) Hanl bezahlt*). Demzufolge hängt der Durch- 
schnittspreis von dem Verhältnis der verschiedenen Qualitäten ab, wie 

1) Creatiga, I). G., h. a. O. S 147. 

2) H^l Moiiupoiiirilur Slatului, UukarcDt IWA. 
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dies anch aus der graphischen Dantellimg G zu ersehen ist. Die 
linie des Dnrchsdmittspreiseg weicht nach derselben Richtung ab, 
wie das prozentuale Verhältnis der Tabakqualitäten I und II und in 
umgekehrter Bichtui^^ der Qnalitit III, im besonderen aber der (billig* 
sten) QualitAt Furda. Hieraus ergibt sich auch der Grund der seit 
1897 steigenden Preistendenz mit alleiniger Ausnahme des Jahres 1901, 
in welchem der allzu f^Toßen Produktion der III. Qualität (7L> Proz.) 
halber ein Preisrückgang eintrat. Deshalb ist auch die Hölie des 
Hruttoertrags pro Hektar der durciiscimittUcheu Produktionshöhe nicht 
stets gleich. So ist der Bruttoertrag, welcher der Linie der Durch- 
Rchnittsproduktion bis IHHö folgt, im Jahre 1SS() gewachsen, die Durch- 
schniltsprodiiktion hat sich aber «jci^'onüher der des Jahres IHH"» ver- 
mindert. iJas (legenteil l)eiiierkeii wir in den Jahren l!^.^!)und 1M!J7, 
indem liier die Durciischnittsproduktion zunimmt, der Durchsclmifts- 
bruttoertrag liingeueii sinkt. — Itetrachten wir die Durchsc-linittspreise 
die.ser drei Jaiire, so sehen wir, dali die Höhe des Durchsehnittspreises 
im Jahre IHSr» gestieiren. 1HS<) und isl»? jedocli gesunken i.st. Dies 
ist eine weitere Bestätigung des oben Gesagten, dali die Qualität des 
Tabaks den Bruttoertiai; bestimmt. Im allgemeinen verfolgt der 
Bruttoertrag die lU'we^ung der Durchscimittsproduktion. er steigt von 
217 Lei j»ro Hektar im Jahre 1HH9 bis auf 603 Lei pro Hektar im 
Jalire IIM)2. Die (iesamtsteigerung beträgt G7 Proz. oder jälirlich 
2,8 Proz. und stellt für diese Periode einen Durchschnitt von 400 Lei 
pro Hektar dar. Zweifellos bringt gegenwärtig der Hektar einen 
Bruttoertiag doppelter Größe, .als dies im Jahre 1872 der Fall war, 
aber es ist doch immerhin nur ein schwacher Ersatz der Hoffnungen 
und Erwartungen, zu denen der Tabakbauer durch seine fortdauernde, 
mühsame Arbeit wfthrend des gsnzen Jahres jeden&Us berechtigt ist 
Wie niedrig der Bruttoertrag ist, geht aus der Tabelle II hervor, wo 
wir sehen, daß der Bruttoertrag in Deutschland beüiahe siebenmal, in 
Frankreich mehr als viermal, in Österreich zweimal und in Italien mehr 
als zweimal hdher ist als m Rumfinien. Wohl ist es wahr, dafi die 
Heretellungskoeten dort höher sind als in Rum&nien, aber trotz alle- 
dem ist der Reinertrag geringer. Nach Popovici ergibt sich in 
Deutschland ein Reinertrag von beinahe 40 Proz., in Frankreich ein 
solcher von mehr als r)0 Proz. und in Österreich-Ungarn von 30 Proz., 
während in Rumänien der Reinertrag nur 7 Proz. beträgt^). 



1) Popovici, a. •. O. S. 103. 

Volkswirtschaft!, a. witl»cluL(tSK«scliidktl. AUuuidiutigun.; U. 4. 6 
B«««lo««t«m» SM HitekiMitOfal in Boaliym. 
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Die Ursachen dieses niedrigoi Ertrages liegen nicht nur in der 
geringen Durchschnittsproduktion, sondern auch in den kleinen Ein- 
losungsi)reisen. welche die Rcj^icverwaltung den Tabakpflanzern für 
ihre Tubakernte zahlt. Ein kurzer ('berldick auf die in der grai»hisciien 
Darstellunj^ B (lai t^estellte Linie der Durchschnittsitreise zeif^t im (Jroljen 
und (laiizeii eine sinkende Tendenz. Während im Jahre isTS» ein 
l)iirelis( liüitt>preir, von C» 1 l\:im prt» Kdogramm bezahlt wurde, eriiielt der 
Tal>ak|it1anzer im Jahre 1!KI2 für das gleiche Quantum nur olt Hani. 
Innerhail» dieser Periode gibt es nur ö Jahre flss-i. 1HS4, 18^(1. 1S87 
und IHSS). in denen höhere Durchsi liiiittspreise als <)4 Bani bezahlt 
wurden; in den übrigen Jahren stehen die Preise unter (14 Bani, im 
Jahre wurden sogar nur 4<) Bani pro Kilogramm als Durchschnitts- 
preis gezahlt. Es ergibt sich für die gesamte Periode ein Durchschnitts- 
preis von 58 Bani pro Kilogramm. Die Regie aber verkaufte den Kon- 
Bumentenein Kilogramm verarbeiteten iniandi8ch6iiTabak8iiiit4— 12^Lei. 
Dafi die Einlteungspreise verhältnismftBig niedrig sind, g^t auch aus 
einem diesbezflglichen Vergleich mit anderen LSndem hervor; so wurden 
im Jahre 1902 für 100 kg folgende Preise gezahlt: 



Es könnte der Einwand erhoben werden, daß in Österreich der 
Dnrchachnitte|treis niedriger ist als in Rumfinien. In Bezug liierauf sei 
darauf hingewiesen. daB in Osterrdch die Transportkosten nicht, wie 
bereits oben erwähnt, in den Einlösung^preiseil begriffen sind, wie dies 
in Rumänien der Fall ist; außerdem muß man bedenken, daß in 
Osterreich auf einem Hektar Ackerland die doppelte Menge der in Ru- 
mänien auf der gleichen Fläche erzielten Pflanzen geerntet wird, wo- 
«lurch sich eo ipso der Ertrag erhöht Aus dem besagten ergibt sich, 
daß die Kultur des Tabaks in Rumänien sehr wenig lohnend ist; des- 
halb ist die Meiniini; eiiii^'cr, dal! der Anltau des Tabaks als ein für 
die Bauern selir loiinentler anzusehen sei. nicht zutreflend. Eine ver- 
lockende Aussicht hätte die Tabakkultur nur dann, wenn die Hegie- 
vorwaltung die Einlösungspreise so bemessen würde, daß es dem Grund- 
üesitztT vorteilhafter erschiene, Tabak statt Weizen zu liauen. 

Wenn nun die Tal)akkultur für den i uniiuuschen Bauer wirklich 
so wenig ertragreich ist, so drängt sich unwillkürlich die Frage auf, 
warum die Pflanzer sich noch damit beschäftigen und sich nicht einer 
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anderen Knltur zuwenden. Darauf ist zu erwidern, dafi sich die 
Tabakpflanzer auf die Ernte eines guten Jahres verlassen, dessen Er- 
trag die frflberen Schäden ausgleichen soll. Außerdem werden die 
Tabakbauer durch die von der Regieverwaltung geleisteten Geldvor- 
schflsse angelockt, die ihnen bei augenblicklichen Geldbedarfhissen 
immer sehr zu statten kommen. Es lie^j^ aber im eigenen Interesse 
der Regle und <les Staates, dem Tabakbauer einen solchen Preis für 
seinen Tabak zu zahlen, daß er dabei bestehen kann und sein Aus- 
kommen findet. Dadurch wird ein tüchtiger und strebsamer Arbciter- 
stamuj herangebildet, der in der Lage ist. wesentlich zur Entwicklung 
und Verbesserung der Tabakkultur l)eizutragen. AuÜenleni bietet der 
Tahaklinu während des ganzen .lahres Hcschiiftigung. woilurch dem 
verderblichen KinfltiÜ des Miissiggangs und den sich <laraii knüpfenden 
iiöscn Folgen v(trgel)eugt wird: aucli dieser Umstand ist von nicht 
geringer Bedeutung für die liauern, welche im allgemeinen während 
der Wintermouate beschäftigungslos sind. 

3. Die Bestrebungen der Regie zur Verbesserung des Tabakbaues. 

In der festen Üiierzcugung, dali sich die Taltukkullur unter dem 
Monopolsystem der verschiedenartigen amtlichen N'orschriften wegen 
nur langsam entwickeln, und niu* dann zur Bifite gelangen kann, wenn 
die Begierverwaltung sich ihrer kraftvoll annimmt, be8trdl>te sieh diese, 
die inlftndische Kultur zu beg&nstigen und zu verbessern. Das war 
um so notwendiger, als die Tabakkultur wflhrend der Pachtperiode 
vollständig vernachlSssigt worden war, denn die Pachtgesellschaft hatte 
sich zur Hebung derselben sehr wenig, vielleicht gar keine HOhe ge- 
geben. Zu diesem Zweck richtete die Begieverwaltung Versuchskul- 
turen ein, um zu sehen, welche Tabaksorten bezfi^^ich der Qualität und 
Quantität der daraus hergestellten Fabrikate am besten seien. Gleich- 
zeitig sollten diese Versuche auch als Richtschnur fflr die Auswahl 
dor fOr den Tabakbau geeignetsten Gegenden dienen. Der erste Kul- 
turversuch mit 7 verschiedenen Tabakpflanzen sorten (Jaka, Smyrna, 
Persiccan, Samsun. Havana, Scaferlaty und Palatinat) fand im .lahre 
18iX) im Bezirk Praiiova statt (Ileichzeitig stellte die Regiever 
waltung V ersuche mit dem Anbau dieser Tabakpflanzen in den dortigen, 
durch die Reblaus vernichteten Weinbergen an. Das Ergebnis war 
sehr zufriedenstellend: die Versuche wurden in den Jahren 1891 und 
18U2 weiter fortgeführt und ergaben folgendes Resultat: 

6* 
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TalMik L Qnafittft 10 J% 

„ II. „ 33.7 V« 
„ III. „ 33,4% 

Furda 22.2 Vo 

Auch erlangte die Regierverwaltung die Überzeugung, daß die 
Weinberge sehr vorteilhaft für den Tabakbau seien; trotzdem konnte 
sie ihn in dieser (iegend nicht verbreiten, weil die Bauern vorzogen, 
statt des Tabaks ihre Weinberge mit amerikanischen Weinstöcken 
aufs neue zu bepflanzen. In den folgenden Jahren (ausgeschlossen <las 
Jalir l.si>7) wurden die \'ersuche fortgesetzt, und /wur in den Be- 
zirken Tulcea, Diuibovitza. Konianafi. Vlasca und Falciii. Man kon- 
statierte schlielilich. daß die Tabaksorteii Persicean. Sanisun und ,laka 
die für die Kultur geeignetsten seien. r)ie>o fanden demzufolge 
auch Verbreitung, Seit versuchte man ausländische, im beson- 

deren macedonische Tabaksorten zu bauen. Die F'rgebnisse zeigten, 
daß sich Klima und Hoden KuniäiiieJis gut zur Produktion dieser 
'] airaksorten eignen und als Ei sat/. der aus Macedonien zum Preis von 
5 — 7,50 Lei pro Kilogramm gekauften Tabaksorten gut verwemlbar sind. 
Dadurch bietet sich der rumänischen Tabakkultur einerseits die Aus- 
sicht, allmShlich die aus der Türkei und Griechenland eingefOhrten 
Tabaksorten zum grOfiten Teil ersetzen zu können, wodurch ein gnifier 
nationaUVkon<miiseher Vortei] gewonnen wird, andererseits wird der 
Export dieser Tabakaorten, sei es als Bohtabak oder Fabrikat (Ziga- 
retten), bedeutend erleichtert werden. In folgender Tabelle III sind 
die erzielten Ertrfige f&r die Jahre 1898 bis 1901 angegeben (siehe 
nüchste Seite). 

Ans der Tabelle ergibt sich, daß die Weinberge, hanptsiehlich 
die der Ortschaften Dragasani und Valea^CTalngareasca, die besten 
Tabake erzeugen, denen sich in zweiter Linie die der Ortschaften 
Macin und Leordeni anscliließen. Diese Ergebnisse veranUßten die 

Regieverwaltung, die Tabakkultur in diesen hegenden auszudelinen. 
Gleichzeitig dienten eini'^e Weinberge zu Kulturversuchen, besonders 
um zu erkennen, welche Tabaksorten und Bodenarten sich am be.sten 
für die Tabakkultur eignen, des weiteren wurden sie aber auch als 
praktische Schule für das untere Bcamtenpersonal der Tabakkultur 
und als MusterpHanzung für die Tabakzüchter der rmgcbung benutzt. 
I>ie HetrieverwaltuiiLr ihrerseits war in der Lai,'e. die (icgenden, die 
sich am licsfcn für den Tal»akl)au eigneten und den Unterschied der 
auf den WeiniK'rufn und dem flachen Lande erzeugten Tabakquali- 
täteu festzustellen, dosgleichen die zur Tabakkultur geeiguetsten Mittel 
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Bowie die Zeitpunkte, an denen die verschiedenen Tabakarbeiten statt- 
finden sollen« anzugeben. Ebenso bestimmte die Regieverwaltung die 
Einrichtung der fOir Rumflnien am besten geeigneten Tabaktrocken- 
anstalten und schließlich fixierte sie die EinlOsungspreise für den Boh- 
tabak 

Um eine gute Anbaumethode unter den Pflanzern zu verbreiten, 
richtete die Regie Musterpflanzungen ein, in denen man die geprüften 
und als vorteilhaft erkannten Methoden anwendete. Diese Muster- 
pflanzungen bilden das praktischste Mittel, den Tal)akl)aiier gute Kultur- 
niotlioden zu lehren, denn es ist bekannt, daß das Heispiel leichter als 
das Wort den Bauer überzeugt. Von dem Personal dieser Musterpflan- 
zungen werden praktische Kurse für die Tabakbauer abgehalten'). 

Da bekanntlich die Bodenart siMJziell für den Tabakbau von 
großer Bedeutung ist, so dürfte es nicht ohne Interesse sein, die Aus- 
führungen Semlers-) wiederzugeben, welcher lünsichtlich der AVahl 
des Tabakackerlandes sagt: ..Nach Abwägung der Gunst und Ungunst 
des Klimas für den Anbau ist die Wahl des Bodens in Betracht zu 
zielien, die. das sei mit scharfer Betonung gesagt, von der 
höchsten Wichtijzkeit ist. Wenn man die Weinrebe ausnimmt, gibt 
es keine Nutzpflanze, deren Produkt in gleichem Maße durch den 
Boden beeinflußt wird, wie es bei der Tabakptlanze doi Fall ist. 
Keine noch so sorgfiUtige Kultur und Erntebereitun^^ kann den P'ehler 
ausgleichen, der in der Wahl des Bodens gemacht wird." Auch die 
Regieverwaltung ließ, von der hohen Wichtigkeit der Bodenart und 
dem Einfluß derselben auf die Vegetation der Tabakpflanzoi fiberzeugt, 
den fOr den Anbau mit Tabak bestimmten Boden mechanischen und 
chemisch-analytischen Untersuchungen unterziehen. Infolge der mecha- 
nischen Analysen wurde festgestellt, dafi der Boden zum größten Teil 
lehmhaltig und sehr schwer zu bearbeiten ist, letzteres namentlich 
dann, wenn ihm em gewisser Grad von Feuchtigkeit fehlt Er bat 
aber den Vorteil, daß er das einsickernde Wasser schnell absorbiert 
und nur allmählich wieder abgibt, was bei der in RumSnien Öfters ein- 
tretenden Dfirre von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist Der 
Boden vom Bezirk Tulcea ist fOr den Tabakbau am geeignetsten, 
weil der grdßte Teil desselben nur 6 Proz. Lehm, aber ca. 50 Proz. 
Kies enthält Lehmartiger Boden liefert zwar einen größeren Ernteertrag 

1) Das Penonal wird aus den Bcbfileini genommen, die die hftbemi und 
pnüctiscben landwirtsdwfUIchen Sdinlen gut bofitnndpn haben. 

2) Die Tiropiscbe Agrilcnitur, 2. Auflage fid. III. S. dOO, Wi^iuar 1903. 
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an Tabak, aber er erzeugt dicke nnd wasserhaltige Blatter, wShrend 
Schlammboden Blitter von erster QualitSt erzeugt Durch die che- 
mischen Analysen wurde erwiesen, daß der Boden nur wenig Stick- 
stoff (höchstens 0,15 oder 0,16 Proz.) entfallt In dieser Beziehung 
sollte die rumSniscfae Regie noch wdter gehen und das Vorbild Frank- 
reichs nachahmen, welches die Hilfe der Chemie in der Tabakkultur 
sdion seit lange anerkannt und gewürdigt hat Bei der großen Be- 
deutung des Stickstoffes ergibt sich fflr die Tabakbauer die zwingende 
Notwendigkeit, den Boden mit Stalldünger zu dOngen; eine Kultnr- 
arbeit. die leider in Rumänien noch wenig bekannt ist. So schreibt 
z. B. E. Flor in seiner „Monographie eines Landgutes in Rumänien" 
(Leipzig 1904): „Der Bauer Rumäniens benutzt den Stallmist jUs Brenn- 
material", und weiter: „Wäre für den Kultiu-boden oder das Ackerland 
. . . wirklich eine Düngung von Nöten, so würde man auf alle Fälle 
gezwungen sein, entweder den Stalliiiist anderwärts zu beziehen oder 
aber käuflichen Kunstdünger zu verwenden." Wenn nun auch der 
rumänische Tabakbauer seinem Stallmist die l)cssere zweckentsprechen- 
dere Verwendung auf dem Acker sichert, so lälit es sich doch nicht 
verkennen, daß die Regie hinsichtlich der Aufklärung der Bauern über 
Düngung und rationelle Verwendung des Düngers noch viel zu leisten 
hat, ehe in dieser Bezieiiung die anderen Kulturländer erreicht sind. 
Wenn, wie es in Rumänien der Fall ist, das Kindvieh sich vom Früh- 
jahr l)is Herbst auf der freien W^eide befindet und infolgedessen gei ade 
für die Bestellperiode im Herbst kein Stallmist vorhanden ist, weil die 
denselben produzierenden Tiere keine Stallftttterung erhielten, dann 
mflssen die Bauern auf die künstlichen Dflngemittel hingewiesen und 
ihnen nötigenfalls deren Wirkung auf einem Versuchsfeld ad oculos 
demonstriert werden. Der Dank des Ackers in Form reicher Ernten 
würde sdion von sdlbst dazu beitragen, den Bauer auch an kflnstlichen 
Dünger zu gewOhnen. 

So besteht z. B. in Fhuikreich eine Bestunmung der Regie- 
verwaltung, wonach der zum Anbau mit Tabak angemeldete Acker 
erst zu analysieren ist; der Befund der Analyse bedingt die Annahme 
oder Ablehnung des Bauangebotes. Ja ^selbst bei bereits erlaubter 
Tabakkultnr wird auf Grund der Analyse dem Bauern zur Pflicht 
gemacht, die event fehlenden Dflngerarten dem Boden noch einzu- 
verleiben, deren annilhemde Menge ihm vorgeschrieben wird**^). 



1) Semler, Heiniich, Die Tropisdie Agiikultar, 2. Auflage, Bd. III, 
WimMr 1903, & 383. 
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Die rarnftnische Begierrerwaltimg sollte audi diesem Beispiel 
folgen, was der Tabakknltnr zum Segen gereidieii würde. Weil die 
meisten Tabakpilanzer Bauern oder kleine Grundbesitzer sind, die ein 
nur kleines oder gar kein Betriebskapital besitzen, so gewflhrt die 

Regieverwaltung durch ihre Beamten den einzelnen TabakpHanzern Vor- 
schüsse auf Redinung der künftigen Ernte. Dadurch erweist die Regie 
den Bauern eine große Wohltat, indem diese in Zeiten finanzieller 
Knappheit oder Not vor Betrug und Wucher geschützt wenlen. Die 
Einzelvorschüsse in den Jahren 18H0 bis 18Hö erreichten eine Ilölie 
von Tö-KKU.ei pro Hektar') und bis zum Jahre lOoi^ belicf sich der 
(lesanit Vorschuß auf 134r)«)9(X) Lei. Im Durchschnitt kamen denmach 
40,H2 Lei auf 1 Tal»ak])tianzer oder 117.Ö1 Lei auf 1 Hoktnr Kultur- 
land. Im Verhältnis zum durrliscliuittHchon Iii nttoei tiay eines Ha 
Ackerland ergibt sich, daß die den Tal)ak]>tianzern gewälirten Vor- 
schüsse 2ö Proz. des Erntewertes übersteigen. 

Die Fürsorge der Kegieverwaltung pintr norh weiter. Als sie 
sali, (laß die Tabakernte wegen des Maii;,'els an systeniatischcn Trocken- 
anstalten viel an ihrem Wert verlor und dieser Schaden sowohl sie als 
auch die Tabakbauer traf, indem die Regie weniger feine Qualitäten 
Tabak, der Bauer aber einen dementsprechend geringeren Preis erzielte, 
war sie darauf bedadtt, diesem Mangel abzuhelfeii. Des weiteren war 
die Kegieverwaltung bemfiht, dem Übelstande Abhilfe zu schaffen, weldier 
die Bauern betraf, wenn die Ernte dureb Hagel, Feuer oder andere 
UnfiUle vemiehtet wurde und somit die Arbeit eines vollen Jahres an- 
belohnt blieb. Denn der grAfite Teil der Bauern RumSniens kennt die 
Vorteile der landwurtschaftlichen Versicherung nicht oder er hat unklare 
Vorstellungen von ihnen. Um allen diesen Nachteilen entgegenzutreten, 
kam die Hegieverwaltnng mit den Tabakbanem dahin flberein, daß ihnen 
em bestimmter Prozentsatz des Wertes der erzengten Tabakemte jibr- 
lieh abgesogen wird, und zwar 6 Proz. den Tabakbauern aus der Moldau 
und Walachei und 8 Proz. denen aus der Dobrodscha. Auf diese Weise 
bildete sich seit 18K2 bis 1903 ein Fond von 806,060 Lei, welcher 
der Zentralsparknsse ( Bukarest) zur Verzinsung übergeben ist und 
nach einem speziellen Reglement verwaltet w ird Diesem ent.sprechend 
wurden in den letzten 3 Jahren den Tabakbauem 129(i74 Lei aus- 
gezahlt, für welche Summe 861 Trockenanstalten und Lagerhäuser er- 



1) AlezandrinL Btatiatica Bomüii«!, Vol. II, p. 278, Jassy 1898. 

2) Dm Bq^emrnt für die Verbefltscning dm Tabnkbaacs und für die V«r- 
aicberaDg, veröflentlicbt in Monitorul oficial Nr. 71 vom 27. Juni 1903. 



uiyui^L,ü Ly Google 



- «9 - 



richtet wurden. Die Hälfte der verteilten Summe ist nicht röckzahllmr, 
sondern freies Eigentum des Bauern, sie schwankt je nach der Aus- 
dehnung der dem Tabakbau gewidmeten Gmndilidie zwischen 100 
und 300 Lei. Die andere HäHte der Geldsumme ist der Tabak- 
pflanzer bei der jedesmaligien Ablieferung der Ernte in 5 einjährigen 
Baten mit öProz. Zinsen zurOckzuzahlen verpfiiditet; dieselbe schwankt 
ebenfalls zwischen 100—300 Lei nach demselben Grundsatz. Die 
geborgte Summe betrug im Jahre 1903 27,625 Lei Um tfichtige 
und strebsame Tabakpflanzer zu belohnen, teilt die Regieverwaltung 
außerdem jährlich verschiedene Prfimien im Wert von 25—200 Lei 
fOr je einen Tabakpflanzer aus. Diese PrSmien bestehen in Rindern, 
landwirtschaftlichen Geräten, Obstbäumen, Samen und selbst in Geld. 
Vom Jahre 1882 bis 1002 wunlen 454042 Lei als Prämien ausge- 
teilt. Erwähnenswert ist die Maünahmc der Regioverwaltung. wonach 
die für das Jahr 19(M bestimm fcn Prämien im Betrag von f)(KX) Lei 
nur in Reproduktionsticrcn bestellen sollen. Diese Maßnahme ist 
insofern von Bedeutung, als bis jetzt die \'iehzucht in Rumänien noch 
sehr im Argen liegt und nur wonige weitblickende Landwirte sie 
zu fördern bestrebt sind. \oni Jahre {xW an zahlt die Kegiever- 
wnltung auch die Kntschiidigungcn für die aus Hagel, Feuer etc. 
entstehenden Schilden. Sii« hat seit dem gtMiannten Jahre bereit.s 
22 370 Lei Kiifscliädigungsgelder verteilen Irinnen. Neuerdings ver- 
sorgt <lie K(>gieverwaltung aber auch den Tabakhauer mit ileii zum 
Taliakbau nötigen (ieräten und an<lerem Material, wie Seile. Leinwand, 
Holz u. s. w. und zwar zum Selbstkostenpreis unter leichten Rück- 
zahlungsbedingungen. 

Auf diese Weise strebt die Kegieverwaltung eine gründliclie 
Verbesserung und Förderung der Tabakkultur an; sie würde aber ihr 
Werk baldigst gekrönt sehen, wenn sie 6m Tabakpflanzem hOhere 
Einlösungspreise zahlen wflrde» weil dieselben anregender sind als 
Prlmien, die nur einer kleinen bestimmten Zahl der Tabakpflanzer 
zugute kommen. 

NatQrlicherweise flbte und Obt auch die Regie diese Tätigkeit 
nicht ohne traurige Erfahrungen, denn die Ergebnisse entsprechen 
nicht immer ihren Hoffhungen. Zweifellos aber hat sich die Tabak- 
kultur im Vergleich zu frfiher um vieles gebessert, aber sie steht 
noch lange nicht auf der Entwicklungsstufe anderer Länder, was 
jedoch in Anbetracht des Strebens der Regie und der Beschaffenheit 
des Klimas und Bodens in vielleicht nicht allzufemer Zukunft erreicht 
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wedlen düiflie. Denn vonuissicbtlich wird die Regieverwaltiing auf 
dem einnial belretenen Wege nicht sieben bleiben, sondern sie wird 
dorch stetig fortgesetzte Versuche nnd durch Anspannung aller intel> 
lektoeilen und materiellen Krifto dem grofien 2Mb sustreben, die 
noch bestehenden Übel zu beseitigen nnd die Tabakkultur auf die- 
jenige Entwicklungsstufe emporzuheben, die sowohl der BeschafilNi- 
heit des Bodens und Klimas, als aucii der Tflditigkeit des unter einer 
guten Leitung stehenden rumänischen Bauern entspricht 
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Vll. Die Tabakverarbeitung. 



z. Die Anschaffung von RohmateriaL 

Für die Herstellung der Tabakfabrikate, die zum inländischen 
Verbrauch notvvendicr sind, könnte die heimisciie Produktion durch eine 
prölicre Ausdehnung der Tahakkultur wohl die gewünschten Quantitäten 
an I'ohstoff liefern, aber die Uej^e kann eine f^cwisse Grenze der Ver- 
\von(binfj; lieiniischen Kolitabaks niclit überschreiten, ohne die Qualität 
ilirer Fabrikate zu schädigen, und zwar aus folgenden zwei (iründen: 
1. Die iidändische Produktion liefert nicht genügende Quantitäten 
zur Herstelhmg der feineren QuaHtäten und 2. kann man nur durch 
eine richtige Mischung mit auslänihscheni Tai)ak solche Fal)rikate her- 
stellen, die der Konsumtion entsprechen. Deshall» ist die rumänische 
Regie nicht nur auf die inländische Produktion angewiesen, sondern 
sie ist auch genötigt, eine gewisse Quantität Kohtabak vom Ausland 
zu beziehen. Aus einer jährlich zur Fabrikation notwendigen Durch» 
Schnittsquantität von 4 Mill. kg im Werte von 5,G Mill. Lei kommen 
B,5 HilL kg im Werte yod 2 Hill. Lei am der beimisdien Prodnktioii; 
also sie stellt 86Proz. des OesamtgewiditB und 46Proz. des Wertes der 
jährlich verkauften Tabakfsbrikate dar. Der Rest wird aus dem Aus- 
hnd bezogen, und zwar kauft die romänische Regie jährlich 500000 kg 
ausländischen Tabak im Wert von durchschnittlich 2—3 Hill. Lei 
Von letzterem stammen 400000 kg, also 80Proz. aus der Türkei (Hace- 
donien), und zwar folgende Tabaksorten: Tschiubek, Tschiubek-Basma, 
Jaka, Kir-Basma, Smyma und Tumbeky, die im Preise von 1—20 Lei 
pro Kilogramm emen Wert von 2 Ys MiU- repräsentieren. Diese 
wie auch die aus Griechenhind (Volo und Argos) bezogenen Tabak- 
sorten werden am meisten zur Zigaretten- und Rauchtabakfabrikation 
verwendet. Für die Zigarrenfabrikation bezieht Rumänien aus Amerika 
(Vereinigten Staaten, Kuba, Brasilien). Asien, (Sumatra, Japan), Europa 
(Holland und Ungarn) jährlich ungefähr 100000 kg Tabak zum Preise 
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TOD 1^—12 Lei pro Kilogramm, im Werte von 350000 Lei Außer 
dem Rohstoff bezieht die nimfiniache Regie auch fertige Zigarren 
feinerer Qualitäten, die im Inland nicht febriziert werden können, irie 
z. B. Havannazigarren, die an der Quelle direkt oder in Hamburg, 

Antwerpen gekauft werden. Man bezieht auch Sdinupftabak aus Ruß- 
land und Frankreich. Diosos Tabaki)rodukt genießt in Rumänien große 
Beliebtheit Die heifolgende Tabelle IV (siehe nächste Seite) gibt eine 
Übersicht des eingeführten Kohtabaks und der ebenfalls eingefOhrten 
Tabakfabrikate wälirend der Zeit von ISOH bis 1901. 

Die rumänische Regie kauft ihren ausländischen Tabak mittels 
ölTentiicher Ausschreibung. Die Hcdinmmgen werden in Bukarest fest- 
gesetzt, woselbst auch die Mu.stcr einzusehen sind, auf (irmid deren 
die Tabakblätter übernommen worden. Eine spezielle Koniniission. die 
aus den höheren Rcuielteamfen gebildet wird, untersucht und khussi- 
tiziert die vorgelegten Tabaknuistcr. Der < Jeneraldirektor und der 
\ erwaltuiigsrat verhandeln über die vorteilhaftesten Angebote sowohl 
liinticlitlich der Qualität als auch des Preises, jedoch unterliegt ihre 
Knt.scheidung der (lenebmigung des Finanzniini>teriums. Die durch 
Zuteilung' aufgenommenen Tal)ak(]uantitäten sind halb beim Unterschreiben 
des Vertrages, halb (i Monate später abzuliefern. Die Annahme der 
eingekauften Tabake geschieht ebenfalls durch eine Kommission, deren 
Tätigkeit der Kontrolle des Verwaltungsrates attteratebt Die nicht 
den vorgelegten Mustern entsprechenden Tabakballen werden nicht an- 
genommen; in diesem IVül wud ein gegenseitiges Oberemkommen ge- 
troffen, felis der Unterschied der Qualität eine gewisse Grenze nicht 
fiberschreitet 

Diese Art des Einkaufes der feemden Tabake auf dem Wege 
der OfibnUichen Ausschreibung ist im allgemeinen gut zu heißen, denn 
die Regie hat Gelegenheit, die Tabaksorten gut und biUig anzukaufen, 
mdem verschiedene Lieferanten sich um den Preis bewerben. Es 
kann aber auch vorkommen, daß die Bewerbungen unbedeutend sind, 
wenn nicht gar fehlen. Viele TabakhSndler vermeiden an der Ver- 
steigerung teilzunehmen, um sich nicht zu verpflichten, eine Ware zu 
liefern, die man nur auf großen und weit entfernten Plätzen haben 
kann und die den verschiedenen Schwankungen des Mnrktes unter- 
worfen ist. Viele andere erscheinen aus dem Grunde nicht, weil sie 
befürchten, daß ihre aus weiter Entfernung und unter großen Kosten 
zugebrachte Ware abgelehnt oder nur unter sehr nachteiligen Bedin- 
gungen angenommen werden könnte. In solchen Fällen kann von 
einer ernsthaften Bewerbung nicht mehr die Rede sein, und die Regie 
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ist gezwungen, ihre Ankäufe event unter un<;flnstigeii Umständen be- 
wirken zu ninsson. In Italien kaufte die Kegieverwaltung ihre aus- 
ländischen Tabake elKiifalls auf dem Wege der öffentlichen Zuteilung, 
aher seit 1807 ist dieses System aufgehoben und sie kauft gegen- 
wärtig direkt, durch einfiiclies Übcreinkoninien mit den Tabakhändlern. 
I)icso> Svstem hat sich als tnit erwiesen; schon im ersten Jahre wurde 
eine Ersiiariiis von HJ')?!««» Frcs. (lö.o Proz.l er/ielt')- Österreich- 
Ungarn muclit seine Ankäufe nicljt auf dem Lizitationswe^e. sondern 
durch seine Konsuln-). In Krankreich werden die Ankäufe teils durch 
Akkonl mit den Lieferanten, teils durch direkten Einkauf bewirkt *). 

Keines dieser Länder handelt nach dem Lizitationssystem, aus 
dem einfachen (irunde, weil es unpraktisch ist und sich dem Fiskus 
nicht vorteilhaft erweist. Die Kifaliruiij.,' dieser Länder sollte nicht 
außer Acht gelassen werden und der rumänischen Regie \'eraida.ssung 
geben, das Lizitationssystem zu verlassen und ihre Ankäufe direkt 
oder durch Übereinstimmung mit den TabakhSndlern abzuschließen; 
zum mhidesten aber ist ihr dieses Recht dann zuzugestehen, wenn 
sie auf solche Weise vorteilhaftere Ankäufe abechliefien zu können 
glaubt, als es durch die Zuteilung mflglich wäre. 

Es dürfte nicht ohne Interesse sein, in folgender Tabelle V den 
Umfong der rumänischen, französischen, österreichischen und italieni- 
schen Begieeinkäufe für das Jahr 1902 veranschaulicht zu sehen. 
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1) Laurent. F.. a. a. O. 8. 299. 

2) EhoiKla, S. '_>'»S, 

3) Creizeuauh, o. a. O. ä. 87. 
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Die Zahlen reden deutlich von dem Streben der rumänischen 
Regieverwaltung, die Verwendung des ausländischen Rohtabaks mög- 
lichst zu beschränken und den größten Teil des benötigten Roh- 
materials im Inland zu erwerben, obschon in Rumänien keine dies- 
bezügliche Bestimmung vorbanden ist, die das Minimum des inländi- 
schen Rohtabaks in der Fabrikation feststellt, wie dies z. H. in Frank- 
reich der Fall war, woselbst laut Dekret von IHIO die französische 
Ref,Meverwaltung r)/6 und laut späteren Gesetzes von 181(5 14 If) in- 
läiitiisclie Iiliitter zu verwenden hatte'). Das desetz von IHSf) stellte 
ein iMaxiinuni von I T) ausländischer Blätter fest, die zur Verarbei- 
tung kommen sollten*). Die letzte Spalte der Tabelle zeigt im Ver- 
gleich zu denen der anderen Staaten nui zu deutlich, zu welch teueren 
Preisen die rumänische Regie das ausländische Rohmaterial ankauft. 

Grund ist in der Tatsache gegeben, daß die Regie nicht in der 
Lage ist, die besten QuaUtiten Rohtabak im Inhiid zn erzeugen und 
zu deren Ankauf im Ausland gezwungen ist Infolgedessen ergibt 
sich für die Begieverwaltung die dringende Notwendigkeit, eine Ver- 
besserung dieser VerbSltnisse und der Tabakknltur herbeizuftthren, 
damit der Tabakimport möglichst vermindert wird und die jlhrlidi 
däfflr nach dem Ausland gebende Summe von 2—3 Mfli. Lei dem 
eigenen Lande erhalten bleibt 

Fflr das andere zur Fabrikation notwendige Material, wie Papier, 
Blech, Pappe, Kohle u. a. m. wird jährlich eine Summe von 400000 Lei 
verausgabt Diese Gegenstlnde werden zum größten Teil im Inland 
bezogen. Das Papier bildet das am meisten verwendete Material und 
wird jährlich im Betrag von 300000 Lei im Inland angekauft Die 
sogenannten Chromo- und Glanzpapierarten werdoi aus Deutschland 
eingeführt; das Riech, die Mtsser und die Kohlen werden in Deutsch- 
land und England angekauft. Gegenwärtig versucht man die Kohlen 
durch Petroleumrflckstände zu ersetzen. Wenn die Versuche, wie an- 
zunehmen ist. den auf sie gesetzten Erwartungen ents])rechcn . wie 
dies ja auch bei den f^leiciien Versuchen, welche mit diesen Rück- 
ständen zur Heizung der Lokomotiven angestellt wurden, der Fall 
war, dann wird die Regie viele Kosten crsjiaren. weil die Petroleum- 
rOckstände bedeutend billi^^er sind als die Kohlen. Der Ankauf des 
Materials geschieht auf dem Wege der öffentlichen Zuteilung 

1) Laurent, F., u. a. O. B. 278. 

2) Foville, Alf., La Fniwe fononiique, Parik IWl, 8. 300. 
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3. Die Tabokfabrikation. 

Die Verarbeitung des Rohmaterials für den Konsum findet in 
deo zwei staatlichen Manufakturen von Bukarest und Jassy statt, 
wddie noch von der PachtgeseUseliaft erriebtet wurden und beim 
Obergang des Tabalcmonopols an den Staat mit in seinen Besitz 
gelangten. Dieselben wurden im Laufe der Zeit durch Um- und 
Neubau erweitert und, um den zunehmenden Forderungien der Fabri- 
kation zu entsprechen, mit neuen Maschinen versehen. Zu diesem 
Zweck bestimmte die Regieverwaltung jährlich eine gewisse Summe, 
so daß die Manufakturen, die bei ihrem Obergang in den staatlichen 
Besitz (1879) kaum einen Wert von 1 200000 Lei hatten, gegenwartig 
einen solchen von 5400000 Lei darstellen; dafOr wurde wfihrend 
23 Jahren im Durchschnitt ein jShrlicher Betrag von 138260 Lei 
ausgegeben. Im Jahre 1903 wurden allein 050000 Lei zu diesem 
Zweck verwendet'), die zum größten Teil zur Erweiterung der Manu- 
faktur in Jassy dienten, weil diese viel kleiner ist als die in Bukarest 
und infolge der gesteigerten Ansprüche vergrößert werden mußte. 
Während die Manufaktur von Ihikaiest einen Raum von 14 7()0 qm 
inniiften einer Ackerfläche von 14U<MX» (|ni einnininit. verfügt die 
Manufaktur von Jassy nur über '2'y()() i\u\ ininitfcn einer solchen von 
•jciMK) (|in. Alle beide liegen aulierlialh der Stadt in der Nähe der 
Huhnhöfe. u)it welchen sie zum Zweck eines erieiclilerten 'i'ran>i»ortes 
durch ein Schiencngeleis veri»unden suid. Die (iebäude der Manu- 
fakturen sind den liy<;ieiiis(hen Anforderungen entsjtreciiend eilige- 
riclifel. Die Hauptforderung bezüglich der ( iesuiidlieit iler Arbeiter ist 
daduKli erfüllt; die technischen Einrichtungen .sind rationell, zweck- 
mäüig und den Anforderungen der Neuzeit gemäß angelegt. Die not- 
wendige Ketriebskrati wird von drei durch Motore getriebenen Maschinen 
mit 200, 100 und 20 Pferdekräften geliefert. Die Transmission der Be- 
triebskraft zu den entfernteren Räumen geschieht durch Elektrizität 
(Bukarest). 172 verschiedene Maschinen') im Wert von 526612 Lei 
dienen zur Fabrikation des Rauch- und Schnupftabaks, teilweise auch 
zur Anfertigung der Zigaretten und in anderen Nebenbetrieben, wie 
zur Herstellung von Kartons, Paketen und Etiketten, dem Schneiden 

1) Ziarul. Tniversul. Nr. 2nl, I1W)3. 

2) Davuu 40 III der iiaucblubaktubrikuiion, 

2 „ „ SchnopftabaklftbrikAtion, 

(»8 „ „ ZigarotUnfabrikatioii, 

61 .. iindoren NclK'iilx'triobeii ( Papierabfichneideu , Verfertigung 
von Drucksacbtii, \ igiiettcii uhw.) 
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von Papier usw. Oor (Jcsaintwert der Manufakturen, einschlielilich der 
Maschinen, Tabaks und des >ui)stigen Koliuiateiials betiägt mehr als 
12 Mül. Lei. Davon entfallen: 

auf Itautiäehen 1 2(KI(KK) I^ei 

,. (lehäude 3 4(X)(XX) „ 

„ Ma.schinen und Werkzeuge . 8(H)U(K) „ 

„ Taiiak . 6000000 „ 

„ Verschiedenes Material . . 600000 „ 
Die beiden Fabriken sind unabhängig voneimoiiler ood unterstehen 
der Leitung und der Kontrolle der Generaldirektion. Ihre Organi> 
sation ist der der französischen Manufakturen nachgebildet Dem* 
gemäß steht an der Spitze jeder Manufaktur ein Direktor, der mit 
dem Entrepotvorsteher und dem Kontrolleur der Manufaktur ein Ver- 
waltungskollegium bildet, welches die sich auf die Fabrikation be- 
ziehenden Fragen erörtert und di^enigen Maßregeln ergreift, welche 
fOr einen guten Geschäftsgang der Manufaktur als zweckmäßig er- 
achtet wurden. Die Ausfflhrung der Beschlösse dieses Kollegiums, 
wie auch der VerfOgungen der Genenldirektion steht dem Direktor der 
Manufaktur zu. Der Entrepotvorsteher trägt die Verantwortung ffir 
das gesamte Rohmaterial, welches in das Lagerhaus eingeliefert wird, 
wie auch fUr alle zur Fabriluition notwendigen Werk/.cugc. Kr ist 
femer verpflichtet, für eine gute Aufbewahrung des Kobmaterials zu 
sorgen, welches er zur Verarbeitung nur kraft eines von dem Kon- 
trolleur gegengezeichnet(Mi Direktorialauftrages abliefern darf. Der 
Kontr(dleur führt die Auf>i(lit über die Verwenduni,' de> Holnnatenals 
und der Tabakfahnkate. Kr liat von allen wicliTiLM ii Aktenstücken 
Kenntni.s zu neliinen und deren Kiditigkeit zu begkiuliigtMi. Im üb- 
rigen ist der Direktor der einzige Chef, welchem dif allgemeine 
Leitung der Manntaktur zusteht und der für die X'erwendung des Roh- 
niatei ial.i der < ieneraldirrktion lledinung ablegen muli. Ihm unter- 
steht das ganze IW'anitfiiiM'i sonal. de>sen Zahl in iieiden Manufak- 
turen (!s beträgt, und zwar: l? rnterdiicktoren. 'J verantwortliche 
Chefs, 2 Veiwalter, 2 Chefs der Spedition und Fal)rikation, 0 lieamtc, 
4.S Chefs der ver.schiedenen Munufakturräunie und Warenlager. Auf- 
.sehcr und Kontrolleure, 1 Chef des chemischen Laboratoriums und 
2 Chemiker. Besondere Vorschriftien für die Anstellung eines Beamten 
bestehen nicht; fflr die technische Leitung werden jedoch nur solche 
Ingimieure angestellt, die eine entsprechende wissenschaftliche und 
praktische Bildung besitzen. Die meisten bilden sich in der ficole 
d^application pour les manufactures de T^tat der französischen Regie 

VolkiwirtMliafU. a. «lrUrliiifta||Mrhicktl. AUuuiilaiiKMi. H. 4. 7 
Bataioevtea, Du Thtaknoiiopol in RaalalM. 
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aus, wollin sie zu diesem Zweck von der runiiinischen Refjierung 
j,'es('liickt werden. Für die Hesoldung des {^;anzen lieuiiilenpersonals 
der zwei Manufakturen winden im Jahre 11H)2 115 200 Lei ausf^e- 
gcben oder 1,4 Proz. der (icsanitkosten dieses Jahres. Übschon die 
Tabakmauufakturen voneinander unabhängig sind, wird trotzdem die 
Fabrikation der Tabaksorten in beiden nadi gfiami denselben Prinzipien, 
denselben Methoden ausgefOhrt, also die Herstellungsweise ist durchaos 
identisch. Jluf strengster Festhaltang des Prinzips** — sagt Crei- 
zenach^) mit Recht im Bezug darauf — „daB in allen Fabriken zu 
gleichen Preisen ein gleichartiges Produkt geliefert werde, beruht die 
Mögiichkeit, dafi die Regie bestehen kann, denn jeder Geschäftsmann, 
der in derselben Lokalität mehrere, jedermann gleich zugingUche 
Etablissements unterhSlt, muß darauf bedacht sein, daß von diesen 
Etablissements das eine dem anderen keine Konkurrenz macht Hielte 
die Regie nicht daran fest und behielte eine Fabrik den Ruf, bessere 
Ware als die andere zu liefern, so wftre diese renommierte Fal)rik bald 
von Käufern umlagert, die anderen mflfiten feiern und die ganze 
Ökonomie des Monopols wäre durchkreuzt." 

Die Gleichförmigkeit und qualitative (Jleicharti^^keit der einzelnen 
Tabakfabrikate ist eine notwendige Bedingung für den Verbrauch, 
denn der Raucher, der im allgemeinen einen großen Wert darauf 
legt, wird einige Tabaksorton zum Schaden der andcicii bevorzugen. 
Selbst das Interesse der Kc^ie fonlort i,deicliftinni,ize Fabrikate, weU 
der kleinste Unterschied zwischen gleicliai tij^eii Fal»nkaten der Manu- 
fakturen v(i!i (Icni KoiisuHjenten sofort bemerkt wird und dadurch 
Beschwerden liervorgerufen werden. AulJerdem erleichtert die (ileich- 
fönnii^keit die Kontrolle, verhiiiiiert Hetriig und gestattet den Manu- 
fakturen in Notfällen sich au.sbelfen zu können; bekanntlich hat jede 
Manufaktur einen bestiiiiniten Teil der Tnigebung o<ler des I^andes 
mit Fabrikaten zu ver>urgen. Scidechterdings kann man aber die 
(lleichförnugkeit nicht stets durchführen, da Einrichtung und Werk- 
zeuge unmöglich jederzeit die gleichen sein können. Eine absolute 
Gleichförmigkeit ist wohl das Ideal, wonach die Regie immer streben 
soll, welches sich jedoch niemals voll und ganz verwirklichen hissen 
dflrfte. Bezüglich der herzustellenden Quantitäten hat nicht der Di* 
rektor der Manufaktur das Bestunmungsrecht, sondern die General- 
direktion, die durch ihren Generaldirektor stets genau Ober die Grdfte 
der Nachfrage informiert wird. Im allgemeinen richtet sich die Fabri- 



1) Creisenach, a. a. O. S. 1)6. 
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kation nach den Wünschen des die Tabakfabrikate konsumierenden 
Publikiims. In Rumänien rauchte man sowohl vor als auch nach 
Einfühnmf» des Monopols mehr Zigaretten, welche man teils im fer- 
tigen Zustand kaufte, teils seihst drehte. Diese Gewohnheit hosteht 
noch heutzutage. Manche Personen rau<;hen täglich 4«) Zigaretten, 
(leren Drehen für das lebhafte Tenii)eranient der SiiilUinder einen 
beliebten mechanischen Zeitvertreib Inldet. Seit einigen Jahren macht 
sich aber eine lievorzugung für Zigaretten in gebrauchsfertigem Zu- 
stand mehr und mehr geltend, trotzdem diese naturgemäß teurer 
sind, als die entsprechende Qualität des geschnittenen Kauclitubaks. 
Diese Hevoi/.ugnnii macht sich Iiauptsacidicli für die besseren Quali- 
täten und am meisten für die Zigaretten mit Mundstück bemerkbar. 
(Diese wenlen nicht nuischinell, sondern durch Handarbeit hergestellt; 
mit dieser Manipulation waren im Jahr 1903 80 Proz. der Arbeiter 
beider Manufaklnren besdiäftigt). Der frOher so beliebte G^raueh 
des Rauchens aus der Tabakpfeife findet gegenwärtig nur noch wenig 
Verehrer; an Stelle der Tabakpfeife trat die Zigarette, die Auren er- 
oberten Pkitz während der ganzen Zeit siegreich zu behaupten ge- 
wußt hat. 

Die aus ganzen Tabakblättern gedrehten Zigarren gelten als 
ausländische Rarität, als Luxus, den sich nur die reichen Leute er- 
lauben kennen. Sie werden meistenteils von den Ausländem geraucht 
Von den inländischen Bewohnern rauchen nur solche Personen Zi- 
garren, die sich diese Art des Rauchens im Auskuide angewöhnt 
haben. Der alte (gebrauch Tabak zu sdinupfcn, der besonders in 
kaufmännischen Kreisen sehr verbreitet war, ist heutzutage beinahe 
gänzlich verschwunden; deshalb ist zur Zeit der Schnupftabak ein 
wenig gesuchter Artikel. Der Kautabak ist in Rumänien unbekannt 
Die leidenschaftlich Tabak kauenden ausländischen Arbeiter, die in 
ziendich grolien .Massen nach Rumänien kommen, wie auch die See- 
leute in <leu rumänixlien Häfen hal)en in dieser Beziehung keinen 
Kintluli auf IIer>tellinig oder \'eri»reitung des Kautabaks auszuüben 
veruKKht. I)e^halh bex liräiikt sich die Fabrikation nur auf die be- 
kannten vier Produktion^-arten : Rain litahake. Zigaretten, Zigarren und 
Schnupftabake. Die zum Rauchen dienenden Tabake gelangen nur in 
ge>chnittencm Zui>tand in den Handel, und zwar in folgenden ö (Qua- 
litäten : 

Liixnstahak, Hekfimis genannt, selir dünn und in langen Fäden 
geschnitten, bestellt nur aus dem fein>ten inace(K)niMlieii Tal)ak. näm- 
lich aus dem Jaka von .\anti, im Preise von (30 Lei pro Kilogramm. 

7* 
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Die T. Qualität bestecht aus einer Mischung von diversen feinen 
Tabakarten aus Maccdonien und Kleinasion; Preis pro Kiloj^ranini 40 Lei. 

Oio II. (.hialität ist aus 70 Pro/,, inarodonisclieni und grieclii- 
sclieni uitd 'in Pro/, ruiuäoischem Tabak zusaiumengesetzt und kostet 
2ö Lei pro Kilogramm. 

Zur III. und IV. Qualität wird nur rnniäni.^rhor Tabak ver- 
wendet. Das Kilogramm dcäselbeu wird zum Preise von 10 bezw. 
5 Lei verkauft. 

Alle diese 'raltak(|ualitäten werden nicht in j?leicheni. >ondern 
in folgenden» nach Quantität und Wert variierenden Malie hergestellt: 



Die vorbereitenden Arbeiten zur Fabrikation des Rauchtabaks, 
wie das Zerlegen und Sfiubem der Tabakbflndel, das Anfeuchten, Aus- 
legen, Sortieren sind Handarbeiten, wShrend das Ausrippen, Schneiden, 
Rfisten und die Paketiening durch Maschinen geschiebt Aufier den 
seitens der Regie hergestellten 16 Sorten Zigaretten, welche aus veiv 
schiedenen Mischungen der bekannten 5 Tabakarten bestehen, wird 
ausnahmweise noch, wenn erforderlich,' die Zigarettensorte „Corner- 
dale** aus 79 Pros, tflrkischem oder griechischem und 21 Proz. ru- 
mänischem Tabak und die Zigarettensorte „Militare**, bestehend aus 
40 Proz. tflrkischem oder griechischem und 60 Proz. rumänischem 
Tabak, angefertigt. Die meisten der gegenwärtig verfertigten Ziga- 
retten werden durch Handarbeit hergestellt, womit, wie oben schon 
erwähnt, über 80 Proz. der Arbeiter beider Manufakturen beschäftigt 
sind. Die Zigarren werden ausschließlich durch Handarbeit her- 
gestellt. Wohl hat man eine Reihe von sogar patentierten Maschinen 
Miufs Herstellung von Zigarren erfunden, um die doch immerhin 
teuere Handarbeit ersetzen zu können, aber einer solchen Maschine 
das feine (Jefübl der Fingerspitzen der /it:arrenarbeiterinnen zti ^'obcn. 
damit kciiu! zu fc-tcn odci' lockeren Stellen liei der \'erfertigung der 
/i^xarren ent>telien. dürfte der Teehnik woid nie ueliniien '•. Die ru- 
niäriix'lie livii'w fabriziert nur mittlere und niedri,?ere Zi;iai reM(|ualitätcn, 
und zwar 11 Sorten, wovon 9 aus fremdem Tabak, wie llavaimu-, lira- 

1) Li-\viii!>i«>iii, Ci. Dr., Die deutsche Tal>akiiidufelrio, llfrliii Ih'JT, S. 3h. 




Wert 



Lnxustabak 
L Qualität 



2,46 Proz. 

6,49 „ 
16,94 „ 
3937 „ 
34,74 „ 
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sflien-, Jjiva-, St. Domingo-, Sumatra-, hoUändiscliem und ungan.scliein 
Takak, die bohlen aiideien: Vevcy-Sans- und ludigene- Zigarren aus 
4;') Proz. inlfindischem und öo Proz. ausländischem Tabaic bestellen. 
Die besseren und feinsten Zigarrenqualitäten im Preise von 40 Bani 
bis 3 Lei pro Stflck werden ans dem Anstand eingefOhrt Als Sehnnpf- 
tabak werden nur zwei Qualitäten ans einer Misehong von 80 Proz. 
inlflndiscbem und 20 Proz. ansISndischem Tabak fobriziert Im Ganzen 
werden von der mmftnischen Begie demnach 33 Tabaksorten*) her* 
gestellt Diese Zahl ist indessen entschieden viel zu gering, und der 
Regieverwaltung kann der Vorwurf nicht erspart werden, daß sie den so 
außerordentlich verschiedenen Geschmacksrichtungen nicht in gendgender 
Weise Rechnung trfigt In dieser Beziehung soll nicht etwa ein Ver- 
gleich mit Deutschland gezogen werden« woselbst so viele Tabaksorten 
bestehen, daß jede Geschmacksrichtung befriedigt werden kann, wohl 
aber sollte sich die rumänische Regieverwaltung Frankreich, Italien 
und österreicli zum Vorbild nehmen, deren Sortenzahl wohl kleiner 
als die Deut>( hlands, jedoch bei weitem größer als die Rumäniens ist 
(siehe Tabelle VI). 



VI. 



Länder 


Sorten 


Im ganzen 


Itaiu'h- 
(nbak 


Zigarren 


Zigaretten 


Schnupf- 
tabak 


Runiinien .... 


5 


11 


16 


2 


34 


Frankreich .... 


13 


22 


37 


4 


76 


Österi^ich .... 


32 


38 


20 


33 


123 




11 


19 


7 


9 


46 



Die rumänische Regie müßte mindestens so viele Sorten Taitak- 
fabrikate herstellen, als voraussichtlich den verständigen Wünschen des 
Tabak konsumierenden Publikums Rumäniens entspricht und genügt, 
denn „die Hauptaufgabe der Fabrikation ist es. das Einzelprodukt in 
der Weise herzusfcileii, daß dasselbe sich gleich/eiti-: der Mannig- 
faltigkeit des Verbrauches vollsfäudig anschlietit und die notwendigen 
Verschiedenheiten des äteuerfuües zuläßt"'). 

1) Die Zahl d«r In Konrain kommenden Fabrikateorten beträgt Aber 43. 
Sehe unten S. 12f). 

2) V. Stein. Fiiianzwiasenschaft, Bd. l\, S. 280. Die iingonieino Verschieden- 
heit der österreichischen Tabakaorten erklärt Mohl folgenderweirte: ..Da die einzelnen 
Kronliuder in den leicten Jahriiundertan veiaehiedenen TabakspriTikgien anter 
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Eine Vermehrung der 'labaksorten wiird«; ül>rij,'oiis im eigenen 
Interesse der rumänischen Regieverwaltung liegen, denn es werden 
sich dadurch die Konsumtion und in analoger Weise die Einnahmen 
erliOhtti. ZweifialkK kann eiae Regie dem Konaunienten nieht bo 
vielerlei Fabrikatsorten zur Auswahl bieten, wie derselbe in ialseher 
Würdigung der Verhältnisse vielleicht verlangen zu kennen glaubt, 
denn auch Gewohnheits^ und Geschmacksrichtungen finden trotz der 
ungeheueren Mannigfidtigkeit derselben ihre Grenzen. Eine zu grofie 
Sortenzahl erfordert außerdem auch einen zu bedeutenden Aufwand 
an Herstellungskosten, ohne gleichzeitig eine entsprechende Vermehrung 
der Einnahmen zu bieten. Die Erfahrung hat bewiesen, dafi einige 
Fabrikatsorten gesuchter sind als andere. So sind unter den 16 ru- 
mänischen Zigarettensorten di^enigen zum Preis von 2Vs und 5 Bant 
mehr begehrt als die anderen Sorten. 

Schließlich aber handelt es sich doch lediglich um die Haupt> 
faktoren: Form, Farbe, Qualität und die mit letzterer verbundene 
Heköinnilirhkeit, d. h. ob ein Tabak leicht, mittelstark oder stark ist 
Jedoch selbst diese wenigen Hauptfaktoren kommen für Rumänien 
noch nicht in Betracht, solange die Anzahl der Fabrikatsorten nicht 
betrjiclitlich vermehrt wird. Als ein Charaktoristiknm der rumänischen 
Taliakfabrikation muß os bezeichnet werden, dali die Krzeurjuii^ des 
S( linittabaks die llau|»tstiitze derselben l»ildet. Aus der im Jahre 10O2 
erzeugten (;e>,anit(iuantität von ,*)5>42 r»>'S kjz beträgt: 

der Schnittabak ;i()Sl)47H kg oder iKi.ö« Trox, 
die Zigaretten 202 42H „ „ 5,14 „ 
die Zigarren 3«; 72ß „ 0,1)3 „ 

der Schnupftabak l.'il»,').') ., ., O.Hä 
Pro Kopf der Bevölkerung bereclinet man insgc>anit (»,<>r)7 kg 
Tabaktaltrikate, und zwar O.f)!") kg liauc litabak, '.V.\ Stück Ziga- 
retten, ungefähr 2 Stück Zigarren und 2 Gramm Schnupftabak. Das 

werfen wnvn und suro Teil «nch der im Jahre 1783 gegründeten Kaiaerl. 
Tabalctirr'giV r.u vprschicdenen Zrifni miterstollt wurden, und Her Tnhakban narh 
Boden. kliniati«*hi'ii Vorhiillnisficn und VEri«>tät<'n der laiidoiililichen Talmk- 
pflanzei) Kobtabake von »ehr verschittlt* neu Eigeuachaften liefert, so bildeten sich 
in einidnen fTronlindero auch TeiMhiedene Sorten nnd Gewohnheiten für den 
Tabakbau (m Tirol, Gallxien nnd in den verschiedenen Gegenden und Katurrer- 
hältnis.<ien Unframf»), für die Fabrikation und den Vorhrauch. Dirken vpr- 

»rhiwlencn VorhäItni^>^n ist die Kaif>erl. Tabaksn-gip houiiiht . . . zn entsprochen, 
und Hucht . . . allen denkbaren Ciewohnheiten und Ciet»chiuack»ricbtungen zu 
genügen nnd entgegenzukommen.'' (Mohl, DenkMhrift für eine Reidiaregic, 
Stuttgart 1878, 8. 72.}. 
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steht in scharfem Tiegensatz zu der Fal»rikatinn in DeutsHihmd. \vo- 
sellist der prozentuale Anteil der oinzchicn Taliakfalirikat»' auf (innid 
der Kutpiete von IHOv? sich foljioiidennaBen l)e/.itfert: lliiuchtahak 
44,'.' Trox.. Zigaretten 1,1 l'roz.. Zigarren 44.4 Proz., Schnupftabak 
ö,7 Proz. und Kautabak 3,9 Proz. '). Diese Charakteristik bleibt auch 
bestehen, wenn wir die Erzeugungsarten der rumänischen, französi- 
schen, fisterreichischen und italienischen Regie untereinander ver- 
gleiehen (Tabelle VII). 



VII. 



TalMdEfftbriliate 


Rumänien 


Fnuikreich 


üaterreich 


Italien 




H 




kg 


Proz. 




Pro/,. 




Pn.z. 


Kaui-hliibak 


3 0Mt 17S 


It3.:)S 


2h 2iti;n7 


72.(14 


11 H.'.O 450 


65,75 


2 558 03 1 


15,08 




202 428 


5.14 


1 807 <1S1 


4.90 


1 7S;j 750 


9,SI 


1 017 680 


6,12 


Zi^arrni 


36 726 


0,93 


3 (K )7 503 


i,i2 


3(/.)l 5(M» 


17.01 


6 s.s:^ 623 


41,37 


Schnupftabak 


13 955 


0,35 


4 677 858 


12.04 


»J82 00(1 


3.75 


ü 179 036 


37,<K) 


Kautabak 






1 046150 


2.70 


668 7(X> 


3.»'.S 






GeBamtiiifliiga 






3887550» 




18 17t>400| 




16 639279 


- 



Die Herstellungskosten der Fabrikate belaufen sich jährlich auf 
die durchschnittliche Summe von 1—2 Millionen Lei. Fflr das Jahr 
1902 berechnen sich dieselben auf 1 341 159 Lei *) und sind folgender- 
mafien verteilt: 



Gehälter 115260 Lei 

Löhne 829554 „ 

Foumituren 285192 „ 

Mobiliar, Maschinen und Reparaturen . 84776 „ 

Diverse 26377 „ 

Demnach kostet die Herstellung von 100 kg. Tabak durrh- 
schnittlidi 33 Lei, während dieselbe in Frankreich 62 Frcs., in Öster- 
reich 135 Kr. und in Italien 94 Frcs. beträgt. Die geringen Herstel- 
lungskosten in Rumänien erklären sich einerseits, wie sdion gezeigt 
wurde, durch die geringe Zahl der Fabrikatsorten, andererseits durch 
die verhältnismäßig niedrigen LOhne, die die rumänische Regie den 
T^dmkarbeitem bezahlt 

1) Apelt, Kurt, Die Kon.sutiition der wichtigsten Kulturländer in den 
leltteo Jahrzehnten, Berlin 1899, ä. 152. 

2) ElnaeUicAlicfa auch der Aoigaben fär HenIcUung dar Tabaklange. 



Digitized by Google 



— 104 — 



AnBer den obenerwähnten Fabrikaten erzeugt die ranifinische 
Regie aus den verbleibenden ROclcatSnden der Tabakfinbrikation und der 
Fnrda die Tabaldauge, welche eine grofie Rolle in der Landwirtschaft 
und Viehzudit spielt Wegen ihres Nikotingehaltes, eines starken Giftes, 
dient sie zur Vertilgung verschiedenen Ungeziefers und zur Heilung 
gewisser tierischen Hautkrankheiten, wie z. B. solcher, die durch Melo- 
phagus ovinus. Flöhe, Läuse und am meisten Scabies, die für Schafe oft 
tödlich ist, hervorgerufen sind. Die zum Zweck der Tabaklauge-Erzeugung 
bestehende Einriditung ist sehr primitiv, und es wird nur die fftr den 
inländischen Verbrauch notwendige Menge liergestellt. Nicht unren- 
tabel wäre es, wenn die Rofriovorwaltung ihr Augenmerk darauf legen 
würde, dieser Erzeugung die Entwicklung zu gehen, die sie bereits 
in Österreicb und Italien erlangt hat. In Österreich wunle im Jaliro 
18i»H Tabaklauge im Werte von ca. 4(X)(XM> Kits, ausgeführt') und 
im Jahre wurden aus deren Verkauf 'is<H)L>s Frcs. gelöst. Die 

italienische Kegie erzeugte im Jaiire 1*.K)2 iVM2'24 kg Tal)aklauge, 
die ihr eine Einnahme von l«)r)2t>l Eres.-) l»rac)ite. Davon wurden 
1(M)S(;'.» kg im Inlande seihst niid ^i'.S.'l"»,") kg nach dem Ausland 
verkauft Die rumänische Kcgie lahri/.icrte die erste Tahaklauge im 
Jahre 1HS4, und es gelangte davon eine (.hiantität von 2ö 72ö kg 
in den Handel. Seitdem vermehrte sich der Konsum der Tabaklauge 
fortwährend und erreichte im Jahre 1".>02 72 24*.» kg: also fast das 
dreifache Quantum von 1'^S4. Diese 72 24!> kg Tahaklauge, die 
1,44 Proz. der (Jesamtprodukrion des erwähnten Jahres darstellten, 
brachten dem Fiskus die Summe von .")7 79i> Lei. Der \'erkauf er- 
folgt durcii die Tabakdebitanten in hcrntetisch verschlossenen ßlech- 
kisten von 2—5 kg Inhalt zum Preis von 80 Bani pro Kilograram. 
Weil bei Verwendung der gefärbten Tabaklauge die Pflanzen und 
Blumen schmutzig werden und ein nachträgliches Abwaschen sich 
nötig macht, wodurch ein bedeutender Zeitverlust verursacht wird, 
benutzt die Regie ein besonderes Verfahren zur Herstellung einer 
fiurblosen Tabaklauge, bei deren Verwendung die obenerwähnten Nach- 
teile der gefärbten Tabakhuige in Wegfall kommen. Die &rblose 
Lauge ist in jedem Tabaklagerhaus in Flaschen von 1 kg oder Blech- 
kisten von 5 kg Inhalt zum Preis von 1 bezw. 1,25 Lei pro Kilo- 
gramm erhältlich. Des weiteren erzeugt die rumänische Regie eine 

1) I.aurent. F.. n. a. O. S Hlf). 

2) In diet*er äuiume isl auch der (jelderlös von 28381 kg l'olvprc iii»eiu- 
cida enÜMlIen. In den statiittisclien Mitteilung^ mdiI die Einnahmen dieMr twei 
Arten von ProdoUi seoondnri nicht getrennt. (Sidie S. 31.) 
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'rai);iklaugo eiillialteiule iSeifc. Zu der Fabrikation <licses einer ral)ak- 
rcsic fernlicfzcnden Artikels wurde die Hej,never\vultun«^ einesteils aus 
(Jründen tcclinisciier Natur veraidalit. andernteils aus Kück.siclit darauf, 
dati die Ref,'ie um die Kontrolle nicht zu erschweren, kleinere Quan- 
titäten als 2 kg Tabaklauge nicht verkaufen konnte. Den Land- 
wirten, welche fOr. ihre Zwecke nnr kldnere Mengen Lauge biauehten, 
konnte aber nicht zugemutet werden, eine Flasche mit 2 Liter Inhalt 
zu kaufen. Die Tabaklaugenseife hat anfier dem Vorteil, daß sie 
jedermann zugänglich ist, noch den weiteren, daß sie zur Reinigung 
der Haut der Tiere in hervorragender Weise Verwendung finden kann. 
Gerade in dieser Mischung (Kali«Fett-Nikotin) bewirkt das in der 
Seife enthaltene Nikotin rasche und sichere Heilung der tierischen 
Hautkrankheiten. Die Tabaklaugenseife wird in Stocken von 100 und 
öO Gramm zum Preis von 4 Lei pro Kilogramm verkauft. 

Die Gfite der Fabrikate. Im allgemeinen ist es schlechter- 
dings schwer zu behaupten, daß diese oder jene Fabrikate gut oder 
schlecht seien, denn der Tabakgenuß ist ganz entschieden eine Ge- 
schmackssache und infolgedessen von dejn einzelnen Tabakranrher ab- 
hängig. Jeder raucht, schnupft oder kaut denjenigen Tabak am liebsten, 
an den er sich im liaufe der Zeit gewöhnt hat und dadurch ist es 
möglich, daß dem Einen eine Sorte Tabak oder Zigarre vortrefflich 
mundet, während der Andere dieselbe als geschmacklos oder schlecht 
bezeichnet. Der (Je.schmack und die (iewohnhcit sind zum grölitcn 
Teil die Hourteilungsgründe eines guten oder .schlechten Fabrikais und wie 
diese, m> ^ind auch die Meinungen über die (lüle de>.->ellien verschieden, 

InniH'ihiii kann man sich aber eine richtige, unitarteiische Mei- 
nung bilden, wenn man über die Qualität des Kohtabaks und de.ssen 
\'erarbeitung Kenntnis besitzt. Sind diese Forderungen entsj)rechend 
erfüllt, so kann man unfeidliar über die (iüte der Fabrikate urteilen, 
denn es ist nicht zu leugnen, dali die (iüte der Fabrikat»' in engem 
Zusammeidiang damit steht. Daß der rumänische Kohtabak nicht 
von geringer (Qualität ist, beweisen die verschiedenlach über ihn gc- 
flttßerten Meinungen, die wir hier in Kflrze folgen hissen. Vmr allem 
sei erwähnt, daß sieben rumftnische Tabakpflanzer auf der Pariser Welt^ 
ausstellung von 1H67 wegen der Qualitfit ihrer ausgestellten geschnit- 
tenen Tabake und Tal)akblätter durch Medaillen prftmiiert wurden*}. 
In seiner Schrift ^Rumänien'' äußert sich Rudolf Henke darOber 
folgendermaßen: „Der rumänische Tabak kommt dem tOrkischen ziem- 

l) Expoiitloii mMveBMlte de 1867 k JPSuis: Oktalogue offioid de* expoMuito 
vficompena^s pw le Jury internattonal, Pwia, p. 02 ff. 
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lieh gleich und nntencheidet sich von diesem nur dnreh eine etwas 
dunklere Farbe. Der beste rumänische Tabak, welcher besonders vor- 
zflglich in den Gegenden von Husi (Husch) gebaut wird, gibt dem 
türkischen nichts nach, und was man in Deutschland und Osterreich 
an echtem tOrkischen Tabak verkauft, ist meistenteils ramüniscber*).'* 
Das wird auch von Kissling berichtet: „In Rumänien werden relativ 
ansehnliche Tabakmengen (2—3 Mill. kg) produziert und zwar geben 
die erzeugten Sorten den tOrkischen an Gfite wenig nach. Einer 
gewissen Berühmtheit erfreut sicli in dieser Beziehung die Umgebung 
von Husi (Husch)*). Rommenhöller geht noch weiter, indem er 
darüber in folgender Weise sich äußert: ,.Le tabac de Koumanie est 
certainement le mcilleur de toutc hi p^'ninsule. tr5s odnrant. des feiiillos 
longues et peu larj^es tres bonncs i)our sous-cait ot oxrellcntes pour 
la coujie. Toujoiirs la rrgie ef;saye des soinpnres rtrangöres et voue 
tous ses soiiis a rominhlissoniPiit des sortes existentes"-'') 

Wenn wir auch nicht zti behaupten watren. daß der nnnänische 
Tabak ,.le meilleur de tonte la peiiinsule" ist. <lenn die Türkei liefert 
ohne Frage die feinsten Tabaksorten so ptiichten wir doch voll und 
ganz den folgenden Worten bei: „Le tabac ronmain est egal a de 
tres hon hongrois^), il fera bientot son apparition sur le marche hol- 
landais, oü il sera l egal de la meilleur qualite du tabac liongrois^)*' 
und erkennen den Ausspruch „le tabac roumain est d*au8si bonne 
qualite que le tabac turc^)*' teilweise als richtig an. 

Wenn dem hinzugefflgt wird, daß die Be- und Verarbeitung des 
Rohmaterials nach den gleichen erprobten Methoden erfolgt, die auch 
in den mit emer entwickelten Tabakindustrie versehenen Lftodem be- 
stehen, so kann man den Sehlufi ziehen, daß die rumänischen Tabak- 
&brikate gut shid. TatsAchlich trifft dies auch ftlr die letzte Periode 
zu, denn, wie bereits froher (siehe oben) hervorgehoben wurde, ließen 
die Tabakbbrikate in der Zeit der Pachtperiode im allgemeinen viel 
zu wfinschen fibrig und veranhifiten zu manchen Klagen, die sich 

1) Henke, Rumänien, Leipzig Ib77, 8. 196. 

2) Kissling, a. a. O. 8. 14. 

:{) RoiiimcnhöIler,C.O.,Lft Roamanie, Eiude ^nomiqae et oommerdale^ 

Rotterdam 18* »8. p. 11.'. 

4) KiüHling, a. a. O. S. 13. 

6) Rommenhöller, a. a. O. S. 255. 

6) Ebenda 8. 116. 

7i Guyut et A. Raffaluvich. Dictionnaire da Oommeroe, de 

l'jnduatrie ei de la banque, Paris 1901. Bd. Ii, p. 1224. 



Digitized by Google 



— 107 - 



allerdinj^s molir auf die Mänj?el richtij^er Misrlmniz und fluten Schnittes 
der gewiilinliclioren 'rahaksorlen bezogen, als auf die qualitative Be- 
schaflfenheit des Tahaks. 

Das Urteil der (lenerahlirektion der Wiener Ausstellung von 
1873: ,,Die Tabakregie in Bukarest liatte außer einigen Blättern auch 
drei Sorten geachnittonen tOrkisdieii Baocbtabaics und Zigaretten ge- 
sendet; der Taiiak ist gut sortiert und zeigt einen reinen feinen Schnitt** 
bezieht sich auf die besseren Qualitäten i^). 

Jedoch halten wir die folgende von Felser*) in der Tabak- 
zeitung*) gemachte Mitteilung übertrieben, welche lautet: „Auch der 
rumänische Regietabak ist so schlecht, daß er von den russischen Sol- 
daten verschmäht wird.'* Der wahre Grund dieser Verschmähung ist 
von der „Allgemeinen Zeitung" gegeben, indem sie berichtet, daß die 
russische Behörde bei den Beschwerden der Monopolgesellschaft gegen 
die Einllihmng des russischen Tabaks antwortete: „Die russischen 
Truppen sind an den rumänischen Tabak nicht gewöhntV* 

Die Übertragung des Betriebes an den Staat hatte eine niciit 
unbedeutende Verbesserung des Fabrikats zur Folge. Jeder wirkliche 
Raucher der damaligen Zeit erkannte rückhaltlos den großen Unter- 
schied an, der zwischen dem beißenden Fabrikat der Pachtperiode und 
dem leichten angenehmen Fabrikat der heutigen itcgieverwaltnng lag. 
Die Ilegieverwaltung hat ein besonderes Interesse gute Fabrikate zu 
produzieren, denn sie woili. daü der Konsum zimiinnit und damit auch 
ihre Einnahme; an(^('r<l<'in ist sich (liesoll)o des t^osunilliritssrliädliclicn 
Einflusses der schleciilon Fabrikate auf die Kon-nnienten wohl bewußt, 
&o dali sie diesen niemals aus Külien- oder IvartoH'ellilättern etc. lioi- 
gestellte Erzeugnisse zu rauchen zumuten oder als Regieware liefern 
würde. Auch gegenwärtig noch erheben sich vereinzelte Klagen 
gegen die Tabakfabrikate, die meist unbegründet sind. In allen Mono- 
polländern ist der Hang, die Regiefabrikate ohne Recht zu verleumden, 
zu beobachten, dies ist aber nur zu natürlich und liegt in der Tatsache 
des Monopols begründet, d. h. der Unmöglichkeit des Konsumenten, 
seinen Lieferanten zu ändern. Bis zu einem gewissen Punkt scheinen 
allerdings die den Rauchtabak IV. Qualität betreffenden Klagen, welcher 
wegen seines dicken Schnittes große Schwierigkeiten beim Rollen 

1) Wietier Wcltnii^telliing 1873, oKRxieller Bericht d«r G«Mnl-DinktioD, 
Wien 1873, M. II. Heft 11. 

2) Felser, a. a. O. S. 23. 

3) TabäkMituiig, Bdhige sa Nr. 18 vom 4. Mm 1877. 

4) AUgemeiiie Zeitung 1877. 
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einer Zigarette bietet, begrQndet zn sein. Hienron abgesehen, muS 
man aneriiennen, dafi die ramftnischen Regiefabrikate den Fabrikaten 
der französischen oder österreichischen Regie an Güte wenig — wenn 
fibertiaupt — nachgeben, was durch folgende zwei Tatsachen bewiesen 
wird: 1. Die internationale Juiy der Pariser Weltausstellung von 1900 
hat der rumänischen Regie fflr die Qnalitftt ihrer Fabrikate den grofien 
Preis veriiebeni). 2. Die Ausfuhr der Fabrikate nach Ländern, wie 
Deutschland*), Belgien"), Holland^), nimmt stetig zu, trotzdem diese 
Fabrikate, abgesehen selbst von den eigenen guten Fabrikaten jener 
Länder, noch mit hohen Zöllen belegt werden. 

Unter diesen Verhältnisson erscheint die Ansicht Senilers nicht 
als stichhaltig, wenn derselbe be/.üglich des rumänischen Tabaks sagt: 
„Die Ausländer, welchen Gelegenheit geboten war, diesen Tabak zu 
versuchen, wissen RQhmliches von ihm nicht zu sagen ^)/* 

3. Die Arbeiter. 

Sämtliche Monopolländer zeigen außer der starken Konzentration 
des Betriebes ein bedeutendes Überwiegen der weiblichen Arbeits- 
kräfte in der Tabakfabrikation. Selbst in Deut.schland macht sich dies 
charakterist iscli bemerklKir. trotz der in diesem Lande herrschenden 
Zersplittoninfj: dieser Fabrikation. Die Gründe dafür sind in der 
Natur der Tahakindustrie selbst zu suchen; sie sind hervorficrufen 
durch den ^'ewalti^^en Unisciiwung in der Konsumtion der Fabrikate, 
d. h. «lern mass>enliaften und stets weiter zunehmenden N'erbraucii an 
Zigarren und Zigaretten wälircnd der letzten .Talirzelinte. Diese so 
begehrten Tabakfaiirikate werden aber melir durch Hand- als Mascliinen- 
arbeit hergestellt, und da l)ekanntermaßen die weiblichen Personen 
von Natur aus gröUerc Sauberkeit, Schnelligkeit und Geschicklichkeit 
als die Männer besitzen, so ist es erklärlich, daß in der Tabak- 
fabrikation die Zahl der weiblichen Personen die der männlichen fiber- 
steigt Berflcksichtigen wir femer, da6 durch die Einführung neuer 

1) Olinnescii, I).. Knport general. Participarea Rominiei la expositta 
univcraala diu Paris 1900, p. 

2) Nach dem Gewti von 1879 wiid an EingangBzoll erhoben, von 100 kg 
a) Zigarren and Zigaretten 270 Hk., b) geschnittenem Tabak 180 Mk. 

3) I >rr RingHiiptroll beträgt ; 1 (X) Fn». pro 100 kg geRdinittenen (bearbdteten) 
Tabak, iJ'X» Fros. pro llHi kg Zigarren. 

4) Nach dem bestehenden Zolltarif beträgt der EiiigangszoU auf: Tabak 
geschnitten , gebeist, Schnupftabak und alle anderen Fabriinte für 100 kf^ 12 11^ 
Zigarren für 100 kg 40 11. 

5) Sern! er, a. a. O. & 332. 
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zweÄentsprecliender Maschinen die männlidie Arhcitskraft mehr und 
mehr entbehrlich wird, die bei int(>iisiver Maschinenbenutzong sich 
noch erflbrigende menschliche Arlicit alier bequem v<m Frauen ge- 
leistet werden kann, daß ferner der Lohn der Frauen immerhin ein be- 
deutend niedrii^erer als der der Männer und die Erlernung der Her- 
stelluiiL^ von Zigarren und Zigaretten schlielilicli eine aulierordentiicli 
leiciite ist, so sind im wesentlichen die (iründe für die Tatsache ge- 
geben. dali heutzutage die Tabakfabrikation überwiegend von weiblichen 
Arl)eit.skräften ausgeübt wird. Die folgende Zusammenstellung möge 
(lies veranschaulichen (Tabelle VIII; : 



VIIL 



Lüiidcr 


Zahl 
ikr Be- 
triebe 


Arbeiter 


iiiünt)- 
liche 


0 

10 


weib- 
liche 


0 

/u 


Zu- 
sanunen 


DiirohM'holtt 
pro ßetridi 


DeutMshland*) . 


29357 


6210B 


41 


74588 


59 


126696 


4 


Ftauiknicfa . . 


21 


2344 


13 


15092 


87 


1743Ü 


830 


Öttemeieh . . . 


.«K> 


4621 


11 


35824 


8.9 


40445 


1348 


Italien .... 


16 


2094 


12 


15025 


88 


17119 


1070 


RarnSnien . . . 


2 


493 


27 


1350 


73 


1843 

• 


922 



Aus obiger Tabelle ergibt sich, dafi auch in der Tabakfabrikation 
Rumäniens die weiblichen ArbeitskrSfte vorherrschen, obschon hier 
der entsprechende Prozentsatz kleiner ist als in den anderen zum 
Vergleich gestellten Monopolländem. Die große Zahl der weiblichen 
Arbeiter hat für Rnminien aber noch eine sozialpolitische Bedeutung 
insofern, als dadurch sehr wenig fremde Arbeiter in den Manufakturen 
Beschäftigung finden, während in den frfiheren Privatindustrieen. trotz 
des Industriogesetzes vom 12. Mai 18H7 — wonach in den ersten 
f) Jahren des 15etn( 1m s einer neugegrOndeten Fabrik zwei Drittel der 
Arbeiter runu'inischer Staatsangehörigkeit sein sollten — nur 10 Proz. 
der gesamten Arbeiterschaft dieser gesetzlichen Anforderung entsprach. 
Selbstverständlich beschäftigten die zwei rumänischen Manufakturen 
anfangs nur oino kloinoro Anzahl, und zwar gegen 1000 Arl>oitor 
die naturgemüü mit der fortschreitenden Ausdehnung des Betriebes 

1) Mayr, G., Tabak und Tabakbeiteuenuig, im Handw. etc. 

2) Rurnftnien. eeine Hauddtpolitik und Min Handel 1890—1900, v. Metsler 

a 53/54. 

3) AUgeiiiciiic Zeitung 1874, Nr. 301. 
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stetig zunahm. Diese Zunahme l)etruj? in dein Zeitraum von 30 Jahren 
S4,H Pni/.. («ler jährlich Proz. Die Annalnne der Arbeiter ^v- 

schieht, wie in jeder Industrie, nach dem \'erhältnis von An^'eliot und 
Nachfrage. Da die ManiitakturarlK'iter sichere dauernde Stellung und. 
wie wir später sehen werden, sonstige \ orteile genielien, die in einer 
Privatindustrie ausgeschlossen sind, so verursacht es auch den Manu- 
fakturen keine Mühe, stets die nötigen Arbeitskräfte zu erlangen, und 
zwar unter gflnstigoren Bedingungen, als es der Privatindustrie möglich 
ist Die Stellen Ton Zigarettenarbeiterinnen Bind im allgenieiueu ge- 
suchter, als diejenigen von Zigarrenarbeiterioaen, weil im ersten 
Falle die Erlernung viel leichter und schneller Ist Die Manufaktur 
stellt nur solche Arbeiterinnen und Arbeiter an, die gesund und nicht 
jünger als 15 resp. 21 Jahre oder älter als 30 resp. 35 Jahre sind. 
Die letztere Forderung ist darin begründet, daß die Ober 30 resp. 35 
Jahre alten Arbeiter und Arbeiterinnen gewöhnlich nicht mehr die 
Schnelligkeit und Geschicklichkeit besitzen, die bei der Verfertigung 
der Zigarren und Zigaretten durchaus notwendig ist Man konnte 
dagegen einwenden, daß diese Forderung eine unbillige und unnötige 
sei, da doch im allgemeinen Stücklohn vereinbart und jeder Arbeiter 
im Verhältnis zu seiner Leistung bezahlt werde. Die.se Maßregel der 
Manufaktur wird aber dadurch gerechtfertigt, daß jedem Arbeiter 
gleiches Recht an der Beteiligung der Unterstfitzungs- und Pensions- 
kasse zusteht, sodaß es im beiderseitigen Interesse — der Manufaktur 
als auch der Arbeiterschaft liegt, bejahrtere Arbeiter fernzuhalten. 
Vor der Aniuihme der Arl)eiter werden sie von den Ärzten der Tabak- 
regic hin.sichtlich des (iesundheitszustandes untersucht: für die An- 
nahme ist außer einer kräftigen Körperkonstitution die gesunde l?e- 
schattenheit der wichtigsten inneren Organe iioi wendig, da. wie leidit 
erklärlich, festgestellt wunh^ '). dali die Taltakfabrikatioti durch die 
Ausdünstung des Tabaks und den sog. Taltakstaub - auf diese Organe 
je nach der I)i>|)(»ition des Körpers einen mehr-') oder weniger^) schädigen- 
den MintluU ausübt und dies in um so höh<Meni (irade. falls der Arbeiter 
.schon vorlier leidend sein sollte. Im Interesse der kcuperliclien Ent- 
wickeluug der Arbeiter wäre es geboten, die seitens der österi eichischen 

1) Sooibart, W., Die deutsche Zigairenindiutrie and der Erlaß deeBuDÜe«- 
rate» vom 9. M«i 1888 (im Ardiiv für sociale Gesetzgdmng and Stntifttik, Jthxg. 

1889, S. 1121 

2) W'ürishof f«T, Die soziale I^gi- lior Zijrarn-narbeiter im GroUherzogtuui 
Baden, aus dem Tabukar bei tcr 1Ü03, Nr. 2i' zitiert. 

3) Kieeling. a, a. O. S. 23 f. 
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Regievcrwaltuiig .seit VM)'J eingeführte Maßregel naclizuahmen. wonach 
die Einstellung und Annahme jugendlicher Arbeiter nur im Alter über 
It) Jahre erfolgt. Die Manufukturarbeiter unterscheiden sich nur nach 
<ler Art und Weise iiirer Besdiäftigung i Rauchtabak-. Zigarren-, Ziga- 
retten- .usw.-Arbeiten und der dadurch bedingten Lohnskala; im übrigen 
arbeiten alle Arbeiter derselben Sektion unter gleichen Hedingungen. 
Die Arbeiter .sind selbst im Falle des Zusainmenarbeitens gegenseitig 
völlig unabhängig voneinander; jeder derselben erhfilt den ihm im Voraus 
zugesprochenen Lohn; so wird z. B. bei der durch Masehinen bewirkten 
Fabrikation von Zigaretten in der Weise verfahren, daß vom ErUte an die 
Arbeiterinnen je nach den QnalltSten der Zigaretten 80—95 Proz^ an die 
Maschinenmeister 5—20 Proz. verteilt werden. Den letzteren wird von 
diesem Anteil fflr den Maschinenmeisterchef Vt ^ Gehilfen ^4 
Teil in Abzng gebracht Auf diese Weise wird die Unterdrflckung einzelner 
vermieden, ein Mißstand, der bei Arbeiten in freier Konkurrenz nicht 
selten zu verzeichnen ist Sombart sagt: „Ein durch die heute flbliohe 
Technik der Zigarrenf^rikation in vielen Gegenden hervorgerufener, 
besonderer Mißstand der ArbeiterlohnverhiUtnisse besteht noch darin, 
dafi der Roller, der selbst im Akkordlohn arbeitet, sehr häufig sich 
s( 'iiu> eigene Wickel macherin annimmt und dieser von seinem Verdienst 
einen Teil als Wochenlohn auszahlt. Die ^virtschaftliche Ungleichheit 
der beiden Kontrahenten (Roller und Wiekelmacherin) hat nun in vielen 
Fällen eine materielle Benachteiligung, ein unliebsames Abhängigkeits- 
verhältnis für den schwächeren Teil zur Folge gehabt. Der ausbe- 
dungene Lohn wird unregelmäfJig. vielleicht erst nach langem Paktieren 
vom Holler der Wiekelmacherin au.sgezahlt')." Die Kntlohnung der 
Ari)eiter erfolgt den vereinl>arten Lohnsätzen gemäti nur diiich <lie 
Regievcrwaltung, und zwar nicht an jedem Sonnabend der Wucht', 
wie in der Privalindustrie. sondern jeden fünfzehnten Tag, was im wii t- 
schaftlichen und sittlichen Interesse der Arbeiter liegt. Die Lohnsätze 
werden jährlich von der Regieverwaltung bestinmit und zwar ist die 
Art der Entlohnung eine dreifaclie: Tagelohu, 16-Tage-Lohn und 
Akkordlohn. 

Einen Fünfzehntagelohn erhalten nur die Vorsteher (Aufseher, 
Aufseherinnen, Chefmeclianiker, Arbeitleiter, VVerkführer) und eine ge- 
ringe Zahl Arbeiter beiderlei Gesdiledits; er schwankt zwischen dß 
und 136 Lei (1902); Tagelohn wird nur an ungefähr 5 Proz. des 
Gesamtarbeiterstandes gezahlt, und zwar als Lohn fflr Arbeiten, die 

1) Sombart, «. a. O. 8. 113. 
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weder an eine l»e>fiinnite Zeit gelmnden sind ndei deren \'eri;ütung 
nach dem Malle der darauf verwendeten Kraft nicht herecheuliar ist, 
oder deren KcMiltat nicht nielihar noch wie<,'har ist. Derselbe schwankt 
zwischen HO I3ani uiul (» Lei, al)er dei" Lohnsat/ von !,;')() Lei ist der 
häufigste. Die dritte Art von Entlohnung, der Akkordlohn, überwiegt 
bei weitem. Diese Entlohnung ist gerechter, weil sie den fleißigen 
Arbeiter begOnstigt Aber sie hat die Schattenseite, daß manche 
Arbeiter ohne Anfmerlcsamkeit arbeiten, nur um mOglicbst viel fertig 
stellen zu können. Deshalb ist es nötig, daß diese Arbeiter einer 
strengen Kontrolle unterstehen und ihre Fabrikate mOssen Stück fOr 
Stflck von den Aufsehern untersucht werden. Letzterer ist dadurch, 
daß er den Kamen des betreffenden Arbeiters nicht kennt, in der 
Lage, ohne in den Ruf der Parteilichkeit zu kommen, die ihm nicht gut 
erschemenden Arbeiten zurflckzugeben bezw. zu beanstanden, wfthrend 
er die tadellosen Arbeiten, für welche dann auch der bedungene 
Akkordlohn bezahlt wird, annimmt Der Akkordlohn wird nach der 
Güte und Menjie der F'abrikate, des RohstoiTes etc. etc. berechnet 
Der durchschnittUche Tagesverdienst betrug im .lahre 1!M)'J für Ar- 
beiter 2,70 Lei, für Arbeiterinnen 2 Lei. In demselben .lalire zahlte 
die Regie an Löhnen die (Jesamtsnnime von S2;> ;")')") Lei. d. h. einen 
jährliclien Durchschnittslohn von 400 Lei. In Anbetracht dessen, dali 
die Lehenshaitun«; in Rumänien nicht teuer i>t. kann man demnach 
den Arl»eit>lohn als befrietlij^end ansehen. Kin \ Crizleii Ii mit Osterreicii 
und Italien, in welchen Ländern die Lehenshaltiint; bedeutend teurer 
als in Rniiiäiiien ist. zeigt keine grolien 1 >itV<'r<Mi/.eii zwischen den ent- 
sprechenden I)urchschniftsiahresverdi('ii>t('n. denn im gleichen .lalire 
(llt02| erzielte ein Tabakariieiter an durclix-iinittlicheni Jahreslolm: 
in Osterreich 45»7 Kr. ir»22 Frcs.» und in Italien r>ll Frcs. Auch in 
dieser Rezielunii,' kann Frankreich wiederum als \'orbild für alle an- 
deren Monopolländer dienen, denn der Tabakarbeiter verdiente dort- 
seU)st (ebenfalls liK)2) einen durchschnittlichen .lahreslohn von loöl 
Vtcs. — Dafflr, daß die Löhne für den rumfinischen Tabakarbeiter be- 
friedigende sind, fflbren wir folgende Tatsache als Beweis an: Als im 
Jahre 1900 (laut Gesetz vom 17. März des gleichen Jahres) das 2^- 
retteni)aiiiertnonopo] eingeführt wurde, madite sich die Neubesetzung 
von 150 Arbeitsstellen nötig, für welche sich nicht weniger als 2000 
Bewerber meldeten. Dieser Andrang zu den Stellen erklärt sich le- 
diglich aus den zufriedenstellenden Löhnen und den anderweitigen 
Vorteilen, welche die Regieverwaltung in richtiger WOrdigung der 
sozialen Verhiiltnisse der Arbeiter diesen zu teil werden läßt. Außer 
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ihrem yerdienten Lohn erhalten die Mflnner noch eine monatliche 
Quantität von 400 g Rauchtabak unentgeltlich. Die Arbeiter können 
bei guter Fflhmng viele Jahre im Regiedienst bleiben, trotzdem die 
Manufaktur nur auf Bestellung Fabrikate herstellen läßt und grofie 
Vorrftte wegen der geringen Haltbarkeit der leichten Tabaksorten un- 
tunlich erscheinen. DieRegicverwaltung ist darauf bedacht, Entlassungen, 
welche übrigens obne vorherige Kündigung erfolgen, zu vermeiden. 
Kur in schweren Fällen von Nachlässigkeit, Unbotmäßigkeit oder Ge- 
horsamsverweigerung wird von der Entlassung (lebrauch gemacht, 
weloiie von den Arbeitern deshalb als harte Strafe angesehen wird. Bei 
nur kiuiii]» oinluufendeii Bestellungen arrangiert die Manufakturverwaltung 
die Arl»eit.szeiten durch \'erkürzung derart, dali alle Arbeiter noch 
lieschiiftigiing tiiiden. wenn auch täglich einige Stunden weniger als 
sonst. Der unmekelirte Fall tritt ein bei großen oder rasch /u er- 
ledigenden lU'stellungen. Es ist selbstverständlich, dali (hmh diese 
Malliiahmoii ein Stamm langjährig bewährter tüchtiger Arl»eiter ge- 
.scharten wird, welche durch genaue Kenntnis ihrer 01)liegenheiten 
der Manufaktur von großem Vorteil sind. Außer der Entlassung 
gelten noch als Strafe das \'erbot der Arbeit während eines gewissen 
Zeitraums von Tagen, Wochen oder Monaten« oder Geldstrafe, welch' 
letztere allerdings wegen ihrer großen Hirte ftr den Arbeiter auf- 
gehoben werden soll Die Arbeitszeit betrfigt durchschnittlich 10 
Stunden tSglich und die Arbeitspause 1 Stunde; das gleiche Ver- 
hältnis besteht in Frankreich. Dadurch gibt die mmänisohe Regie 
der Privatindustrie, in der gewöhnlich eine längere Arbeitsdauer 
besteht, ein nachahmenswertes Beispiel. Des Weiteren soll in An- 
betracht dessen, daß der grOßte Teil der Arbeitskräfte ans Frauen 

besteht, eine Änderung in der Arbeitszeit insofern eingeführt werden, 
als die Arbeit an allen einem Sonn- oder Festtag vorangehenden 
Nachmittagen ausftllt, um dadurch den Arbeiterinnen Zeit und Gele- 
genheit zur Besorgung ihres Haushaltes zu geben. 

Hinsichtlich der im Interesse der Arbeiter getroffenen hygienischen 
Maßnahmen ist zu erwähnen, daß Apparate eingeführt worden sind, welche 
die oben schon bezeichneten der Tabakindustrie anhaftenden gesundheits- 
schädlichen Eigenschaften teilweise aufheben, während die allgemeinen 
krankheitsverhütcnden oder -vorbeugenden Maßregeln schon seit Beginn 
der Manufaktur bestehen. Die Arbeitssäle sind geräumig, gut ventiliert 
und mit Apparaten zur Entfernung des Staubes versehen. Die Hu- 
karester Manufaktur ist mit Zentralheizung und elektrischem Licht 
ausgestattet, während die Manufaktur von Ja.ssy noch Holzheizung und 

VolkswirUch^ftl. II. wirts<-li«ftseo«rhichtl. Abhnndlongon U. 4. 8 
Bttauiocescu. Das Tabakinonopol in Rum&nien. 
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Petroleuinltelcuchtuiig hesit/t. Zum Zweck der Reinlichkeit sind W uh-Ii- 
apparatc. Spucknäpfe eU'. voiiianden; und ebenso sind Sicherheits- 
maüregelii zur Unfallverhütung getrofl'en. Jede TabakmanuCaktur l)e- 
sifzt einen Arzt, der den Arbeitern wöchentlich zweimal Sprechstnnde 
zu erteilen verpfUchtet ist. Bei UnfiUlen wird er zur Erteilung der 
nötigen Hilfe sofort gerufen; anfierdem ist er verpflichtet, die Kranken 
bis zu deren Wiederherstellung zu behandeln. Die mit ansteckenden 
Krankheiten behafteten Arbeiter bleiben bis zur völligen Genesung 
zu Hause. Während der Arbeitszeit tragen die Arbeiter gleichartige 
Uniform; die Aufbewahrung der eigenen Kleider geschieht in beson- 
deren, nach Geschlechtern getrennten Garderoberfiumen. Zur Wahrung 
der Sittlichkeit sind die Arbeiter von den Arbeiterinnen getrennt, 
eine wegen der kleinen Zahl der MSnner sehr leicht durchfQhrbare 
Maßregel. Trotzdem hat sich diese Trennung als völlig erfolglos ge- 
/eijit, denn leider muß zugegeben werden, daß das sittliche Verhalten 
der liegiearbeiterinnen auf einem niedrigen Niveau steht. Teilweise 
findet diese beklagenswerte Tatsache einen entschuldbaren Grund in 
der Art der Beschäftigung selbst. 

Sombart sagt darüber folgendes: „Die notorisch sexuell auf- 
regende Luft in mit Tabak erfüllten Räumen, die verhältnismäUig 
leichte Arbeit, die unter einer Iteschränkten Anzahl von Personen zur 
VVechselrede gleichsam aiiHoidernde Ruhe <les Betriebes, das t'ber- 
wiegen jugendlicher Kiemente, alles madit e> be^reiflirh, dali trerade 
kein sittsamer Ton unter unseren Arlieitern herrschen wird. Die halb- 
erwachsenen Rurschen und Mädchen. <lercn viele in der Tabakfabrika- 
tion beschäftigt werden, saugen schon frülizeitig das Gift dieser auch 
sittlich oft unnMuen Atmosphäre ein')" 

Leider ist der Arbeiter im allgemeinen sehr wenig aul die Zukunft 
bedacht. Feiner materiellen Not gegenüber, die infolge Krankheit^ Betriebs- 
unfall oder Tod eintreten kann, vermag er weder sich noch seine An- 
gehörigen zu schützen. Die Segnung der Versicherung ist ihm teils fremd, 
teils ist ihm eine solche fflr seine Verhältnisse zu kostsiiielig. Bedauer- 
licherweise tut aber auch der Staat in dieser Hinsicht gar nidits und die 
Privatinitiative infolgedessen noch weniger. Fflr die Regieverwaltung aber 
besteht die ernste Verpflichtung, ihr Augenmerk auf solche Vorschläge 
zu richten, welche im Interesse des Wohles der ihr unterstellten 
Arbeiter geschehen, und damit eine neue Ära fttr Rumflnien herbei- 
zufflhren, welche einen bedeutenden Schritt zur Hebung der sozialen 



1) Sombart, a. a. O. S. 114. 
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VerhSltnisse darstellen wOrde. In gewisser Beziehung bat die Regie- 
Terwaltong bereits eine Etappe auf dem vorgeeddagenen Wege ztirQek- 
gelegt, indem sie im Jahre 1807 eine Kasse fQr unterstfltzungs- 
ond pensionsbedflrftige Arbeiter beider Manufakturen gründete und 
deren Zuitunft, soweit man schon jetzt darüber urteilen darf, ge- 
sictiert erscheint^). Der Zweck derselben ist: a) den Arbeitern oder 
«leren Familien in Krankiieits- oder Todestalien die meist so nötige 
Hilfe angerleihen zu lassen: b) die Errichtung von Konsuniniederlagen 
und Kantinen für die Arbeiter zu crieiclitern ; ci den arbeitsunfähig 
gew(>?(lonen Arbeitern oder nach deren Tod iliren Angehörigen Pension 
zu erteilen: d) Kinderbewabranstalten zu errichten. 

Die Zahl der Mitglieder dieser rnterstützungs- und Pension^- 
kas.^e. welche im Jahre IH'JH 1207 Arbeiter betrug, nahm langsam, 
aber tVtrtschrciteiid zu. so daß im -lahre HH)3 ]7!)1 Arbeiter als Mit- 
glieder eingetragen waren. Diese Zahl stellt so Pro/., der «Jesanitzahl 
der Arbeiter dar. Die Einnahmen der Unter.stützung- und l'eiisions- 
kasse bestehen aus: a) einer Subvention der Regie*); b) einem jähr- 
Hchen Abzug vom Lohn der Arbeiter in Höhe einer dem Ertrag 
von 6 Arbeitstagen entsprechenden Summe. Statt dieses Abzuges 
gestattet aber die Regie an sogenannten kleinen Feiertagen zu ar- 
beiten und zieht den dafür entfallenden Lohn so lange ein, bis die 
betreffende Summe (= 6 Arbeitstage) gedeckt ist; c) aus den Geld- 
strafen der Arbeiter (diese dtirften aber in Zukunft, wie oben er- 
wähnt, wegfollen); d) aus den Zinsen des Kapitals; e) aus einem 
Teil der Nettoeinnahmen der Konsumniederlagen, und endlich f) aus 
freiwilligen Gaben und Geldleistungen. 

Das auf diese Weise gesammelte Kapital spiegelt sieh in folgen- 
der Tabelle IX wieder: 

(«iehe Tabelle IX 8. 76.) 
Gemflß des Zweckes der Unterstfltzungs- und Pensionskasse 
wurde im Jahre 1(X)0 eine Kinderbewahranstalt in Bukarest errichtet 
Sie bildet den täglichen Aufenthaltsort von 20—30 bis 2 Jahre alten Kin- 
dern der in der Fabrik arbeitenden Frauen. Die Hfltter bringen sie vor- 
mittags, wenn sie zur Arbeit gehen, und nehmen sie abends nach 
der Ueendigung der Arbeit mit narli Hau.se. In der Anstalt werden die 
Kinder gut gepflegt, und die Eltern bezahlen dafür 10 Bani täglich: der 
Best der Kosten wird von der Untersttttzungs- und Pensionskasse gedeckt. 

h Dieser Kasse pehören aueh (Vw ArlH-ilcr der Stn-ifhliiil/irfahrik an. 
2) DicHe ^Snbvenliun stellt 30 Froz. v. aux den GeMiiutiiniiahaieu dar. 

6* 
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Eianahinen 




1897/96 


1896/99 


1899/1900 


1900/01 


1901/02 


1903/08 




Ui 


B. 


Lei 


B. 


Lei 


B. 


Lei 


B. 


Lei 


B. 




a 


Staa t "»s n bvention 


1 




3448<) 




.{7 5< H3 




IS 970 




15(h;o 




L'.'.tso 




Lohnabzup 




io 


i;»o:r, 


5.') 


17W-1 


85 


1H013 


35 


Hj55i 


30 


21 W4 


95 


Gcld-lrafp 


1 78.") 






35 


1 ^W3 


80 


1774 


10 


1 137 


35 


1>81 


05 


Knpital/.iiis 




5U 


ÖU72 


37 


7483 


10 


11607 


15 


12551 


15 


12 737 


97 


Teil der JSettociu- 
nahme der Kon- 
•nmnidderlageD 


1792 


50 


2778 




2760 




2955 


90 


r 

3625|05 


2664 




Divene- 


07 


10 


145 


55 


529 


70 


391 


40 


442 


3(1 


559 


55 


Gesaiufceiniialiuie 


47 787 


ro 


64272 


82 


67216 


45 


54711 


90 


50267 




54827 


52 



Die bis mm Jahre 190d geleisteteD ÜDtMfltziingen belaufen sich 
auf 85868 Lei und dienten znr teilweisen Bestreitung der Kosten ffir 
Arzneien, irztliehe Besuehe, Begräl^nisse und Pensionen. Darttber 
gibt die nachstehende Tabelle X den nötigen Aufschluß. 



X. 





Ausgaben 




1897 98 


1898/99 


1899/1900 


1900/01 


1901/02 


1902/03 








1" ' I.i i 

1 


!i 1 I i; ' 1.. : 






B. 


Arzneien 


4194 i)5 


5251; 


20 


5(H»3 


75 


4120 99 


3737 


47 


3 556; 59 


ÄixUiche Be&uche 


Mm 




r)299 




6(Hi3 




(5312 — 


6622 


50 


7077 




WOohneriniMO* 
nntentfitmog 


3389 




2704 


60 


2585 


55 


2919 — 


2801 


10 


3207 


80 


Bfirräliiiisiinter- 

h1 iil/uiiu 


759 




805 




780 




970 - 


613 


05 


1055 




Kinderbewahran- 

•telt 










2439 


45 


47t) 5 


725 


60 


474 


70 


Pensionen 


600 




525 




190 














Verwaltung 


436 


20 


363 


70 


240 




2119 95 

1 


1 131 


25 


1093 


75 


QeiamtAlugaben 


13018 


15 


15954 




17301 


75 


1 

16993 90 


15630 


90 


16464 


84 



Im Jahre wurd« scitcn- der Mamitaktur von linkarest eine 

KonsumnieUerlage gegründet, welche bezweckt, den Arbeitern derselben 
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die unumgänglich im Haushalt notwendigen Artikel in guter Qualittit 
zu mftßigenPreiBen zu liefern. Das Grund- und Betriebskapital im Betrage 
von 45O0O Lei wurde zu 5 Proz. verzinsbar von der UnterstOtzungs- 
und Pensionskasse unter der Bedingung geliehen, dafi diese Summe 
binnen 30 Jahren durch jährliche Amortisationsquoten wieder zurfick- 
erstattet würde. Auch diese Konsumniederlage scheint sich zu be- 
währen; der rege Geschäftsverkehr derselben gibt Veranlassung zu 
den bebten Hoßhungen. Im Jahre 1903 konnte man bemts, nachdem 
die entsptechende Zins- und Amortisationsquote bezahlt, alle Betriebs- 
ausgaben gedeckt und ein Reservefond von 1000 Lei gebildet worden 
war, an die Konsumenten noch 4 Proz. Dividende vorteilen. Aaßer> 
dem besteht schon seit 1891 eine durch die Manufaktur von Bukarest 
verwaltete Sparkasse für die kleinen Ersparnisse der Tabakarheiter, 
welche heute bereits die stattliche Summe von 2sOÜOO--2'.H)(KH) Lei 
enthält. Dadurch gibt die Re^ie ein schönes Heispiel, indem sie 
zur Entwicklung des Sparsamkeitssinncs unter den Arbeitern boiträfxt, 
welche leider den Wert <les deutschen Sprichwortes: „Spare in der 
Zeit, so hast du in der Not" noch nicht zu würdigen verstehen. Jeder 
Arbeiter ist verptlichtet, ö Proz. seines Lohnes an difsc Sparkasse 
abzuführen. Das so nach und nach ent.stehende Kaj)ital wird nur in 
bestimmten Fällen zurückge/ahlt. wie bei Heirat. Immobilienankauf, 
Tode^al! oder Verlassen des Dienstes: dieser letzte Fall jedoch ist als 
eine Seltenheit zu bezeidmcn. «'in weiterer Beweis dafür daü die Wohl- 
tat der geschilderten Einrichtungen von den Arbeitern anerkannt wird. 
Es wäre wQnschenswertf daß diese Maßnahmen auch auf die Arbeiter 
der Manufiiktnr von Jassy erstreckt wflrden. 

Hier sei noch erwShnt, daß im April des Jahres 1904 anläfflidi 
des 25jihrigen Bestehens der in Staatsverwaltung befindlidien Regie 
an 29 Arbeiter für ununterbrochene 25jährige Tätigkeit in der Manu- 
faktur ^die Medaille fOr treue Dienste** verliehen und an Ober 40 Ar- 
beiterinnen eine Ehrengabe verteilt wurde*). 

Alle diese Tatsachen beleuchten das Streben der Regieverwaltung, 
nach Mdj^chkeit zur Linderung des bisweilen harten Loses eines Arbeiters 
beizutragen und gibt dadurch der Privatindustrief woselbst die Lage der 
Arbeiter öften eine wenig beneidenswerte ist, ein beherzigenswertes Bet- 
spiel. Die Regie gibt dadurch zu erkennen, daß sie es als Arbeitgeberin 
für ihre Pflicht hält, diejenigen Arbeiter, deren Kräfte in ihrem Dienst 
abgenutzt wurden, nicht nur ffir die geleisteten Arbeiten zu bezahlen. 



1) Univeraul 1904. Nr. 133. 
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sondern ihnen im Alter und bei sonstigen Schicksalen eüie kräftige 
Stfitsse ZQ sein^. Die Regie wird aber auch, wie zu hoflfen ist, auf 
dem betretenen Wege rflstig fortschreiten und weitere Einrichtungen 
zum Wohle der Arbeiter schaffen« um so mehr, als sie in dieser Be- 
ziehung hinter den anderen Kulturstaaten noch zurücksteht. Rat- 
sam wfirde sein, wenn sie die Wohlfthrtseinriehtungen der öster- 
reichischen Regie, welche man nach heutigen Erfahrungen als ideal 
bezeichnen muß, als Richtschnur ihrer ferneren eigenen Einrichtungen 
ansehen würde. Es dürfte nicht ohne Interesse sein, zu erwähnen, 
daß die österreichische Regie ihr besonderes Au<?ennierii der Ein» 
riditun;:^ von Speiseanstalten zugewendet hat. Dadurch wird nicht nur 
alleinstehenden, sondern aucli solchen Aiheitern Gelegenheit zur Er- 
langung eines reichhaltigen und billigen Mittagessens gel)oten, die ihr 
Heini der zu grolien Entfernung oder unfreundlicher Witterung,' halber 
während der Mittagspause nicht aufsuchen können. Im Jahre l'.Hii? be- 
standen schon 17 soll her S])eiseanstalten. welche einen Kostenaufwand von 
Hl 4HH Kronen beanspruchten. Unter diesen Anstalten spielen die sog. 
Suppenanstalten, in denen den Arbeitern Suppe y.wm SeIb>tko>tenpreis 
verabfolgt wird, eine urolie Kolle. l)ie>e Anstalten üben einen wohltätigen 
EintluH aiit die (le^undlleitsverllältni^se der Arbeiter dadurch aus. dall 
die Suppen auf die Verdauung wirkend zubereitet sind. Diese Mali- 
legel soll bezwecken, den gesundheitsschädlichen (ienuß der hi die 
Fabrik iuitgel)rachten meist kalten oder irrationell zui)ereiteten Speisen 
zu paraly.sieren. Die Suppeiiaiistalten sind «leninach aucli in hygie- 
nischer Beziehung von einigem Wert. Derartige Beispiele von Si)cise- 
anstalton finden wir auch in Deutschland. So hat eine Firma in 
Dresden eine Fabrikkflche mit besonderem Efiraum eingerichtet, welche 
den Tabakarbeitem Mittagessen und Kaffee zu folgenden Preisen 
liefert: eine Portk>n Fleisch mit Gemfise 25 Pi, Vs Ltr. Kaffee mit 
Milch wid Zucker 5 Pf.*). — Andere erwähnenswerte, dem Wohl der 
Tabakarbeiter dienende Einrichtungen der österreichischen Regie smd 
die Arbeiterbäder und -bibliotheken. Elf Fabriken besitzen Bade- 
anstalten, in denen den Arbeitern unentgeltlich mit oder ohne ärzt- 
liche Anweisung Bäder verabfolgt werden. Außerdem sorgt die Regie- 
verwaltung dafQr, daß ihre Arbeiter auch in allen Fabrikstationen 
gegen geringes Entgelt Badegelegenheit haben. Ms eigene Arbeiter- 

1) l'iiger, Heinrich. „Die t>ui:iale und ethi.'iche Wirkung der .VrbeiUTver- 
üicherung", Berlin 1897, i^. 5. 

2) Zeitschrift des K5Diglioh-«ich»i«cbpii sttUistischen Biirofliw 1892 (Heft 1 
nnd tl). 8. 181. 
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bflder noch nicht, wohl aber Privatbadeanstalten vorhanden shid. In 

dieser Weise ist den Arbeitern von 38 Fabriken entweder unentgelt- 
liche Badegeleironlieit oder doeii wenigstens solche zu ermäßigten Prmsen 
geboten. \'on liervorragender Bedeutung ist eine weitere« von der 
österreicliischen Regie im Jahre IIMX) unter Anwendung erheblicher 
Kosten ins Leben gerufene Wohlfahrtseinrichtung: nämlich die Arbeiter- 
l)ibli(itheken. weiche die geistige Förderung der Taluikarbritfr be- 
zwecken. Trotz (b'r bedeutenden Schwierigkeiten, welche hauptsiiclilicli 
darin l»(>stan(h'n. dali die Taltakfabriken in verschiedenen Sprach- und 
K tiltur^'ehieten iieh'gen sind, wurde die Aktion (h'rarf energisch t.'e- 
btnlerr. (hili zu Kn(h' des Jahres 11M)2 schon !.*) österreichisclie Tabak- 
faliiiken mit Arl»eiterl»il>liotheken versehen waren. \'on diesen Hildio- 
tiieken verfügten die uniliten über einen Bestand von ungefähr ir)<M> 
Händen, wäiircnd die klein>ten niindestens lö<). im ganzen X'J'J'S Hände 
aufwiegen. Im Durclischnitt entfielen auf eine Bildiothek öör» Bände. 
Selten wird es Volksbibliotheken geben, welche eine derartige \ iel- 
spruchigkeit aufweisen, wie diese; es bestanden nämlich 8 deutsdie, 
4 polnisch -ruthenische, 2 böhmische und ehie italienische Arbeiter- 
bibliothek. Der Gesamtaufwand daf&r betrug Ende 1902 ca. 11800 
Kronen, wobei die Ausgaben ttür Drucksachen und Verwaltung aufier 
Betracht blieben, so dafi sich fttr jede ein durchschnittlicher Aufwand 
von 78(> Kronen ergibt Die Beteiligung der Arbeiterschaft an diesen 
Institutionen ist erfreulicherweise eüie sehr rege; Ende 1902 wurden 
schon 38174 Entlehnungen nachgewiesen, somit im Durchschnitt pro 
Woche 70 Bficher entliehen. Daran zeigt sich deutlich, wie tief das 
Bedürfnis nach geistiger Erholung in der menschlichen Natur be- 
gründet ist Man kann die soziale Bedeutung dieser Einrichtung, 
welch(> in Rumänien sich um so fühlbarer macht, als die Zahl der 
Analphaljcten H'JXu Proz. ') beträgt, nicht hoch genug anschlagen. 
K> ist geradezu eine Pflicht der rumänischen Regie, daß sie auch in 
die>e! Beziehung ihrer Arbeiterschaft helfend entgegenkommt und auf 
diene Weise ilirerseits zur allgemeinen Bildung des N'olkes mit beiträgt. 

In Anbetracht dessen, daß «lie Tabakarbeiter Rumäniens durch 
ihre Arbeit nicht zum wenii^sten dazu beitragen, dali die HeL'ie dem 
Fiskus so bedeutende Kiimaliiuen ans dem Mono|)el zu ül)erwei>.en in 
der I.aj^e ist. halte ich nach nn'ineni Mruu'ssen die Regie auch für 
verptlichtet, alle die Wohlfahrtäciurichtungen eiuxuftthreu, die den 

1) Anaarul slatiatic «1 Bominiei 1904. 537. 
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Arbeiteni dienlich und nützlich sind und wie solche in allen Kultur- 
ländern bereits in mehr und minder vorzüglicher Weise bestehen. 
Nicht -allein die Technik des Hetrieltes soll fortsrlireiten. sondern auch 
dem Arbeiter ninli mehr und mehr ausrcichen*lcr Schutz gegen jije- 
sundheitsschädliche Einwirkunj^'en gewiUirt werden und durch weit- 
jjehende Wohlfahrt.seinriclituuf^'en ist er in kultureller wie geistig-sittlicher 
Begehung zu stützen und zu fiirdern. 

Audi liierin müßte die rumänische Regie bestrebt sein, in Zu- 
kunft allen anderen heimischen Privatgesellschaften und gewerbliclien 
Etablissements zu eigener Befriedigung und zum Wohl ihrer Unter- 
gebenen als Musteraustal t zu dienen. 
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IX. Der Verkauf. 

1. Das Verschleißsystem. 

Während der N'crkauf der Tahakfabrikate der österreichischen Regie 
dem Finanzministoriiiin unterstellt, ^jehört derselbe in Rumänien zum 
Ressort der Kej^ieverwallmifjj, was wir aus folgendem (Irunde für 
vorteilhafter erarliteii: Die Ke^rieverwaltun«? wird des guten Renommees 
iliiei t'al»rikate lialber. d. Ii. um diesem nicht zu verlieren den Verkauf 
viel >tre!i<'ei- heanfsichtigen. als die Finanzbehörde. 

Die vursclirittsmäliig verpackten fertigen Fabrikate werden an die 
.■>S I^igerliäuser abgegeben. An der Spity^e eines jeden derartigen 
Hauses steht ein Vorsteiier. welcher verpflichtet ist. die Fabrikate nur 
an die Tal»akdel)itautcn und nur gegen bar zu verkaufen, sowie die 
gute Aufbewahrung der Fabrikate bei den Deltitanten zu kontrollieren. 
Sie sollen einen Tabakvorrat für wenigstens 10 bis 1.) Tage haben. 
Die Tabakdebitanten gliedern sich in Tabakgroßdebitanteu (intrepositari) 
und Tabakldeindebitanteo oder Tmükanten. Die ersteren sollen das 
Tabakmaterial unmittelbar von den Lagerhäusern beziehen und an die 
ihnen zugewiesenen Tabakkleindebitanten abgeben. Es wird ihnen diese 
Verkaufsbefugnis im Wege der Öffentlichen Konkurrenz auf 5 Jahre ver- 
liehen. Sie wird demjenigen erteilt, der fOr sich den geringsten An- 
teil am Verkaufsertrftgnis fordert Sie sind kautionspflichtig. Die Hfthe 
der Kaution wechselt je nach der Bedeutung des Bezirks. Sie st^en 
zur Begieverwaltung in einem VertragsverhAltnisse und sind verpflichtet, 
die fOr den Verschleiß in ihrem Verkaufsgebiete erforderlichen Tabak- 
fabrikate des allgemdnen Verkaufstarifes auf ihre Kosten und Gefohr von 
dem ihnen bezeichneten Lagerhaus und nur gegen bar zu beziehen. Aufier- 
dem haben sie ein bestimmtes Minimum jährlieh /u verkaufen ; unterlißt 
der Deldtant es, ohne sich darüber genflgend rechtfertigen zu können, so 
kann die Ergänzuii!.' der X'erkaufedifferenz aus der Kaution gedecktwerden. 
Dadurch siciiert sich die Regie einen Minimalabsatz, auf den sie in allen 
Fällen rechnen kann, was für eine gute Leistung des Retricbes von 
der größten Bedeutung ist. Des weiteren sind sie verpflichtet, dafür 
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Sorge zu tragen, daß die Bezirkskleindeliitanten rechtzeitig und ge- 
nOfTPiKl mit Ware versehen werden: der \'erl\auf an diese erfoljrt auf 
Kcclimi!!^' und (lefahr dos Lieferanten, also des (Jroßdebitanten. Als 
Vergülun.Li erhalten sie einen lijihatt von 7.7*) -- 11. 20 Proz.. wovon 
den Kleindcliitanten Pro/., zu lio\vi!lif:on sind. Sie sind auch mit 
<h'ni X'eikaiif (h'r S|>i('lkait('n. Sfcinjtt'hiiarken und -papiore heauftrai/t. 
wofür ihnen ein Rabatt von P) Proz. unter der Pe(nnf;nn<j. den Kleiu- 
debitiinten einen Rabatt von (5 Pro/., zu bewilligen, gewährt wird. 

Die Tabakkleindel>itanten werden von der Regieverwaltung er- 
nannt und ihie Ernennung wiid im Staatsanzeiger Monitorul oticial) 
verört'ent licht. Sie sollen Rumänen o«ler naturalisiert sein. Die Be- 
fugnis zum \'erkauf wird vorzugsweise verliehen an: 

a) Unteroffiziere, die mindestens 12 Jahre gedient haben; 

b) Beamte, die wegen Gebrechlichkeit und ohne Pension za be- 
ziehen, den Dienst zu verlassen gezwungen sind; 

c) nicht pensionsberechtigte Beamtenwitwen. 

An sich betrachtet ist diese Maßregel gewiß gut und lobenswert, in- 
dem sie derartigen Personen eine angemessene und sichere Existenz 
bietet; der erwartete Erfolg ist aber leider bis heute wegen der so- 
zialen Präjudizien und der immerhin kleinen Einnahme aus diesem 
Handel ausgeblieben. 

Jedem Debitanten wird als Beweis seines Rechtes ein Regie - Er- 
laß verliehen. Diese Erlasse sind streng persönlich und können weder 
direkt noch indirekt auf andere Personen Qbertragen werden. Die 
Debitlokale werden dem Publikum durch bekannte, im ganzen Lande 
gleichartige Plakate bezeichnet, welche an der Türe angehfingt sind. Die 
liOkale dflrfen nicht feucht oder dumpfig sein und müssen stets sauber 
gehalten werden. (Jegenstände. welche einen den Tabakfabrikaten 
schädlichen (leriich entwickeln und diesen anf die Fabrikate übertragen 
könnten, dürfen im gleichen Hauine nicht aufbewahrt werden. Leider 
bestehen die Debitlnkah; vielfach nur aus engen, schmalen Häuinen, 
denen gri^onülier die d*'nt-chen Tabaklä<len Paläste vorstellen. Da die 
Ik'schat^Vnht'iI des Debitlukals unzwcifclliaft stdii" viel zur Haltbaikeit 
der zum \'eikaufe gelangenden 'l'abakfabrikate beiträgt, so müüto die 
Regieverwaltung im Interes>e der Hebung dos Tabakverschleilies 
diesem Moment die grölite Aufmerksamkeil zuwonden. Außer «len 
Tal>akfal»rikaten sind die Tai»akkleindebitanten auch Iterechtigt und 
auf \ erlangen tles Finanzministeriums sogar verptlicliiet, Postwert- 
zeichen (Briefmarken. Korrespondenzkarten etc.) sowie Gebührenwert- 
zcichen (Stempelmarken, -papiere, Prachtbrief- und Wechselblankette etc.) 
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nach den hierfür geltenden Vorschriften zu verkaufen. Anfierdem 
können die Trafikanten auch den \'ersch1ciß von Losen der Wohl' 

tätigkeitslotterien gegen bestimmte Provision ähernehmen. 

Die Tiibakkleindebitanten werden als Staatsdiencr lietrachtet: sie 
sind keine Kaufleute und bezahlen aus diesem (i runde keine (Gewerbe- 
steuer; wenn sie aber neben dem Tabak und liuuchutensiiien andere 
S:ir1i(Mi vorkaiif(MK dann sind sie die entsprechende (iewerbesteuer zu 
zahlen veriirticiitct. 

Das nötijjp Material beziehen die Tabakkleindeliitaiiteii aus den 
r.«'zirks|iau|itstädten von dem l)etreff('iiden Lagerhaus, welches ihnen 
al> \ «Tsorgungsstelle vorgeschrieiien ist. während die Taitakgrnhideiii- 
tanteii >ie mit der notwendigen Ware zu versehen haben, wie nheii 
srlion gezeigt wurde. Besondere Sorgfalt haben die Trafikanten auf 
die gute Konservierung (U^r Tal^akfalu ikate zu verwenden: sie mü>sen 
dafür sorgen. daL» diesellien nicht ver>taul»en. nicht auf feuchten riat/cn 
Stehen, aber auch nicht allzusehr austrocknen. Ebenso sollen sie darauf 
hedaclit sein, datt der Bestand an Tabakfabrikaten ein vollBtftndiger 
und ausreichender ist, damit das Publikum befriedigt werden kann und 
seine Zuflucht nicht zu Schmuggel und Unterschleif nehmen braucht 
Die Trafikanten sind verpflichtet, in dem behördlich genehmigten Lokale 
die Tabakhbrikate an die Konsumenten nur zum tarifmäfiigen Kon- 
sumentenpreise zu verkaufen. Änderungen des Verschleifitariles seitens 
der Regieverwaltung erstrecken jedoch ihre Wirkung auch auf das in 
den Debitlokalen befindliche Tabakmaterial, d. h, es ist für die am 
Tage der PreisSndening m den Debitlokalen vorrätigen Tabakfabrikate 
von den Konsumenten der neu festgesetzte höhere oder niedrigere Preis 
zu zahlen. 

Mit dein Debitanten ist in die.vem Fall insofern eine Ausgleichung 
vorgesehen, als dieser entweder die durch teueren \'erkauf sich er- 
gel>enden DittercnzbetrSge abliefert o«ier ihm das «lurch Herabsetzung 
der Preise für ihn entstehende Defizit zurückgezalilt wird. 

Zur Kontrolle hat der Trafikant in seinem Verkaufslokale ein 
amtlich l>eglaubiizto> Preisverzeichnis, sowie die ihm erteilte lÄ/.vu/. an 
einem dem l'ublikiitii leicht in die Äußren lallenden Platze zu l»efe-rigen. 
Die eigenniächtiuc Änderung diocs Preisverzeichnisses hediniit nicht 
nur den \ Crlust der Li/en/. sondern hat aulierdem noch strafrechtliche 
Anzeige zur Folge. Wenn ferner die I)('bit;ifit<'n an das Tabak- 
faltrikatc kiiMfcnde Pultlikuni das An>inneii stellen >ollten. auliei- dem 
T.diak nofli andere im \"erkaufs|okal<' lietindiiche Waren zu kaufen. >o 
verlieren diese Debitanten ebenfall^ ihre Lizenz und werden noch ndt 
einer (ieldstrafe von r>U Lei belegt. 
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Der Detaflverkauf der Rauch- und Schnupftabake geschiebt nur 

in <ler Ori|srin«'ilverpackung und <ler der Zigarren und Ziparettoii teils 
in Originalverpackung', teils in Ideineren Quantitntcn : selbst ein einzelnes 
Exemplar aus geöffneter Verpackung ist verkäuflich. 

Auf jedem zum Verkauf gelangenden Paket ist die Fabrik ver- 
zeichnet, in welcher die Ware erzeugt worden ist, desgleichen die 
Qualität, das (Jewicht und der Preis des P'ahrikats. Dadurcli soll ein 
HefiiiLT seitens dos Debitanten veriniedcii und dem Konsumenten die 
Möglichkeit ge^elicii werden, stets frixlie Tabakfai»rikate kaufen /u 
können, nidit aber soldie, die vielleicht eiueu schon zu Pulver ge- 
wordenen Tabak enthalten. 

Die Preise der Tabaklabrikate sind im jjanzen I>f»nde die gleichen. 
Ein Limitover.schleilJ. wie in Frankreich, Osterreich und Italien, besteht 
nicht. Ks werden nändich in diesen genannten Ländern an die 
Soldaten und Unteroltiziere der Landarmee und die Mann.schaften der 
Kriegsmarine ilie Regiefabrikate zu billigerem Preise verkauft, als an 
die anderen Konsumenten. 

Eine solche Begünstigung enthalt indessen ihre Schattenseiten 
und erscfaemt lüdit empfi^enswert, „einerseits weil sie zum Verkauf 
solcher Soldatentabake an Dritte zu Preisen unter den flbrigen Regie- 
preisen, andererseits aber dazu führt, dafi die Soldaten sich ans Rauchen 
gewöhnen, was mancher sonst unterlassen hätte und nach seinem 
Austritte aus dem Militftr nur mit größerem Aufwände fortsetzen 
kann'' >)• 

Die französische Einrichtung in den Grenzdepartements, Tabake 
zu billigeren Preisen zu verkaufen, um dem Schmuggel entgegenzu- 
treten, würde hingegen auch für Rumänien berechtigt erscheinen, und 
zwar als Maßregel gegen den Schniuggcl aus Rußland und Bulgarien. 
Dadurcli aber würden die Regieeinkttnfte j-'mne Verluste erleiden, weil 
wegen der bedeutenden (irenzausdehnung die begünstigten Zonen aus 
öneni beträchtlichen Länderteil Rumäniens bestehen würden. 

Seihst in Frankreich wurden diese Zonen bedeutend beschränkt, 
und zwar in Anbetracht der für <lie Staatskasse entsteheiulen Ver- 
luste -I, sowie des infernen Schmuggels ; letzterer wtirde insofern be- 
trieben, als aus den ( Ircn/he/irken zu l)illii;em Preis gekaufter Tabak 
in solche (Jeiieiiden uelnaclit wuide. iii (jenen der normale Tarif be- 
stand. Crei/enach beschrieb diesen Schmuggel in folgender Weise: „Be- 

Ii Mi.hl a. a. ().. S. 3«. 
2) Mohi. ibkl. 3U. 
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sondere Kinder und berittene liflnner wurden truppweise zu diesem 
Schmuggel verwendet Er war sehr eintrSglicb dadurch, dafi man 
alle Zonen, welche begreUUcherweise lauter enge Gürtel bilden, in 
einer Nacht passieren und die Konterbande aus der äußersten Grenz- 
zone weit genug in das innere Land fortschaffen Iconnte, wo schon die 
hohen Monopolpreise galten*)-'* 

Die Trafikanten Rumäniens erhalten für ihre Mühewaltung einen 
der Menge der verkauften Tabakfabrikate entsprechenden Rabatt, und 
dieser während des Hesteiiens des Tabaktnonopols gewährte Rabatt 
muß in der Zeit der Pachti)erio(le als sehr hoch bezeichnet werden. 
Er betrug in den Jahren 1H73. 1x74 und IHT«» lü Proz. und in 
anderen Jaliren K? Proz.; ausnahmsweise 11 Proz. in 1X72. Dieser 
rni>taiid erklärt sich dadurch. daU die meisten Deldtanten damals wie 
heutzutufxe auch (iastwirte waren. Bis zum Jahre lxT.\ besaßen die 
Juden auf dem i»latten Land das Hecht. Wirtshäuser zu besitzen, und aus 
der ^Tolien Zahl solcher Wirte er^al) sich auch das zahlreiche \'(ir- 
handeiisein von Tabakdebiten. und deuizufolge mulite der Rid)att niedrig 
sein. Im Jahre 1H7:'> wurde das noch heute zu Recht bestehende (iesetz 
eingeführt, welches den Juden verbot. < iastwirt.schaft auf dem Lande 
zu betreiben. Dadurch vernunderte sich die Zahl der Debitanten, und 
der Rabatt wurde ein entsprechend höherer, um neue DebitantMi su 
gewinnen. 

Seit dem Jahre 1879 ist der bewilligte Rabatt immer geringer 
geworden. Die fortwährende Zunahme der Tabakl^onsumtion und der 
sichere Ertrag, den die Debitstellen den Trafikanten gewahren, ver- 
mehrte den Zudrang der Bewerber und veranlaßte die Regie, die 
Tabakquote herabzusetzen. Die beiliegende Tabelle XI (si^e 8. 126) 
soll dies veranschaulichen. 

Gegenwärtig wird den Debitanten von den Bezirkshauptstidten 
ein Rabatt von 5 Proz. in dem Falle bewilligt, daß sie lediglidi Tabak- 
verkauf treiben; andemblls erhalten sie 3 Proz.; die anderen Debitanten 
beziehen einen allgemeinen Rabatt von 5 Proz. 

Im Jahre UM32 gab es 46227 Debitanten. Unter diesen befanden 
ach nur 227 oder 0.05 Proz.. die le(lif:;lich Tabakverkauf trieben, 
während die übrigen ein anderes Handelsgewerbe damit verbanden. 
Die meisten Debitanten sind Gastwirte. 

Das Verhältnis der bestehenden Debite zur gesamten Bevölkerung 
Rumfiniens (1902: 6081572 Seelen) berechnet, ergibt 1:131, d. h. 



1) Creisenach a. a. O., S. 119. 
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XI. 



Jahre 


VCrKBlirCe 


XMUHO* 
mODMIIuOD 


vrCMUn umrB|^ 

(MB JHUWnB 


Durchtwbnitu- 
gewinn der 
Debitantcn 
pro kg 

I^i ßani 


Von d. Regie 

bezahlter 
Diirch- 
f)chnittKrahatt 
pro Jahr 

V/ 

•9 


1873 


1 ans -,41 


11 Ulü 71»! 


1 337 672 


1 


U2 


11,22 


1874 


1 92»'» 722 


1684694.-) 


2 721 818 




41 




187!» 


1 .^^17 7v.» 


13 I7S07,-» 


1 725 777 


1 


14 


13,10 


1KS4 




27 2.32 078 


2 mi 767 




S.') 


lO.'HJ 


ISHI» 


;; L*;«) 72i» 


31 ir.2 185 


2 422 !« i5 




74 




ISJKJ 


3üSW 125 


35 6UÖ um 


2 404 335 




67 


6,75 


I81*J> 


4 052 110 


39867 965 


2302114 




59 


f).00 


IIMM) 


3 74«J2I2 


37 013 804 


2(i.'»0<>50 




."i5 


:...".4 


1901 


3 278 761 


37 292 «U7 


2 289 063 




70 


6,14 


1902 


3^71406 


35903638 


2214 392 




57 





auf 131 Einwobner kommt ein Debitlokal. Im gtoiehen Jahre stellt sich 
dieses VerUUtnis in den anderen MonopoUandeni folgendermaBen ; 

in Osteneich 1: 38t 
„ Fhmkreich 1; 831 
„ Italien 1:1209 

IHese veriiSltnismäfiig grofie Zahl von Debitanten in Romfinien 
erkifirt sich im Gegensatz zu den anderen MonopoUändem aus der 
geringeren Bevölkerungsdichte des Landes, denn es ent&dlen auf 
1 Quadratkilometer >) 

in Rumlnien 40,:$ 

„ Osterreich 71,2 

« Frankreich 72,6 

„ Italien 115,0 

Die große Zahl der Debitanten Rumäniens entspricht demnach den 
lokalen Verhfiltnissen, und dadurch gehing es auch der Regie, die Be- 
dflrfnisse der Bevölkerung nach Tabakfabrikaten vollständig zu befrie- 
digen und die Hauptursache der diesbezflglichen, während der Pacht- 
periode m Massen eingelaufenen Beschwerden zu beseitigen. Das Vor- 
handensein so vieler Debitanten hat allerdings zur Folge, daß der 
jähriiche Nutzen derselben viel geringer ist, als der der Debitanten in 
Frankreich, Osterreich und Italien. Im Jahre 11H)2 betrug derselbe 
41 Lei, in Osterreich 287 Kr., in Italien 681 Lire und in Frankreich 
7J»4 Frcs. 



Einwohner. 



1) V. Jurat^chek, a. a. O. 
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Daß in Rnmanien der Nutzen der Debüanten ans dem Tabak- 
verkauf 80 klein ist, hat teilweise auch seinen Grund in dem seitens 

der Regieverwaltung gezahlten zu geringen Rabatt. Dieser betrug, 
wie oben schon erwähnt wurde, im Jahre 1*.H)2 durchschnittlich (),29Proz^ 
während sich im gleichen Jahre derjeni^'e doi- französischen Regie auf 
Pro/.., der österreichischen auf iiy2ii Proz. und der italienischen 
auf X.'M l*roz. bezifferte. 

Wohl erzielen die S])ezialdebitanten noch außerdem durch den 
Verkauf anderer monopolisierter Gegenstände einen bestimmten Rabatt» 
immerliin aber ist ihre Lage als eint' irnte niclit zu bezeichnen. Diese 
Tatsjiche i)eweist sciton der Umstand, dali die Verhältniszahl der Spezial- 
debitanten nur ö.O.ö Proz. iteträgt. 

Die Regie allerdings hat einen bedeutenden Vorteil insofern, als 
es ihr ermögiiclit ist, den Verkauf ihrer Fabrikate unter nur geringen 
Unkosten betreiben zu können. 

2. Die Verkaufstarife und der Konauai. 

Die Verkaufstarife, nach denen die Debitanten die Tabakfabri- 
kate verkaufen sollen, werden jährlich von dem Verwaltungsrat der 
Regie aufgestellt und nach Tienchmigung des Finanzministeriun)s in 
dem Staatsanzeiger (Monitorul oficial) und anderen Zeitungen bekannt 
gegeben. Diese Bekanntmachung fiiulet im Monat November des Bud- 
getjahres statt, in dem der Verschleißtaril in Kraft treten solL 

In Frankreich werden die I'reise gesetzlich normiert und die 
Regieverwaltung ist infolgedessen bis zum Erscheinen eines neuen 
diesbezüglichen Gesetzes verpflichtet^ zu diesen Preisen zu verkaufen» 
Diese Maßregel kann als nicht praktisch genug angesehen werden, da 
Fälle eintreten können, in denen die Regieverwaltung fremde Tabake 
zu doppelten Preisen anzukanfen >ich tiezwungen sieht. In solchen 
Fällen kann die Regieverwaltung die Preise nicht erhöhen, aber sie 
wird, imi ilic iilcichon Resultatr anderer Jahre zu erzielen. ^M-nöti^'t 
sein, (la> prozentuale MiscluiiiLrs\ et liältnis der lie>seren Taltakqualitüten 
bei der Herstellung; (l<'r heticflenden Tabakfalirikate zu vermindern. 
Die Folge ist eine uerni^rere (^»ualifät <ler Falirikate und die alsbald 
sicii l)emerkbar niaclieiuie l'n/iifi u ilenlieit des Publikum^. 

Um allen Bcvölkerun,L'^l\la^-en gerecht zu werden, be-teht die Aid'- 
gaite der Regie darin, die Pi ('i>e <lerart abzustufen, dali jeder Kon>unierjf 
bin>iclitlich >einer rinanziellen Leistungsfähigkeit, d. h. seines Ein- 
kommens, die nötige Berücksichtigung hndet. 
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Eine gennj^^endo AI)Stufung der Preise kann aber nicht statt- 
findeo, wenn die Zahl der Fabrikatsorten zu klein ist In dieser Be- 
ziehung kann, wie oben schon hervoi^ehoben wurdo. der rurnftnisehen 
Regieverwaltung der Vorwurf nicht erspart werden, daß sie zu wenig 
Fabrikatsorten besitzt und den j^roßen \'orzuR der Tabaksteuer-Abstu- 
fung nach (Qualitäten nicht Renü^cnd berücksichtigt. Des weiteren 
darf eine Hc^jic die Preise des WrkaufsTnrifs nicht zu lioch stellen, 
weil dies viel zur Abnahme der Konsuintion beitra^rt und noch den 
schädifienden Eintiuß ausübt, daß nicht nur ordinäre und schwere 
Tabake, sondern sclilielilich auch statt des Tabaks andere Siirroj^ate 
geraucht werden, wodnrcli die Gesundheit l)eeinträc]itifj[t wird. Die 
Wichtigkeit dieses rriiizips blieb l)ei der Feststellung der Verkaufs- 
preise während der Pachtiteriode des runiUnischen Tabaknionopois außer 
Acht; die Preise waren zu jener Zeit im Verhältnis zur Qualität der 
Fabrikate entschieden zu hoch. 

Bei dem Obergang des Tabakmonopols in Staatsregie behielt 
zwar die Verwaltung die froheren VerkaufiBpreise bei, aber der Rancher 
bekam daffir bessere Fabrikate. Diese sind allerdings im Laufe der 
Zeit nidit mehr dieselben geblieben, und es sind mannigfache Ver- 
toderungen der Qualitäten eingetreten, die sich jedoch mehr auf 
Zigarren'; und Zigarettensorten als auf Rauch- und Schnupftabak be- 
zieben. Neue Arten von Fabrikaten wurden eingeführt und andere 
abgeschafit; auch die Preise unterlagen verschiedenen Schwankungen, 
nur die fOr Rauch- und Schnupftabake blieben annfihemd dieselben. 

Im Jahre 1900 fand eme bedeutende 'Erhöhung der Tabakfabrikat^ 
preise statt, und zwar betrug die rreisstcigerung bei Luxustabak 
16,7 Proz.. I. (Qualität 25 Proz., II. Qualität 1(>,7 Proz.. III. Qualität 
20 Proz. und l\. Qualität 21 Proz., auch wurde zugleich noch eine 
«xtrafeine Tai>ak(iualität eingeführt, deren Preis auf 80 Lei pro Kilo- 
gramm festgesetzt wurde. 

Dadurch bezweckte die Regieverwaltung die infolge der Krisis 
von 1S!M> cntsfandenfMi Fchleinnahnien auszugleichen. je<loch beeinflußte 
diese I'rciscrhnliuiiu die Konsumtion so stark, daß diese fast bis auf 
<lie Hälfte des Jahre>konsunis von sank. 

Folgende Tabelle XII gibt darüber Aufschluß: 



XII. 



Fabrikat 


Im Jahre 19(H) 


Im Jahre UMJl 


0 

'• 

weniger . 


Luxuatabake 


»i II.') 


3 498 


4.^),47 


Tabak I QualitSt 


40 .'»22 


24 573 


39.30 


II. 


1 S7 KS."» 


118 775 


3«».77 


III. 




779 802 


20,02 


,i IV. ,1 


2 mii's 


19523:29 


9,17 
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Die Regie ennäßigte infolgedessen die Preise im folgenden Jahre, 
mit anderen Worten: die normalen Preise der vergangenen Jahre ge- 
langten wieder zu ihrer Geltung. 

Gegenwärtig besteht folgender Preistarif (siehe Tab. XIII, S. 129). 

XIII. Sorten. 



Rauchtabak 
pro kg 



Lei 



ZiVnrt'tfpn 
pro lUUÜ 



Lei 



Zipirren 
pro lOOU 



.Lei 



S'hmipftjiliak 
pro kg 



Lei 



Der feinsteM 
I. Qualität 

II. 
Ul. 

IV. „ 
Bund . . . 
Scaferlati 

(euperior) . 
Pfeifentabak*) 
T^mbeky*) 



40 

25 

m 

101 



2( 



Carmen Sylva 

JaRsy 

Spezialität 

Minister 

Ambre 

Königliche 

Infiin-('lul) 

Jaka 

Reporter 

Scaferlati 

I*riiizeMiti 

Dame 

( 'oiiHT/iali' 

li< ;iiia< n 

Militär 

Dorobantx 



15() 



nx 



80 

7") 

fi* • 

30 
25 
IT) 
10 



Kl Kio Sella 
Regalitafl 

Iiitf^rritas 

l'",li-^;inlu 

Britauica 
Favorita 

BolvfNlpro 

Nirnnia 

Tranneo« 

1 tuligene 



JßöO 
|l50| 



} 



Ceam 
L Qualität 
II. 

KajH''») 
Russiflcher') 



40 
6 
3 

20 
8 



10(J 



60 



I)ie>ie Preise sind gegenflber denen des Tarifs der Pacbtperiode 

nm 22 rroz. iii('(ln«ror. 

Trotzdem der N'erkaufstarif der rumänischen Itej^ie sicli im all- 
gemeinen durch verhältnisinäßij? hohe Preise charakteri.siert. ist der 
Konsum (siehe jn^aphisciie Dajstelhm^' D.) beträchtUci« ^'estiejien. 
Während im .lalire IST.'J nur 1808541 Klj konsumiert wurden, ize- 
lanf^te im .lahre llMii> die (h<'ifache QuantlTät. iiändirii 3 27S7(>1 kg 
zum Verl)nuu'ii; somit hatte der Bedarf an Taltak in .*5l) Jahren um 
löl Proz. oder jährlich um r> I'roz. zugenommon. Bis lss4 war die 
Taliakkonsiimtioii in einem stetigen St«'iuen licuritVcn. um sodann Iiis 
1890 wieder abzuneluuen. Diese Abnalime machte bich am meibteu 



1) Iki der lV«t)-IIung koatet 1 kg tk) Leu 

2) Alle die^c f>ortcn aiud eingeführt. 

3) Neben den dien angeführten ZigarraHKwten befinden sidi im Verkaiif 

ftemde Zigarreneorten im Praia Ton 40 bnni bia 3 Lei pro Stade. Von bekannten 

Harken ffihren wir an: 

Portaga« iäalomones ... pro 1000 3000 l^ei 

Upmann Non plns Ultra ^ »i 12f)0 „ 

fJarcia Bouquet.s .... „ „ Ihihi 

I5<x'k« liisuuirek Hmiiientes . „ „ yoO „ »ww. 

g 

\ olkswirtsrhaftl. u. wirt»oliaftsv'<»9ohirhtl. Abhandion^cn. H. 4. 
fiuauiocoica, üu Tabak monopol in RumKnien. 
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in den Jahren 1887, 1889 und 1890 wegen der Erhöhung der Tarif- 
preise und der Agrarkrisis der letzten zwei Jahre*) bemerkbar. 

Diese Einschränkung des Konsums ließ, als die neue Last eine 
gewohntere wurde, allmUhtiGh nach und die Tabakkonsumtion stieg 

wieder bis zum Jahre 1899, wo sie das Maximum von 4037^*27 kg 
erreichte. Iiier wiederholt sich die Erscheinung, daß eine Filinliung 
der Verkaufstarife zunäehst eine Verringerung des Tahakverhrauclies 
zur Folge hat, welcher jedoch im Laufe einiger Jahre seinen frfiheren Um- 
fang wieder erreicht, ..Allerdings", sagt Muhl, ,4ehrt die Erfahrung in 
Frankreich, dali auf Jede Krhöiiung der Verkaufsprei>e des HcLnetaliaks 
ein zeitlicher Iiiick-chlai: in dem Ali>atz erfolirt. dali dieser lüick'-cldag 
infoly^e einer !'r('i>ci hrilnuiLr üIk'i- jederzeit von nur L'anz kiirzci- Dauer 
ist. weil <lic Leute, welche >ich finiiial an das Schnui»feii gewöhnt lialien. 
davon nicht al>hi>>en. die Lauchcr alter ihre Vor>ätze. >ich im llauchen 
zu heschränkeii. in kurzer Zeit wieder verge>>en. und dali schon in 
den nächsten .Iahten die Hewc^ini; des Verluauchs zu einer Erweite- 
rung Iiis zu <lein rmfan;;. welchen derselbe vor der Preiserh(»hung 
hatte, sich rasch wieder geltend macht-)." 

Die Krisis v<»n 1H99 brachte für Kuniänien zweifellos eine Ver- 
minderung der Tabakkonsumtion aber mir für kurze Dauer mit sich, 
denn der Tabakvei braucli, welcher im Jalire 1901 auf 3278761 kg ge- 
sunken war, zeigte im Jahre 1902 bereits wie<ler steigende Tendenz 
und erreichte 19(B wieder das Maximum von 4036485 kg. 

Die Zunahme des Tabakverbrauches ist nicht oder doch nur in 
ganz geringem Maße dem Anwachsen der Bevölkerung zuzuschreiben, 
denn dieses ging nur sehr hmgsam von statten, da in 30 Jahren nur 
eine Zunahme von 25,4 Proz. oder jftbrlich 0.84 Proz. zu verzeichnen 
war; mehr wird sie bedingt durch flie allgemeine Verbreitung der Ge- 
wohnheit des Rauchens unter allen Schichten der Bevölkerung, wozu 
das jährliche Truppenkontingent zweifellos nicht wenig beiträgt, denn 
„La caserne est une ^>co1e oü Ton apprend k fumer*^). 

Zur Vermehrung desTaliakverbrauches trägt audi der individuelle 
Verbrauch des Ranchers mit bei. welcher heute zur Befriedigung seines 
Taliakbedürfnisses eine irröliere Quantität benötigt, als di»'> früher der 
Fall war. Während im Jahre IHl'd auf den Kopf der Bevölkerung 
nur 0,2til kg kam, ergibt sich aus der grapliischeu Darstellung D' 

1) Popovici a. 0., S. 12. 

2) M(.h! a. n. ()., S. 35. 

3) Beaulieu. Ö. 707. 
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eine stei^'onde jährliche Dun lischiiiftskoiisimitioii. welche im Jahre 1902 
0,Ö3H k^' erreicht hat. mit einem Maxmiuin von O.^if/) ktr in 18H4. 

Selh.stver.stäiullich ist der Taijakkonsum in ^'nn/. lluinäiuen nicht 
gleichmäßig verteilt Wie die Tafel A zeigt, ial die Tabakkonsumtion 
am stärksten im Bezirk Constanza, woselbst 1428 kg auf den Kopf * 
der OesamtbevAlkermig entfiillen. Die Höhe des Verbrauches in dieeem 
Bezirk findet ihre Erklärung sowohl in der grofien Verschiedenheit 
seiner Einwohner, die sich aus Griecfaenf Tataren, Armeniern und Bul- 
garen rekrutieren, welche im allgemeinen leidenschaftliche Tabakkon- 
sumenten sind, als auch des weiteren in dem Umstand, daß in diesem 
Bezirk der größte Hafen Rumäniens Gonstanza (am Schwarzen Meer) 
gelegen und der Verkehr infolgedessen sehr stark ist Als nächste 
Bezirke folgen Braila mit 0,982 kg und Govurlui mit 0,824 kg pro 
Kopf, welche ihre verhältnismäßig große Tabakkonsumtion dem Um- 
stand verdanken, daß hier die zwei größten rumänischen Donau- Häfen 
Hraila und Galatzi liegen, der Verkehr während der Schiffahrtszeit sehr 
bedeutend und auch die Zahl der hier domizilierten riechen und Ar- 
moiier nicht ?erin? ist. Am schwächsten ist die Tabakkonsumtion in 
(Ion (icKirt^'shezirken der kleinen und großen Walachei, woselbst sie 
den Verbrauch von 500 g pro Kopf nicht überschreitet. 

Im all^'emeinen ist die Tabakkonsumtion in Rumänien als zu 
klein un<l infolü;eiIessen der Taltakirenuß als wenijj; einfiel »üriiort zu be- 
zeichnen, was aus einem \'erf?leicli mit anderen Lfindern lierv(»if:;eht. 
Nach den Hcrechnunf.'en Mayrs'i betrug der Konsum in der zweiten 



Hälfte der neunziger .lalirc in den: 

Niederlanden 3.38 kg 

V(Meinigten Staaten . . . 2,53 ., 

I'.el-ien 2,31 ., 

Deutschland 1,64 „ 

Österreich 1,44 .. 

Bosnien und Herzegovina l,3ö ,. 

Spanien 1,01 ., 

Tn^arn 1,2.') ., 

Frankreicli 1,(>7 

Schweden 0,1>2 

Norwegen 0,89 „ 

Enghind 0,81 „ 

Rumänien 0,72 „ 



1) Art Tabak und Tabakbesteoeraag, Handw. i»w. Bd. VII, 2. Aufl., &. 20. 

9* 
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Italien 0,61 

Rnffltnd 0,75 ,. 

Bulgarien 0,48 „ 

Die (iosaintkoiisuintioii der 4 T;il)akliaupTfal)rikato — Ilaiiclital»ak, 
Zigaretten. Zigarren niul Schnupftabak — beziffert sicli für Rumänien 
folgendermaßen (Tafel XIV): 

XIV. 



Jahre 


Umiclitubak 


Zigaretten 




Scliiiupttabuk 


Gewicht 


Wert 


Gewicht 


Wert 


0«widit 


Wert 


G«wicht 


Wert 








0 ' 




'/. 




u 




1872 






0.(>4 


0,31 


0,88 


3.G2 


0 

OMA 


0,62 


1877 


98.21 


93.ii'J 


OX) 


2.03 


1.16 


3.r»«.t 


<».2S 


0,59 


1882 


1)7,47 


!)1.S8 


1.1:5 




1 ,07 


2,:.7 


0,33 


0.47 


1887 


9Ü,U 


S7,0S 


2.3U 


10.12 


1.07 


2.34 


0.49 


0.4Ö 


isge 


94,94 


sl.I 4 


3,54 


15,92 


1.19 


2.ß4 


0.33 


0.30 


1897 


Ki.ni' 


7S.4M 


n.'l 


is.'ll 


i,:{<; 




<t.4S 


0.33 


1902 




7r),t>4 


4,WÜ 


2l.0ti 


1,03 




0,3(j 


0,31 



Aus der Talielle XIV er*:il»t sich, daß der Uaiulitaliak sowohl 
dem Gewicht wie dem Wert nach den llan[>tj»latzeinnimnit, aber er verliert 
zu Gunsten der Zigarette immer mehr an Boden. Im Verlaufe von 
30 Jahren ist seine Konsumtion zwar in die Höhe gegangen aber viel 
langsamer als die anderen Sorten, und zwar nur mit 6^ Proz. Ge- 
wicht und 4,65 Proz. Wert, wflhrend die der Zigaretten ein jährliches 
Steigen von 1061 Proz. (Gewicht) und 695 Proz. (Wert), die der 
Zigarren ein solches von 9,30 Proz. (Gewicht) und 94 Proz. (Wert) 
und die des Schnupftabaks ein Steigen von 7,20 Proz. ((jewicht) und 
5135 Proz. (Wert) aufweist Des weiteren tritt in der Tabelle die 
riesige Vermehrung der Zigarettenkonsumtion hervor, welche mit Aus- 
nahme des Jahres 1901 in einer ununterbrochenen Steigerung be- 
griffen ist, wahrend der Verbrauch der anderen Tabakbbrikate mehr 
oder minder großen Schwankungen ausgesetzt ist, wie dies aus der 
graphischen Darstelluni? K hervorircht. 

Diese so bedeutende Zunaiime der Zigarettenkonsumtion ist der 
großen Beliebtheit dieses Fabrikates und (Nmi neu j^eschaffenen Ziijrnretten- 
sorten zuzuschreiben, welch letztere durch ilire Form und oft recht 
barocken Namen den Raucher interessieren. Es beweist die.s aber 
auch, daß in dem (ie^chuiack und der (iewoludieit des rauchenden 
rumänischen Publikums eine völlige Änderung eiugetreten ist 
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Diese Erscheinung zeigt sich auch in Deutschland, Österreich 
und Ungarn, in welchen Lftndem der Zigarettenverbrauch auf Kosten 
des Bauch- und Schnnpftabaks bedeutend zugenommen hat^). 

3. Die Ausfuhr der Regiefabrikate. 

Aufier den für den inlftndischen Konsum hergestellten Tabak- 
fabrikaten verkauft die rumllnische Regie auch solche — nämlich 
geschnittenen Rauchtabak und Zigaretten besserer Qualitäten — nach 
dem Auslande, und zwar nach Deutschland, Belgien, Holland, Österreich, 
Nordamerika, England, der Schweiz, der TOrkei, Bulgarien, Frankreich 
und Rußland. 

Allerdings verkauft die Regie die Fabrikate dem Ausland viel 
billiger als dem Inland, und zwar bewillif^'t sie crsterein einen Rabatt 
von 3ö— 40 Proz. - j auf die im Iidand geltenden Preise, während die 
Transportspesen dem Käufer zur Last fallen. 

Trotzdem ist die Ausfuhr der rumänischen Tabakfabrikate sehr 
gering und besitzt keineswegs die vorliältni.smäßig groüe Bedeutung 
derjenigen Frankreichs. Öslcrrcichs oder Italiens. In der Tat beitrug 
die Ausfuhr der französischen Kegie 1 Proz. als (iewicht und O.TO Proz. 
als Wert des (lesanitverschleiUe> des Jalires li«>2. die der öster- 
reiciiiM-hcn Kegie (M>4 Proz. <ds (iewicht und l.0(> Proz. als Wert, 
die der italienisclien Rei:i(> Proz. (iewicht und (>.'.•<> Proz, als 

Wert aus (U'in ( le-anitvcrsclileiU des .lahres llMi2, während die Aus- 
fuiir (h'r rumänischen Rei^ie 0.71 Proz. als (Iewicht und o.<K)2 als 
Wert des (iesamtver.-chieilj es desselben .lahres ausmachte. Deshalb 
verkauft auch die rumänische Regie die Tabakfabrikate dem Auslaml 
zu solclien billigen Preisen, um eine Steigerung der Ausfuhr her- 
beizuführen. Ihren löblichen Bemfihungen stehen aber die hohen 
Zölle und die starke Konkurrenz anderer fremder Fabrikate ent- 
gegen; auch ist zu berOcksichtigen, daß die rumSnischen Tabak- 
fabrikate erst vor wenigen Jahren auf dem ausländischen Markt in 
Konkurrenz getreten sind, wfihrend die der französischen. Österreichischen 
und italienischen Regie bereits seit langem bekannt sind und schon 
einen gewissen Grad von Renommee besitzen. Außer den oben ange- 
fahrten Hindernissen haben die rumänischen Tabakfabrikate auf dem 
Weltmarkt auch noch mit anderen Faktoren zu kämpfen, so z. B. mit 
der unberechtigten ungOnstigen Meinung seitens der Konsumenten be- 

1) Siehe Kurl Aju lt a. a. O., S. 153. 

2) OUanescu a. a. 0., 397. 
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zfiplirli der (iiite der Falirikate. Diese Meinung mochte wohl während 
der Pachti)eriode ihre volle lierechtigung haben, unisoniehr als die 
Pachtgesellschaft der Ausfuhr ihrer Fabrikate nicht das geringste Inter- 
esse ontgegenl trachte und infolgedessen von 1H72 bis 1>^7U die Aus- 
fuhrsuinme an Tabak nur lOS Lei betrug, für die Neuzeit aber ist 
ein solches ungerechtfertigtes Mißtrauen nicht mehr am Platze. 

Seit der Übernahme des Tabakmonopols durch den Staat richtete 
deshalb die Begieverwaltung ihre Aufmerksamkeit auch auf die Hebung 
der Ausfuhr der Tabak&brikate. Diese begann mit einem Gesamt- 
gewicht von 114 kg und GesamterlOs von 28ö7 Lei im Jahre 1880 
und stieg ununterbrochen bis zum Jahre 1902, in welchen sie «H494 kg 
und 27470 Lei betrug. Also bat die Ausfuhr in diesen 23 Jahren 
um das 48fache an Gewicht und das Ofache an Wert zugenommen. 

Von einem bedeutenden Export rumänischer Tabakfabrikate kann 
unter solchen Umstanden natflrlich bis jetzt noch nicht die Rede sein, 
aber die erzielten Ergebnisse geben die Hoffnung eines stetigen wenn 
auch hmgsamen Steigens der Ausfuhr. 

4. Die finanziellen Ergebnisse. 

Die tinanzielien Ergebnisse des Taltakinoiiopols, weh'he in allen 
Monoj)oUändern den Kar(linal|»unkt dieses Pesteuerungssystenis bilden. 
k()nnen nicht besser hervorgeliohen werden als durch die Würdigung 
der Gesamtausgaben und Bruttoeinnahmen, weil diese allein ein klares 
Bild darüber zu gel)en imstande sind. 

F]s ist eine bekannt(! Tatsache, daß in jeder freien Industrie der 
Unternehmer danach streljt, die Ausgaben auf das geringste Mali 
zu beschränken, luu dadurcii billiger zu produzieren als seine Wett- 
bewerber. Nur auf diese Weise kann er gegen die Konkurrenz 
kSmpfen und sidi halten. ünterMt er dies aber, so geht sein Ge- 
schäft zu Grunde. Weü der rumänischen Tabakindustrie als Staats- 
monopol, wie jeder anderen seitens eines Staates monopolisierten In- 
dustrie, dieses Streben fehlt, insoweit sie keinen Konkurrenten hat, 
konnte man annehmen, dafi die Regieverwaltung audi nicht be- 
strebt sei, die Ausgaben zu vermindern und infolgedessen biUiger zu 
produzieren, aus dem einfachen Grunde, daß sie gar kein direktes In- 
teresse an dem Gedeihen des Unternehmens habe. Das Gegenteil ist 
aber der Fall, in dem Entwicklungsgang des ruraSnischen Tabak- 
monopols erkennt man das fortdauernde erfolgreiche Bemühen der 
Regieverwaltung, die Ausgaben herabzusetzen. Die graphische Dar- 
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Stellung D (siehe Anbang . ^^ eiche auf Grund amtlichen Materials 
an statistischen Daten entworfen ist, veranschaulicht, wie die laufen<leu 
Ausgaben während H Jahrzehnte von 31KX>7*.*4 Lei im Jalire 1872 auf 
J^42(*»:»Ült ') Lei gestiegen sind. Auffallend ist, daß die Ausgaben in 
der PachtiK'riode höher sind und größere Schwankungen aufweisen 
als in der Staatsbetnel>si)eri<Hle. In dem oben genannten Zeitniuni 
gingen die Ausgaben langsuii in die Höhe in engem Zusanunen- 
hang mit der Entwicklung des Hetriebes. Nur im Jahre ISIH» er- 
reichten die Ausgaben ein Maximum von \i^'yJ041'2 Lei, welchse 
jedocli iinnierliin hinter den» Maximum von Il!K5(Ki()7 ilS77'7H) der 
Parlitpei ioilc /urüekbleiltt, Al)geselien vom Jahre l-'->7U. wo Ausgaben 
wie Kmiiainiien mir für H Monate angegeben sind, stiegen die Aus- 
gaben jiUirlich in der Pai litperiode um ;i 1 Proz., iu der späteren (Staats- 
mono])ol-) Periode jedoch nur um 4,H7 Proz. 

Dieser Unterschied wird ersichtlich aus der Angabe des VerliSlt- 
nisses der Ausgaben zu den Bruttoeinnahmen, n&ndich: 



Jahr 


Verhältnif 

«0 \ 


Jahr 


Verhlltnla 
. »n 7. 


1873 


S2.78 


1889 


31,38 


1874 


50.86 


1890 


31,41 


1870 


r)7.0l 


1891 


20.LM 


187G 


5ß,55 


1882 


25.58 


1877 


54,32 


3893 


283 


1878 


1894 


28,- 


1880 


89,47 


1895 


28,50 


1881 


33,52 


1896 


2a83 


1HM2 


34,25 


1897 


27,61 


1883 


35.30 


181« 


2627 


1884 




1891) 


26,36 


l8sr. 


3Ö.47 


190Ö 


28,16 


18SK 


32,16 


1901 


25,18 


iss: 


30,20 


1902 


2337 


1888 


2937 







Die Höhe der Ausgaben in «ler Paclitperiode hat ihren Grund 
einerseits in den Schwierigkeiten, die die PachtgesolNcliaft für die 
vollständige Durchführung des Monopols hatte und andererseits in 
den großen Ochältern die sie, wie oben sclion erwähnt, den Beamten 
— vor allem den höheren Beamten — zahlte. Bei dem Übergang 
<ies Monopols in Staatsbetrieb wurden schon im ersten Jahre {iSHO) 



l) Diese Summe wurde iu folgfiuleu roften an«p:efiihrt : 

a) Fabrikationskosten . 1341 15'J,28 otiei 1. '),*.)_* Proz. 

b> Tat)akmaterial . . . 4 OrK) 927,08 47.9:) ». 

c) A(lininiatration.sko.sten <)<>S 432.41) ., 7.23 

d) Sonstige Aufgaben . 2425881,17) .. 28.90 
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20,12 Proz. an Ausgaben erspart. Die Fortscliritte in der \'er\ven(lung 
des Rohniatorials und in der Organisation der Arbeit, sowie die Her- 
abset/.iHiij; des Rabatts gestatten die Ansi.'alien immer mehr zu ver- 
mindern und infolgedessen billiger zu produzieren. Ein Vergleieli in 
dieser lieziehung mit Frankreich. Osterreich und Italien wirft ein gün- 
stiges Licht auf die rumänische K<'gieverwaltung, und zwar bildete der 
Prozentsatz der Ausgaben für das Jahr 11K32: 

in Frankreich .... Proz. 

„ Österreich . . . 3s,ö3 ., 

Italien 2.-i,i)4 .. 

.. raiinänien .... 23,^7 „ 

aus den HruttoeinnahmcMi. Wenn demnach der SchlufJ. daß der Staat 
kein schlechter Untei iiclimer sei, für die erstgenannten drei Regien 
bezüglicli der Monopolverwaltung zutrilTt, so gilt derselbe in gleicher 
Weise auch für die rumänische Regie. 

Die Linie der Bruttoeinnahmen zeigt, wie aus der graphischen 
DarsteUimg D ersichtlich ist, ein fortwährendes Steigen derselben. 
Von 11916794 Lei im Jahre 1873 stiegen sie anf 21637681 Lei 
im Jahre 1878, es ist also ein jSbriiches Steigen von 10^ Proz. in 
der Zeit der Pa4^tperiode zu verzeichnen. Dieses bedeutende An- 
steigen ist der Einführung des Monopols und der grofien Zahl von 
Fremden, die während des Unabhängigkeitskrieges von 1877—1878 
nach Rumänien kamen, zuzuschreiben. Wenn wur aber von dem ersten 
Jahre des Monopols und dem Jahre 1877—1878 absehen, denn stellt 
sich nur ein jährliches Steigen von 2ß Proz, in diesiff Periode heraus. 

In der Regieperiode stiegen die Bruttoeinnahmen von 209570&3 
Lei im Jahre 1880 auf 86470541 Lei im Jahre 1902. 

Die stärkste Zunahme fällt in folgende Jahre: 

1881 mit 2706676 Lei oder 12,92 Proz. gegen das Jahr 1880 
1892 „ 2156297 „ „ 6,57 „ „ „ „ 1891 
1809 „ 2 470 (501 „ (;,03 „ „ „ „ 1898 
und die Mindereinnahmen beziffern sich in den Jahren: 

1890 auf l(;i 129 Lei oder 0,51 Proz. gegen das Jahr 1889 

1895 „ 883690 „ „ 3,36 „ „ ., „ 1894 

1896 „ 326285 „ „ 0,89 „ „ „ „ 189.5 
1900 „2814101 „ „ 7,06 „ „ „ « 1899 
1902 n 1989161 „ „ 5,33 „ ^ „ „ 1901 

Im ganzen betrug das jährliche Steigen der Bruttoeinnahmen 
3,90 Proz. bis 1899 und 3,22 Proz. bis 1902. 
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Die Vorliebe der Konsumenten fflr das Zigarettenrauchen trug 
wesentlich zum Wachsen der Bruttoeinnahmen mit bei. wie ans fol- 
gender graphischen Darstellung (F) hervorgeht 

Von auf oder 

11. '174 201 Lei 27^,47 1;"):; Lei 15.7« Proz. pro Jahr Rauditabak 

s;i»;7»;o .. 2.21» Ziuarn'ii 

.%377 .. 7^^7Ü^*97 21,58 .. „ ., Zigarretten 
74884 „ 112663 ^ 0,35 n n » Schnupftabak 
Im ganzen sind die Bruttoeinnahmen in 30 Jahren um das Dreifiuhe 
gestiegen. Die Ursache dieser Zunahme liegt einerseits, wie schon ge- 
zeigt wurde, in der wachsenden Tabakkonsumtion und andererseits, 
als Folge der Vergrößerung des Nationalvermfigens, in der Vorliebe 
des Publikums fQr bessere Qualitäten. In der Tat ist, während die 
Bruttoeinnahmen mit 3,90 Proz. jährlich gestiegen sind, für die kon- 
sumierte Tabakquantität eben&lls ein jährliches Steigen von 2 Proz. zu 
verzeiclinen. 

Infolge der Zunahme «Icr Bniftocitmge und der Verminderung 
der AusgalxM) sin<l die Nettoetnnakmen bedeutend gestiegen, wie die 
graphische Darstelhmg D es veranschaulicht. Schon im eisten Jahre 
(1>>71» HO) des Regiebetriel)es erhöhten sich dieselben von 9r»l2(MK» Lei, 
dem von der Pachtgesellschaft gezahlten Pacht>chiliing. auf 12()4s;n(> Lei 
oder um ;>1.!>7 Pioz. und (Mreichten. in den folgenden .laliuMi fortdauernd 
anstciljt'iHl. im .lulirc is'.i;» das Maximum von 2!*.'547 4>s Lei; somit 
halfen >i( h du- Xcttociiiiialimen in einem Zeitraum von 2<> Jahren um 
das Dreiundeinviertelfache erhöht. Das jäbrhdie Steigen bezitferte sich 
auf 4.;is Proz. 

Die wirtxliattliclie und finanzielle Krisis von \XW. die furdit- 
barste. die Pumänien seit 4U Jahren erlebt hat'), beeintlulite sell)st- 
verständlich die Nelloeinnaluneu, die im Jahr 11»U0 um \K'.\ü Proz. 

1) Eine gute Charakterif*iorung dit^tT Krisig i»t im Handelsarcliiv HK)I, 
Rl. II, S. 241 zu tiiiiit ii, (l« r wir f(»l^ciid»'> i iituehiiifii : ..Rumfinieii im Ik'richts- 
jabre von einer MiUeriitc heinigesucht worden, wie (!>ie M-it Men.Hc liengcdenkcn nicht 
Torgekomuieii ist Jedenfalls hat. wie festgestellt ial, in den letzten 40 Jahren 
kein« Ernte soweit fehlgeschlagen. Der Grand war ^e gans nuflerordentliche 
Dflrre. FOnf Monate lang fiel -«o gut wie kein Regen, nachdem schon im Winter 
sehr wenig Srhnf«' und Fiiulitijrkeit nietlergegangen w«r. l>ie Aikerpflanzen 
waren dann trotzdem infolge warmer Winde — wiihrend der .Monate Februar, 
März und April empurgekeiiut, dann sind sie aber tatsächlich verdorrt. Der Boden 
war hti Umaekcrungsversucben hiufig geradeau liegeUiarti die spirliobeii Hahne 
wurden von den Lentoti mit dem Händen ausgerissen, von Anwendung der Sichel, 
der Sense <>der gar der Schneidemaschine konnte keine Rede sein. Die Bauern 
haben häu£g nicht einmal die Saat hereingebracht". 
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sanken und weiterhin bis \\M)-> ein jälirliclies Sinken von 2ßl I'roz. 
zeigen. Trotzchnn hielten sich die Nettnoinnahinon im allgemeinen auf 
ziemlicher Höhe, denn die im Jnhre als Nettoeinnahme (irreiditc 

Summe von 2«)S77 2.'n Lei wurde nur von 4 vorliersehcnden Jahren 
übei*sehritten. aliLreM'hen von dem aulierordentlichen .lahrc \><W. 

Im ganzen wuchsen die Nettoeiunalimen in Jk) Jahren mitll2Proz. 
oder .').7.'i Proz. Jährlich. 

Wenn der im Jahre 1^72 ahfjcsrhlossene Vertrag der Monopols- 
verpachtung nicht abgcschatTt worden wäre, würde er kaum in 1><S7 
aufgehoben worden sein; in diesem Jahre hätte der Staat einen Nutzen 
von nnr 11534400 Lei gehabt, wahrend das in Begie betriebene Mo- 
nopol ihm fttr jenes Jahr ungef&hr den doppelten Ertrag brachte, 
nämlich 21311539 Lei Seit 1879 bis 1887 hiltte der Staat von der 
Pachtgesellschaft einen gesamten Nutzen von 89710000 Lei gehabt, 
die Staatsregie aber brachte in demselben Zeitramn 156830153 Lei 
Nettoeinnahmen, ein schönes Ergebnis, welches die Ansichten der- 
jenigen, die den Staatsbetrieb des Monopols verlangten und förderten, 
genOgend rechtfertigt Ziehen wir die jährlichen Nettoeinnahmen zu- 
sammen, so ergibt sich, daß das Tabakmonopol in 30 Jahren dem 
rumänischen Staat die Summe von 565505063 Lei als Reinertrag 
geliefert hat, also Ober ein Drittel der konsolidierten Staatsschuld 
Rumäniens im Betrag von 1413339^x5 Lei im Jahre, 1902 <). 

bezieht man die Einnahmen auf die Bevölkerung, so ergibt sich, 
daß der Betrag von 2,30 Lei, welcher im Jahre 1S73 pro Kopf der 
Bevölkerung entfiel, im Jahre auf r),H7 Lei pro Kopf stieg, wie 

dies aus der grapiiisclien Darstellung D ersichtlich ist, also verbraucht 
gegenwärtig der rumänische Konsument mehr als die doppelte Quantität 
Tabakfahrikate. welciicr Konsum s(>!hstver>tändlich sich nicht über 
Rumänien ,t,'leichmäliig verteilt, soiidorn. wie die Tafel ß beweist, in 
dem einen lie/.irk größer, im amleren kleiner i>t. 

Der Bezirk Ilfow mit der in ihm Iteleizenen Hauptstadt Bukarest, 
nach welcher stets ein i)edeutender Bev()lkerung>/.utlnli besteht, wirft 
den höchsten Ertrag ah; es ist dabei al»er zu berücksichtigen, <lali in 
Bukarest die reichsten Personen des Landes leben. 

Ferner tragen bei: 

2 Bezirke mit einer Summe von 8— 10 Lei 

3 „ „ „ n ()~* ^ 

14 « t* 11 " II 4— h „ 

10 ,• 1« m ♦» w 2 4 

1) Frh. V. Brackel, Ruiuinieiis Suuts- Kredit. Manchen 1902, S. 82. 
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Diese 10 letzten Bezirke sind zum pröüteii Teil ßeruluvirke. wo 
im allgemeinen die üevölkciun^' viel ärmer ist als auf dem platten 
Lande, Der Platz, den jeder Heziik lieziiglicli der Abstufung' in der 
Darstellung der Durelisciniittsertriige einnimmt, entspricht durchaus 
nicht dem. den er in der Ahstufung der Konsumenten hat, denn jeder 
Bezirk iiat anderen (ieschntack. andere < iewohuheiten und ist reicher 
oder ärmer als ein andf^rer, infolgedessen seine Bewohner teuerere oder 
billigere Tabaksorten rauchen. 

Im Vergleich mit den übrigen europäischen Ländern scheint der 
rumänische Tabakraucher nicht so hoch durch die Tabaksteuer belastet 
zu sein, aber tatsächlich ist er es doch, denn er konsumiert viel weniger 
als der Baucher anderer Länder, in denen die Tabaksteuerbelastung 
schwächer ist, wie aus der folgenden Tabelle XVI hervorgeht, welche 
dem Handwörterbuch entnommen ist: 



XVf. , 

Zweite Hilfteder neuosiger Jahre. 





Sumine io Hark 


kg 




fi.8: 


1.07 




3.87 


U^l 




0.61 




4,2:^ 






3.60 


1,01 




0,72 


Vf>n"inii;to Staaten . . 


•m\ 


2.53 




3,23 
3.H1 


1.23 


Norw^n 


1,81 


o)t» 


}ii)9nien und Her/.i%uwiua 2,22 


1.35 


HulgariiMi 


L'.43 


0.48 












2,31 






0.92 






0,7ö 




0,66 






0.4!) 






0,05 


;i.:{s 



Es ergibt sich auch aus der Tatsache, daß die Steuer mehr als 
viermal hoher ist als der Werf des herirestellten Produktes. Ein Kilo 
fabrizierten Tabaks kostete der Ke[;ie 11H»2 If.lH Lei und die^elbe 
Y<>rkanft<' e~- den Kon>nmeiiten mit IM 2 Lei, sie erzielte also eine« 
Isetfu^'ewiiin von <').1»4 Lei jiro Kilogramm. 

Die fran/.<)sis(he Regie hatte in d<Mn>elben .lahr einen Netto- 
gewinn von S.TIi Fr('>. pro Kilogramm, alter die Hevölkerunj^ Frankreichs 
ist viel reicher als die l!<'V(»lkerun^' Rumäniens. Kine Frliölnmi,' der 
Tabaksteuer in Rumänien i>t zur/.eit. ohne eine Heeinträchtiuunt: der 
Kiiinahnieii herbeizuführen, nicht möglich, denn wir glauben, dali die 
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Tabaksteuer in Rumänien den höchsten Grad der Elastizität erreicht 
hat Die Einnahmen werden nicht stehen bleiben, sondern sie werden 

mehr lind mehr steigen, weil sie Hand in Hand gehen mit der Zu- 
nahme der Konsumtion und dem Reichtum Rumäniens, letzterer her- 
vorgerufen durch fortschreitende wirtschaftUche und industrielle Ent- 
wicklung. Die bisher erzielten Tabakerträge sind zufriodeiisteilcnd 
und ihre Bedeutung geht aus dem entsprechenden Vergleich mit den 
anderen Steucreinnahme(iuellen, und zwar am besten mit denen der 
anderen Srantsmonojjole hervor. 

(icgcnwäitiL' iiestehen in l^mniinicii aiilior dem 'lahakmonopol 
noch (He ö fol^^'cndcii : Salz-, Zündholz-. Sjiielkarten-, Pulvei - und Zi- 
^arcrt(Mi|>a])ier-M()iio]>ol. Keines von «lieseii. seihst «las Salziuoiioiiol. 
welclies sehr alt ist und schon seit isiio von dem Stiuit l>ctriel»en 
wird, zeigt eine so große Entwicklung' und Hlüte wie das Tahak- 
jiionopol. Wahrend die Salzmonopoleinküiifte in der Zeit von l!^&2 
bis liK>2 von ;iU Mill. auf 7,4 Mill. Lei oder um 13H Proz. (jähr- 
lich 3,37 Proz.), die Zündholzmonopoleinkünfte von 1881 — 1!M>2 von 
2,1 Mill. auf 2,9 Mill. Lei oder um 38 Proz. (jährlich 1,81 Proz.j, 
die Spidkartenmonopoleinkflnlte von 1887—1902 von 190050 auf 
485710 Lei oder um 156 Proz. (jährlich 9,75 Proz.), die Schiefipulver- 
monopoleinkflnfte von 1889—1901 von 601867 auf 496481 Lei oder 
um 77,50 Proz. (jährlich 1,35 Proz.) sinken, die Zigarettenpapier- 
monopoleinkflnite von 1900—1902 von 1,7 auf 3,9 Mill. um 129 Proz. 
(jährÜch 43 Proz.) aber gestiegen sind, erhöhten sich die Tabakein- 
kflnfte von 1872—1902 von 11,9 auf 35,3 Mill. Lei oder um 196 Proz. 
(jähriich 6,53 Proz.). Obschon die Einkflnfte des Spielkartenmonopols 
ein höheres jährliches Steigen zeigen als die EmkOnfte des Tabak- 
monopols, fallen sie jedoch nicht schwer ins Gewicht, weil sie von 
keiner so großen Ausdehnung sind, wie die Tabakeinkflnfte. Dem 
jährlichen Steigen der Einkflnfte aus dem Zigarettenpai)iennonoi)ol soll 
keine grolie Bedeutung beigelegt werden, weil die kurze Zeit seines 
Bestehens keinen sicheren Schluß zu ziehen gestattet. 

Alle di('s<^ T) Staatsmono])olc brachten dem Fiskus im Jahre l'JOl <)2 
einen Totalertrag von ö(i:U'><MK) Lei, welcher 23,2(> Proz. des ganzen 
Budgets von '2\^S) Mill. bildete. 

Daran partizipierten: 

das Tabakmouopol .... mit (>i>,47 Proz. 

„ Salzmonopol „ lö,21 „ 

„ Zündhcrizmonopol . . . ., 5.72 „ 

., Sj)ielkartenmonopol . . '>.'"> „ 

„ Pulvermonopol (»,1I7 

„ Zigarettenpapiermonopol mit 7,i>7 r> 
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Also alle Einkünfte der anderen Monopole bleil)en weit liiiiter 
denen dor^ Tabakmonopols zurück. Diese Cliarakteristik zeigt das 
Taltakmonoj)ol in seinem ganzen Entwicklungsgang, wie die graphische 
Darstelhiiig (i es veranschaulicht. Ein N'ergleich mit den anderen 
Srpuer(|uellen fällt el)enfalls zugunsten des Tahakmonopols aus. Die 
direkten Steuern betrugen für das Jahr liK)2 17.74 Proz. des liiidgets, 
also nur \S)\) Proz. mehr als die Tabakmonopoleinkünfte. Selbst die 
imiirekten Steuern, welche lli,;')^ Proz. des Budgets ausmachen, sind 
nur um 2,iVJ Proz. überstiegen, da dieselben bloß 14,13 Proz. aus- 
nuichen. Überhaupt decken die Tabakmonopoleinküufte ein Sechstel 
aller Stiiut-sausgaben. 

Alle diese Ergebnisse zeigen zur (ienüge, daß die Tabakmonopol» 
einkünfte eine wichtige Stellung in dem rnm&nischen Budget einnehmen 
nnd dafi sieh fOr RnmSnien das Tabakmonopol als eine ebenso zuTer- 
Ifissige, wie konstant rdchliche Stenerquelle bewShrt hat 

Dies allein, abgesehen von der bedentenden Elnwirkong des 
Tabakmonopols aaf die Tabakkultnr, wflrde genügen, die EmfOhrung 
dee Tabakmonopols dessen größten Gegnern gegenflber zu rechtfertigen. 
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X. Schlua 

Rückblickend auf unsere Betrachtunpon fllx-r das rumänische 
Tabakmonopf)] mul dossen Organisation selion wir. daß das Tabak- 
monofK)! »ick auci» in Rumänien als die Jiestc Besteuernnfisart des 
Tabaks erwiesen und infoljjedessen der \olks\vjrtscliaft Rumäniens im 
allsenu'inen auch die Vorteile gebracht bat, die von den Theoretikern 
vorau.siiesehcn wurden. 

Zunächst hat si<'h (h^^ Tabaknion<i]>ol dem Tabakbau nicht un- 
fiüiistif? erwicx-n. wie dies im aHLrcnicincn von <hMi (ieuncrn dos 
Monopols bt'hau]»t('t wird. Im ( icLTcntcil nahm unter der Herrschaft 
des Monopols die AuMlcimun^' der Tal»akaid»autiäche mehr und mehr 
zu. und durch das Iie>trel>en der Regieverwaltnn«.; wurde eine wohl- 
tiitige Wirkun^z auf die Verb('s>erunp der Tabak-Norton aus«?oül>t. 

Obsohon die Tal»akpHan/or für ihre Tabakornto niclit so iiolio Preise 
erhalten, wie z. Ii. in Frankroich und Italien, borindcn sie sich trotz 
alledem in einer besseren Lage als bei freier Konkurrenz. Sie laufen 
nicht die Gefahr der Ausbeutung durch Zwisdienhändler oder be- 
deutender Preieschwankungen. weil sie im Staat einen regelmäßigen 
und sicheren Abnehmer besitzen, der Urnen ohne Schikanen schon im 
Voraus bestimmte Preise zahlt Aufierdem wird jede Ausbeutung 
seitens der Landwudierer vermieden, denn die Tabakbauor können 
von der Bcgieverwaltung Geldvorschflsse bekommen. Die Belehrung 
durch die Begieagenten, die Errichtung von Trockenanstalten u. a. m. 
sind aufierdem noch Vorteile, die der rumSniscJie Tabakbauer bei freier 
Konkurrenz weder gehabt hat noch haben wfirde. 

Eine Gewährung höherer EinlOsungspreise ffir das Emtematerial 
wQnfe die einzi^^^e noch bestehende Schattenseite in dieser Beziehung 
beseitigen. Freilich wird die Regieverwaltung eine Änderung hierin 
sobald nicht eintreten lassen. 

DieTabakindn^-ti io wurde keineswoirs ffeschädi^t. denn eine solche 
im enteren Sinne des Wortes bestand nicht. I)eint,'om;i(j ist der Ein- 
wand der (iegner des Monopols, daß es <lie Tabakindustric zerstöre, 
für Rumänion niclit gültig. Im (Jegenteil. das Tabakmonojtol hat die 
Tabnkindu>trio ins Leiten uond'on. so dali man bohau|»teii kann: eine 
oi-ienthcho Tal)akindu<trie bo>teht in Rum;ini«'n er-t M-it und durch Ein- 
führuiiuf dos 'raliakinoiinpols. l'.ei freier Konkurrenz wäre (ho 'l'abak- 
industrie noch lange Zeit auf der früheren primitiven Sttifo goblioben, 
wüiiU^ >icli eventuell heute noeii (htrt betimh'n. >«Hlal.i viele Millionen, 
die jetzt im Lande bleiben, jührlich über die lirenze gehen würden. 
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^DduBtrieen** — sagt mit Becht Metzler — „lassen sich jedoch 
nicht aus der Erde stampfen. Ein kapitalarmes Land wie RumSnien^ 

dessen Bevölkerung an der Scholle klebt [ *)] 

konnte aus der Privatinitiative allein heraus ni^als zu einer schnellen 

Entwirkolung industridler Tätigkeit gelangen. Hier mußte der Staat 
fördernd eingreifen. Zwar waren Ansätze einer nationalen Industrie bereits 
vorlumden. So blühten die staatlich monopolisierten Tabak-, Salz- und 
Zttndholziiidu.strieen und fülirten der Staatskasse reiche Erträge zu"'). 

t'nter der neuen Form des (iroßbetriel)s nimmt die Tabakin- 
dustrie immer mehr zu. Sie <:estattet uiclit nur den iuländischen Be- 
darf zu decken, sondern aucl» für tlen KNjiort zu erzeu^eu, eine iicn- 
nen>\verfe Krsclieinunf^. die bei freier Konkurrenz nicht stattgefunden 
hat. Die Konsumenten erhalten ^Mite. i,deieliniäl.ii;^'e und reine Tabak- 
fal»nkate. denn ..le inonoi>(>le ^'ouvernemental est le seul i)n)C(''dt'' pour 
avoirdes itroduitsconvenaldes iiygieni(pies. non sophisti(iu(''>- Die kh'ine 
Auswahl der Tabakfabrikate erscheint hier als eine Schattenseite, die der 
Cirundlage des Monopols fzemäU eine ras<'lie neseiti|:;ung erfordert. 

In Bezug auf die ArbeitsverhiUtnisse haben wir gesehen, daß 
die Arbeiter sich in einer zufriedenstellemleu Lage befinden, die sie 
bei freier Konkurrenz nicht hätten, wie die Lage ihrer Genossen ans 
der Privatindnstrie es beweist FQr sie sorgt die Regie in sittlicher^ 
wirtschaftlicher und sanitftrer Weise. Dadurch wird die wichtigste 

Ii Wir bahcn fol;;tU(lf W'itrtf Ixi Seite gelassen: ..... und mit einer schwer 
auttruttbärea ArbeiUunlu;it und Trägheit zu kämpfen bat", weil üe um als über- 
trieben eracheineo. 

Zunichst wideraprieht der VerfasMr eidi spiter selbst, indem er sagt: 

„Fftr die landwirtHchaftllche Iktat i^ung hat daher die Bevölkening noch genügenden 
Spielraum. Dazu kommt, da 15 der Rumäne von Hause aus Ackerbauer ist 
und wenig Liebe für die Fal>rikläligkeit hegt", (a. a. O. S. 53). Aulierdeni 
halten wir dafür, daß eine Landbevölkerung, die während der Periode der Land- 
arbeit mindestens 15— Stunden tiglich tOditlg arbeitet, keinesw^ den Vor- 
wurf einer schwer au-rottbnren Arbeitaunhist und Trägheit verdient. Die Tatsache, 
<l.iß die nifiiäiii-rhe I-aiuiUcvolkernng im Winter im alljr'iiieii)eii fehr wenig tätig 
i."»t, darf nicht verullgemeitiert werden. Die Ursache die.ser I ntätiglceit liegt nicht 
in der Natur des Bauern, sundern oichr in seiner Unwissenheit, denn der Bildungs- 
drang unter denselben ist leider ein sdir geringer. Der Vumt hat bis jetst sovid 
wie nicht.'! für die rumänischen Bauern getan, deren Arbeit Rumänien zum größten 
Teil all' - verdankt. W< ihi der rumäniftche Biuier aWr gut eeleitet i^t, dann gibt 
er den liauern anderer liiiider nichts nach, die »ich al» tüchtig rühmen. 

2) Rumänien, seine Handelspolitik und sein Handel 181K)— liKK), Alteoburg 
1902. 8. a 

:\) Leroy-Beaulieu, PanJ, Trait^ de 1« science des finance», IV. Aufl. 
Pari* 18h8, Bd. I, p. 701. 
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und dringlichste Fordeninii der Arbeiterklasse verwirklicht. daU die 
Arhoitsdaiier eine humane und die Arbeitsart keine Uie Gesundheit 
oder das Lolicn .acflilirdende sei'). 

Daneben erfreuen >\ch die Tahakarlteiter eine» genügenden Lohns 
und der Sicherheit u^gen Arl»eits.st<»ckun!?, 

Auch der schwerwiegendste XOrteii des Mono]»ol>, nändich grölite 
Sicherheit und Höhe der Kinnaiinien. hat in dem rumänischen Tabak- 
monopol seine Verwirklichung gefunden, indem es jährlich der Staats- 
kasse groüe Beiträge einbringt und dem Stiuite durch andere Tabak- 
steuern schwer zu erlangende Einnahmen zusichert 

Femer ist noch zu berflcksichtigeii der Gewinn an Vermehrung 
inlftndischer Kultur und Fabrikation, wodurch ebenfalls weniger Geld 
in das Ausland geführt wird. Wohl sind diese finanziellen Resultate 
nicht so glilnzend, wie die beim franzteischen oder dsterreichiscben 
Monopol, mit denen sie aber nicht verglichen werden dürfen; denn 
diese LSnder besitzen iu dieser Hinsicht reiche EifEdirungen. Immer- 
hin sind die vom Monopol erzielten Resultate für Rumfinien von größter 
Bedeutung. 

An der Hand dieser Ergebnisse kann die gegenwärtige Be- 
stenenmgsart des Tabaks in Rumfinien als eine sehr befriedigende 

Lösung der Tabaksteuerfrage angesehen werden. Deshalb unterliegt 
es keinem Zweifel, daß das Tabakmonopol, welches sich nicht nur als 
eme bedeutende Staatseinnahmequelle, sondern auch als eine Quelle 
von Benetizien für die iniindische Kultur und Industrie erwiesen hat^ 
sich auch ferner bewähren und seine Organisation, die sich im allge- 
meinen durch Vollständigkeit anszeidmet, zweckm&fiig weiter ent- 
wickeln wird. 

In den Händen einer umsichtigen und tüchtigen Staatsverwaltung, 
<lie schon durch den (ieist der Sparsamkeit. Ordnung und des Fort- 
schritts sich charakterisiert hat. wird das Tabakinonopol dem Staate 
noch gröliere Einnahmen einl>ringen, deren er seiner pdiitischen und 
volkswirtschaftlichen Entwicklung wegen nur zu nötig bedarf. 

Der Entwicklungsgang und die Ergel)nis>e des Tal)akmon(»i>ols 
in Rumänien beweisen. daU es sehr an seinem Platz und den Ländern 
y.u empfehlen ist. in denen die Kultur und Industrie auf einer nie- 
drigen Entwicklungsstufe stehen. 

l) ävhöuberg, a. a. O. Bd. II, 6. t>3. 



Irntck TMi Aat. Kllai|iftt ia Jona. 
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